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Präsidentin Regina van Dinther: Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Ich heiße Sie herzlich willkommen zu unserer 
heutigen, der 32. Sitzung des Landtages Nord-
rhein-Westfalen. Mein Gruß gilt auch unseren 
Gästen auf der Zuschauertribüne sowie den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern der Medien. 

Für die heutige Sitzung haben sich zwölf Abge-
ordnete entschuldigt; ihre Namen werden ins 
Protokoll aufgenommen. 

Meine Damen und Herren, heute haben wir wieder 
ein Geburtstagskind in unseren Reihen, und zwar 
feiert Herr Hans-Willi Körfges seinen 52. Geburts-
tag. Herzlichen Glückwunsch, Herr Kollege, und 
alles Gute! 

(Allgemeiner Beifall) 

Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich Ihnen 
Folgendes mitzuteilen: Die Fraktionen haben sich 
darauf verständigt, den Tagesordnungspunkt 3 – 
das ist ein Antrag der Fraktion der SPD Drucksa-
che 14/1976 – und den Tagesordnungspunkt 6 – 
das ist ein Eilantrag der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen Drucksache 14/2011 – wegen des Sach-
zusammenhangs in verbundener Debatte zu disku-
tieren. Nach § 19 Abs. 2 Geschäftsordnung kann 
der Landtag vor Eintritt in die Tagesordnung die Be-
ratung gleichartiger oder verwandter Gegenstände 
verbinden. Sind damit alle einverstanden? – Ich se-
he keinen Widerspruch. Dann werden wir entspre-
chend verfahren und die Tagesordnungspunkte 3 
und 6 gemeinsam beraten. 

Wir treten in die Beratung der heutigen Tages-
ordnung ein. 

Ich rufe auf: 

1 Aktuelle Stunde 

Thema: Tag der Ausbildung in Deutsch-
land: Das Schweigen der Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
gemäß § 90 Abs. 2 GeschO 

Die Fraktion der SPD hat mit Schreiben vom 
29. Mai 2006 zu der genannten aktuellen Frage 
der Landespolitik eine Aussprache beantragt.  

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner vonseiten der antragstellenden Fraktion 
Herrn Schmeltzer von der SPD das Wort. 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Montag, 29. Mai 
2006, Tag der Ausbildung – laut Ankündigung mit 
Unterstützung von Politik, Kammern und den Me-
dien –: eine gute Sache. Die Bundesagentur ist 
gerannt, die Kammern waren mit aktiv, die Medien 
haben umfangreich berichtet. Die Politik, Bürger-
meister und Landräte beteiligten sich, gingen 
Klinken putzen, warben Ausbildungsplätze ein, die 
eventuell anders nicht zustande gekommen wä-
ren. 

Und die Landesregierung? – Nach Informationen 
der Landesregierung vom 26. Mai über die Termi-
ne der Kabinettsmitglieder haben die Mitglieder 
der Landesregierung an dem Tag insgesamt 
19 Termine wahrgenommen. Keiner vom Minis-
terpräsidenten, keiner vom Arbeitsminister, der in 
irgendeinem Zusammenhang mit dem Tag der 
Ausbildung gestanden hätte. Einzig Frau Ministe-
rin Thoben richtete im Kreis Coesfeld im Rahmen 
einer Pressekonferenz einen Appell an die dorti-
gen Firmen, noch einmal zu überdenken, ob nicht 
doch ein Auszubildender eingestellt werden kann. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Immerhin!) 

Na ja, das war es dann wohl mit dem uneinge-
schränkten Engagement zum Tag der Ausbildung 
2006 seitens der Landesregierung. Versprechen 
in der Vergangenheit wurden von den Zahlen der 
Gegenwart mal wieder eingeholt. Das, liebe Kol-
leginnen und Kollegen, kann es unmöglich sein. 
Das unter dem Gesichtspunkt der gestern veröf-
fentlichten neuen Zahlen auf dem Ausbildungs-
markt. 

(Beifall von der SPD) 

Die Lücke zwischen Angebot und Nachfrage 
wächst von Monat zu Monat. Rund 4.000 Be-
rufsausbildungsstellen weniger wurden im Ver-
gleich zum Vorjahresmonat gemeldet. 

Ich könnte es mir an dieser Stelle einfach machen 
und auf meinen Redebeitrag von vor zwei Wo-
chen verweisen. Das würde der dramatischen Si-
tuation auf dem Ausbildungsmarkt jedoch absolut 
nicht gerecht. Wenn selbst die Minister Müntefe-
ring und Glos gemeinsam die Wirtschaft auffor-
dern, mehr Ausbildungsplätze zu schaffen, dann 
sollten wir uns im Sinne der Unversorgten – mit 
unversorgt meine ich ausdrücklich diejenigen oh-
ne Ausbildungsplatz – heute nicht ein politisches 
Scharmützel liefern, wie es die „Rheinische Post“ 
bereits gestern in ihrem Kommentar glaubte vor-
aussagen zu können. 

Der Knackpunkt ist nach wie vor: Es fehlen Aus-
bildungsplätze. Wer die Presseinformationen und 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3428

die Statistiken vom gestrigen Tag sieht, wird er-
schreckend feststellen, wo gerade Berufsausbil-
dungsstellen weggebrochen sind: Bergisch Glad-
bach minus 261, Bonn minus 766, Herford minus 
623, Recklinghausen minus 446 – dies nur exem-
plarisch dafür, wie sich der Zusammenbruch dar-
stellt.  

Wie sagte Herr Glos?  

„Jeder Jugendliche, den man heute selber aus-
bildet, kann morgen die wichtigste Stütze des 
Betriebes sein.“ 

Recht hat er! Ich hatte es hier vor zwei Wochen 
bereits ähnlich formuliert. Das lässt doch hoffen. 

Und Müntefering ergänzt:  

„Die jungen Leute brauchen eine Chance, und 
die Unternehmen brauchen künftig Fachleute. 
Da muss mehr Druck in den Kessel!“ 

Diesen Druck müssen unter anderem die aus-
üben, die ihrer Verpflichtung nachkommen, oft-
mals sogar über ihre eigenen Bedürfnisse ausbil-
den.  

(Christian Lindner [FDP]: Trifft das auch auf 
die Gewerkschaften zu?) 

– Das gilt auch für die Gewerkschaften. Das gilt 
im Übrigen auch für die Parteien. Wir bilden an 
vielen Stellen aus.  

(Christian Lindner [FDP]: Die haben eine hö-
here Ausbildungsquote als die Fraktionen!) 

– Herr Lindner, wir können jetzt in einen Wettbe-
werb eintreten. Gehen Sie einmal in Ihre Wirt-
schaftsverbände und sagen denen, sie sollten 
Ausbildungsplätze anbieten. Dann sind wir auf der 
richtigen Ebene.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Wider-
spruch von der FDP) 

Ich persönlich, Herr Lindner, habe in meiner Hei-
matstadt durchaus positive Erfahrungen gesam-
melt – oft durch persönliche Ansprache, aber häu-
fig auch durch das eigene Engagement der Un-
ternehmen. Ja, wir haben in meiner Heimatstadt 
Lünen sogar einen Zusammenschluss von Unter-
nehmern – nennt sich „Pro Lünen“ –, der es sich 
unter anderem zur Aufgabe gemacht hat, mehr 
Ausbildungsplätze selber zur Verfügung zu stel-
len, aber im Kreis ihrer Kollegen auch massiv da-
für zu werben. Und das mit Erfolg! 

Dass permanentes Werben erforderlich ist, zeigt 
das von der Regionaldirektion dargelegte enttäu-
schende Ergebnis vom vergangenen Montag. 
Obwohl über 1.000 Betriebe mehr aufgesucht 

wurden, war die Ausbeute im Vergleich zum Vor-
jahr mit 1.000 Ausbildungsplätzen weniger eher 
dramatisch. 

Der Tag ist symbolisch, aber die Aufgabe muss 
uns täglich beschäftigen. Hierbei müssen wir uns 
alle selber immer wieder kritisch prüfen. Tun wir 
vor Ort wirklich alles in unserem Ermessen Mögli-
che zur Anwerbung von Ausbildungsplätzen? Dis-
kutieren wir nicht gemeinsam immer wieder zu 
theoretisch über das Problem der Lehrstellenlü-
cke? Verfallen wir nicht wirklich, wie in der „Rhei-
nischen Post“ dargelegt, immer wieder in Refle-
xe? 

Da Ausbildungskonsens war und ist wichtig für 
unser Land, wenngleich sich Minister Laumann 
vor zwei Wochen sehr despektierlich hierzu ge-
äußert hat. Aber wäre die Aufgabe des Ausbil-
dungskonsenses nicht viel einfacher, wenn we-
sentlich weniger Jugendliche durch ihn versorgt 
werden müssten, weil nämlich schon mehr junge 
Menschen eine Ausbildung hätten?  

Der Ausbildungskonsens ist in der Ausbildungspo-
litik von Nordrhein-Westfalen ein wichtiger Bau-
stein, aber nicht das Allheilmittel.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist wahr!) 

Wir brauchen keine Diskussion von Politik und 
Wirtschaft über zu hohe Ausbildungsvergütungen. 
Das schadet eher der gesamten Diskussion in der 
Ausbildungsmarktpolitik. Alle Wirtschaftspolitiker, 
insbesondere die zuständigen Minister in Bund 
und Land, müssen bei der Wirtschaft permanent 
Ausbildungsplätze anmahnen und alle Möglichkei-
ten nutzen, bei der Wirtschaft mal laut, mal leise 
für Ausbildungsplätze zu kämpfen. Appelle nützen 
nicht, sie reichen überhaupt nicht aus. Es muss 
gehandelt werden. 

Der Lenkungsausschuss auf Bundesebene zum 
Ausbildungspakt hat bisher keinerlei Ergebnisse 
vorgelegt. Frau Schavan und Herr Glos müssen 
die Arbeit des Lenkungsausschusses dringend im 
Sinne der zigtausend Jugendlichen vorantreiben. 
Die „Kölnische Rundschau“ schreibt in ihrer heuti-
gen Ausgabe, ein Vertreter der Wirtschaftsver-
bände habe geäußert: Glos wird übel genommen, 
dass er einen für Mitte Juni angesetzten Termin 
für den Lenkungsausschuss des Ausbildungspak-
tes lange im Vorfeld abgesagt hat. Das wird als 
Geringschätzung des Gremiums empfunden. – 
Hier ist dringender Handlungsbedarf gegeben.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir alle müssen ernsthafte Gedanken entwickeln, 
wie in einer verbesserten Form die Nachvermitt-
lung nach dem alljährlichen 30. September inten-
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siviert werden kann. Wir bieten hier, Herr Minister, 
ausdrücklich unsere Unterstützung und Mitarbeit 
an. 

Es gibt Modelle, die einzeln angewandt werden 
und Erfolge zu verzeichnen haben. Haben diese 
Modelle jeweils ein Copyright? – Natürlich nicht!  

Ich hörte in der letzten plenaren Debatte, dass der 
Kollege Kern Klinken putzt. Meine Anerkennung! 
Ich tue dies auch – mit gewissen Erfolgen. Sollten 
wir die zum Putzen erforderlichen Utensilien nicht 
vielmehr sachlich im Ausschuss austauschen, um 
dann an noch mehr Stellen im Land die Erfahrun-
gen anderer umzusetzen? Ich glaube, dass wir im 
Sinne Tausender Jugendlicher tatsächlich auf die 
erwarteten Reflexe verzichten sollten. Die Zukunft 
würde es uns danken, wenn Jugendliche mit un-
ser aller Hilfe ausgebildet würden und die zu er-
wartende Fachkräftelücke geschlossen werden 
könnte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir müssen die 
Situation ernster nehmen. Dazu gehört, dass der 
Tag der Ausbildung von allen Mitgliedern des Ka-
binetts nicht nur ernst genommen, sondern dass 
an diesem Tag auch gehandelt wird.  

(Beifall von der SPD) 

Ausbildungskonsens und Ausbildungspakt sind 
und bleiben unverzichtbar und müssen entspre-
chend unterstützt werden. Wenn wir alle das wirk-
lich wollen, dann bin ich guter Dinge.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke, Herr 
Schmeltzer. – Für die CDU-Fraktion spricht nun 
der Kollege Knieps. 

Franz-Josef Knieps (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sozial 
ist, was Arbeit schafft. Es ist unsozial, ein Bundes-
land mit über eine Million Arbeitslosen zu hinter-
lassen.  

(Zuruf von der SPD: Es hat immer noch eine 
Million Arbeitslose! – Gegenruf von Minister 
Karl-Josef Laumann: Wir arbeiten dran!) 

Es ist unsozial, ein Schulsystem zu hinterlassen, 
das junge Menschen nicht ausreichend auf die 
Berufswelt vorbereitet.  

(Beifall von CDU und FDP) 

In Nordrhein-Westfalen fehlen Ausbildungsplätze, 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: So viele wie noch 
nie!) 

und bundesweit geht die Ausbildungsbereitschaft 
allgemein zurück. Im Bund sind zurzeit 354.500 
ohne Ausbildungsvertrag: 15 % mehr als im Vor-
jahr. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Schlimmer denn 
je!) 

– Jawohl, schlimmer denn je. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: So ist es!) 

Wir haben aber auch 9 % unbesetzte Lehrstellen. 
Das sind immerhin 134.400. 

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Das Handwerk bildet hier allerdings eine Aus-
nahme. Das Verhältnis von sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten und Ausbildungsplätzen ist 
seit vielen Jahren konstant. Wie wir alle, auch Sie 
von der Opposition, wissen, stellen kleine und 
mittlere Unternehmen den Großteil der Ausbil-
dungsplätze in Deutschland.  

Dennoch haben viele der kleinen und mittleren 
Unternehmen sowie der Handwerksbetriebe gro-
ße Sorgen. Viele Firmen haben keinen finanziel-
len Spielraum und keine ausreichende Perspekti-
ve, um einen jungen Menschen für mehrere Jahre 
in eine Ausbildung zu nehmen. Wer nicht weiß, ob 
seine Firma in zwei Jahren noch existiert, stellt 
kaum einen Lehrling ein. Allein im Bezirk der 
Handwerkskammer Köln sind in den letzten fünf 
Jahren 45.000 Mitarbeiter verloren gegangen – 
die Zahl sank von 240.000 auf 195.000 –, und das 
bei einer steigenden Mitgliederzahl bei den Be-
trieben.  

Diese neuen Betriebe sind in der Regel allerdings 
Kleinstbetriebe in zulassungsfreien Berufen, die 
nicht ausbilden können oder dürfen. Das ist eine 
Folge der Novellierung der Handwerksordnung, 
die – zum Beispiel im Fliesenlegerhandwerk – kei-
ne Meisterpflicht mehr erfordert. Hier sind nicht 
einmal mehr Gesellenprüfungen nötig. Dass hier 
die Ausbildungsbereitschaft zurückgeht, liegt für 
alle auf der Hand. 

Schuldzuweisungen dürfen aber nicht nur an die 
Wirtschaft gehen. Es zeigt sich nämlich, dass das 
Problem des Mangels an Ausbildungsplätzen auf 
gewisse Regionen beschränkt ist, in denen in der 
Vergangenheit der Strukturwandel verpasst oder 
durch eine fehlende Wirtschaftspolitik schlecht 
begleitet wurde. Viel wichtiger ist es, mit einer 
klugen und vorausschauenden Wirtschaftspolitik 
den Firmen bessere Chancen zu eröffnen und ein 
besseres Klima zu vermitteln. Die „Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung“ hat vorgestern geschrieben: 
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„Unternehmen fühlen sich wohl in NRW“. Das ist 
doch ein guter Neuanfang. 

25 % der Jugendlichen sind zurzeit nicht ausbil-
dungsfähig oder nicht ausbildungswillig. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Aha!) 

Viel wichtiger ist es daher auch, dass wir unseren 
Jugendlichen wieder bessere Chancen bieten, so 
gut ausgebildet zu werden, dass die Firmen er-
kennen: Unsere Jugendlichen in NRW sind wieder 
ausbildungsfähig und ausbildungswillig. 

Die neue Landesregierung unter Ministerpräsident 
Dr. Jürgen Rüttgers ist hier auf dem richtigen 
Weg. Wir bauen an einem neuen Bildungssystem, 
und wir bauen an einer neuen Wirtschaftspolitik. 
Wir bauen an einem neuen NRW. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Es gibt eine 
größere Lehrstellenlücke als vorher!) 

Die CDU hat die Landtagswahl 2005 unter ande-
rem mit der Aussage gewonnen, dass wir den 
Menschen wieder mehr Eigenverantwortung zu-
muten wollen. Das gilt auch für die jungen Men-
schen. Das gilt für Betriebsinhaber und auch für 
Politiker.  

Ich teile den Aufruf des DGB nicht, wieder und 
wieder irgendwelche Notprogramme oder Son-
derausgaben für die Ausbildung ins Leben zu ru-
fen. Debatten über Ausbildungsplatzabgaben füh-
ren uns hier überhaupt nicht weiter. Vielmehr ge-
hören Fragen zur Flexibilität auf den Prüfstand. 
Fragen zur Entfernung zwischen Wohnort und 
Lehrstelle gehören ebenso dazu wie die Frage 
des Berufswunsches.  

Allerdings geht es auch um die Ausbildungsvergü-
tung. Wenn hier argumentiert wird, dass immer 
zwei Unterschriften unter den Verträgen stehen, 
so sage ich: Das ist richtig. – Richtig ist aber 
auch, dass die Frage nach der Ausbildungsvergü-
tung gestellt werden muss, wenn es den Betrie-
ben schlechter geht. In den letzten Jahren sind 
immerhin 30 % der Betriebe im Bauhauptgewerbe 
insolvent geworden. Die anderen haben seit zehn 
Jahren unter einer schwachen Konjunktur gelitten. 
Darum muss zumindest die Frage erlaubt sein, ob 
man hierüber reden sollte. 

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Mehr Eigenverantwortung für einen jungen Men-
schen heißt auch: Suche selbst mit nach einer 
Ausbildungsstelle. – Ich bin davon überzeugt, 
dass der persönliche Einsatz, zum Beispiel die 
persönliche Vorsprache in einem Betrieb, auch 
ein hervorragendes Mittel ist. Allein im Bezirk der 

Handwerkskammer Köln sind derzeit über 300 
freie Ausbildungsplätze gemeldet. In NRW sind es 
fast 1.500. 27 Lehrstellenwerber bei den IHKs, 
den Handwerkskammern und den Kammern der 
freien Berufe entfalten großes Engagement und 
konnten allein im Jahr 2006 2.000 zusätzliche 
Ausbildungsplätze akquirieren.  

Mehr Eigenverantwortung zuzumuten heißt aber 
auch, den Betrieben klar zu machen, dass wir be-
reits in wenigen Jahren einen erheblichen Mangel 
an Fachkräften haben werden. Wer heute ausbil-
det, wird sich morgen über diesen Schritt freuen, 
und er sichert die Zukunft seiner Firma und seines 
Berufsstandes. 

(Beifall von der CDU) 

Mein Appell richtet sich deswegen auch an die 
Betriebe: Bildet aus, auch über den Bedarf hin-
aus. 

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Übrigens appelliere ich in jeder internen Hand-
werkssitzung und auch in jeder externen Sitzung 
an die Betriebe und weise sie darauf hin, dass sie 
eine hohe Verantwortung haben. In dem Punkt 
sind wir uns völlig einig. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sagen Sie das 
Ihren Leuten!) 

Aber es gibt auch positive Signale. So ist Ende 
April in den IHKs bei den unterschriebenen Lehr-
stellenverträgen ein Plus von 2,3 % zu verzeich-
nen. Beim Handwerk sind es sogar 2,5 % mehr 
als im Vorjahr. 

Vor zehn Tagen erfuhren wir durch die Umfragen, 
dass 62 % der Einwohner in NRW mit der neu 
begonnenen Politik von CDU und FDP einver-
standen sind. Diese Politik von CDU und FDP 
wird Früchte tragen, auch bei der Wirtschaftsbe-
lebung und somit bei der Bereitschaft, wieder 
mehr Lehrlinge auszubilden. 

Bauen Sie mit. Liebe Kolleginnen und Kollegen 
von der Opposition, muten auch Sie sich mehr Ei-
genverantwortung zu. Trauen Sie sich, den klugen 
Entscheidungen der neuen Landesregierung zu-
zustimmen. Sie werden feststellen: NRW kommt 
wieder. 

(Beifall von der CDU – Zuruf von der SPD: 
Welche klugen Entscheidungen der Landes-
regierung? – Weitere Zurufe von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Knieps. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht jetzt die Kollegin Steffens. 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3431

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Das Thema der Aktu-
ellen Stunde zeigt, dass der Tag der Ausbildung 
Anlass für die heutige Debatte ist, wie wir mehr-
fach gehört haben. Zu demselben Thema haben 
wir als Grüne vor zwei Wochen einen sehr um-
fangreichen Antrag mit dem Titel „Soziale Gerech-
tigkeit statt Perspektivlosigkeit in teuren Warte-
schleifen – Chancen für Ausbildung und Beruf si-
chern“ eingebracht, der sehr viele notwendige E-
lemente angesprochen hat.  

Zu diesem Antrag haben wir noch eine intensive 
Debatte vor uns. Die Debatte vor zwei Wochen 
hat deutlich gemacht, dass ein Tag der Ausbil-
dung, ein Tag, an dem Aktivitäten ins Leben geru-
fen werden, die vielleicht stattfinden, aber auch 
von vielen Personen nicht wahrgenommen wer-
den, nicht ausreicht – unabhängig davon, wie in-
tensiv dieser Tag genutzt wird –, um die Ausbil-
dungsmisere anders in den Griff zu bekommen. 
Ein Tag der Ausbildung kann nur ein Bruchteil des 
Aufwandes sein, der eigentlich notwendig wäre.  

Natürlich wäre es wünschenswert gewesen, wenn 
die Landesregierung diesen Tag intensiver ge-
nutzt hätte. Denn der große Einsatz derjenigen, 
die Klinken putzen gegangen sind, hat, wie die 
Zahlen gezeigt haben, nur 2.241 Plätze in diesem 
Jahr zusätzlich gebracht. Das sind 1.000 weniger 
als im Vorjahr. Mehr Leute vor Ort – aus der Ver-
waltung, aus der BA – haben Klinken geputzt, a-
ber der Einsatz von oben ist nicht in dem erforder-
lichen Maße da gewesen. Der Erfolg ist zu gering; 
die Bilanz ist sehr schlecht.  

Ich habe gerade gesagt, es reicht nicht, an einem 
Tag Klinken zu putzen. Ich erwarte in dem Be-
reich von einer Landesregierung, dass sie nicht 
nur an einem solchen Tag Klinken putzen geht, 
sondern auch an allen anderen Tagen im Jahr. 
Das Prinzip „Fördern und Fordern“, das wir bezo-
gen auf Hartz IV mehrfach diskutiert haben, sollte 
auch für die Wirtschaft und die Unternehmen gel-
ten. Man sollte also nicht immer über die Bitten, 
Wünsche und Bedarfe der Unternehmen reden, 
sondern bei allen Terminen sollten auch Diskussi-
onen und Gespräche zur Ausbildungssituation 
stattfinden. 

Wir haben eben einen umfassenden Bericht zur 
Ausbildungswilligkeit und der Misere im Handwerk 
gehört. Das Handwerk ist mit Abstand der Be-
reich, der immer noch massiv ausbildet – keine 
Frage –, der aber auch viele Probleme hat. Aber 
es ist kein Reflex und auch nicht der Weg in die 
falsche Richtung, wenn man an der Stelle wieder 
die Diskussion über die Ausbildungsplatzumlage 

eröffnet. Denn wir haben gesehen, als die Diskus-
sion im Bund eine stärkere Rolle spielte,  

(Zuruf von Christian Lindner [FDP]) 

gab es eine Menge Unternehmen, die unter dem 
Druck des Androhens einer Ausbildungsplatzum-
lage auch bereit waren zu überlegen, ob sie nicht 
doch den einen oder anderen Platz mehr einrich-
ten. Alle freiwilligen Vereinbarungen mit den Un-
ternehmen und gerade mit den großen Unter-
nehmen haben nichts, aber auch gar nichts ge-
bracht. Sie haben keine Ausbildungsplätze ge-
schaffen. 

Wenn Sie, Herr Lindner, wieder dazwischenrufen 
und irgendwelche Flexibilisierungsgedanken im 
Hinterkopf haben, schauen Sie sich die Modellre-
gion OWL an. In OWL haben wir flexibilisiert und 
Bürokratie abgebaut, und es hat nicht zu mehr 
Ausbildungsplätzen geführt, sondern OWL ist die 
Region, in der auf einen Ausbildungsplatz fünf 
Ausbildungsplatzsuchende kommen – im Landes-
durchschnitt sind es zwei –, die keinen Platz fin-
den. Insofern kann man sagen: Noch mehr Büro-
kratie abzubauen, ist kein einfaches Rezept für 
mehr Ausbildungsplätze. 

62 % der Unternehmen in Nordrhein-Westfalen 
sind in der Lage auszubilden. Von diesen 62 % 
bilden nur die Hälfte aus. Daran sieht man, dass 
die Unternehmen nicht dazu bereit sind. Wenn 
Herr Laumann sagt: „Ausbildung ist Ehrensache“, 
muss man sagen, von diesen 62 % der Unter-
nehmen, die ausbilden könnten, haben die Hälfte 
keine Ehrenmänner in den Unternehmen,  

(Minister Karl-Josef Laumann: Oder Ehren-
frauen!) 

weil sie nicht ausbilden oder nicht in dem Maße 
ausbilden, wie sie es könnten. Dann muss man 
versuchen, mit einem anderen System wie der 
Ausbildungsplatzumlage zurande zu kommen. 

Ich möchte noch auf einen anderen Punkt einge-
hen. In der gestrigen Aktuellen Stunde ging es 
auch um die Thematik der Hartz-Gesetzgebung. 
Wenn wir uns heute die Zahlen und die Misere am 
Ausbildungsmarkt ansehen und gleichzeitig die 
Debatte verfolgen, welcher Druck regelmäßig auf 
Jugendliche ausgeübt werden soll – auf Jugendli-
che, die in diesen Warteschleifen sind, auf Ju-
gendliche, die Ausbildungsplätze suchen –, ist 
festzustellen, dass das zynisch ist.  

Ich finde es verlogen, zum einen Flexibilität zu 
fordern und zum anderen zu verlangen:  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 
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Ihr dürft nicht ausziehen, Ihr dürft die Mobilitäts-
möglichkeiten und Rahmenbedingungen nicht 
nutzen. Das halte ich für fatal. Da wird auf der ei-
nen Seite gespart und auf der anderen Seite den 
Jugendlichen nicht der notwendige Rahmen zur 
Verfügung gestellt, den sie brauchen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wir haben aber in unserem Antrag, den wir vor 
zwei Wochen vorgelegt haben, nicht nur das In-
strument der Ausbildungsplatzumlage gefordert, 
sondern wir haben auch klar an die Landesregie-
rung appelliert und die Landesregierung aufgefor-
dert, endlich die Möglichkeiten, die durch das Be-
rufsbildungsgesetz geschaffen worden sind, zu 
nutzen und über externe Kammerprüfungen bei 
vollzeitschulischen Ausbildungen einen Schritt 
weiterzukommen. NRW ist im Vergleich zu ande-
ren Bundesländern immer noch weit hinterher. 
Auch hier hat also die Landesregierung ihre 
Hausaufgaben noch nicht gemacht. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Letzter Punkt: In der öffentlichen Debatte sagen 
viele, wir müssen die Gehälter der Auszubilden-
den drücken. Wer solche Forderungen stellt, soll 
sich die Diskussion von gestern in Erinnerung ru-
fen. Was ist denn mit den Hartz-Aufstockern, die 
hier so beklagt worden sind? Wollen wir noch den 
gesamten Bereich der Auszubildenden in die 
SGB-II-Leistungen als ergänzende Leistung trei-
ben, weil wir jetzt darüber reden, ob wir die Gehäl-
ter der Auszubildenden reduzieren. Ich sage: 
Nein, das kann nicht sein. Wir können nicht auch 
den Kombilohn in der Ausbildung einführen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Meine Damen und Herren von der CDU, Sie ha-
ben im letzten Jahr Rot-Grün hier bei allen Ar-
beitsplatz- und Ausbildungsdiskussionen immer 
gesagt: Wenn wir an die Regierung kommen, wird 
die Wirtschaft Vertrauen haben und ausbilden. – 
Die Zahlen, die jetzt vorgelegt worden sind, be-
deuten eine klare Antwort von der Wirtschaft: Sie 
hat kein Vertrauen in ihre Politik, sie hatte in Rot-
Grün noch mehr Vertrauen. 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Och!) 

Denn jetzt gibt es noch weniger Ausbildungsplät-
ze. Damit haben Sie im Nachhinein Ihr Schönre-
den, wie toll die schwarz-gelbe Politik sein wird, 
selber konterkariert. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Steffens. – Als Nächster redet Herr Witzel 
von der FDP-Fraktion. 

Ralf Witzel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Ich glaube, dass 
sich vom Startpunkt der Betrachtungen aus alle 
vier Landtagsfraktion selbstverständlich im Ziel 
letztlich einig sind: Wir brauchen mehr betriebliche 
Lehrstellen in Nordrhein-Westfalen. 

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

Wir brauchen sie nicht nur, aber selbstverständ-
lich auch aus ökonomischen Gründen, weil uns 
das, was wir heute an Qualifizierung unserer Ju-
gend unterlassen, natürlich als Fachkräftemangel 
auf die Füße fällt, wenn wir zukünftig keine gebur-
tenstarken Jahrgänge mehr haben. Selbstver-
ständlich haben wir auch hierbei als Politik auch 
eine soziale Verantwortung.  

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Wo haben Sie das 
denn gelesen?) 

Welche Motivation sollen junge Menschen für sich 
und ihre Zukunft entwickeln, wenn die erste Erfah-
rung nach dem Ausscheiden aus der Schule von 
Jugendarbeitslosigkeit und von Perspektivlosigkeit 
gekennzeichnet ist?  

Aber wir unterscheiden uns sehr gründlich, was 
den Weg angeht. Denn letzten Endes werden wir 
nur dann Lehrstellen im betrieblichen Bereich 
schaffen, wenn es uns gelingt, mehr ausbildungs-
bereite Betriebe zu finden, die diese Plätze auch 
einrichten. Deshalb müssen alle Bestrebungen 
der Landespolitik Nordrhein-Westfalens darauf 
gerichtet sein, das Ausbildungsinteresse der aus-
bildenden Wirtschaft zu erhöhen. Ich finde es be-
denklich und bedauerlich zugleich, dass ein gro-
ßer Teil ausbildungsberechtigter Betriebe nicht die 
Verantwortung zur Ausbildung junger Menschen 
tatsächlich übernimmt.  

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

Wie erhöhen wir nun die Ausbildungsbereitschaft 
der Betriebe? Wir müssen natürlich beim Zustan-
dekommen von Ausbildungsverträgen auf die 
Leistungsfähigkeit und Leistungsbereitschaft der 
Jugendlichen schauen; auch diese Debatte darf 
nicht tabuisiert werden. Wir haben knapp 10 % 
Jugendliche ohne Schulabschluss mit großen De-
fiziten bei der Qualifikation. Pisa lässt grüßen.  

Wir haben Jugendliche, die auch von sich aus die 
Attraktivität von Berufswarteschleifen empfinden. 
Sie machen halbtags Schule und zusätzlich einen 
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400-Euro-Job; dann bleibt netto mehr übrig als in 
bestimmten Ausbildungsberufen. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Nee, nee, 
nee! – Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist 
doch Ihr Koalitionspartner!) 

Auch an dieser Stelle müssen wir handeln, da 
dieses Problem existiert.  

Aber wir müssen uns selbstverständlich auch dar-
um kümmern, dass die betrieblichen Belange für 
die ausbildende Wirtschaft besser berücksichtigt 
werden. Genau das machen wir.  

Sie haben eben gefordert: Benennen Sie doch 
einmal konkret, in welchen Feldern diese Landes-
regierung handelt! – Wir hatten Ihnen das Anfang 
dieses Monats im Plenum vorgestellt. Wir fangen 
jetzt an. Das ist ein erster Schritt – noch nicht für 
alle Ausbildungsberufe. 

(Rüdiger Sagel [GRÜNE]: Nach einem Jahr! 
– Weitere Zurufe von SPD und GRÜNEN) 

– Richtig! Aber wir fangen im Bereich des Hand-
werks an, dadurch eine Konzentration auf lange 
Phasen mit nur einem Berufsschultag Abwesen-
heit vom Betrieb unter Beibehaltung des 480-
Stunden-Volumens zu ermöglichen, dass wir vor-
gelagert, also bereits vor dem Einstieg in die Aus-
bildung, im ausbildenden Betrieb bereits einen 
Präsenzblock konstruieren. Mit den ersten zehn 
Berufen gehen wir dabei jetzt an den Start. Weite-
re Berufe müssen folgen. Wir beschließen Ende 
nächsten Monats das Schulgesetz, das die Be-
lange der Arbeitgeber bei der Wahl des für sie 
passenden Berufskollegs besser berücksichtigt. 
Auch dazu sind in der Anhörung von der ausbil-
denden Wirtschaft Punkte vorgetragen worden, 
dass mehr Flexibilität und Kompatibilität mit den 
Belangen der ausbildenden Wirtschaft zum Ab-
schluss zusätzlicher Lehrverträge führen.  

Insofern sind wir als FDP-Landtagsfraktion glaub-
würdig. Wir haben bereits in der letzten Legisla-
turperiode zwei wegweisende Papiere zur Zukunft 
der Ausbildung vorgelegt.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Zwei Papiere! 
Nicht wegweisend!) 

Ich darf in diesem Zusammenhang an die Druck-
sachen 13/5435 und 13/6037 erinnern: „Ausbil-
dungsstandort Nordrhein-Westfalen braucht wie-
der Perspektive“ und „Schaffung zusätzlicher Aus-
bildungskapazitäten ermöglichen“. 

Wir haben mittlerweile, ein Jahr nach dem Politik-
wechsel, schon fast alles umgesetzt, was wir da-
mals an Versprechen für den Politikwechsel an 

die ausbildende Wirtschaft im Land adressiert ha-
ben.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Weniger Lehr-
stellen denn je!) 

Zum Ersten haben wir versprochen: Wir konzent-
rieren den Berufsschulunterricht auf einen Tag pro 
Woche. Der Einstieg im Handwerk ist an dieser 
Stelle gemacht. Weitere Berufsbilder müssen in 
den nächsten Jahren in enger Abstimmung mit 
den Sozialpartnern folgen, wie es bislang im Aus-
bildungskonsens gelungen ist.  

Zweitens. Der Präsenzblock vor Einstieg in die 
Ausbildung, der zugleich qualifizierende Wirkun-
gen hat – vor dem ersten Präsenztag im Betrieb, 
aber natürlich auch danach für den Betrieb –, die 
Verfügbarkeit von mithelfenden Auszubildenden 
gerade in kleinen und mittleren Betrieben, die 
noch die höchste Ausbildungsneigung haben; das 
ist auch auf den Weg gebracht.  

Wir haben zum Dritten versprochen: Wir geben 
Arbeitgebern größere Gestaltungsmöglichkeiten 
bei der Mitwirkung und beim Finden des für sie 
passenden Berufskollegs. Das wird im Rahmen 
der schulgesetzlichen Änderungen im nächsten 
Monat vollzogen.  

Wir haben angekündigt: Wir müssen gerade auch 
für einen sehr schwierigen Bereich von Problem-
jugendlichen mit eingeschränkten Qualifikationen 
ohne Schulabschluss neue Perspektiven durch 
die Einführung von Kurzausbildungsgängen fin-
den. Auch hier sind wir einen wesentlichen Schritt 
vorangekommen. Wir haben so viel an Komplexi-
tät und an Anforderungen in klassische Ausbil-
dungsordnungen in den letzten Jahren zusätzlich 
hineingelegt, dass natürlich diejenigen auf der 
Strecke geblieben sind, die selber nicht die volle 
Bandbreite der wünschenswerten Qualifikationen 
bieten können.  

Zum Letzten haben wir versprochen: Wir gehen 
den Weg Richtung Modularisierung der Be-
rufsausbildung. Es dürfen zwischenzeitliche Stati-
onen der beruflichen Qualifizierung keine Sack-
gasse sein. Wir brauchen Anrechnungsmodelle. 
Auch die Qualifikationsbausteine, die in bestimm-
ten Kernphasen erworben worden sind, wirken 
sich insgesamt im Rahmen der Anrechnung aus-
bildungsverkürzend für die Zukunft positiv aus. 
Auch das ist mit den ersten Pilotberufen nach 
Rücksprache mit dem Ausbildungskonsens NRW 
in den letzten Tagen und Wochen auf den Weg 
gebracht worden.  

Insofern ist es unberechtigt, was die SPD-
Landtagsfraktion als beantragende Fraktion für 
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diese Aktuelle Stunde ausführt, dass nämlich die 
Landesregierung im ersten Jahr ihrer Politik kei-
nerlei Perspektiven oder Aktivitäten entwickelt ha-
be, zusätzliche Ausbildungskapazitäten zu schaf-
fen.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie sollten einmal 
in die Statistik der Regionaldirektionen 
schauen!) 

Richtig ist allerdings der letzte Absatz Ihrer Be-
gründung, in dem Sie schreiben:  

„Jeder Ausbildungsplatz zählt. Jetzt müssen al-
le Kräfte zur Aktivierung neuer Ausbildungsstel-
len gebündelt werden, damit noch für das Aus-
bildungsjahr 2005/2006“ 

– ich vermute, Sie beziehen sich auf 2006/2007 – 

„neue Ausbildungsplätze aktiviert werden können.“ 

Damit haben Sie Recht. Damit können Sie sehr 
glaubwürdig auch als SPD-Landtagsfraktion Ihren 
eigenen Beitrag leisten. Nach dem Stand von vor 
ein paar Wochen bildet nämlich die SPD-
Landtagsfraktion als einzige bislang nicht aus, 
während es alle anderen machen. Bei uns sind 
von den 24 Beschäftigten drei Auszubildende.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Sie leben immer 
ein bisschen in der Vergangenheit, Herr Wit-
zel! – Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Wenn wir diese Ausbildungsneigung überall bei 
den Ausbildungsberechtigten der Wirtschaft hät-
ten, hätten wir keinerlei Lehrstellenmangel in 
Nordrhein-Westfalen. Aber über Ihren eigenen 
Beitrag zur Glaubwürdigkeit, wie Sie ihn von an-
deren fordern, würden wir uns freuen.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Denn das wäre in der Tat ein wichtiges öffentli-
ches Signal und ein Problemlösungsbeitrag für 
junge Menschen und für bessere Perspektiven in 
NRW. – Ich danke Ihnen.  

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Witzel. – Für die Landesregierung spricht 
jetzt Herr Minister Laumann.  

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist ei-
ne gute Tradition, dass die Agentur für Arbeit in 
Deutschland einmal im Jahr den Tag der Ausbil-
dung durchführt. Viele Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter der Agenturen werben an diesem Tag ganz 
besonders um zusätzliche Ausbildungsplätze. 

Dank solcher Aktivitäten rückt das Thema Ausbil-
dung und Zukunft unserer Jugend mehr als sonst 
in die Medien.  

Dabei ist klar: Ein Tag der Ausbildung reicht nicht 
aus, um die in der Tat schwierige Situation auf 
dem Lehrstellenmarkt in den Griff zu bekommen. 
Wer weiß dies besser als die vielen engagierten 
Berufsberaterinnen und Berufsberater der Agentur 
für Arbeit? Wir brauchen solche besonderen, auch 
symbolträchtigen Aktivitäten. Doch viele andere 
sind in diesem Zusammenhang auch zu nennen: 
zum Beispiel die Lehrstellenbörse der Kammern, 
die Infotage zur Ausbildung und Beruf an Schulen, 
die WDR-2-Lehrstellenaktion, der persönliche 
Einsatz vieler Kolleginnen und Kollegen aus allen 
Fraktionen dieses Hauses. Jede Aktion für sich ist 
gut und wichtig.  

Aber das Engagement der Landesregierung in 
Sachen Ausbildung daran festzumachen, ob oder 
in welchem Umfang sie sich an den einen oder 
anderen Aktivitäten beteiligt, halte ich für 
schlichtweg dummes Zeug.  

(Beifall von der CDU) 

Das wäre so, als beurteilte man einen guten Ka-
tholiken daran, ob er zu Weihnachten zur Kirche 
geht, statt darauf zu achten, ob er regelmäßig 
sonntags zur Messe geht.  

Ich sage hier klipp und klar: Für die Landesregie-
rung ist jeder Tag im Jahr ein Tag der Ausbildung.  

(Beifall von der CDU) 

Dabei setzen wir auf die richtige Mischung, auf 
einen Mix von gezielter Öffentlichkeitsarbeit und 
einer breit angelegten Sensibilisierung für dieses 
Thema, auf das Ringen um jeden einzelnen Aus-
bildungsplatz, aber auch auf strukturelle Wei-
chenstellungen, den Abbau von Ausbildungs-
hemmnissen, auf kurz- und mittelfristig wirksame 
Instrumente für mehr Ausbildung und vor allem 
auf die konstruktive und kontinuierliche Zusam-
menarbeit mit unseren Partnern im Ausbildungs-
konsens. Und diese Mischung zeigt Wirkung.  

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Die Landesregierung hat innerhalb eines Jahres 
mehr nachhaltig wirksame Aktivitäten auf den 
Weg gebracht als alle ihre Vorgänger.  

(Beifall von der CDU – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Ach du liebe Zeit! Die Lehrstellenlü-
cke war noch nie größer!) 

Ich möchte einige spiegelstrichartig aufzählen, um 
Schluss zu machen mit der Mär, wir würden in 
Sachen Ausbildung nichts unternehmen.  
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Erstens. Nordrhein-Westfalen liegt bei der Umset-
zung der Möglichkeiten des reformierten Be-
rufsausbildungsgesetzes an vorderster Stelle der 
Länder. Herr Schmeltzer, wenn Sie wüssten, was 
uns das in den letzten Wochen und Monaten an 
Arbeitszeit gekostet hat, es zu schaffen, die 
Kammern, die Gewerkschaften und die Arbeitge-
berverbände dazu zu bewegen, dass wir für die 
Warteschleife in den Berufsschulen jetzt eine 
Möglichkeit eröffnen, lange Praktika bis hin zur 
Kammerprüfung durchzuführen. Das war nicht 
einfach, und zwar für keine Seite.  

Ich sage deutlich: Es wird nach wie vor in einigen 
Kammern dagegen „gemöppelt“, obwohl wir so 
viele Altbewerber haben, die sich sonst gar nicht 
mehr auflösen ließen. Hier haben wir einiges er-
reicht. Reden Sie einmal mit Herrn Schneider von 
der Gewerkschaft, wie schwer es war, auch den 
DGB in dieser Frage auf unsere Seite zu bekom-
men.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Haben Sie mit 
Ihren Kollegen aus der Fraktion gespro-
chen?) 

Wir haben weiter mit den Innungen und den Be-
rufsverbänden darüber gesprochen, dass wir es in 
vielen Ausbildungsbereichen geschafft haben, für 
das zweite und dritte Lehrjahr den zweiten Be-
rufsschultag zu streichen, indem wir in diesen In-
nungen vor der Ausbildung, im Monat August, ei-
nen Schulblock von vier Wochen legen, im ersten 
Lehrjahr zwei Berufsschultage haben, im zweiten 
und dritten Lehrjahr einen.  

Ich bin der Kollegin Frau Sommer sehr dankbar, 
dass wir das auch jetzt mit den Berufsschulen in 
vielen Bereichen auf die Beine gestellt haben. 
Damit haben wir einer alte Forderung des Hand-
werks entsprochen, die betriebliche Ausbildungs-
zeit, die über Jahrzehnte zurückgeführt worden 
ist, wieder zu erhöhen.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Deshalb ist die 
Lehrstellenlücke noch größer geworden!) 

Natürlich gehe ich davon aus, dass wir auch in 
diesen Bereichen zumindest zu einer Stabilisie-
rung der Ausbildungstätigkeit kommen. Auch sol-
che Sprünge fallen nicht vom Himmel, sondern 
müssen durch viele Einzelgespräche, im Übrigen 
auch mit Berufskollegs, errungen werden. Da ist 
die Bereitschaft gar nicht so groß, das zu machen. 
Dass wir dieses im Konsens zwischen Gewerk-
schaften, Arbeitgeberverbänden, Kammern und 
Berufskollegs in den letzten Monaten geschafft 
haben, ist schon eine erhebliche Leistung. 

Mit dem Werkstattjahr haben wir eine Möglichkeit 
eröffnet, uns um diejenigen zu kümmern, um die 
sich noch nie einer in diesem Jahr gekümmert hat – 
nicht mit einer Sackgasse, sondern mit einem ersten 
Modul der Ausbildung. Dass wir den Beruf des Au-
toservicemechanikers und weitere einfache Berufs-
bilder auch schon für dieses Ausbildungsjahr ein-
führen werden, dass wir als Landesregierung jetzt 
Modellversuche mit 700 Lehrstellen im Bereich 
der Altenpflegehilfe fahren, was immerhin 
700 Lehrstellen, die es im vorigen Jahr nicht ge-
geben hat, für Schülerinnen und Schüler bedeu-
tet, die nach der jetzigen gesetzlichen Lage gar 
nicht in diesen Berufsbereich einsteigen könnten, 
dass wir dies alles im Konsens hinbekommen ha-
ben, ist eine Leistung der Landesregierung, die 
uns in der Frage der Ausbildung erheblich weiter-
bringt. 

Die Landesregierung hat ein Weiteres getan – das 
unterscheidet uns auch von der Vorgängerregie-
rung –: Wir haben von Anfang an in die Debatte 
um die Lehrstellensituation in Nordrhein-Westfa-
len viel mehr Ehrlichkeit gebracht. 

(Widerspruch von der SPD) 

Die Verlautbarungen der vorherigen Landesregie-
rung – ich kann Ihnen das hier vorlegen – waren 
immer: Es gibt kein Lehrstellenproblem in Nord-
rhein-Westfalen. Alle sind am Ende eines Ausbil-
dungskonsenses versorgt. – Wir waren die erste 
Landesregierung, die die Zahlen erst einmal auf-
gedeckt hat, welche Warteschleifen in diesem 
Land in den letzten Jahren aufgebaut wurden. 

(Beifall von der CDU – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Selbst das Argument ist unwahr!) 

Die Warteschleifen, mit denen ich hier zu kämpfen 
habe, sind doch, Herr Dr. Horstmann, unter Ihrer 
Zeit entstanden.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Die größte Lehr-
stellenlücke aller Zeiten!) 

Da haben Sie doch die Jugendlichen versteckt 
und haben anschließend gesagt, sie seien alle 
versorgt.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sie sind ein Zy-
niker, Herr Laumann!) 

– Herr Horstmann, wer solche Warteschleifen in 
den Berufsschulen hinterlassen hat wie die Lan-
desregierung, der Sie angehört haben, der hat 
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kein Recht, heute zu kritisieren, wenn wir diese 
Warteschleifen abschaffen.  

(Beifall von der CDU – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Dem Knieps rennen Sie hinterher! Die 
Lücken werden immer größer!) 

Herr Horstmann, Sie haben doch diejenigen, die 
in den Berufsschulen waren, als versorgt gemel-
det. Ich kann Ihnen die Pressemitteilungen aus 
meinem Ministerium vorlegen, die damals veran-
lasst worden sind. 

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Mehr arbeitslose Jugendliche 
als je – nach einem Jahr Schwarz-Gelb!) 

Dass wir jetzt offen und ehrlich über diese Warte-
schleifen reden und damit natürlich auch ein Prob-
lem haben, ist die neue Ehrlichkeit einer neuen 
Landesregierung, die leider altes Versagen ohne 
Ende aufdeckt. 

(Beifall von CDU und FDP – Widerspruch 
von der SPD – Hannelore Kraft [SPD]: Das 
ist doch kabarettreif!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Laumann. – Für die SPD spricht nun 
Frau Gebhard. 

Heike Gebhard*) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kollegen! Liebe Kolleginnen! Wenn man der Lan-
desregierung und Ihnen, meinen Damen und Her-
ren von CDU und FDP, im letzten Jahr zugehört 
hat – das habe ich immer aufmerksam getan –, 
konnte man den Eindruck gewinnen, dass Sie 
selbst daran geglaubt haben, dass sich durch die 
bloße Regierungsübernahme die Stimmung und 
damit die wirtschaftliche Situation verbessern 
würde. 

Nun ist in der Wirtschaft zwar vieles von Stim-
mungen abhängig, wie man oft genug an diversen 
Börsenschwankungen ablesen kann. Ihre Regie-
rungsübernahme ist von den Verbandsvertretern 
von Unternehmen auch mit Wohlwollen aufge-
nommen worden. Sie schenkten und schenken 
Ihnen an diversen Stellen Beifall. Doch Ausbil-
dungsplätze, die Sie dann positiv verkaufen könn-
ten, schenken Sie Ihnen nicht. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: So ist es!) 

Hier, wo es ans Eingemachte geht und um Fak-
ten, verhalten sich die Unternehmen Ihnen ge-
genüber nicht anders als gegenüber jeder ande-
ren Regierung. 

So konnten wir in der vergangenen Woche, am 
24. Mai, mit Erstauen in der „WAZ“ lesen, dass 
Herr Ministerpräsident – ist er da? – 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Im Dunkeln!) 

über Arbeitgeber verärgert ist und er sie sogar – 
man höre und staune – angreift. Ich zitiere mit Er-
laubnis der Präsidentin: 

Es kann nicht dabei bleiben, dass nur jeder drit-
te Betrieb Lehrstellen zur Verfügung stellt. In 
der sozialen Marktwirtschaft ist es eine Ver-
pflichtung, für die Ausbildung der nachfolgen-
den Generation zu sorgen. 

Da kann ich nur sagen: Willkommen in der Wirk-
lichkeit! 

(Minister Karl-Josef Laumann: Die Warte-
schleife ist nicht von mir gemacht worden!) 

Ich darf nach dem Beitrag von Herrn Knieps anfü-
gen: Nehmen Sie ihn mit in die Wirklichkeit. Er hat 
das offensichtlich noch nicht verstanden. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Was folgt denn jetzt aus dem Ankommen in der 
Wirklichkeit? – Ich habe heute gehört, dass Sie 
sich weiterhin darüber beklagen, dass sich die 
Wirtschaft der Verantwortung entzieht. Was ist 
das andere Lösungsmodell? – Sie suchen den 
schwarzen Peter bei den Jugendlichen selbst. 

(Minister Karl-Josef Laumann: Nein!) 

– Doch, ich zitiere. Ganz ruhig, ich meine nicht 
Sie, Herr Laumann! 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Wen zitieren Sie 
denn?) 

– Ganz ruhig, warten Sie ab, ich komme dazu! Ich 
mache das natürlich kenntlich, Herr Romberg. 

So erklärte Frau Ministerin Thoben am bundes-
weiten Tag des Ausbildungsplatzes in Coesfeld – 
ich darf aus den „Westfälischen Nachrichten“ vom 
30. Mai zitieren –: „Viele Jugendliche sind mit dem 
Schulabgang noch nicht ausbildungsfähig.“ 

Nun ist „viele“ ein dehnbarer Begriff. 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Richtig!) 

Bevor wir Jugendliche in eine solche Ecke stellen, 
sollte man sich über die Größenordnung klar wer-
den. 

(Rudolf Henke [CDU]: Gibt es denn solche 
Jugendliche, oder gibt es sie nicht?) 

– Ganz ruhig! Natürlich gibt es welche, 

(Ah-Rufe von der FDP) 
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aber man muss sich doch über die Größenord-
nung verständigen. Man muss sich anschauen, 
welche Größenordnung das ist und ob man damit 
die Jugendlichen insgesamt in die Ecke stellt. 
Herr Henke, vielleicht erinnern Sie sich auch dar-
an, dass in der Anhörung zum Werkstattjahr im 
Februar dieses Jahres 

(Ralf Witzel [FDP]: 29 %!) 

Herr Brink von der Gesellschaft für innovative Be-
schäftigungsförderung dazu ausgeführt hat, dass 
von den 150.000 Jugendlichen in Nordrhein-
Westfalen – ich erinnere daran, dass Sie vorhin 
sagten: Es gibt 1.500 freie Stellen –, die sich in 
den verschiedensten Maßnahmen im Wartestand 
befinden, zwei Drittel sofort ausbildungsfähig sei-
en. 

(Beifall von der SPD) 

Es kann doch nicht angehen, dass in der politi-
schen Diskussion das fehlende Drittel – Sie haben 
vorhin sogar eingeräumt, es seien nur 25 %, also 
noch nicht einmal ein Drittel –, für das man be-
sondere Maßnahmen ergreifen muss, um die Ju-
gendlichen an den Arbeitsmarkt heranzuführen, 
als Alibi dafür benutzt wird, dass Jugendliche kei-
nen Ausbildungsplatz erhalten. 

(Beifall von der SPD) 

Äußerungen, die Sie, Frau Thoben, gemacht ha-
ben – wenn Sie das so isoliert betrachten –, viele 
Jugendliche seien nicht ausbildungsfähig, liefern 
meines Erachtens den Vorwand für die Unter-
nehmen, ihre Hände in Unschuld zu waschen. 

So fallen Sie meines Erachtens auch Ihrem Minis-
terpräsidenten in den Rücken. Stattdessen wäre 
es doch auch Ihre Aufgabe, die Unternehmen in 
die Pflicht zu nehmen, zumindest die zwei Drittel 
der Jugendlichen in das duale System aufzuneh-
men. Sie wissen, dass wir davon meilenweit ent-
fernt sind. 

Dabei gibt es sehr wohl auch positive Ansätze: In 
meiner Heimatstadt Gelsenkirchen haben wir im 
letzten Monat den stärksten Rückgang der Ar-
beitslosigkeit bei den Jugendlichen, das heißt bei 
den Arbeitslosen unter 25 Jahren gehabt. Trotz 
der im Vergleich zum Sommer 2004 höheren 
Neubewerberzahlen im Sommer 2005 waren im 
April 2006 154 Jugendliche weniger arbeitslos als 
im April 2005. Das ist keine große Zahl; aber über 
jeden Jugendlichen, der es geschafft hat, können 
wir froh sein. 

Das ist nicht den Maßnahmen der Landesregierung, 
sondern den veränderten Strukturen durch die 
Hartz-Gesetzgebung geschuldet. In Gelsenkirchen 

ist die Vorgabe, dass sich ein Berater beziehungs-
weise Vermittler um maximal 75 Jugendliche zu 
kümmern hat, Realität. Das zeigt inzwischen Wir-
kung. Außerdem funktioniert in diesem Bereich ins-
besondere die Zusammenarbeit von Agentur und 
Argen. SGB-II-Jugendliche werden von der Agentur 
genauso beraten und vermittelt wie andere, sodass 
es zu keiner Stigmatisierung kommen kann. Gleich-
zeitig kann der Fallbetreuer oder die Fallbetreuerin 
der Bedarfsgemeinschaft, der dieser Jugendliche 
unmittelbar angehört, auf die Ergebnisse der Bera-
tungs- und Vermittlungsgespräche zugreifen. 

Von allen Beteiligten ist dazu ein hohes Maß an 
Engagement erforderlich. Eine Diskussion, wie wir 
sie gestern zum Thema Hartz geführt haben, bei 
der undifferenziert Agenturen und Argen beschei-
nigt wird, dass sie nicht in der Lage seien, die po-
litischen Vorgaben umzusetzen – ich erinnere an 
Stichworte wie: Arbeitslose müssten ein Jahr war-
ten, um überhaupt Beratungsgespräche zu be-
kommen –, sind nicht gerade motivationsfördernd. 

(Beifall von der SPD – Rudolf Henke [CDU]: 
Gibt es das, oder gibt es das nicht?) 

– Das ist genau das gleiche Problem wie bei den 
Jugendlichen: Wenn ich sozusagen bestimmte 
Erscheinungsformen, die auch vorkommen, zum 
Maßstab erkläre und alle Beschäftigten, die gute 
Arbeit leisten, mit in einen Topf werfe, mache ich 
genau das Gegenteil: Ich motiviere nicht. Ich helfe 
nicht mit, dass die Sache auf einen guten Weg 
kommt, sondern ich mache das Gegenteil. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Alle verstärkten Vermittlungsbemühungen der 
Agentur durch einerseits verstärktes Klinkenput-
zen bei den Unternehmen und andererseits ver-
stärktes Fördern und Fordern eines jeden einzel-
nen Jugendlichen finden natürlich dort ihre Gren-
zen, wo nicht genügend Ausbildungsplätze vor-
handen sind. Wenn, wie in meiner Heimatstadt, 
auf jeden Ausbildungsplatz vier Bewerberinnen 
oder Bewerber kommen, dann sind und bleiben 
die Möglichkeiten der Vermittlung begrenzt. Die-
ser Realität müssen wir ins Auge sehen. Da er-
warte ich – die Ausführungen des Ministers Lau-
mann haben mir nicht ausgereicht – eigentlich die 
Landespolitik und Aktivitäten der Landesregie-
rung. Die haben wir noch nicht in ausreichendem 
Maße sehen können. – Danke schön. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Gebhard. – Für die CDU spricht nun Herr 
Henke. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Mal sehen, ob er 
die Senkung der Ausbildungsvergütung for-
dert! – Gegenruf von Christian Weisbrich 
[CDU]: Ist doch nicht verkehrt!) 

Rudolf Henke (CDU): Frau Präsidentin! Verehrte 
Damen, meine Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Herr Horstmann, zunächst einmal forde-
re ich etwas weniger bräsiges, selbstgefälliges 
Gezeter von Ihnen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dass ausgerechnet Sie – ich nehme Herrn 
Schmeltzer und Frau Gebhard ausdrücklich aus – 
als Mitglied des letzten Kabinetts und als Mitver-
antwortlicher für die Entwicklung in den vergan-
genen Jahren rot-grüner Politik  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Die größte Lehr-
stellenlücke aller Zeiten! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

und als einer, der höchst aktiv mit dazu beigetra-
gen hat, die sieben mageren Jahre rot-grüner 
Bundespolitik zu rechtfertigen und zu legitimieren, 
mit dem Finger auf andere zeigen, ist hanebü-
chen.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von 
Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Der Abbau von einer Million Stellen in den ver-
gangenen Jahren hat auch zum Verlust von 
60.000 Lehrstellen geführt. Ohne diesen Verlust 
von 60.000 Lehrstellen müsste niemand die Sorge 
äußern, dass im September rund 50.000 junge 
Menschen ohne Lehrstelle bleiben könnten. Ge-
nau diese Sorge ist berechtigt. Auch Nordrhein-
Westfalen ist von dieser Entwicklung nicht ausge-
nommen, denn von Anfang Oktober 2005 bis En-
de Mai diesen Jahres wurden in NRW 77.120 
Ausbildungsplätze gemeldet. Davon waren 27.230 
noch nicht endgültig besetzt. Das heißt, diese 
Zahl nicht endgültig besetzter Stellen lag knapp 
4 % höher als Ende Mai 2005. Zugleich ist aber 
auch die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber 
auf 129.580 gestiegen und liegt damit um knapp 
9 % höher als im Jahr zuvor.  

Wir hätten, Herr Horstmann, natürlich kein Prob-
lem, wenn es in den vergangenen Jahren in Ihrer 
Regierungszeit gelungen wäre, jeden Schulab-
gänger mit einer Lehrstelle zu versorgen.  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Fakt ist aber, dass auf jeden neuen Schulabgän-
ger, der sich auf eine Lehrstelle bewirbt, noch ein 
Schulabgänger kommt, der in den vergangenen 
Jahren keine Lehrstelle gefunden hat. In Ihrer Re-
gierungszeit in Bund und Land, Herr Horstmann 
und Frau Steffens … 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Die Lücke ist 
größer denn je!) 

– Natürlich ist sie größer denn je,  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Was heißt denn 
das? Das ist doch nicht natürlich!) 

weil es eine Erblast Ihrer Regierungszeit im Bund 
ist. Es ist das Resultat Ihrer Politik, 

(Zurufe von der SPD und GRÜNEN) 

dass es einen Arbeitsplatzabbau und damit ver-
bunden einen Ausbildungsabbau gegeben hat. 
Sie haben in Ihrer Regierungszeit nicht unterbin-
den können, dass die Leute in der Warteschleife 
geparkt worden sind und dass damit der heutige 
Lehrstellenmarkt mit doppelt so vielen Bewerbern 
belastet ist wie die Zahl derer, die jetzt den Schul-
abschluss machen.  

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Damit können Sie das nicht 
mehr erklären!) 

Das ist das Ergebnis Ihrer Politik. Die Probleme, 
vor denen wir heute stehen, sind doch nicht von 
einem Tag auf den anderen entstanden. Im Jahre 
1999, dem ersten Regierungsjahr von Rot-Grün 
im Bund, gab es 635.559 neu abgeschlossene 
Ausbildungsverträge.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Gucken Sie auf heu-
te und nicht in die Vergangenheit!) 

Im Jahre 2005, dem Jahr der Abwahl von Rot-
Grün im Bund, waren es nur noch 559.227. Das 
ist ein Minus von 12 % in sieben mageren Jahren.  

(Beifall von der CDU – Dr. Axel Horstmann 
[SPD]: Sagen Sie, was Sie tun wollen!) 

Niemand, der dazu beigetragen hat, hat jetzt ein 
Recht, über andere herzuziehen, die für Wege zu 
einem besseren Erfolg eintreten. 

(Gisela Walsken [SPD]: Was kommt denn 
jetzt? Was haben Sie gemacht?) 

Aus der Verantwortung für diese Probleme kann 
sich niemand herausmogeln, auch nicht, indem er 
in einer Aktuellen Stunde auf andere zeigt.  

Der Aachener IHK-Hauptgeschäftsführer Jürgen 
Drewes hat Recht, wenn er sagt: Jeder Jugendli-
che, der draußen herumhängt, ist ein Sprengsatz 
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für die Gesellschaft. – Es gibt zu viele Unterneh-
men, die sich daran gewöhnt haben, fertige Kräfte 
einzustellen, weil sie glauben, dass Ausbilden nur 
Geld kostet und Arbeit macht, ohne sich zu loh-
nen. Solchen Betrieben müssen wir klar machen, 
dass sie jemanden, den sie für ihren Bedarf aus-
bilden, umso besser einsetzen können.  

Außerdem muss jedes Unternehmen wissen, 
dass wir ab 2010 so geburtenschwache Jahrgän-
ge am Ausbildungsmarkt haben werden, dass die 
Unternehmen besser jetzt über Bedarf ausbilden, 
wenn sie später genug qualifizierte Mitarbeiter 
haben wollen. Immerhin schließen Lehrlinge die-
ses Jahres ihre Ausbildung erst 2009 ab. Unter-
nehmen, die künftig Fachleute brauchen, müssen 
jungen Leuten heute eine Chance geben. Ansons-
ten schaden sie sich selbst. Wer heute nicht aus-
bildet, der darf morgen nicht jammern, wenn er 
trotz händeringenden Suchens keine Nachwuchs-
kräfte findet. 

Richtig ist trotzdem, dass kein Jugendlicher er-
warten kann, dass man auf ihn wartet und dass 
ihm ohne eigene Anstrengung ein Ausbildungs-
platz ins Haus flattert. Engagement, Berufsfelder-
kundung durch Praktika, stimmige Vorbereitung 
auf Bewerbungen und nicht zuletzt schlichte Hart-
näckigkeit führen auch heute eher zum Erfolg als 
Passivität. Je höher die Beweglichkeit auf beiden 
Seiten, desto besser.  

(Gisela Walsken [SPD]: Bla, bla, bla! – Wei-
tere Zurufe von der SPD) 

Besonders schwer haben es diejenigen, die nicht 
zumindest die Mittlere Reife erzielt haben. Des-
wegen ist es ein wichtiger Punkt in der Politik der 
Koalition in Nordrhein-Westfalen, die Lage an den 
Hauptschulen zu verbessern durch bessere Leh-
rerausstattung, mehr Unterricht, mehr Erziehung 
und mehr Ganztagsplätze.  

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist Ih-
re Antwort?) 

– Gerade schulmüde Jugendliche, die über kleine 
Erfolge im betrieblichen Alltag zu motivieren wä-
ren, gehen doch bei der Lehrstellensuche meis-
tens leer aus.  

(Hannelore Kraft [SPD]: 1.490 weniger Stel-
len in den Hauptschulen!) 

Inzwischen ist in den Berufskollegs die Schüler-
zahl in den Fachklassen dualer Ausbildungen um 
fast 20 % kleiner als die Schülerzahl in den voll-
zeitschulischen Bildungsgängen. Deswegen un-
terstütze ich all das sehr, was der Minister über 
den Rechtsanspruch von Absolventen vollzeit-
schulischer Bildungsgänge auf Zulassung zur 

Kammerabschlussprüfung gesagt hat, auch wenn 
das umstritten ist. Wir müssen in dieser Frage 
Fortschritte erzielen, denn ansonsten kommen wir 
nicht weiter.  

Auch die Entscheidung, ob eine erworbene Vor-
bildung in einer berufsbildenden Schule auf eine 
sich anschließende Berufsausbildung angerech-
net wird, muss mit den Sozialpartnern vor Ort dis-
kutiert und so weit wie möglich in verlässliche An-
rechnung umgesetzt werden. Deshalb bin ich dem 
Landesausschuss für Berufsbildung für seine Zu-
stimmung und der Landesregierung für den Be-
schluss der entsprechenden Rechtsverordnung 
außerordentlich dankbar. Auch so besteht eine 
Möglichkeit, den Lehrstellenmarkt zu entlasten.  

Allerdings muss dann auch Schluss damit sein, 
dass der Lernort Schule für Simulation steht und 
der Lernort Betrieb für Ernsthaftigkeit. Schule 
muss sich so aufstellen, dass sie praxisbezogen 
ist und Jugendliche dort packt, wo sie etwas kön-
nen und leisten wollen. 

Zum Schluss: Michael Glos hat Recht, und ich 
stimme seinem von Herrn Schmeltzer zitierten 
Satz – das Zitat mache ich mir auch zu Eigen – 
zu: Jeder Jugendliche, den man heute selber 
ausbildet, der kann morgen die wichtigste Stütze 
des Betriebes sein. – Vielen Dank, dass Sie mir 
zugehört haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Henke. – Für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen spricht nun Frau Beer. 

(Zurufe von der FDP: Kopftuch vergessen!) 

Sigrid Beer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Liebe 
Kollegen und Kolleginnen! Mehr sehr geehrten 
Damen und Herren! Welchen praktischen Nähr-
wert hatte der Beitrag von Herrn Henke eigentlich 
für die Jugendlichen in diesem Land? 

(Beifall von GRÜNEN und SPD – Dr. Axel 
Horstmann [SPD]: Null!) 

„Harte Wahrheiten auch auf dem Arbeitsmarkt“, so 
titelte die Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen 
der Bundesagentur für Arbeit. „Die Lücke zwischen 
Angebot und Nachfrage wächst von Monat zu Mo-
nat“, wird weiter ausgeführt. Die regionalen Unter-
schiede haben sich nicht verschoben. Das haben 
wir eben schon gehört: In Ostwestfalen – dorther 
komme ich – steht fünf Bewerbern ein unbesetzter 
Ausbildungsplatz gegenüber.  
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Der Tag des Ausbildungsplatzes, an dem sich Po-
litiker/innen, Kammern, Agenturen und Medien 
beteiligt haben, hat eine ernüchternde Bilanz ge-
zeigt: In diesem Jahr heißt es für Tausende Ju-
gendliche wieder „Warteschleife Schule“ und/oder 
„Völlige Perspektivlosigkeit“.  

Am fatalsten ist die Situation in der Tat für die, 
Herr Henke, die schulmüde sind und nur ein ge-
ringes Bildungsniveau erreicht haben. Diese 
Schulmüdigkeit bahnt sich jedoch an, sie ist nicht 
von jetzt auf gleich da.  

Lehrerinnen und Lehrer, Sozialpädagoginnen und 
Sozialpädagogen, die mit schulmüden Jugendli-
chen arbeiten, wissen, worauf es ankommt: Ler-
nen am und im Leben, Freude am Lernen, Motiva-
tion für das Lernen! – Das gelingt allerdings nicht 
in einer Schule, die Schülerinnen und Schülern 
das Gefühl vermittelt, abgehängt zu sein, es nicht 
zu schaffen, weniger wert zu sein als andere. 

Schulen, die mehr Versagenserlebnisse produzie-
ren statt Selbstwirksamkeitserleben, Schulen, de-
nen es nicht gelingt, das Selbstwertempfinden zu 
stärken, haben vor allem dann ein Problem, wenn 
sich bei ihnen die Bildungsverlierer in dieser Ge-
sellschaft sammeln beziehungsweise dort ge-
sammelt werden. Das Ergebnis ist ein anre-
gungsarmes Entwicklungsmilieu, in dem die Schü-
lerinnen in der Leistungsentwicklung zurückblei-
ben und personale und soziale Kompetenzen 
nicht ausreichend entwickeln können. Diese Hy-
pothek schleppen sie durch ihr Leben. Und des-
halb finden sie auch nur sehr schwer einen Ein-
stieg in die Weiterbildung. 

Anstatt den Ursachen des Schulfrusts auf den 
Grund zu gehen, die benachteiligenden Schulmi-
lieus aufzubrechen, erziehungsunfähigen Eltern 
möglichst frühzeitig unter die Arme zu greifen, 
werden die Verhältnisse und Strukturen weiterge-
fahren, und alle zahlen bei den späteren Repara-
turmaßnahmen drauf, am bittersten die betroffe-
nen Jugendlichen.  

Es braucht ein Unterstützungssystem, das prä-
ventiv wirken kann und die Aufgaben bei den 
Wurzeln packt. Das erfordert eine Schule auf dem 
Weg zum Beruf, die ausstrahlt, dass es durch das 
Lernen für das Leben etwas zu gewinnen gibt, 
dass das Lernen dort Sinn macht und dass das 
mit dem richtigen Leben zu tun hat.  

Das ist der Weg, Schulmüdigkeit zu vermeiden 
oder aufzubrechen, der Jugendlichen dabei hilft, 
Bildungsperspektiven und damit auch Ausbil-
dungsinitiativen und -perspektiven zu entwickeln.  

Das sind aber nicht die konzeptionellen Ansätze, 
die Sie entwickeln, um Schulfrust, der sich häufig 
im Schulschwänzen niederschlägt, zu begegnen. 
Sie wählen als Verantwortliche die populistische 
Billigvariante, die Schülerinnen und Schüler ledig-
lich teuer zu stehen kommen soll. Das Schulmi-
nisterium muss dabei keine Initiative entfalten, um 
die Ursachen zu bekämpfen. Die geplante Schul-
schwänzergebühr ändert nichts an der Schulsitua-
tion, an den Ursachen des Schulfrusts, und bei 
notorischen Schulschwänzern wird das kaum ver-
fangen. 

Es müssen Antworten darauf gefunden werden, 
mit welchen Unterrichtsformen und -inhalten die 
Schule arbeiten muss, wie Schule neu gebaut 
werden und aussehen muss, die allen Kindern 
und Jugendlichen eine anregende Lernumgebung 
und soziales Miteinander bietet und die die 
Grundlage für erfolgreiches, lebensbegleitendes 
Lernen schafft, für eine Zukunftsfähigkeit und eine 
gerechte Teilhabe in dieser Gesellschaft. 

Dazu, wie eine solche Schule und Grundlage für 
die Bildung geschaffen werden können, ist von 
der Landesregierung nichts zu hören, nur 
Schweigen wie am Tag der Ausbildung. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Beer. – Für die FDP spricht nun der Kollege 
Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg (FDP): Frau Präsidentin! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen! 
Das Bild der SPD heute war nicht überzeugend. 
Ich würde sogar sagen, es war fast erbärmlich.  

(Beifall von der FDP – Widerspruch von der 
SPD) 

– Ich habe Ihnen aufmerksam zugehört, aber von 
Ihnen weder eine vernünftige Analyse vernom-
men, weshalb eigentlich so wenig ausgebildet 
wird – Sie sagen lediglich, die Regierung sei 
schlecht: eine Ihrerseits natürlich „sehr leistungs-
starke“ Analyse –, 

(Beifall von der FDP – Unruhe und Zurufe 
von der SPD) 

noch Vorschläge. Das war völlig konzeptlos.  

(Zurufe von der SPD) 

– Opposition braucht keine Ideen, das ist klar! 
Das ist der Zustand, in dem sich die SPD befin-
det. Deshalb sind Sie abgewählt worden und ste-
hen in den Umfragen mittlerweile so schlecht da. 
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Das ist das Bild, das von Ihnen mittlerweile im 
Land angekommen ist.  

(Beifall von der FDP – Anhaltende Unruhe 
und Zurufe von der SPD) 

Wenn Sie meinen, Politik bestehe nur daraus, 
dass an bestimmten Tagen zu werben ist: Dieses 
Werben ist sicherlich eine wichtige Aufgabe. – Ich 
frage mich allerdings, ob Sie an Tagen, an denen 
für andere Dinge geworben wird, auch so ausführ-
lich werben. Gestern beispielsweise war Welt-
nichtrauchertag. Da hätte man Ihrerseits ja auch 
einmal … 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Zur Sa-
che, Herr Kollege!) 

– Nein, nicht: „Zur Sache!“ 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Das ist 
nicht zur Sache!) 

– Das ist schon zur Sache.  

(Lachen von der SPD) 

Die SPD-Fraktion stellt den Vorsitzenden des Ge-
sundheitsausschusses, der gestern sicherlich kei-
ne Zigarette weniger geraucht hat. Und die Zehn-
tausende von Nikotintoten in NRW … 

(Prof. Dr. Gerd Bollermann [SPD]: Kommen 
Sie auf den Punkt!) 

– Das wollen Sie gar nicht hören. Genauso aber 
ist es. 

(Glocke) 

Sie haben keinerlei Konzepte.  

Und, Herr Schmeltzer, gerade Gewerkschaften – 
Sie kommen ja aus den Gewerkschaften – haben 
eine sehr, sehr niedrige Ausbildungsquote. Des-
halb ist in der Tat pharisäerhaft, hier in dieser 
Weise für Ausbildungsplätze zu werben, anstatt 
erst einmal im eigenen Laden vernünftig aufzu-
räumen. Das gilt für die gesamte SPD-
Landtagsfraktion in Bezug auf die bisherige Dis-
kussion um die Ausbildung. 

Die Grünen haben ihr altes Räppelchen, die Aus-
bildungsplatzabgabe. Als ob es hilfreich wäre, Un-
ternehmen, denen es im Moment wirtschaftlich 
schlecht geht, immer noch weiter etwas draufzu-
satteln! Man muss doch schauen, weshalb Unter-
nehmen nicht ausbilden 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Weshalb denn? 
– Zuruf von der SPD: Jetzt kommt es!) 

und weshalb kein Nachwuchs kommt. In unsiche-
ren Lebenszeiten gibt es eben auch bei den Men-

schen wenig Nachwuchs. Die Rahmenbedingun-
gen stimmen einfach nicht. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Welche?) 

Da ist natürlich auch die SPD gefordert. Gerade 
auf Bundesebene ist dort auch die SPD gefordert. 
Was ist denn mit der Unternehmensteuerreform, 
die notwendig ist, damit die Wirtschaft hier wieder 
floriert und Ausbildungs- und Arbeitsplätze ent-
stehen? 

(Beifall von der FDP – Zurufe von der SPD) 

In Berlin ist doch Herr Steinbrück. Oder nicht? 
Haben Sie mit ihm überhaupt nichts mehr zu tun? 
Und wie ist es mit dem überzogenen Jugend-
schutz, der immer noch Ausbildung hemmt? 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Und Ihre Leute?) 

Haben Ihre Leute das einmal angepackt? Das 
sind doch Dinge, die in Berlin gerichtet werden 
müssen, damit hier in NRW auch Ausbildung ent-
steht. Wir sind hier doch nicht auf einer Insel 
NRW, Herr Horstmann. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sie bekämpfen die 
Jugendlichen und nicht die Arbeitslosigkeit!) 

Die Ausbildungssituation ist doch in Gesamt-
deutschland problematisch, nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen. 

(Gisela Walsken [SPD]: Jugendschutz!) 

Was wir hier anpacken, um den Unternehmen 
wieder mehr Leben einzuhauchen, ist der Abbau 
von Bürokratie. Das ist wichtig. Wir stärken auch 
die Bildung. Das ist ebenfalls wichtig. 

(Zurufe von der SPD) 

– Diese Dinge hören Sie natürlich nicht gerne, 
weil sie in letzter Zeit von Ihnen eben nicht ver-
nünftig angepackt worden sind. – Wir müssen al-
so die Rahmenbedingungen so verändern, dass 
es Unternehmen besser geht, dass Arbeitsplätze 
und damit auch Ausbildung entstehen. 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. Michael Vesper) 

Natürlich müssen wir auch werben und darauf 
Wert legen, dass Unternehmen ausbilden. Es 
bringt aber überhaupt nichts, zu sagen, wir 
bräuchten nur viel Werbung von der Politik, dann 
sei alles geregelt. Vielmehr müssen die Rahmen-
bedingungen hergestellt werden. Insofern sind 
Politik und Gesetzgebung gefordert. – Danke 
schön. 

(Beifall von FDP und CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Peinlich! – Weitere Zurufe von der 
SPD) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Als nächster 
Redner hat Minister Laumann das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! In dieser 
Debatte muss man doch ein paar Dinge zurecht-
rücken.  

Herr Horstmann, die Art, wie Sie sich in dieser 
Debatte eingelassen haben, finde ich unerträglich. 

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Sie sind doch der Meister der 
künstlichen Aufregung!) 

Die Wahrheit ist doch, dass wir in vielen Regionen 
Nordrhein-Westfalens in den Warteschleifen der 
Kreisberufsschulen zahlenmäßig mittlerweile ein 
komplettes Schulausbildungsjahr vor uns her-
schieben. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Und daran sind 
wir jetzt schuld? – Gegenruf von Christian 
Weisbrich [CDU]: Natürlich!) 

– Nein, Herr Horstmann. Ich sage ja gar nicht, 
dass Sie daran schuld sind. Aber schieben Sie es 
bitte heute auch nicht mir als dem neuen Arbeits-
minister in die Schuhe. Ich war noch gar nicht im 
Amt, als diese Warteschleifen entstanden sind. 
Darauf lege ich schon ein bisschen Wert. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Jetzt nenne ich Ihnen einen weiteren Punkt. Wir 
müssen doch alle zur Kenntnis nehmen, dass in 
Nordrhein-Westfalen in den letzten zehn Jahren 
jede vierte Lehrstelle verschwunden ist. Wir ha-
ben in diesen zehn Jahren einen Rückgang der 
Lehrstellen um ein Viertel zu verzeichnen, und 
zwar quer durch die Branchen: freie Berufe; 
Handwerk; dass es bei der IHK ein bisschen bes-
ser aussieht, liegt daran, dass die IHK mehr Be-
triebe hat, die sie für Ausbildung gewinnen kann. 

Ich sage hier ganz deutlich – darüber wird in die-
sem Haus auch Einigkeit herrschen –: Dass jeder 
zweite Betrieb in Nordrhein-Westfalen, der ausbil-
den könnte, dies gar nicht mehr tut, ist nicht in 
Ordnung und mit keiner Begründung zu akzeptie-
ren. Das ist ganz klar. 

(Allgemeiner Beifall) 

Wissen Sie, wie es ist, wenn wir gemeinsam un-
sere Veranstaltungen über die Berufsausbildung 
durchführen? – All diejenigen, die zu unseren Ver-
sammlungen beziehungsweise zu den Kammer-
gesprächen kommen, sind auch diejenigen, die 
ausbilden, und diejenigen, die uns immer wieder 

die Praktikumsplätze zur Verfügung stellen. Die-
jenigen, die sich an Ausbildung nicht beteiligen, 
erscheinen nicht einmal bei diesen Versammlun-
gen. Das ist auch die Wahrheit. 

Die Politik muss jetzt auch einmal den Mut auf-
bringen, ganz unmissverständlich zu sagen, dass 
wir dem Teil der Wirtschaft, der jahrelang hervor-
ragende Ausbildung zur Verfügung stellt, sehr 
dankbar sind. Auch im letzten Jahr gab es 
111.000 unterschriebene Lehrverträge mit Ausbil-
dungsvergütung 

(Beifall von der CDU) 

und mit dem Willen, einen jungen Menschen drei 
Jahre lang in seinem Beruf zu prägen und auszu-
bilden. Das finde ich eine klasse Leistung. Dass 
andere sich gar nicht darum kümmern, hat mit so-
zialer Marktwirtschaft, wie wir sie begreifen, nichts 
zu tun. Und das ist nicht in Ordnung. Ich sage das 
noch einmal. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Weiß das auch 
Herr Romberg?) 

– Das weiß auch Herr Romberg. 

(Lachen von der SPD) 

Aber was kann man als Land in einer solchen Si-
tuation denn jetzt ganz praktisch tun? – Natürlich 
werben wir alle für Lehrstellen. Ich habe letztes 
Jahr die 16 Regionen des Ausbildungskonsenses 
besucht. Viele Kollegen von Ihnen, die dort ihre 
Wahlkreise haben, waren mit dabei. Ich habe dem 
Ausbildungskonsens sehr viel Mut gemacht usw. 
Alle diese Dinge betreiben wir ja gemeinsam. Na-
türlich wird das im Sommer wieder in dieser Art 
und Weise stattfinden. Das gehört zu meinem Amt 
dazu. Ich bin auch allen Landtagsabgeordneten 
dankbar, die mich dann, wenn ich in ihre Wahl-
kreise komme, bei diesen Aktionen begleiten und 
unterstützen. – Das ist die eine Seite. 

Die andere Seite ist aber, dass wir als Regierung 
schauen müssen, was wir ganz praktisch tun kön-
nen. Ich kann mir die Lehrstellen ja auch nicht 
kaufen. Das mache ich ein Jahr. Dann habe ich 
im nächsten Jahr noch weniger Lehrstellen, weil 
alle darauf warten, dass der Arbeitsminister Lehr-
stellen kauft. Dieses Instrument könnten Sie nur 
ein Jahr anwenden. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Richtig! Das ist 
wahr!) 

Was kann ich also tun? Es gibt eine alte Forde-
rung des Handwerks, die man wirklich nicht gering 
schätzen sollte, denn: Die Abschaffung des zwei-
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ten Berufsschultages im zweiten und dritten Lehr-
jahr hilft uns schon. 

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Viel davon zu sehen ist nicht!) 

Und nach dem von allen Parteien im Deutschen 
Bundestag verabschiedeten Berufsbildungsgesetz 
ist die Möglichkeit eröffnet, Ausbildungsvergütun-
gen bis zu 20 % zu variieren. Das ist in Deutsch-
land Gesetzeslage. Jeder Betrieb, der nicht tarif-
gebunden ist – das ist die Einschränkung – kann 
die Ausbildungsvergütung um 20 % absenken, 
wenn er will; und die Kammern müssen diese 
Lehrverträge in den sogenannten Ausbildungsrol-
len eintragen. Für die Forderungen nach Absen-
kung der Lehrlingsgehälter gilt also: 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das reicht Herrn 
Knieps anscheinend nicht! – Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Leute, ihr könnt sie senken! Daran wird es nicht 
scheitern. Daran wird keine Eintragung eines 
Ausbildungslehrvertrages scheitern. Das haben 
alle Parteien gemeinsam im Deutschen Bundes-
tag vor anderthalb Jahren beschlossen.  

Ferner haben wir in Nordrhein-Westfalen zum 
1. August eine weitere Möglichkeit umgesetzt. Ich 
stelle sie Ihnen einmal an einem praktischen Bei-
spiel vor. Herr Horstmann, in der Region, wo Sie 
zu Hause sind, schieben wir 60.000 Leute in den 
Warteschleifen vor uns her. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Katastrophal! – 
Hannelore Kraft [SPD]: Das ist besser als auf 
der Straße!) 

– Ja, darüber sind wir uns einig. Aber ich habe mir 
überlegt, wie ich diese Warteschleife auflösen 
kann. Eine entsprechende Anzahl an Ausbil-
dungsplätzen steht nicht zur Verfügung.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Dann müssen Sie 
sich die Hacken abrennen!) 

Die Ausbildungsplätze dafür haben wir nicht. Auch 
wenn Sie hier herumkeifen, entsteht dadurch kein 
einziger zusätzlicher Ausbildungsplatz.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Han-
nelore Kraft [SPD]) 

Da kann doch eine Landesregierung nur ganz 
praktisch sagen: Wir nutzen die Möglichkeiten des 
neuen Berufsausbildungsgesetzes, nämlich: die 
jungen Leute über die Kreisberufsschulen mit 
Praktikaanteilen in zwei oder drei Jahren zu 
Kammerprüfungen zuzulassen, damit sie ihren 
Gesellen- und Facharbeiterbrief machen.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Aha!) 

Ich weiß: Das ersetzt keine duale Ausbildung, es 
ist ein Notnagel. Aber ein Notnagel ist in dieser 
Zeit besser als gar kein Nagel. Deswegen gehen 
wir das ganz praktisch an.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Kammern, die noch dagegenhalten, werden 
von Frau Thoben und mir persönlich aufgesucht. 
Denn vonseiten der Kammern kann man sich 
nicht gegen diesen Weg wehren, es sei denn, 
man würde uns die benötigten Lehrstellen brin-
gen. Wenn die Kammern den beschriebenen Weg 
nicht wollen, sollen sie uns erklären, wie wir die 
Ausbildungslücke auf andere Art und Weise 
schließen können. – Von diesem Notnagel ver-
spreche ich mir also schon ein bisschen.  

Jetzt möchte ich noch einmal hervorheben, was 
ich für wirklich wichtig halte. Ich mache dieses 
Theater – ob das Ausbildungskonsens heißt oder 
wie es in der Öffentlichkeit auch immer heißen 
mag – nicht mit, nämlich sich am Ende des Jahres 
zu treffen und zu verkünden: Simsalabim, wir ha-
ben alle versorgt. Diese Pressemitteilung aus Ih-
rer Regierungszeit habe ich in meinem Haus 
schon vorgefunden.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Nein, so war es 
nicht!) 

Die Wahrheit ist, dass wir uns offen dazu beken-
nen müssen, dass diese Probleme existieren. Die 
Jugendlichen lesen staunend die Zeitung: Die 
Landesregierung, der Ausbildungskonsens, ver-
kündet: Alle sind versorgt. Aber in Wahrheit befin-
den sie sich in berufsschulischen Warteschleifen, 
weil sie keine Lehrstelle gefunden haben.  

(Beifall von CDU und FDP – Ralf Witzel 
[FDP]: So ist das!) 

Damit gehen wir jetzt einfach ehrlicher um.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Und dass wir damit ehrlicher umgehen, das lasse 
ich von Ihnen, Herr Horstmann, nicht kritisieren, 
denn Sie haben einem Kabinett angehört, wel-
ches das alles vertuscht hat.  

(Beifall von CDU und FDP – Dr. Axel Horst-
mann [SPD]: Sie reden darüber weniger als 
frühere Regierungen!) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Der nächste 
Redner ist der Abgeordnete Schmeltzer von der 
SPD-Fraktion.  

(Minister Karl-Josef Laumann: Das ist uner-
träglich! – Hannelore Kraft [SPD]: Ihr Beitrag 
ist unerträglich!) 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Der Redebaustein der 
Erblast passt hier nicht, liebe Kolleginnen und Kol-
legen der Koalition. Ausbildungsplatzlücke als 
Erblast zu nehmen, ist unredlich und falsch.  

(Beifall von der SPD) 

Wir haben jedes Jahr aufs Neue neue Schulab-
gänger. Wir haben jedes Jahr aufs Neue das 
Problem, dass die Betriebe nicht mehr ausbilden. 
Das ist die Wahrheit, und das ist mit Erblast nicht 
zusammenzubringen. Das vorweg. 

(Beifall von der SPD – Zuruf von Dr. Stefan 
Romberg [FDP]) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich dachte am 
Anfang der Debatte, dass die Reflexe, die von der 
„Rheinischen Post“ angesprochen wurden, heute 
nicht kommen würden. Aber spätestens nach den 
Ausführungen der Kollegen Knieps und Witzel bin 
ich mir sicher: Die Reflexe sind wieder voll vor-
handen.  

Wir wollen gleich, weil hier „so schön“ von Zah-
lenspielen aus der Regierungszeit Schröder ge-
sprochen worden ist, Herr Kollege Henke, mit 
dem Thema „Zahlenspiel“ anfangen. Wir haben 
uns noch einmal die Statistik angesehen. Ich wäre 
sehr vorsichtig, mit Zahlen aus der Zeit der Bun-
desregierung unter Gerhard Schröder zu spielen, 
wenn man sich nicht die Zahlen aus der Regie-
rungszeit von Herrn Kohl und diesem Zukunftsmi-
nister angesehen hat.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die will ich Ihnen jetzt nennen. 1995 – Kohl regier-
te – 572.774 neu abgeschlossene Ausbildungs-
verträge, 2000 – Kanzler Schröder – 621.693. 
Das war der Unterschied bei der Zahl der Ausbil-
dungsverträge.  

(Beifall von der SPD) 

Jetzt nehmen wir die Bugwelle, Herr Kollege Hen-
ke, die von Ihnen allen angeprangert wird. Herr 
Kollege Laumann, ich gebe Ihnen Recht: An der 
Bugwelle müssen wir arbeiten. Das ist überhaupt 
nicht die Frage. Aber wenn wir die Zahlen spielen, 
dann spielen wir sie auch weiter. 1997/1998 – ein 
denkwürdiges Datum in der Bundesrepublik 

Deutschland –: 47.399 noch nicht vermittelte Be-
werber. Von 1999 an ging diese Zahl stetig nach 
unten, und selbst im Jahre 2005 – wir wissen, wie 
es damals um die Konjunktur stand – war die 
Bugwelle geringer, nämlich bei 40.900. Das sind 
die wahren Zahlen, wenn Sie schon Schröder zi-
tieren und letztendlich auch Kohl zitieren würden.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zu dem Reflex von Herrn Witzel nur zwei Anmer-
kungen, denn mehr verdient er an der Stelle nicht. 
Erste Anmerkung – da bin ich Minister Laumann 
sehr dankbar; das war Kommentar genug –: Per-
manentes Kopfschütteln auf der Regierungsbank. 
Herzlichen Dank, Herr Laumann.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zweite Anmerkung. Bevor Sie mit Ausbildungs-
plätzen in Ihrer Fraktion prahlen und uns etwas 
vor Augen halten, sollten Sie sich besser informie-
ren. Unabhängig davon, dass die SPD-Fraktion 
eine qualifizierte ordentliche Ausbildung anbieten 
wird, gibt es im SDP-Landesverband Nordrhein-
Westfalen elf ordentliche Ausbildungsplätze.  

(Zuruf von Dietmar Brockes [FDP]) 

Das ist eine Ausbildungsleistung, die tatsächlich 
bei „über Bedarf“ zu vermerken ist. Nun wollen wir 
letztendlich einmal gucken, wo Sie insofern ste-
hen.  

(Beifall von der SPD) 

Kollege Knieps, im Hinblick auf die Aussage, dass 
die Ausbildungsvergütungen gesenkt werden 
müssten, vermisse ich eine Erwiderung, Bestäti-
gung oder irgendetwas vom Arbeitsminister.  

(Beifall von Hannelore Kraft [SPD]) 

Aber ich will Ihnen eines sagen, und das – der Ar-
tikel von heute ist Gold wert – findet sich auch in 
der „Kölnischen Rundschau“ wieder. Die Über-
schrift ist schon schön: „Sehnsucht nach Wolf-
gang Clement – Wirtschaftsverbände äußern sich 
zu der zunehmenden Lücke“. 

(Heiterkeit von CDU und FDP) 

In der „Kölnischen Rundschau“ von heute steht 
genau zu dem Thema: Auch der Glos-Vorstoß für 
eine Senkung der Lehrlingsgehälter wird von vie-
len Handwerksmeistern abgelehnt. Spätestens im 
dritten Lehrjahr sei ein Azubi so weit, dass seine 
Arbeit mehr Wert ist, als der Lehrling kostet.  

(Beifall von der SPD) 
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Schauen Sie sich doch Ihre Unternehmen vor Ort 
an. Das wird Ihnen auch vor Ort bestätigt.  

(Christian Weisbrich [CDU]: Weniger!) 

Herr Minister Laumann, der „Tag der Ausbildung“ 
sollte jeden Tag sein. Da gebe ich Ihnen uneinge-
schränkt Recht. Aber was würde sich eine Lan-
desregierung vergeben, an dem „Tag der Ausbil-
dung“, der Symbolcharakter hat, etwas zu unter-
nehmen, sich als Speerspitze zu sehen nach dem 
Motto: Heute ist der Symboltag, und heute müs-
sen wir extra etwas machen.  

(Beifall von der SPD) 

Ich spreche Ihnen nicht ab, dass Sie aktiv sind, 
aber an einem solchen symbolträchtigen Tag 
müssen Sie aktiv sein und Flagge zeigen, sonst 
werden nämlich diejenigen, die Flagge gezeigt 
haben, im nächsten Jahr fragen: Was soll ich tun, 
wenn dieser Arbeitsminister in seiner Hütte bleibt?  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, abschließend 
will ich auf das eingehen, was Minister Laumann 
mit der neuen Ehrlichkeit angedeutet hat. Herr 
Minister Laumann, ist es ehrlich, hier in allen De-
batten – jetzt nehme ich bewusst die vor zwei 
Wochen aus, denn da sind Sie nämlich das erste 
Mal bei dem Thema aufgefallen – zu loben, wie 
gut der Ausbildungskonsens funktioniert, wie oft 
Sie ihn zusammenholen, wie einheitlich Sie dort 
arbeiten, um dann vor zwei Wochen das erste Mal 
den Ausbildungskonsens zu kritisieren und ihn 
jetzt gar in Abrede zu stellen? Ich habe zumindest 
noch eingeschränkt, er sei kein Allheilmittel. Sie 
dürfen ihn nicht verteufeln. Das ist missbräuchlich 
gegenüber den Leuten, die dort tätig sind. Das ist 
schädlich für dieses Land. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie müssen es richtig machen und jetzt auch rich-
tig an die Sache herangehen. 

(Beifall von der SPD) 

Was wir brauchen, ist Akquise. Sie haben deutlich 
gemacht, was in Ihrem Haus für den Kontakt mit 
Kammern, Gewerkschaften, Berufskollegs usw. 
an Arbeitszeit aufgebracht wurde. Ich kann das 
nachvollziehen. Ich habe selber vor wenigen Jah-
ren die Kontakte mit den Kollegen aus Dortmund 
aufgebaut. Ich kann Ihnen sagen: Die persönli-
chen Gespräche waren fruchtbar. Sie kriegen die 
Leute schnell an einen Tisch, wenn Sie sie zu-
sammen an einen Tisch holen. Wir haben, zu-
sammen mit allen Betroffenen, in 15 Monaten 113 
zusätzliche, neue Ausbildungsplätze … 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Herr Abge-
ordneter, Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Rainer Schmeltzer*) (SPD): … allein im Einzel-
handel geschaffen. Holen Sie sie sich auch ein-
zeln an den Tisch! Tun Sie etwas! Und wie die 
Kollegin Kraft zu Recht gesagt hat: Rennen Sie 
sich die Hacken ab! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Der nächste 
Redner ist der Abgeordnete Henke für die CDU-
Fraktion. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Nicht wieder das 
Haar in der Suppe!) 

– Hier darf jeder sagen, was er will, Herr Schmelt-
zer. 

Rudolf Henke (CDU): Herr Präsident! Verehrte 
Damen! Meine Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Ich will die Zahlenspiele nicht fortsetzen, a-
ber es bleibt natürlich Faktum, dass in der Zeit der 
rot-grünen Bundesregierung die Zahl der abge-
schlossenen Ausbildungsverträge – und die ist ja 
nun einmal entscheidend für die Aufnahmefähigkeit 
des Ausbildungsmarktes – von 635.559 – sogar 
nach einem Anstieg von 1999 auf 2000 – abge-
sunken ist, um in der Bilanz insgesamt bei minus 
12 % und damit bei 559.227 zu landen. Das bleibt 
Faktum. 

(Zuruf von der SPD – Hannelore Kraft [SPD]: 
Davon hat Herr Henke keine Ahnung! Damit 
kennt er sich nicht aus!) 

Aber ich glaube, Sie haben uns mit dem, was Sie 
zum Schluss gesagt haben, also mit dem Hinweis 
auf diese örtlichen Erfahrungen in Dortmund, viel-
leicht wirklich auch ein bisschen zum Nachdenken 
darüber angeregt, wie man denn die Situation in 
der Tat verbessern kann. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das hatte ich im 
ersten Beitrag schon!) 

Es sind ja viele Schritte beschrieben worden, mit 
denen die Landesregierung vorangeht.  

In den Statistiken, die die Bundesagentur für Arbeit 
und die Regionaldirektion Nordrhein-Westfalen 
jetzt publizieren, findet man in der Tat riesige Un-
terschiede in den verschiedenen Regionen. Man 
muss sich diese regionalen Unterschiede höchst-
wahrscheinlich sehr präzise ansehen und nach den 
Gründen suchen. Eben ist auch Ostwestfalen-
Lippe erwähnt worden; darüber erfährt man nicht 
nur etwas aus dem Kontakt zum Kollegen Kern. 
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Man muss wissen: In Ostwestfalen-Lippe leben 
zum Beispiel sehr, sehr viele Menschen mit Migra-
tionshintergrund als Aussiedler. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dann kommen 
Sie mal zu mir nach Hause!) 

– Ich komme auch gern zu Ihnen nach Hause. Ich 
sage ja nur: Man muss sich das im Einzelnen an-
gucken.  

Im Vergleich zum Vorjahresmonat ist bei mir in Aa-
chen bei den Berufsausbildungsstellen ein Plus in 
Höhe von 13,8 % zu verzeichnen. Andererseits ha-
ben wir in Herford ein Minus in Höhe von 24,4 %. 
Wir haben Arbeitsamtsbezirke, zum Beispiel Bo-
chum, in denen es praktisch keinen Zuwachs an 
Bewerbern gegeben hat. Wir haben aber andere, 
zum Beispiel Iserlohn, wo der Zuwachs an Bewer-
bern bei 28,5 % liegt. Selbst bei der Zahl der Ende 
Mai mit einem Ausbildungsplatz versorgten Bewer-
ber zeigen sich im Vergleich zum Vorjahresmonat 
sehr große Differenzen. In einigen Bereichen hat 
sich die Lage gebessert, 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Und andere, die 
sich drastisch verschlechtert haben!) 

etwa im Arbeitsamtsbezirk Düsseldorf – zwar 
nicht viel, aber gebessert –, in anderen beträgt die 
Verschlechterung 77 %. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Aber Sie geben 
mir Recht, dass die Verschlechterung unter 
dem Strich viel größer ist?) 

– Ich will damit nur sagen, dass wahrscheinlich 
ein Weg, der helfen wird, darin besteht, dass wir 
präziser die vorgenommenen Interventionen, die 
ja auch regional sehr unterschiedlich sein können,  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Punktuell!) 

in ihren Wirkungen analysieren. 

Ich kenne das aus meinem beruflichen Feld so, 
dass ein Arzneimittel, bevor es eingesetzt wird, 
zunächst einmal in seinen Wirkungen geprüft 
wird. Sie müssen eine klinische Prüfung machen, 
wenn Sie ein neues Arzneimittel in den Markt 
bringen wollen. Sie müssen eine Wirkungsanalyse 
machen und gucken, ob dieses Arzneimittel hilft. 
Sie wissen, dass wir auf dem Arzneimittelsektor 
eine riesige Debatte über sogenannte Me-too-
Effekte haben, in der man darüber diskutiert, ob 
denn bestimmte geringe Veränderungen tatsäch-
lich eine Verbesserung darstellen. 

Mir scheint es manchmal so zu sein, dass wir bei 
den Interventionen sowohl im allgemeinen Ar-
beitsmarkt – die gesamte Hartz-Gesetzgebung ist 
auch ein Beispiel dafür – als auch im Ausbil-

dungsmarkt möglicherweise die Wirkungsanalyse 
und die Auswertung, welche Erkenntnisse wir aus 
dem ableiten, was an Interventionen vorgenom-
men worden ist, nicht ausreichend durchgeführt 
haben. 

Da, meine ich, wird es auch wichtig sein, zu prü-
fen, welche Konsequenzen jetzt die regional un-
terschiedliche Umsetzung der Rechtsverordnung 
der Landesregierung zur Umsetzung des Be-
rufsausbildungsgesetzes auslösen wird. Das 
Bundesgesetz „Berufliche Ausbildung“ wird in 
Rechtsverordnungen in den Bundesländern um-
gesetzt. Insofern ist Nordrhein-Westfalen Spitze. 
Aber nun muss das Vorgehen zusätzlich regional 
in den Ausbildungskonsensen jeweils einzeln ver-
abredet werden. Da, finde ich, muss der eine 
auch vom anderen lernen. 

Das alles ändert nichts daran, dass wir natürlich 
weiterhin aus der politischen Gesamtverantwor-
tung heraus die Blockaden überwinden müssen, 
die als unterbliebene Strukturreformen in der so-
zialen Sicherung, in der Steuer- und in der Fi-
nanzpolitik, in der Wirtschafts- und in der Arbeits-
marktpolitik des Bundes in den vergangenen Jah-
ren die Gewinnung neuer Arbeitsplätze behindert 
und verhindert haben. Denn das ist nun einmal 
wahr: Ein Betrieb, der gar nicht mehr existiert, der 
bildet auch nicht aus. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Das ist die Sache 
mit dem toten Pferd!) 

Deswegen lautet die Antwort auf die Frage, was 
Ausbildungsplätze herbeiführt, natürlich: Schaf-
fung eines Existenzgründerklimas, in dem es 
Spaß macht, in neue Arbeitsplätze zu investieren. 
Wer in neue Arbeit investiert, der investiert auch 
in neue Ausbildung. Dafür kann man dann ge-
meinsam werben. – Ich bedanke mich dafür, dass 
Sie mir noch einmal zugehört haben. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nun spricht 
für die Landesregierung die Wirtschaftsministerin 
Frau Thoben. 

Christa Thoben, Ministerin für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie: Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! 39 Jahre lang hat-
ten Sie Gelegenheit, all das zu tun … 

(Beifall von CDU und FDP – Zurufe von SPD 
und GRÜNEN: Oh! – Zuruf von der SPD: 
Das haben wir schon lange nicht mehr ge-
hört! Das ist ein neues Argument!) 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3447

Ich sage das in aller Ruhe; ich habe sehr ruhig 
zugehört. Mir sind allerdings drei Schreihälse auf-
gefallen, die mit Gebrüll die inhaltliche Leere er-
setzen. 

(Edgar Moron [SPD]: Herr Laumann war ei-
ner davon!) 

Das waren Frau Kraft, Frau Walsken und Herr 
Dr. Horstmann. Denen ist die Aktuelle Stunde so 
wichtig, dass sie schon gar nicht mehr da sind. 

(Beifall von CDU und FDP – Edgar Moron 
[SPD]: Dann haben Sie eine begrenzte 
Wahrnehmung! – Rainer Schmeltzer [SPD]: 
Bei Ihnen kann ja keiner schreien, da ist ja 
niemand! – Weitere Zurufe von der SPD – 
Unruhe) 

Stellen Sie sich doch bitte einmal einen Moment 
vor – da nehmen wir die Frau Kraft als Beispiel –, 
Sie säßen als Eltern von ausbildungsfähigen Ju-
gendlichen  

(Hannelore Kraft [SPD]: Bin ich! – Rainer 
Schmeltzer [SPD]: Bin ich, Frau Thoben!) 

oder als Jugendlicher da oben. Was würden Sie 
von der Debatte halten, die hier abgelaufen ist? – 
Null! 

(Beifall von CDU und FDP) 

Deshalb: Wenn Ihnen das Thema ernst wäre, hät-
ten Sie all die Punkte, die Karl-Josef Laumann 
hier vorgetragen hat, die wir tatsächlich machen, 

(Anhaltende Unruhe – Glocke) 

von denen wir uns etwas versprechen, hier ernst-
haft besprechen können. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: So ernst wie der 
CDU-Fraktion, die nicht da ist! – Hannelore 
Kraft [SPD]: Ihre Fraktion nimmt das ja sehr 
ernst hier!) 

Zweite Anmerkung: Ich war am Tag der Ausbil-
dung bei der Arbeitsagentur Coesfeld. Dort fand 
ein Gespräch gemeinsam mit kommunalen Wirt-
schaftsförderern und Kammern statt. Aber da ging 
es um konkrete Schritte und nicht um Geschrei. 
Wenn nicht alles von dem, was wir dort bespro-
chen haben, in die Zeitung gekommen ist, Frau 
Gebhard, dann habe ich das nicht zu vertreten.  

(Zuruf von der SPD: Sie sollten besser noch 
einmal Herrn Laumann reden lassen!) 

Aber vielleicht kann Ihnen Frau Beer die Informa-
tionen über Schulmüdigkeit, Abbrecher und sons-
tige Probleme einmal anreichen, damit Sie die 
Sachverhalte zur Kenntnis nehmen. 

Wir wissen, dass das Schaffen von Ausbildungs-
plätzen, das Überwinden der Warteschleifen viele 
Schritte erfordert. Wir werden sie in Ruhe, aber 
nicht langsam gehen, sondern ordentlich, abgewo-
gen und Schritt für Schritt für Schritt. Ich gebe ger-
ne zu – da Sie mir ja unterstellen, dass ich, weil ich 
einmal bei einer Kammer gearbeitet habe, mögli-
cherweise nicht über den Rand hinausblicke –: 
Auch mir liegt daran, dass wir mehr Unternehmen 
für die Ausbildung gewinnen. 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Dazu reichen a-
ber keine Appelle! Handeln heißt es dann! 
Handeln!) 

Das geht aber nicht mit Beschimpfen, sondern 
dann muss es heißen: gewinnen! – Vielen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Weitere 
Wortmeldungen liegen mir zurzeit nicht vor. Die 
großen Fraktionen hätten je noch einen Redebei-
trag. – Dann schließe ich die Aktuelle Stunde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
kommen zu: 

2 Wirksame Maßnahmen gegen Zwangsver-
heiratungen ergreifen  

Antrag 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/1985 – Neudruck  

Ich eröffne die Beratung. – Als erste Rednerin hat 
für die CDU-Fraktion Frau Westerhorstmann das 
Wort. 

Maria Westerhorstmann (CDU): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Wir beraten 
heute den Antrag der Koalition der Erneuerung 
zum Thema Zwangsverheiratung. Dieser Antrag 
beschäftigt uns nun schon seit Monaten und ist 
mindestens ebenso lange Gegenstand einer öf-
fentlichen Debatte.  

Wir haben uns bereits im letzten Jahr mit diesem 
Phänomen beschäftigt. Schon in der vergangenen 
Legislaturperiode fand im Landtag eine Anhörung 
zu diesem wichtigen Thema statt. Im Ergebnis 
waren sich alle Fraktionen darüber einig, dass 
Zwangsverheiratung nicht zu tolerieren sei und 
dass Maßnahmen ergriffen werden müssten, um 
dieser modernen Form der Sklaverei ein Ende zu 
bereiten. Ein gemeinsamer Antrag kam entgegen 
aller Verabredungen indes nicht zustande. Mir 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3448

drängt sich der Verdacht auf, dass er von man-
cher Stelle vielleicht doch gar nicht so gewollt war, 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Stimmt! Von Ih-
rer Fraktion!) 

obwohl das von Ihnen immer wieder beteuert 
wurde. 

(Helga Gießelmann [SPD]: Ja, Sie waren 
immer so fleißig!) 

Ich und mit mir meine Fraktion bedauern dies, wä-
re es doch ein Signal gewesen, wenn man sich in 
diesem zentralen Thema hätte einigen und eine 
gemeinsame Initiative daraus hätte machen kön-
nen. Aber eine Einigung um jeden Preis kann und 
wird es mit uns nicht geben, meine Damen und 
Herren von der Opposition. Wir lassen uns auch 
von Ihnen nicht den Takt diktieren, wenn es dar-
um geht, die Meinung klar und deutlich zu sagen. 

(Helga Gießelmann [SPD]: Dann muss man 
sich auch einmal zusammensetzen und darf 
den Treffen nicht fern bleiben, Frau Kolle-
gin!) 

Zwangsverheiratung ist eine schwerwiegende 
Verletzung der Menschenrechte, die in einer frei-
heitlichen Gesellschaft nicht hingenommen wer-
den kann. Staat und Gesellschaft stehen daher in 
der Pflicht, von Zwangsheirat betroffene und be-
drohte Frauen und Männer zu unterstützen und 
Zwangsverheiratung wirksam entgegenzuwirken. 

Zwangsverheiratungen sind Ausdruck eines patri-
archalen, traditionellen, häufig sogar noch stam-
mesgebundenen Familienverständnisses, das 
Töchtern und Söhnen kein Recht auf Selbstbe-
stimmung zugesteht.  

Zwangsverheiratungen wirken damit integrations-
hemmend. Sie erschweren, dass Menschen unse-
re Gesetze und Werte akzeptieren und ihren Söh-
nen und Töchtern, Schwestern und Brüdern die 
Rechte zugestehen, die alle Menschen in unserer 
Gesellschaft genießen. In Deutschland sind über-
wiegend Mädchen und junge Frauen mit Migrati-
onshintergrund von Zwangsverheiratung betrof-
fen; zum Teil sind es aber eben auch junge Män-
ner. 

Insgesamt gibt es wenig verlässliche Daten über 
das Ausmaß von Zwangsverheiratungen in unse-
rem Land. Eine Untersuchung in Berlin aus dem 
Jahre 2002 ergab eine Zahl von ca. 230 von 
Zwangsverheiratung bedrohten jungen Mädchen 
und Frauen. Die Dunkelziffer aber, meine Damen 
und Herren, dürfte um Vielfaches höher liegen. 
Laut einer Studie des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend zum The-

ma „Gewalt gegen Frauen in Deutschland“ hat je-
de zweite der hier lebenden Türkinnen angege-
ben, ihre Eltern hätten den Ehepartner für sie 
ausgesucht. Jede vierte hat angegeben, ihren 
Mann vor der Hochzeit nicht kennen gelernt zu 
haben. 

Die Studien zeigen, dass es sich bei dem Phäno-
men der Zwangsheirat nicht um ein Einzelproblem 
handelt. Eine genaue Abgrenzung zwischen ar-
rangierter Eheschließung und Zwangsheirat ist 
dabei schwierig. Es ist auch nicht auszuschließen, 
dass Zwangsheiraten zum Teil als sogenannte 
arrangierte Ehen verharmlost werden. 

Meine Damen und Herren, die Koalition der Er-
neuerung regt die Erarbeitung eines umfassenden 
Handlungskonzepts an, um den umfangreichen Ur-
sachen von Zwangsheirat angemessen und wirk-
sam begegnen zu können. In das 37. Strafrechts-
änderungsgesetz vom 11. Februar 2005 wurde die 
Zwangsverheiratung als Regelbeispiel für einen be-
sonders schweren Fall der Nötigung aufgenommen. 
Das war ein wichtiger und richtiger erster Schritt, um 
Zwangsverheiratung strafrechtlich zu ahnden. Dem 
Unrechtsgehalt der Tat wird hierdurch jedoch nicht 
hinreichend Rechnung getragen.  

Notwendig ist daher ein deutliches Signal, dass 
wir Zwangsverheiratung nicht dulden und ein ent-
sprechendes Verhalten unmissverständlich als 
strafrechtliches Unrecht kennzeichnen. Damit tre-
ten wir der Fehlvorstellung entgegen, bei der 
Zwangsheirat handele es sich – zumindest teil-
weise – um eine tolerierte Tradition aus früheren 
Zeiten oder anderen Kulturen. Ein eigener Straf-
tatbestand trägt dem schwerwiegenden Unrechts-
gehalt der Zwangsverheiratung eher Rechnung 
und kann die unverkennbare Botschaft vermitteln, 
dass der Staat die mit einer Zwangsheirat ver-
bundenen Eingriffe in die Rechte der Betroffenen 
mit dem schärfsten ihm zur Verfügung stehenden 
Mittel unterbinden will. 

Wir wollen keine Kultur der falschen Toleranz. Da 
haben Sie, meine Damen und Herren von den 
Grünen, mittlerweile auch einen Richtungswech-
sel vollzogen. Das entnehme ich zumindest Ihrem 
neuen Fraktionsbeschluss „Perspektive Staats-
bürgerin und Staatsbürger“, welchen Sie erst vor 
zwei Tagen auf Bundesebene gefasst haben. Hier 
werden auch Anforderungen an die Migrantinnen 
und Migranten formuliert. So heißt es beispiels-
weise – ich zitiere mit Ihrer Erlaubnis, Herr Präsi-
dent –: 

„Wer selbstbestimmt hier leben will, muss auch 
anderen Menschen das Grundrecht auf eine 
freie Entfaltung der Persönlichkeit zugestehen 
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und darf andere Menschen, insbesondere 
Frauen und Kinder, nicht daran hindern, sich 
sozial, politisch, religiös oder kulturell weiterzu-
entwickeln und sich gegebenenfalls auch aus 
dem Zusammenhang der eigenen sozialen be-
ziehungsweise kulturellen Gruppe zu lösen.“ 

In der Vorbemerkung heißt es: 

„Integration bedeutet Anstrengungen für Deut-
sche und Nichtdeutsche. Auf beiden Seiten ist 
die Bereitschaft zur Verständigung und zur 
Veränderung notwendig. Migrantinnen und 
Migranten betrifft dies allerdings in noch höhe-
rem Maße, da sie sich durch die Ankunft in ei-
ner neuen Gesellschaft größeren Veränderun-
gen stellen müssen.“  

Ich finde, dies ist eine wichtige Feststellung. Viel 
zu lange hat man in unserer Gesellschaft akzep-
tiert, dass sich der Staat in die Beziehungen von 
Familien mit Migrationshintergrund möglichst we-
nig einzumischen hat. Damit hat man die Opfer, 
überwiegend junge Frauen und Mädchen, mit ih-
ren Problemen allein gelassen – mit fatalen Aus-
wirkungen. Der Wunsch und das Bestreben nach 
einer multikulturellen Gesellschaft haben dazu ge-
führt, dass sich zum Teil Parallelgesellschaften 
entwickelt haben, in denen andere Regeln und 
Normen gelten. Dieser Entwicklung müssen wir 
entgegentreten.  

Wir brauchen gezielte Integrationsbemühungen 
und -maßnahmen, damit sich Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte als Teil unserer Gesell-
schaft fühlen und von ihr auch als solche akzep-
tiert werden. Das, meine Damen und Herren, 
kann nur dann gelingen, wenn die Menschen, die 
bei uns in Deutschland leben möchten, auch be-
reit sind, sich in unsere Rechts- und Gesell-
schaftsordnung einzufügen und das geltende 
Recht zu achten. Ich wünsche mir, dass junge 
Menschen in unserem Land nicht Opfer derartiger 
Menschenrechtsverletzungen werden. 

Meine Damen und Herren, die Unterstützung der 
Bundesratsinitiative ist aber nur ein wichtiger 
Baustein unseres Antrags. Ebenso wichtig ist eine 
Verbesserung der Prävention und der Hilfsange-
bote für die Opfer. Hier setzen wir auf verschiede-
nen Ebenen an.  

Wir wollen, dass die Öffentlichkeit besser infor-
miert und für das Problem hinreichend sensibili-
siert wird. Hier sind vor allem Betroffene oder von 
Zwangsheirat Bedrohte sowie deren Familien 
wichtige Adressaten. Wir dürfen die Familien nicht 
aus ihrer Verantwortung entlassen. 

(Beifall von Manfred Kuhmichel [CDU]) 

Aber es gilt auch, die Gesellschaft insgesamt für 
das Thema zu sensibilisieren und aufzuklären. 
Ziel muss dabei sein, nicht nur die Mädchen und 
die jungen Frauen zu erreichen, sondern auch die 
jungen Männer mit einzubinden. Sie sind die po-
tenziellen Ehemänner und Väter und sollten zum 
Engagement gegen Zwangsheirat motiviert wer-
den. Nur wenn beide Geschlechter erreicht wer-
den und sich gegen derartige Menschenrechtsver-
letzungen zur Wehr setzen, kann Zwangsheirat 
wirksam unterbunden werden. 

Wir wollen auch, dass bereits bestehende Anlauf-
stellen besser untereinander vernetzt werden. Wir 
wollen die vorhandenen Einrichtungen in diesem 
Bereich stärken. Wir wollen, dass sie gute Arbeit 
vorhalten und auch ein gutes Angebot. Wir wollen 
die Infrastruktur erhalten und qualitativ weiterent-
wickeln.  

Wir wissen aus vielen Beratungseinrichtungen 
und aus vielen Gesprächen, dass der Anteil der 
Klienten mit Zuwanderungsgeschichte in den ver-
gangenen Jahren deutlich angestiegen ist. Dem 
müssen die Einrichtungen Rechnung tragen und 
ihre Angebote auf die spezifischen Probleme die-
ser Menschen ausrichten. Wir wollen auch, dass 
sich die Hilfsangebote durch eine optimale Ver-
netzung verbessern, passgenau zusammenfinden 
und dass Opfer von Zwangsheirat durch eine 
Verbesserung der Kooperation zwischen Frauen-
netzwerken, Polizei, Jugendämtern und Schulen 
sowie Ärzten schneller die jeweils notwendige Un-
terstützung erfahren. 

Auch die Schule ist in diesem Zusammenhang ge-
fordert. Hier können und wollen wir Mädchen und 
Jungen zu selbstbewussten und starken Persön-
lichkeiten erziehen und ihnen vermitteln, dass es 
sich bei Zwangsverheiratungen um nicht zu tole-
rierende Menschenrechtsverletzungen handelt. 
Die Schule bietet den Vorteil, dass wir hier bereits 
frühzeitig auf die Thematik aufmerksam machen 
und nahezu alle Kinder mit Migrationshintergrund 
erreichen können. Die Lehrerinnen und Lehrer 
sind häufig die ersten Ansprechpartner für die 
Kinder. Und so gilt es, sie für dieses Thema zu 
sensibilisieren und entsprechend zu informieren. 

So sollen nach unserer Auffassung auch die be-
stehenden Migrantenselbstorganisationen in das 
Präventionskonzept eingebunden werden und mit 
den anderen Einrichtungen kooperieren. Sie kön-
nen die Eltern leichter erreichen. Sie genießen 
entsprechendes Vertrauen und können als Mittler 
zwischen den Kulturen dienen. 

Mit dem vorliegenden Antrag wollen wir die Situa-
tion von jungen Frauen mit Migrationshintergrund 
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verbessern, indem wir umfassende und effektive 
Maßnahmen gegen Zwangsverheiratung auf den 
Weg bringen. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerk-
samkeit und hoffe auf einen konstruktiven Dialog 
im Anschluss. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Für die zwei-
te antragstellende Fraktion, die FDP-Fraktion, 
spricht nun Frau Abgeordnete Freimuth. 

Angela Freimuth (FDP): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Bis zum Jahr 2005 konnten Zwangs-
verheiratungen strafrechtlich lediglich als Nöti-
gung beziehungsweise gegebenenfalls als Sexu-
aldelikt verfolgt werden. Das war bei weitem nicht 
ausreichend. Das zwischenzeitlich auf Bundes-
ebene verabschiedete 37. Strafrechtsänderungs-
gesetz führt nun immerhin ein Regelbeispiel für 
den besonders schweren Fall der Nötigung zur 
Eingehung einer Ehe ein. Das ist ein Schritt in die 
richtige Richtung. 

Allerdings wird damit aus Sicht der FDP-Fraktion 
dem Unrecht der Tat nach wie vor nicht ausrei-
chend Rechnung getragen; denn wir müssen 
nach außen ganz klar und unmissverständlich 
signalisieren, dass Zwangsehen nicht schlicht ei-
ne andere Sitte oder einen anderen Brauch dar-
stellen, sondern dass sie integrationshemmende 
Menschenrechtsverletzungen sind, die in Deutsch-
land nicht geduldet, nicht toleriert und nicht akzep-
tiert werden dürfen, und dass wir sie deshalb auch 
mit den Instrumentarien des Strafrechts bekämpfen 
müssen. Deswegen werben wir gemeinsam mit der 
CDU für die Einführung eines separaten Straftat-
bestandes für die Zwangsverheiratung. 

Allerdings ist das Strafrecht immer nur ein Instru-
ment, wenngleich ein wichtiges. Aus meiner Sicht 
gibt es im Zivilrecht viele Ansätze. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

die wichtig sind, um den Schutz der Opfer vor 
Zwangsverheiratung auszubauen. Notwendig ist 
es zum Beispiel, die Möglichkeiten zur Annullie-
rung einer Ehe auszuweiten. Zwangsehen müs-
sen immer aufgelöst werden können. Der Wegfall 
der einjährigen Antragsfrist für die Aufhebung ei-
ner durch Drohung geschlossenen Ehe ist des-
wegen aus Sicht der FDP-Fraktion eindeutig an-
zustreben. Diese formale Frist darf zukünftig kein 
Kriterium mehr sein beziehungsweise als Hinde-
rungsgrund im Wege stehen. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Weiterhin sind im Zivilrecht unterhaltsrechtliche 
Aspekte stärker als bisher in den Fokus zu stellen. 
Eine zwangsverheiratete Frau hat nur dann einen 
Unterhaltsanspruch, wenn ihr Ehepartner selbst 
sie zu der Ehe gezwungen hat. Das trifft allerdings 
in den allermeisten Fällen überhaupt nicht zu. In 
den allermeisten Fällen – das ist hier schon er-
wähnt worden – sind solche Ehen nämlich von 
den Familien „arrangiert“ worden. Genau an der 
Stelle greift der Unterhaltsanspruch für Frauen –
meistens sind es ja die Frauen, die davon betrof-
fen sind – eben nicht. Es bleibt dann nur die Mög-
lichkeit, die Scheidung zu beantragen und im Lau-
fe des einjährigen Trennungsjahres Unterhaltsan-
sprüche zu wahren – was aus meiner Sicht in ei-
ner solchen Konstellation eine Zumutung ist. Der 
Ausschluss des gesetzlichen Erbrechts beim Tod 
des genötigten Ehepartners und andere Punkte 
mehr bei solchen Zwangsverheiratungen will ich 
nur kurz erwähnen.  

Die Bundesratsinitiative des Landes Baden-
Württemberg  begrüße ich ausdrücklich und wer-
be dafür, dass wir in Nordrhein-Westfalen in die-
sem Landtag und mit unseren Gesprächen mit 
den Parteien auch im Bundestag diese Initiative 
mit allem Engagement unterstützen. Dabei müs-
sen wir zivilrechtliche Aspekte neben der Auswei-
sung eines eigenen Straftatbestandes im Fokus 
haben. 

Ein Aspekt, der aus meiner Sicht viel zu selten in 
die Diskussion eingeführt wird, betrifft die gesam-
te ausländerrechtliche Problematik. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Sehr oft sind die Zusammenhänge so, dass eine 
solche Ehe wegen der entsprechenden auslän-
derrechtlichen Bleiberechtsregelungen bestehen 
bleibt. Die sind dann an dieser Stelle ein Kriteri-
um. Der angemessene Umgang mit diesem The-
ma ist auch bei den Praktikern sehr umstritten; ich 
weiß. Das wird auch von den Praktikern so gese-
hen. Insbesondere da wir bislang nur über unzu-
reichende Zahlenmaterialien verfügen, bedarf die-
ser Punkt noch einer intensiven Diskussion und 
Beratung. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, es ist allerdings, wie 
ich finde, gerade sehr deutlich geworden – ich 
kann das nur noch einmal mit Nachdruck unter-
stützen –, dass wir uns auch im Landtag mit die-
ser Thematik insgesamt beschäftigen müssen, 
und zwar fernab von dem, was im Zusammen-
hang mit strafrechtlichen und zivilrechtlichen Re-
gelungen primär über den Bundesrat und die 
Bundesebene initiiert werden muss. Es gibt viel, 
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was wir in Nordrhein-Westfalen tun können und 
auch müssen. 

In diesem Antrag haben wir einige Punkte aufge-
führt, die in den Bereich der Information und Auf-
klärung der betroffenen Migrantinnen und Migran-
ten fallen. Denn nicht nur Frauen sind Opfer von 
Zwangsverheiratungen – obwohl das die überwie-
gende Anzahl zu sein scheint –, sondern es sind 
auch junge Männer davon betroffen. Für beides 
müssen wir die Sensibilität bewahren.  

Es ist wichtig, dass wir für Deutschland insge-
samt, aber auch für Nordrhein-Westfalen im Be-
sonderen Zahlen zur Verfügung gestellt bekom-
men – uns erarbeiten –, mit denen wir umgehen 
und aus denen wir Schlussfolgerungen und kon-
krete Handlungsmaßnahmen ableiten können.  

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Eine Bemerkung zu den Zufluchtsstätten: Ich 
weiß, wir haben diese Diskussion auch im Rah-
men der Verabschiedung des Haushalts 2006 ge-
führt. Unberechtigte Befürchtungen wurden sei-
nerzeit geäußert. 

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

– Frau Kollegin Steffens, Sie reden doch gleich. 
Dann können wir Ihre Meinung zur Kenntnis neh-
men. 

Ich will darauf hinweisen, dass wir bei der dramati-
schen Haushaltssituation in Nordrhein-Westfalen, 
die nach wie vor dramatisch ist – sie hat sich in den 
letzten drei Wochen noch nicht wesentlich zum Gu-
ten verändert, sehr zu meinem Bedauern –, wohl 
nicht mehr Geld für Maßnahmen und Zufluchtsstät-
ten werden einsetzen können. Wir müssen mit ver-
einten Kräften darüber nachdenken, wie wir den-
noch eine effiziente Ausgestaltung des Opferschut-
zes erreichen können.  

Dieses Thema soll und darf nicht Gegenstand 
kleinlicher parteipolitischer Auseinandersetzungen 
sein. Das gilt auch für mich und meine Kollegin 
Ingrid Pieper-von Heiden. Wir müssen sehen, wie 
wir die Angebote, die in Nordrhein-Westfalen vor-
handen sind – auch das große ehrenamtliche En-
gagement, das wir bei uns vorfinden und für das 
ich herzlich danke –, weiter unterstützen und mit-
einander vernetzen können, um einen wirksamen 
auch bürgerschaftlichen Schutz vor Zwangsver-
heiratung in unserer Gesellschaft zu bekommen. 
Denn wir dürfen in unserem Land nicht auf Dauer 
zweierlei Sorten „Mäuse“ haben: solche, für die 
die Menschenrechte gelten, und solche, die wehr-
los Menschenrechtsverletzungen wie der 
Zwangsverheiratung ausgesetzt sind. – Vielen 
Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Frau Abgeordnete Kieninger hat für die SPD-
Fraktion das Wort. 

Gerda Kieninger (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen, liebe Kollegen! Frau Freimuth, ich 
kann das kaum nachvollziehen: Sie haben gerade 
das aufgezählt, was wir im Antrag zu verwirkli-
chen wünschten, und genau daran sind wir bei 
den Koalitionsfraktionen gescheitert. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Zwangsverheiratung – ein Thema, das alle Fraktio-
nen hier im Landtag schon seit der 13. Legis-
laturperiode beschäftigt. Es wäre schön gewesen, 
wenn wir zu einem gemeinsamen Ergebnis ge-
kommen wären. Aber ich konnte dem Pressespie-
gel von gestern entnehmen, dass Sie überwiegend 
auf das Strafrecht setzen und da initiativ werden. 
Das ist eine Variante, der wir so nicht folgen kön-
nen. Wir setzen auf Aufklärung, Sensibilisierung, 
Prävention und Strafrecht. 

(Beifall von der SPD) 

Dazu gehört aber ein bisschen mehr als Sprach-
kurse und Familienzentren. 

Zuerst möchte ich einen Rückblick zur geschicht-
lichen Klarstellung geben. In der 13. Legislatur-
periode gab es zum Thema Zwangsheirat einen 
Antrag der CDU-Fraktion. Dazu gab es Entschlie-
ßungsanträge der damaligen Koalitionsfraktionen 
und der FDP. Über einen gemeinsamen Antrag 
wurde nachgedacht; er scheiterte aber seinerzeit 
schon. Die CDU-Fraktion hat dann in der letzten 
Sitzung des Frauenausschusses der 13. Legis-
laturperiode ihren Antrag zurückgezogen, sodass 
die Entschließungsanträge nicht abgestimmt wer-
den konnten – ein Geschäftsordnungstrick.  

Vielleicht haben Sie Ähnliches jetzt von uns er-
wartet. Oder warum haben Sie Ihren Antrag er-
neut plenar eingebracht und nicht als Entschlie-
ßungsantrag in den Ausschuss? Das hätten wir 
nicht getan; so etwas lohnt sich nur zum Ende ei-
ner Legislaturperiode. 

Es gab dann ein Angebot zu einem gemeinsamen 
Antrag, aber keine Vereinbarung, wie Sie es im-
mer wieder darstellen.  

Wir haben am 15. September 2005 einen neuen 
Antrag zum Thema Zwangsheirat in den Landtag 
eingebracht, und Bündnis 90/Die Grünen haben 
einen Entschließungsantrag gestellt. Wir haben 
vereinbart, eventuell einen gemeinsamen Antrag 
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zu schreiben. Ein halbes Jahr ging ins Land, ohne 
dass sich die Koalitionsfraktionen CDU und FDP 
der Sache annahmen. Die arme Referentin der 
CDU arbeitete fleißig, aber offensichtlich ohne die 
Meinung der eigenen Fraktion einzuholen. Das 
merkte man deutlich an den ersten Entwürfen.  

Wie ernst die CDU es mit einem gemeinsamen 
Antrag meinte, wurde bei den Obleutegesprächen 
deutlich, zu der die Frau Vorsitzende des Frauen-
ausschusses einlud. Die Vorsitzende Frau Rühl 
sowie die frauenpolitische Sprecherin Frau Wes-
terhorstmann ließen sich durch die Referentin der 
CDU vertreten. Arroganz der Macht oder einfach 
Desinteresse – das sei dahingestellt. Aber vor Os-
tern gab es einen Entwurf, dem alle zustimmen 
konnten. Dieser Entwurf ist noch vor Ostern durch 
die SPD-Fraktion gegangen. Ich nahm an, dass 
das auch bei den anderen Fraktionen so ablief. 
Aber siehe da, es wurde weiter weichgespült, bis 
wir gesagt haben: So geht es nicht weiter. 

Nun zu Ihrem Antrag: Er besteht zu 90 % aus 
dem Entschließungsantrag von SPD und Bünd-
nis 90/Die Grünen aus der 13. Legislaturperiode. 
Sie haben wohl bemerkt, Ihr eigener Antrag war 
nicht gut. Sonst hätten Sie ihn zur Grundlage Ih-
res neuen Antrags machen können. 

(Beifall von der SPD) 

Aber hier geht es um die restlichen 10 %. Die Ex-
pertinnenanhörung in der letzten Legislaturperio-
de zum Thema Zwangsheirat hat uns alle noch 
mehr sensibilisiert. Sehr deutlich machten die Ex-
pertinnen den Unterschied zwischen Zwangsver-
heiratung und arrangierter Ehe, aber sie räumten 
auch ein, dass die Übergänge manchmal fließend 
sein können. 

Einig waren sich die Expertinnen, dass es als Ers-
tes eine Studie zu Ausmaß und Formen von 
Zwangsheirat und zu dem Partnerwahlverhalten 
von Migrantinnen und Migranten geben muss, 
damit an die Stelle von Vermutungen Fakten tre-
ten. Das ist die Grundlage für weitere Maßnah-
men. 

Diese Studie halten die Koalitionsfraktionen für 
nachrangig. Das zeigte sich deutlich in den Ver-
handlungen, zum Beispiel bei Formulierungsan-
sätzen wie: die Prüfung der Möglichkeit der 
Durchführung einer umfassenden Studie über das 
Heiratsverhalten. – Ich frage mich, wie man eine 
Möglichkeit prüft. 

Sehr deutlich wurde in der Anhörung, dass eine 
weitere Änderung des Strafrechts, wie es die 
Bundesratsinitiative Baden-Württembergs zur Ein-
führung eines eigenen Straftatbestandes zur 

Zwangsheirat fordert, das Problem nicht löst, son-
dern Betroffene in noch mehr Konflikte stürzt, 
wenn gegen ihre Familien staatsanwaltlich ermit-
telt wird. Die in der Anhörung geschilderten Fall-
beispiele machten diesen Konflikt sehr klar. Dann 
wird der Bruch – die Trennung von allen Famili-
enmitgliedern – unausweichlich. Das hält fast kein 
Mädchen aus, komplett mit der Familie zu bre-
chen. Es ist eine Situation, die die menschliche 
Seele eigentlich nicht erträgt. 

Wir brauchen ein Handlungskonzept. Das können 
wir eben nicht alleine; dazu brauchen wir Partner, 
insbesondere Migrantinnen und Migranten. Es 
bringt uns nicht weiter, wenn wir über sie reden, 
sondern es bringt uns nur weiter, wenn wir mit ih-
nen reden. Wenn Migranten vorwiegend als po-
tenzielle Täter oder Opfer wahrgenommen wer-
den, nicht aber als Kooperationspartner bei der 
Bekämpfung von Zwangsheirat, kann das nicht 
zum Erfolg führen.  

(Beifall von der SPD) 

Das zeigt sich auch im öffentlichen Mediendiskurs, 
der dazu verleitet, Ehen von Migranten grundsätz-
lich mit Argusaugen zu betrachten und insbesonde-
re arrangierte Ehen mit Zwangsehen gleichzuset-
zen.  

Wenn einer arrangierten Ehe, die auf dem freien 
Willen beider Partner beruht, mehr Verständnis 
entgegengebracht wird, dann wird es uns besser 
gelingen, den Zugang zu dem Teil der Migranten-
bevölkerung zu bekommen, der am ehesten dazu 
beitragen kann, präventive Maßnahmen gegen 
erzwungene Ehen wirkungsvoll durchzusetzen.  

(Beifall von der SPD) 

Wir sollten nicht so tun, als ob uns arrangierte 
Ehen völlig fremd sind. Es soll sie in bestimmten 
Kreisen heute noch geben.  

Ein weiterer wichtiger Punkt im Handlungskonzept 
ist die Prävention. Da gilt es, Konzepte zu entwi-
ckeln, mit denen die Familien, in denen es zu 
Konflikten, zu Zwangsverheiratungen und Überle-
gungen hierzu kommt, entsprechende professio-
nelle Hilfe erhalten.  

Um keinen Irrtum aufkommen zu lassen: Natürlich 
ist Zwangsheirat eine Menschenrechtsverletzung 
und muss geahndet werden. Darum begrüßen wir 
die Änderung des § 240 Abs. 4 Strafgesetzbuch, 
wodurch Zwangsheirat als ein besonders schwe-
rer Fall von Nötigung eingestuft und ein Strafmaß 
von bis zu fünf Jahren vorgesehen wird. Wir hal-
ten die konkrete Benennung der Zwangsheirat als 
einen besonders schweren Fall der Nötigung im 
Strafgesetzbuch für geeignet, Zwangsehen zu 
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ächten, ihren Unrechtscharakter gesellschaftlich 
deutlich zu machen und Zwangsverheiratungen 
rechtlich wirksam zu verfolgen, um so auch bei 
den unmittelbar Beteiligten ein Unrechtsbewusst-
sein zu schaffen.  

Aber oft ist der Versuch von Eltern, die Tochter 
oder auch den Sohn zwangsweise zu verheiraten, 
ein Ausdruck von großer Hilflosigkeit, um nach 
traditionellem Muster auf schwerwiegende Prob-
leme und Konflikte zu reagieren, die sich zuge-
spitzt haben. Sie kommen mit der großen Last der 
Verantwortung nicht zurecht und sind überfordert. 
Sehr häufig sind es Probleme, die mit dem Beginn 
der Pubertät der Kinder vorkommen, und somit 
Generationenkonflikte auslösen. Auch migran-
tenspezifische und religiöse Probleme kommen 
hinzu.  

Es gilt, hierzu vielseitige Maßnahmen zu entwi-
ckeln. Auch hier brauchen wir kompetente Part-
ner, zum Beispiel Frauennetzwerke – an dieser 
Stelle möchte ich noch einmal mein großes Be-
dauern ausdrücken, dass es die Koordinierungs-
stelle gegen Gewalt an Frauen nicht mehr gibt, 
denn sie könnte hierbei wertvolle Hilfe leisten –,  

(Beifall von der SPD) 

Lehrerinnen und Lehrer, Jugendämter, Jugendhil-
fe, Ärztinnen und Ärzte und die Polizei, um Hilfen 
für die von Zwangsheirat Betroffenen oder Be-
drohten zu leisten und die Gefahr einer drohen-
den Zwangsheirat zu erkennen, zum Beispiel in 
Schulen oder Arztpraxen.  

Der nächste Punkt ist der Schutz der Betroffenen 
und der sie Unterstützenden. Hier geht es um Be-
ratung, Hilfe und Unterbringung, um geschulte 
Teams, die mit der Thematik vertraut sind, um Un-
terbringungsmöglichkeiten, die anonym sind und 
die auf die spezielle psychische Situation der 
Frauen und Mädchen eingehen können. Sie müs-
sen aber auch in die Lage versetzt werden, ver-
netzte Hilfe und Beratung anzubieten.  

Zu guter Letzt muss geklärt werden, ob jugendhil-
ferechtliche oder aufenthaltsrechtliche Korrektu-
ren nötig sind. Ein solches Handlungskonzept 
wollen wir.  

Ich begrüße, dass der Integrationsminister in der 
9. Sitzung des Frauenausschusses erklärte, schon 
bis zur Sommerpause ein Handlungskonzept zu 
erarbeiten.  

(Zuruf von der SPD) 

Ich zitiere mit Genehmigung des Präsidenten aus 
dem Ausschussprotokoll 14/154 vom 23. März 
2006:  

„Das Konzept zur Zwangsheirat, antwortet Mi-
nister Armin Laschet, werde bis zur Sommer-
pause erarbeitet. ‚Zwangsheirat’ bedeute dabei 
einen von mehreren Schwerpunkten, für den 
eine interministerielle Arbeitsgruppe eingerich-
tet worden sei.“ 

Ich hoffe nur, dass auch die Expertinnen und die 
Migrantenorganisationen einbezogen werden, 
damit vorhandenes Fachwissen und existierende 
Erkenntnisse in dieses Konzept einfließen kön-
nen.  

So ist der Integrationsminister den Koalitionsfrak-
tionen wieder einmal weit voraus. Aber das ist er 
ja häufiger, wie ich der Presseschau immer wie-
der entnehmen konnte – aber nicht immer zur 
Freude seiner eigenen Fraktion. Daher erwarten 
die Fraktionen von CDU und FDP erst Ende 2007 
ein Handlungskonzept.  

(Zuruf von Barbara Steffens [GRÜNE]) 

Trauen Sie Ihrem Minister nicht, oder warum be-
harren Sie auf dem Termin Ende 2007? Ich jeden-
falls bin gespannt, wenn nach der Sommerpause 
im Ausschuss für Frauenpolitik dieses Konzept 
vorgestellt wird.  

Natürlich stimmen wir der Überweisung zu. – Herz-
lichen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Nächste Red-
nerin ist für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Frau Abgeordnete Steffens. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Frau Freimuth, ich hät-
te Ihnen eben gern die Frage gestellt, ob Sie ei-
gentlich wissen, woran dieser überfraktionelle An-
trag gescheitert ist. – Dieser überfraktionelle An-
trag ist daran gescheitert, das SPD und Grüne 
genau einen der Punkte, die Sie gerade genannt 
haben, für sehr wichtig hielten, nämlich dass die 
Datenlage bisher unsicher ist.  

Das steht ja jetzt auch in Ihrem gemeinsamen An-
trag. Die Datenlage ist unsicher. Uns fehlt eine 
Datenerhebung. Wir können auch schwer Kon-
zepte vom Minister erwarten und bekommen, die 
in Gänze stimmig sind, wenn wir nicht über be-
stimmte Datengrundlagen verfügen. Deswegen 
haben wir gesagt, dass wir es wichtig finden, nicht 
nur zu sagen, die Daten fehlen, sondern dass wir 
auch als Forderung in den Antrag schreiben: Wir 
wollen, dass wir an die Daten kommen.  
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Da gab es Formulierungsvorschläge, dass eine 
Studie die Daten erheben soll. Es gab den Wider-
spruch vonseiten der CDU, das gehe auf keinen 
Fall. Eine Studie könne man nicht durchführen; 
dafür sei kein Geld vorhanden. Dann haben wir 
gesagt: Okay, dann lasst uns eine andere Formu-
lierung finden.  

Es gab keine Bereitschaft, einen Spiegelstrich 
aufzunehmen, die Daten erheben zu wollen. Jetzt 
gibt es einen Spiegelstrich in Ihrem Antrag zur 
Unterstützung der Durchführung einer bundeswei-
ten Studie. Wir haben dann beim Bundesministe-
rium nachgefragt, ob so eine Studie wenigstens 
beabsichtigt ist, damit man sie auch unterstützen 
kann. Denn wenn es eine Bundesstudie gibt, kann 
man auch sagen, seht einmal darauf, dass es 
spezifische Daten für NRW gibt.  

Es gibt diese Bundesstudie nicht. Das Bundesmi-
nisterium hat auch nicht vor, sie zu erstellen.  

Die Antwort von Frau Westerhorstmann darauf 
war: Ist doch egal, ob es jetzt eine Bundesstudie 
gibt oder nicht. Wenn es die mal gibt, werden wir 
sie schon unterstützen. – Das reicht uns nicht 
aus. Deswegen sind wir nicht zueinander gekom-
men.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich finde es sehr schön, dass Sie hierzu eine an-
dere Auffassung haben. Vielleicht können Sie 
noch einmal mit Frau Westerhorstmann reden und 
ihr klar machen: An einem solchen Punkt sollte 
ein gemeinsamer Antrag nicht scheitern. Man kä-
me besser zu dem Antragsentwurf zurück, der 
vorher da war. Ich finde, es ist ein Armutszeugnis 
für ein Land, wenn an einem solchen Punkt ein 
gemeinsamer Antrag scheitert.  

Zu den Punkten, die Sie alle aufgeführt haben – 
gleich gehe ich auch noch einmal darauf ein –: 
zivilrechtliche Fragen, Fragen des Aufenthalts-
rechts – all dies waren Forderungen in dem ge-
meinsamen Antrag. Dem hatten auch die CDU 
und Ihre Fraktion zugestimmt.  

Das kam dann wieder heraus, weil es ein eigen-
ständiger Antrag von Schwarz-Gelb ist. Danach 
ist es nicht mehr notwendig, zivilrechtliche Maß-
nahmen zu überprüfen, wenn es zu einem ge-
meinsamen Antrag gekommen wäre, schon. Auch 
das ist ein Punkt, bei dem ich es für sehr bedauer-
lich halte, dass es so gekommen ist.  

Herr Laschet, der zweite Grund, warum der An-
trag gescheitert ist – Sie gucken so skeptisch –, 
ist Ihr Haus. Wir haben Ihre Ankündigung, dass 
Sie ein Konzept vorlegen, ernst genommen und 
haben gesagt: Dann geben wir Ihnen eben bis 

Ende dieses Jahres Zeit. Bis 2006 sollte es vorge-
legt werden.  

Frau Westerhorstmann hat gesagt: Das geht 
nicht. Da müsste das Jahr 2007 hinein, weil das 
Ministerium von Minister Laschet gesagt hat: Bis 
zum Jahr 2006 könne man das nicht leisten.  

Das kann ich mir eigentlich nicht vorstellen. Sie 
sind die zweite Stellschraube. Sie könnten der 
CDU erklären, dass Sie das sehr wohl bis 2006 
schaffen. Wir haben ja nicht erwartet, dass Sie ein 
abschließendes umfassendes, für alle Zeiten gül-
tiges Konzept vorlegen. Man muss doch jetzt an-
fangen. Man kann nicht sagen: Wir warten das 
Jahr 2007 noch ab, obwohl bekannt ist, dass das 
ein Problem ist, da das Konzept nicht in Gänze 
abgeschlossen ist. Das war der zweite Punkt.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Frau Westerhorstmann, deswegen kann ich nur 
sagen: Zu Ihrem Redebeitrag, den Sie eingangs 
hier gehalten haben, stimme ich Ihnen in einem 
einzigen Punkt zu, dass man nämlich im Laufe 
des Verfahrens das Gefühl hatte: Es gab eine 
Fraktion, die diesen Antrag nicht will, und das war 
Ihre Fraktion. Sie wollten keinen gemeinsamen 
Antrag.  

(Beifall von der SPD) 

Sie hatten sieben Monate Zeit, mit uns gemein-
sam diesen Prozess zu durchzuführen. Ich kann 
allen, die daran Interesse haben, noch einmal den 
Werdegang der unterschiedlichen Anträge zur 
Verfügung stellen. Das ist so ein Stapel. Es gibt 
etliche Fassungen. Die erste Fassung war wun-
derbar. Darin hatten Sie noch die grüne Bundes-
tagsfraktion gelobt. Dann haben Sie gemerkt, 
dass man das vielleicht doch nicht tun sollte. 
Dann haben Sie andere Anträge formuliert. Alles 
okay. Ein Prozess ist ein Prozess.  

Dass Sie uns aber immer wieder abstimmungsrei-
fe Anträge haben zukommen lassen und die dann 
wieder zurückgeholt haben, wie es Frau Kieninger 
vorhin beschrieben hat, das hat nichts mit einem 
ernsthaften gemeinsamen Verfahren zu tun, um 
zu einem Konsens zu kommen.  

Einen Antrag, den unsere Fraktion und die SPD-
Fraktion getrennt verabschiedet haben, weil er 
von Ihnen als abstimmungsreife Vorlage herüber-
gereicht worden war, zurückzuholen, ist meiner 
Meinung nach kein demokratisches Verfahren.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Das hat für mich auch ein Stück die interfraktio-
nelle Zusammenarbeit, zumindest in dem Bereich, 
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infrage gestellt. Ich weiß nicht, warum ich sieben 
Monate lang unsere Kapazitäten hineinstecke, um 
einen Antrag mitzuentwickeln und zu erarbeiten, 
wenn es am Ende heißt: Prozess gescheitert! Wir 
streichen alles raus.  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Das ist schlech-
ter Stil!) 

Wir haben dann sozusagen die Arbeit für die Koa-
lition gemacht, damit die wenigstens zu einem aus 
Ihrer Sicht einigermaßen akzeptablen Antrag 
kommt. Das finde ich peinlich. Ich würde mir wün-
schen, dass es dazu noch eine Aufarbeitung gibt. 
Das kann man vielleicht an anderer Stelle ma-
chen. Das Verfahren ist aber fatal.  

Ich finde es noch heftiger, dass Sie dann nicht 
wenigstens Ihren Antrag als Entschließungsantrag 
ins Verfahren einspeisen, sondern dass Sie so 
tun, als ob Ihr Antrag jetzt die neue Erfindung der 
Welt sei. Die Anträge der SPD-Fraktion und von 
unserer Fraktion sind im Beratungsverfahren. 
Vielleicht können Sie sich darauf besinnen, dass 
dies der Ursprung ist, warum überhaupt noch ein 
Antrag zustande gekommen ist.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Ich möchte noch etwas zu dem Inhalt sagen. 
Auch wenn man die Rede von mir zu dem Thema 
aus dem letzten Jahr jederzeit einsehen kann, 
möchte ich noch etwas zu dem sagen, was mich 
an Ihrem Antrag in der veränderten Fassung ex-
trem stört.  

Das Strafrecht steht für Sie im Mittelpunkt. Wenn 
man sich ansieht, in welcher Situation diese jun-
gen Frauen sich befinden, dann wird klar, dass 
eine Strafrechtsverschärfung nicht das ist, was 
einer jungen Frau in dem Moment, in dem sie von 
ihrer Familie eine Zwangsehe angedroht be-
kommt, in irgendeiner Weise hilft. Darüber steht 
das Damoklesschwert: Wenn du dich outest, wirst 
du abgeschoben. Wenn du sechs Monate zu 
Hause bist, kannst du auch nicht wieder zurück-
kommen.  

Das heißt, man muss darüber reden, wie man ei-
nen gesetzlichen Rahmen schaffen kann, sodass 
die jungen Frauen auch von diesem Recht ge-
schützt werden, nämlich insoweit, dass sie die Si-
cherheit haben: Wenn ich gegen den Täter etwas 
unternehme, dann geschieht mir nichts, denn ich 
bekomme Schutz in diesem Land, wenn ich ver-
suche, gegen eine nicht gewollte, geahndete 
Struktur anzugehen, nämlich gegen diese patriar-
chalische Familienstruktur, wonach Frauen 
„verheiratbar“ sind.  

Im Moment ist es so, dass diese jungen Frauen 
nicht geschützt sind. In dem Augenblick, in dem 
es – wie auch immer – zu einer öffentlichen Aus-
einandersetzung um die Situation der Zwangshei-
rat kommt, werden sie unter dem Druck ihrer Fa-
milien noch massiver angegangen, in den meisten 
Fällen sogar in ihr Heimatland abgeschoben. 
Dann haben sie das Problem, dass zum Beispiel 
diejenigen, die nur deutsch sprechen, sich in ei-
nem anderen Land wiederfinden, in dem die dort 
gesprochene Sprache nichts mit ihrer eigenen 
Sprache zu tun hat.  

Wir sagen: Nicht die Frage des Strafrechts, son-
dern die Frage des Opferschutzes muss im Vor-
dergrund stehen. Wir hatten in dem Antrag einen 
Punkt stehen, in dem es heißt: Überprüfung der 
Notwendigkeit einer Korrektur. Das war schon der 
Kompromiss. Wir haben nicht gesagt, eine Verän-
derung, sondern wir haben nur formuliert, Über-
prüfung der Notwendigkeit einer Korrektur weite-
rer zivilrechtlicher, aufenthaltsrechtlicher und ju-
gendhilferechtlicher Bestimmungen zum Schutz 
der Opfer.  

Das waren Punkte, die sogar die Staatssekretärin 
und auch der Minister mehrfach angesprochen 
haben, dass man natürlich darüber zu reden hat, 
ob man zu einem eigenständigen Aufenthaltsrecht 
kommen muss – in welcher Form auch immer –, 
ob man zu zivilrechtlichen Änderungen kommt, ob 
man auch über die Jugendhilfe Zugang zu be-
stimmten Instrumenten erhält, damit die Opfer ge-
schützt werden.  

Das sind aber Themen, die spielen bei Schwarz-
Gelb keine Rolle mehr. Dieser Spiegelstrich ist 
aus dem Antrag in der letzten Überarbeitung he-
rausgestrichen worden, weil die zivilrechtliche, die 
aufenthaltsrechtliche und die jugendhilferechtliche 
Überprüfung, eine Korrektur, eine Veränderung 
von Ihrem großem Koalitionspartner, zumindest 
von der Mehrheit, nach dem Beschluss nicht ge-
wollt ist.  

Meiner Meinung nach müssen wir auch darüber 
reden, dass Zwangsheiraten nur die Spitze des 
Eisberges ist, dass es um sehr viel mehr geht. 
Das wird auch in der Studie des Bundesministeri-
ums aus dem Herbst 2004 deutlich. Danach be-
steht gegen Migrantinnen, insbesondere gegen 
junge Migrantinnen, ein deutlich höheres Gewalt-
potential als gegen andere Teile der Bevölkerung. 
Wir müssen gegen Gewalt und gegen häusliche 
Gewalt gegen Migrantinnen massiv mehr unter-
nehmen.  

Als letzter Punkt, um die Kurve zu dem zu krie-
gen, was die Landespolitik in dem Bereich macht: 
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Die Schutzeinrichtungen, die Strukturen für die 
Opfer müssen erhalten bleiben. Das wird in dem 
letzten Haushalt nicht in der notwendigen Form 
sichergestellt. Das wird auch über den nächsten 
Haushalt, so wie ich es im Moment höre, wahr-
scheinlich nicht verbessert.  

Wer sagt, wir müssen etwas gegen Zwangsheirat 
machen, der muss in die Strukturen für die Opfer 
investieren, der muss Opferschutz groß schrei-
ben. Er kann sich nicht dahinter verstecken, ein-
fach zu sagen: Wir wollen ein neues Strafrecht 
und eine Strafrechtsverschärfung haben. Das hilft 
den Menschen, den betroffenen Frauen letztlich 
nicht. Vielleicht ist das in 10, 20, 30 oder 
40 Jahren der Fall, wenn sich die Gesellschaft 
theoretisch einmal verändert haben würde. Aber 
ein Wenn und Dann können wir nicht setzen; wir 
wollen den Opfern heute, hier und jetzt helfen. – 
Danke. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Für die Lan-
desregierung spricht nun Herr Minister Laschet. 

Armin Laschet, Minister für Generationen, Fami-
lie, Frauen und Integration: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, es ist gut, 
dass wir diesen Antrag heute beraten. Ich will gar 
nicht auf die Geschichte eingehen, warum kein 
gemeinsamer Antrag zustande gekommen ist. Ich 
denke, im Ergebnis wäre es gut, wenn der gesam-
te Landtag dieses Thema mit einvernehmlichen 
Handlungskonzepten und einvernehmlichen Posi-
tionen – vielleicht nach der Ausschussberatung – 
beraten und sich diese Position zu Eigen machen 
würde. 

Die erste Frage lautet, weshalb wir ein solches 
Thema eigentlich erst seit wenigen Jahren disku-
tieren. Nach 50 Jahren Zuwanderung und Ein-
wanderung nach Deutschland beginnt man jetzt, 
über Straftatbestände zur Zwangsverheiratung, 
über Konzepte, über Opferschutz, über zivil- und 
ausländerrechtliche Regelungen nachzudenken.  

Das Thema haben wir in der Gesellschaft lange 
Zeit verdrängt. Wenn wir es thematisieren, sollten 
wir das nicht nur für Deutschland tun. Der Bericht 
der Vereinten Nationen ist zitiert worden, der 
Zwangsverheiratung als eine moderne Form der 
Sklaverei bezeichnet hat. Es gibt Berichte von U-
nicef, dass jährlich weltweit Millionen von Mäd-
chen in jungen Jahren ohne ihr Einverständnis 
verheiratet werden. Insofern ist es richtig, dieses 
Thema als generelles Thema der internationalen 
Politik zu benennen und es nicht nur auf eine in-

nerdeutsche Diskussion zwischen Zuwanderern 
und Zugewanderten zu beschränken. 

Unser Problem ist allerdings, dass wir keine gesi-
cherten Zahlen über das Ausmaß dieser Praxis 
haben. Es steht nur fest: Es sind keine Einzelfälle, 
in denen junge Frauen und auch Männer unter 
psychischem, wenn nicht gar physischem Druck 
verheiratet werden. Die tatsächliche Zahl von 
Zwangsverheiratungen in Nordrhein-Westfalen 
oder in ganz Deutschland ist schwer zu erfassen. 
Fachleute schätzen, dass die Dunkelziffer um ein 
Vielfaches höher liegt, als uns bekannt ist. Sie 
gehen von einer steigenden Tendenz aus. 

Es ist wichtig, dass diese Debatte nicht nur von 
uns, von der deutschen Gesellschaft gegen die 
Zuwanderer geführt wird, sondern dass Zuwande-
rer selbst zunehmend artikulieren, dass sie nicht 
bereit sind, das für sich selbst hinzunehmen, und 
als Frauen – und ganz bewusst als türkische Au-
torinnen – dieses Thema in den Blickpunkt der Öf-
fentlichkeit rücken. 

Mit einer Delegation des Ministeriums war ich vor 
wenigen Tagen in der Türkei. Selbst dort beginnt 
nun die Debatte darüber, wie man gegen Zwangs-
verheiratungen oder ähnliche Phänomene stärker 
vorgehen kann. Sie ist noch nicht ganz so enga-
giert wie die Debatte um Ehrenmorde. Nun kann 
man sagen: Diese sogenannten Ehrenmorde sind 
natürlich eine noch größere Menschenrechtsver-
letzung; aber dass diese Debatte auch in anderen 
Ländern beginnt und wir dadurch Rückwirkungen 
auf uns erleben, ist ein sehr gutes Signal. 

Um Zwangsverheiratungen in Nordrhein-Westfalen 
und in Deutschland zu bekämpfen, müssen wir zu-
nächst den Sachstand kennen: Wie ist die Situati-
on? Welche Instrumente haben wir? Welche In-
strumente benötigen wird noch? 

(Zuruf von der SPD: Genau das haben wir 
gesagt!) 

– Es ist wichtig, dass man diese Analyse hat. 

(Zuruf von der SPD: Aber Ihre Fraktion will 
das ja nicht!) 

Die Rednerinnen heute haben unterschieden: Ar-
rangierte Ehen und Zwangsehen sind zweierlei. 
Das ist eine, glaube ich, sehr wichtige Differenzie-
rung. Denn man darf auch hier nicht das Kind mit 
dem Bade ausschütten, sondern man muss ge-
nau fragen: Was wollen wir eigentlich mit wel-
chem Mittel bekämpfen? Ich teile deshalb die Ein-
schätzung, dass wir zunächst eine fundierte Un-
tersuchung über das Heiratsverhalten von Zu-
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wanderern brauchen, und zwar nicht nur in Nord-
rhein-Westfalen, sondern bundesweit. 

(Beifall von der SPD) 

Das kann eines der Themen sein, die wir auch in 
den Integrationsgipfel der Bundeskanzlerin ein-
bringen. Der Integrationsgipfel ist sehr breit ange-
legt. Das Kabinett wird sich zuvor auch noch mit 
diesem Thema befassen und eigene Handlungs-
konzepte in den Gipfel einbringen. Dieses Thema 
gehört ebenfalls in die Debatte über eine gemein-
same Werteauffassung, eine gemeinsame Leitkul-
tur, die Zuwanderer und Mehrheitsgesellschaft 
gemeinsam führen könnten und bei der wir auch 
die Migrantenorganisationen selbst brauchen, die 
uns dabei helfen müssen. 

Nun haben Sie nach dem Handlungskonzept ge-
fragt, das die Landesregierung Ihnen bis zur 
Sommerpause – in welchem Jahr auch immer – 
versprochen hat. Ich denke, dass wir bausteinartig 
einzelne Dinge zusammenfügen müssen: Die in-
terministerielle Unterarbeitsgruppe hat bisher 
zweimal getagt und wird in den nächsten Wochen 
erneut tagen. Einige der Themen aus dem Antrag 
und aus dem, was durch die anderen Fraktionen 
in die Ausschussberatungen eingebracht worden 
ist, wird sie Punkt für Punkt abarbeiten. Diesen 
Zwischenbericht kann man sicherlich geben. 

Erstens. Wir brauchen einen verbesserten rechtli-
chen Schutz. Deshalb ist dieser Straftatbestand 
nicht das Hauptthema und das einzige Thema, 
weil man das Problem nicht nur mit Strafrecht lö-
sen kann. Aber man kann durch das Strafrecht 
ganz entscheidend Bewusstsein prägen. Das ist 
ein Thema, das zurzeit im Bundesrat behandelt 
wird. 

Zweitens. Wir brauchen eine Problemorientierung, 
Aufklärung und öffentliche Sensibilisierung in die 
Einwanderungsgesellschaft hinein. Dabei kommt 
den Migrantenselbstorganisationen, auch den re-
ligiösen Gemeinschaften und den fremdsprachi-
gen Medien als Verbündeten eine ganz große 
Bedeutung zu. Da Zwangsverheiratungen nicht 
religiös begründet sind – es gibt keine muslimi-
sche Anweisung zur Zwangsverheiratung; das ist 
eine bestimmte patriarchalisch gewachsene 
Struktur, über die wir hier sprechen –, halte ich es 
durchaus für denkbar, dass man mit den Imamen 
einmal bespricht, in ihren Freitagspredigten die-
ses Thema Zwangsverheiratungen verstärkt zum 
Thema zu machen. 

Einige haben das schon gemacht, wie mir berich-
tet wurde. Aber da es da eine viel straffere Orga-
nisation gibt – in der katholischen Kirche würde 
man das Hirtenbriefe nennen, dass man also in 

allen Gemeinden an einem Tag zu einem Thema 
sprechen kann –, wäre das sicherlich ein wichtiger 
Faktor, um Bewusstsein, Aufklärung und öffentli-
che Sensibilisierung zu schaffen. 

Drittens. Wir müssen überlegen, ob sich nicht 
auch die Sprach- und Orientierungskurse, die wir 
für Neuzuwanderer machen, mit diesem Thema 
intensiver beschäftigen könnten, als das bisher 
der Fall ist. 

Viertens. Wir brauchen helfende Lehrer, Sozial-
pädagogen und Ärzte, also alle Berufsgruppen, 
die als Schaltstellen fungieren können. Damit sie 
kompetent mit den spezifischen Problemen um-
gehen können, müssen sie entsprechend aus- 
und fortgebildet werden. Um solche Aus- und 
Fortbildungen einzuplanen, muss man natürlich 
mit den Verbänden den Dialog fortsetzen. 

Fünftens. Wir brauchen Anlauf- und Beratungs-
stellen für Menschen, die von Zwangsheirat be-
troffen sind. Hilfeeinrichtungen für Mädchen und 
Frauen sowie Beratungsstellen von und für Zu-
wanderer müssen auf die Problemlage vorbereitet 
sein. Das sind dann nicht die landesweiten Koor-
dinierungsstellen, sondern das müssen Frauen-
notrufe, Beratungsstellen vor Ort sein, die einer 
Frau in einer solchen Situation, wenn sie Hilfe 
sucht, zur Verfügung stehen.  

(Birgit Fischer [SPD]: Gibt es doch nicht 
mehr, wenn Sie alle wegkürzen!) 

– Sie wissen genau, Frau Fischer, dass keine ein-
zige verschwunden ist. Jedes Frauenhaus ist er-
halten geblieben. Die Frauennotrufe und alles, 
was dazu gehört, haben wir gerade dadurch, dass 
wir nicht pauschal gekürzt haben, als Anlaufstelle 
gerade für Menschen, die davon betroffen sind, 
erhalten.  

Sechstens. Wir haben ein sehr gutes Netz an 
Migrantenselbstorganisationen, die einen großen 
Beitrag zur Vorbeugung und Aufklärung in den 
Familien leisten. Auch im kommenden NRW-
Programm, wo sich die Kommunen sehr stark um 
Integrationspolitik kümmern, ist dieses Thema be-
reits verankert. 

Siebtens. Zum Straftatbestand habe ich bereits 
etwas ausgeführt. Ich hoffe, dass der Beschluss 
des Bundesrates vom letzten Jahr jetzt von der 
großen Koalition im Deutschen Bundestag aufge-
griffen wird, sodass recht bald eine Regelung ge-
troffen wird. 

Achtens. Ich habe die Medien bereits erwähnt. 
Die Zeitung „Hürriyet“ macht beispielsweise eine 
Kampagne gegen häusliche Gewalt, die sie in der 
Türkei begonnen hat und jetzt auch hier durch-
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führt, wodurch sie natürlich eine bestimmte Grup-
pe an Zuwanderern erreicht, was durch unsere 
deutschen Medien, auch durch Landtagsdebatten 
und selbst durch einen Integrationsgipfel der Bun-
deskanzlerin nicht gelingen kann. Vielleicht lässt 
sich auch einmal eine vergleichbare Kampagne 
gegen Zwangsverheiratungen machen. Türkisch-
sprachige Medien sind für uns ein sehr wichtiger 
Bündnispartner in der Bewusstseinsschaffung. 

Wir haben also schon eine Menge Instrumente, 
aber wir müssen das optimieren und vernetzen, 
um den Betroffenen Schutz gegen Zwangsverhei-
ratungen zu bieten. Insofern brauchen wir ein 
Handlungskonzept. Darüber, ob das jetzt im Jahr 
2006 oder im Jahr 2007 vorliegt, sollten wir nicht 
in einen Streit eintreten. Wir sollten bald im zu-
ständigen Ausschuss die Maßnahmen, die ich ge-
rade erwähnt habe, vielleicht verbunden mit ei-
nem Zwischenbericht der interministeriellen Ar-
beitsgruppe, absprechen. Dann, wenn wir mit al-
len Akteuren und Hilfseinrichtungen gesprochen 
haben, sollten wir gemeinsam ein Handlungskon-
zept verabschieden, wohinter möglichst alle Frak-
tionen des Landtages stehen sollten. Ich glaube, 
dass nach der Integrationsoffensive, die 2001 be-
gonnen hat, die Fortsetzung einer solchen Initiati-
ve eine Möglichkeit böte, an diesem Thema ge-
meinsam weiterzuarbeiten.  

Wichtig ist: Zwangsehen sind keine religiösen Sit-
ten. Sie eignen sich auch nicht, um bestimmte An-
tihaltungen gegen den Islam deutlich zu machen. 
Sie werden auch vom islamischen Glauben verur-
teilt, und sie sind in der Theorie eine längst über-
wundene Unsitte, die wir auch in Deutschland 
nicht akzeptieren dürfen. Zugewanderte und Ein-
heimische gemeinsam in Land und Kommunen 
stehen vor der Verantwortung, dieses Phänomen 
der unfreien Ehe verschwinden zu lassen. 
Zwangsehen sind eine Menschenrechtsverlet-
zung, die wir in Nordrhein-Westfalen nicht dulden 
sollten. Die Debatte, die wir heute geführt haben, 
hat das noch einmal in großer inhaltlicher Über-
einstimmung mit einigen Formalien bezüglich der 
Anträge deutlich gemacht. Insofern danke ich den 
Fraktionen, dass jetzt die Debatte in die Parla-
mentsausschüsse geht und vielleicht nach der 
Sommerpause in einen gemeinsamen Antrag des 
Parlaments mündet.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Nun hat Frau Abgeordnete Kieninger, SPD-Fraktion, 
noch einmal das Wort. 

Gerda Kieninger (SPD): Herr Minister Laschet, 
es hat sich alles wunderbar angehört. Vielleicht 
sollten Sie uns den Antrag schreiben,  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

denn dann kämen wir möglicherweise zueinander. 
Es sind genau die Punkte, die wir, Bündnis 90/Die 
Grünen und SPD, in dem Antrag wiederfinden 
wollten und die Ihre Fraktion mit allen Mitteln der 
Kunst bekämpft hat. In der parlamentarischen Be-
ratung ist das Thema bereits, denn der Antrag ist 
ja schon im letzten Jahr eingebracht worden. Das 
hätten wir also bereits alles gut regeln können.  

Wir haben von Anfang an vorgeschlagen, dass 
sich Ihr Haus an der Beratung des gemeinsamen 
Antrages beteiligt. Ihre Fraktion hat jedoch ge-
sagt, das ginge auf gar keinen Fall. Vielleicht wä-
ren wir schon zueinander gekommen, möglicher-
weise hätten wir schon einen gemeinsamen An-
trag und könnten als Parlament darstellen, dass 
wir alle bei dem Thema dicht beieinander stehen. 
Man soll die Hoffnung nicht aufgeben. Nutzen Sie 
die Gelegenheit, reden Sie mit Ihrer Fraktion, 
dann bekommen wir es vielleicht hin.  

(Beifall von der SPD) 

Einen Punkt möchte ich noch kurz ansprechen. 
Muss ich davon ausgehen, wenn ein Minister die-
ser Landesregierung am 23. März 2006 „bis zur 
Sommerpause“ sagt,  

(Minister Armin Laschet: Das war ein 
Scherz!) 

dass das vielleicht in 20 Jahren ist, oder kann ich 
mich darauf verlassen, dass dieses Jahr gemeint 
ist? – Herzlichen Dank. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Meine Da-
men und Herren, weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Deswegen schließe ich die Beratung, 
und wir kommen zur Abstimmung.  

Der Ältestenrat empfiehlt uns die Überweisung 
des Antrags in der Drucksache 14/1985 im Neu-
druck an den Ausschuss für Frauenpolitik – 
federführend – und mitberatend an den Aus-
schuss für Generationen, Familie und Integra-
tion, an den Innenausschuss und an den 
Rechtsausschuss. Die abschließende Beratung 
und Abstimmung soll im federführenden Aus-
schuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer möch-
te dieser Ältestenratsempfehlung zustimmen? – 
Gegenprobe! – Stimmenthaltungen? – Damit ist 
das einstimmig so beschlossen. 
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Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

3 Die Zukunft des Nahverkehrs in NRW pla-
nen – den von der Bundesregierung be-
schlossenen Mittelkürzungen nicht kon-
zeptionslos begegnen! 

Antrag 
der Fraktion der SPD 
Drucksache 14/1976 

In Verbindung damit:  

 Keine Kürzung der Regionalisierungsmittel 
für NRW – Landesregierung soll Bundes-
haushalt im Bundesrat ablehnen 

Eilantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/2011 

Ich weise auf den Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU und der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/2029 – Neudruck – zum Antrag 
der SPD hin. 

Ich eröffne die Beratung. Als erster Redner hat 
der Abgeordnete Wißen von der SPD-Fraktion 
das Wort. 

Bodo Wißen (SPD): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen! Dem öffentlichen Nahverkehr in Nordrhein-
Westfalen geht es an den Kragen. Nach einer bei-
spiellosen Erfolgsgeschichte mit einer erheblichen 
Angebotsausweitung und Zuwachsraten von 
ÖPNV-Nutzern von bis zu 40 % in den vergange-
nen zehn Jahren ist der öffentliche Personennah-
verkehr in Nordrhein-Westfalen zu einer echten 
Mobilitätsalternative geworden. Das war und ist 
dringend notwendig; denn das nordrhein-
westfälische Straßennetz ist hoffnungslos überlas-
tet. Auch machen steigende Energiepreise den mo-
torisierten Individualverkehr zu reinem Luxus. Nicht 
zuletzt: Einen besseren Umweltschutz als einen 
funktionsfähigen ÖPNV kann es doch gar nicht ge-
ben. 

Es sind gerade Kinder und Jugendliche, Berufs-
pendler und ältere Menschen, die auf ein gut funk-
tionierendes Nahverkehrsangebot angewiesen 
sind. Uns Sozialdemokraten ist es ein Anliegen, 
dass die Menschen in NRW qualitativ hochwertig 
und zu bezahlbaren Preisen von A nach B kom-
men. Das jedoch ist mit einer reinen Privat-vor-
Staat-Debatte von Schwarz-Gelb nicht zu errei-
chen. Wir Sozialdemokraten wissen um die sozia-

le Bedeutung des öffentlichen Personennahver-
kehrs. 

Sehr geehrte Damen und Herren, gleichzeitig 
werden in dem vom Ministerpräsidenten ausgeru-
fenen Jahr des Kindes 2006 die dringend notwen-
digen Schülerbeförderungskosten nun um über 
27 Millionen € gekürzt. Gleichzeitig leugnet An-
kündigungsminister Wittke die eigenen Kürzungen 
hier im Landtag, bringt aber im Rahmen der 
Haushaltsverhandlungen eine Kompensation in 
Höhe von 20 Millionen € aus Resten der Regiona-
lisierungsmittel des Vorjahres zur Unterstützung 
des ÖPNV im ländlichen Bereich ein. Hier werden 
Kürzungen auf zwielichtige und kurzfristige Art 
und Weise überdeckt. Einige glauben fälschli-
cherweise, Licht am Ende des Tunnels zu sehen. 
Immer da, wo wir einen Lichtstrahl der Landesre-
gierung entdecken, ist es aber nicht die gleißende 
Sonne, sondern ein Kerzchen, dessen Docht an 
beiden Enden brennt. 

(Beifall von der SPD) 

So stellt sich die Frage, warum diese Kompensa-
tion notwendig war, wenn Kürzungen angeblich 
nicht stattfinden. Reflexartig reagiert Baustellen-
minister Wittke, indem er auf die Kürzungsverein-
barungen aus dem Koch/Steinbrück-Papier oder 
auf den Bundesfinanzminister selbst verweist. 

Bei diesem ausgestreckten Zeigefinger weisen 
allerdings vier Finger derselben Hand auf Akti-
onsminister Wittke selber zurück:  

Zum einen steht die CDU durch den hessischen 
Ministerpräsidenten Koch selber in der Verantwor-
tung, das Koch/Steinbrück-Papier initiiert zu ha-
ben. 

(Angela Freimuth [FDP]: Welcher Fraktion 
gehört denn Herr Steinbrück an?) 

Zum anderen war Ministerpräsident Rüttgers per-
sönlich in der Verhandlungskommission zur Aus-
arbeitung des Koalitionsvertrages auf Bundes-
ebene beteiligt und hat, wie andere CDU-
Ministerpräsidenten, die vereinbarte Kürzung der 
Regionalisierungsmittel selber zu verantworten. 
Wo war da der laute Protest des ansonsten lauten 
Ministers Wittke zu hören? 

(Beifall von der SPD) 

Und mehr als das: Blockademinister Wittke trägt 
eigene Kürzungsvorschläge zulasten des ÖPNV 
in der Verkehrsministerkonferenz mit, um sich 
dann über genau diesen Umstand zu beschwe-
ren. Offenbar haben wir es mit einer gespaltenen 
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Persönlichkeit, mindestens aber mit einer gespal-
tenen Zunge des Ressortministers zu tun. 

(Christof Rasche [FDP]: Steinbrück!) 

Letztlich bereitet die Landesregierung durch ihre 
sogenannte ideologiefreie Politik und damit gegen 
die bisherige Vorrangstellung öffentlicher Ver-
kehrsträger dem Angriff auf den ÖPNV noch das 
Feld. 

Sehr geehrte Damen und Herren, im vorliegenden 
Entschließungsantrag der Regierungsfraktionen 
wird bereits das Festhalten an der gesetzlich ver-
einbarten Revision des Bundesregionalisierungs-
gesetzes ab 2008 als großer Verhandlungserfolg 
der nordrhein-westfälischen Landesregierung ge-
feiert. 

(Parl. Staatssekretär Manfred Palmen [CDU]: 
Das ist es auch!) 

– Wenn das bei der akuten Bedrohung der ÖPNV-
Finanzierung schon ein großer Erfolg war, möchte 
ich über die künftigen Verhandlungsergebnisse 
mit dem Bund in keinster Weise spekulieren. 

Sehr geehrte Damen und Herren, diese Landes-
regierung weiß also, dass es zu Kürzungen 
kommt – einerseits, weil Ministerpräsident Rütt-
gers die Kürzungen der Regionalisierungsmittel 
selbst unterschrieben hat, und andererseits, weil 
sie selbst die Kürzungen noch verschärft. Es soll 
sich hier keiner von der Union in die Büsche 
schlagen und sagen, er habe von nichts gewusst, 
wenn demnächst Linien ausgedünnt oder aufge-
geben werden müssen. Die Täter sitzen in diesem 
Hause und im Stadttor. 

Was die Landesregierung jetzt vorlegen muss, ist 
ein Konzept, wie mit diesen Kürzungen umgegan-
gen werden soll. Doch Fehlanzeige! Statt sich mit 
Sammelbildchen zu beschäftigen, sollte Presse-
minister Wittke jetzt endlich für Planungssicherheit 
bei allen Beteiligten im ÖPNV sorgen. 

(Beifall von der SPD) 

Das ist er auch den vielen Nutzerinnen und Nut-
zern des ÖPNV in diesem Lande schuldig. Wie-
derholt fordert er von den Verkehrsverbünden ef-
fizientere Arbeit als bisher und fordert bis Ende 
2007 Fusionen im nordrhein-westfälischen Nah-
verkehr. Die Verkehrsverbünde, die Blockademi-
nister Wittke an die Spitze ihres Aktionsbündnis-
ses gegen Kürzungen bei Bahn und Bus beriefen, 
haben wohl den Bock zum Gärtner gemacht. 
Schon jetzt verkündet er, dass neun Verkehrsver-
bünde in NRW zu viel seien und die Landesregie-
rung die Agentur Nahverkehr, bei der bisher die 

Aktivitäten der NRW-Verbünde erfolgreich koordi-
niert wurden, nicht mehr fördern will. 

Bei diesen vielen Ideen des Vorschlagsministers 
Wittke ist es doch erstaunlich, dass die Landesre-
gierung noch nicht einmal andeutungsweise weiß, 
wie die Zukunft des Nahverkehrs in NRW ausges-
taltet werden soll. 

Sehr geehrte Damen und Herren, eines müsste 
den Regierungsfraktionen doch klar sein: Die von 
ihnen geforderte Anrufung des Vermittlungsaus-
schusses wird in keiner Weise die Situation des 
Nahverkehrs in NRW verbessern. Auf den Aus-
gang eines möglichen Vermittlungsverfahrens auf 
Bundesebene und die Verabschiedung des Bun-
deshaushalts zu warten heißt, unnötig Unsicher-
heiten in den Nahverkehr des Landes zu tragen. 
Besser wäre es vielmehr, wenn die Landesregie-
rung verschiedene mögliche Optionen darlegt, um 
den Bürgerinnen und Bürgern des Landes offen-
kundig zu machen, dass es bei intelligenter Poli-
tikgestaltung zu den Hiobsbotschaften der Stre-
ckenstilllegungen nicht kommen muss.  

Glauben Sie denn ernsthaft, Herr Minister, dass 
die Haushalts- und Finanzpolitiker noch fachliche 
Einwände gelten lassen werden? – Sie und Ihre 
beteiligten Kollegen haben sich das Heft des 
Handelns aus der Hand nehmen lassen. Das war 
ein wahrer Pyrrhussieg. Mich wundert auch, dass 
die FDP diese Forderung mitträgt, denn im Ver-
mittlungsausschussverfahren sitzt sie noch nicht 
einmal mit am Tisch. Letztlich wird die Bundes-
kanzlerin mit ihren CDU-Granden in den Ländern 
das Ergebnis bestimmen, und die FDP sitzt völlig 
am Rande.  

Sehr geehrte Damen und Herren, die SPD-
Fraktion fordert die Landesregierung mit dem vor-
liegenden Antrag auf darzustellen, wie sie selber 
die Zukunft des Nahverkehrs in Nordrhein-
Westfalen planen will. Das gilt nicht nur hinsicht-
lich der Revision der Bundesregionalisierungsmit-
tel, sondern auch bezüglich der eigenen Kürzun-
gen bei den Schülerbeförderungskosten und erst 
recht hinsichtlich der vielen Rationalisierungsvor-
schläge des Verhandlungsministers. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zum Beispiel 
sollte folgender Sachverhalt zu denken geben: 
Laut einer Presseinformation der DB-AG vom 
5. Mai 2006 haben die Verkehrsministers des 
Bundes und der Länder im Rahmen einer Fest-
veranstaltung eine Bilanz der vor zehn Jahren ge-
starteten Regionalisierung des SPNV gezogen. Im 
Rahmen dieser Veranstaltung erklärte Herr Meh-
dorn den Regionalverkehr zum Herzstück des 
Konzerns. Mit 554 Millionen € erwirtschaftete die 
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DB-AG im Jahr 2005 im Regionalverkehr über 
40 % ihres Gewinns. Dieser dreistellige Millionen-
gewinn aus dem Nahverkehr kommt zu einem be-
deutenden Anteil aus Nordrhein-Westfalen und 
besteht im Wesentlichen aus Regionalisierungs-
mitteln des Bundes.  

Es stellt sich jedoch die Frage, wie sich die DB-
AG ihrerseits für den Nahverkehr in NRW enga-
giert. Das betrifft die Pünktlichkeit, ein ausrei-
chendes Sitzplatzangebot, Sauberkeit und ande-
res mehr. Angesichts solcher Gewinne der DB-AG 
in NRW fordern wir mehr Qualität zu einem ver-
nünftigen Preis. Diese Forderung muss sich der 
zuständige Minister zu Eigen machen. 

(Beifall von der SPD) 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir fordern Sie 
ebenfalls auf, aus eigener CDU-Regierungsveran-
twortung heraus für Nordrhein-Westfalen und im 
Bund den Menschen in diesem Lande, die von Ih-
nen zu verantwortende Zukunft des Nahverkehrs 
darzustellen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. 
Nächster Redner ist der Abgeordnete Keymis für 
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

Meine Damen und Herren, ich darf noch kurz dar-
auf hinweisen, dass wir die Redezeit für den unter 
TOP 3 zu behandelnden Antrag mit der Redezeit 
für den Eilantrag addieren, sodass jede Fraktion 
fünf Minuten mehr Redezeit hat als nach den Re-
dezeiten unter TOP 3. 

Oliver Keymis*) (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Prä-
sident! Wir haben uns heute mit zwei Anträgen zu 
befassen. Der eine Antrag ist von der SPD und 
weist ein Stück weit in die Vergangenheit, indem 
er danach fragt, wie es war. Die Regierung solle 
das noch einmal darstellen. Dann fragt der Antrag 
danach, wie es in der Zukunft weitergehen soll. 

Der andere Antrag ist der von Bündnis 90/Die 
Grünen, der schlicht und ergreifend sagt: Wir 
müssen jetzt für die Zukunft handeln und ent-
scheiden. Dabei steht zunächst einmal das The-
ma „Kürzung der Regionalisierungsmittel“ im 
Raum.  

Kollege Wißen, ich weiß natürlich, dass das für 
Sie gar nicht so leicht ist, weil wir in einer Situati-
on diskutieren, in der die SPD in Berlin die Ver-
antwortung mitträgt und es genau auf diesem Feld 
zwei SPD-Minister sind, die Verantwortung tra-
gen, nämlich Herr Tiefensee als Verkehrsminister 
und Herr Steinbrück als Finanzminister. Die bei-

den haben – wenn ich mich recht entsinne – am 
22. Februar in der Bundesregierung beschlossen, 
die Regionalisierungsmittel zu kürzen, und zwar – 
käme es so, wie die beiden sich das vorstellen – 
um immerhin 3,3 Milliarden € für die gesamte Re-
publik kumuliert und auf Nordrhein-Westfalen her-
untergerechnet 519 Millionen € bis zum Jahre 
2010.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Warum nicht? 
Das verstehe ich überhaupt nicht!) 

Diese dramatische Situation ist eine schwarz-rote 
Beschlusslage in Berlin. Deshalb ist klar, dass Sie 
an der Stelle natürlich ein Stück weit miteiern 
müssen und es in gewisser Weise nicht leicht ha-
ben, hier sozusagen vor Ort die großen Kämpfer 
für Bus und Bahn zu sein, die Sie eigentlich sein 
wollten und – zumindest solange Sie mit uns koa-
liert haben – auch waren.  

Wir hoffen natürlich alle, dass Sie zurückfinden 
und an der Stelle, Herr Horstmann, in Berlin den 
Einfluss, den Sie in der Presse angekündigt ha-
ben geltend zu machen, auch einbringen 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Ja, sicher! Was 
machen Sie in Berlin?) 

und dafür sorgen, dass diese Kürzungen so nicht 
kommen. 

Wir haben aus meiner Sicht folgende problemati-
sche Situation, in der Sie, Kollege Wißen, Herrn 
Wittke wieder sehr, sehr richtig charakterisiert ha-
ben als jemanden, der sehr viel ankündigt und 
sich an die Spitze der Bewegung der Kürzungs-
gegner stellt, um dann aber gleichzeitig in Berlin 
nach dem Motto zu blinken: Wir sind gesprächs-
bereit, Kürzungen mit vorzunehmen. – Für uns 
Grüne ist klar: Der Einstieg in die Kürzungen, die 
jetzt kommen sollen und die vom Bund im Prinzip 
beschlossen sind, ist gestern Abend mit dem Be-
schluss des Bundesrates erfolgt, nämlich die Dy-
namisierung in Höhe von 1,5 % herauszunehmen, 
die uns nach dem Gesetz bis zum Jahre 2007 in-
klusive zusteht. Ich glaube auch – darauf ist der 
Kollege Wißen richtig eingegangen –, dass die 
Kürzungen bereits abgemachte Sache sind. Die 
Frage ist nur noch das Wie.  

Wir Grüne haben einen anderen Vorschlag ge-
macht, der am 10. Mai in Form eines Gesetzes-
vorschlags im Bundestag eingereicht worden ist. 
Wir haben gesagt: Wir bleiben bei dem, was bis-
her gesetzlich zugesagt worden ist, nämlich bei 
den Mitteln für 2006 und 2007 inklusive der Dy-
namisierung in Höhe von 1,5 %. Wir frieren das 
bis zum Jahr 2013 ein, um es anschließend ab 
2013 wieder um 1,5 % zu dynamisieren. Das ist 
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ein Konsolidierungsvorschlag, der es dem öffentli-
chen Personenverkehr erlaubt, sich weiterzuent-
wickeln. Das, was sozusagen in der Stagnations-
phase auf dem Niveau von 2007 plus 1,5 % zur 
Verfügung steht, ist das Material, mit dem wir die 
nächsten Jahre sinnvoll öffentlichen Personenver-
kehr in Nordrhein-Westfalen organisieren können 
und wollen. Das ist ein ganz anderer Vorschlag 
als das, was Sie beide in Berlin diskutieren, und 
das, was Sie, Herr Wittke, uns bisher zu dem 
Thema hier vortragen konnten und was insgesamt 
relativ dünn war.  

Aus meiner Sicht spielt auch eine Rolle, dass Sie 
immer von unheimlichen Effizienzgewinnen spre-
chen, indem wir beispielsweise die neuen Ver-
kehrsverbünde in Nordrhein-Westfalen zusam-
menlegen. Ich lasse mir von den Experten, die 
darüber eine Menge mehr wissen als manche hier 
im Raum, immer wieder erklären, dass das Spar-
potenzial sehr gering ist. Das Hauptproblem liegt 
möglicherweise eher in der sehr dichten Vertei-
lung von Verkehrsunternehmen im Land. Davon 
haben wir eine ganze Menge – jedes mit einem 
Aufsichtsrat und einem Aufsichtsratsvorsitzenden. 
Und in diesen von den kommunalen Gebietskör-
perschaften besetzen Gremien sind natürlich vor 
allem CDU-Leute sehr stark vertreten. Das gilt für 
die Zweckverbünde allemal. Deswegen verwun-
dert mich auch ein Stück weit, dass die CDU im-
mer wieder den Vorwurf erhebt, in den Zweckver-
bünden sei nicht effizient gearbeitet worden. Dort 
hatten Sie, Kollegen von der CDU, in den letzten 
Jahren doch immer eine Menge zu sagen.  

Insofern richtet sich der Vorwurf, es sei dort nicht 
effizient genug vorgegangen worden, wenn er 
stimmt, an Sie selbst.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Also: Das ist eine Diskussion, die aus meiner 
Sicht nicht weiterführt. Ich glaube, dass man über 
Strukturveränderungen diskutieren kann. Ob am 
Ende vier, sechs oder drei Verbünde herauskom-
men, muss man im Lichte einer Diskussion be-
trachten.  

Mich irritiert aber der Vorgang, der mir durch ei-
nen Brief des Städtetages bekannt gemacht wor-
den ist, dass nämlich die Regierungsfraktionen – 
ich gratuliere Ihnen dazu herzlich – bereits ge-
meinsam über ein Gutachten diskutieren, das 
uns bisher nicht vorliegt – jedenfalls mir nicht als 
Grüner und vermutlich auch nicht den Kollegen 
der SPD. Ich sehe Nicken auf der Seite der SPD. 
Es ist ein Gutachten über die Frage, wie man eine 
Reorganisation der Struktur bei den Verbünden in 
Nordrhein-Westfalen vornehmen könnte. Dieses 

Gutachten ist der Opposition im Landtag nicht be-
kannt. Es wird von den Regierungsfraktionen be-
reits diskutiert. Herr Minister, das ist im Grunde 
ein Skandal. 

(Bodo Wißen [SPD]: Nicht zum ersten Mal!) 

So können wir nicht miteinander umgehen.  

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Wenn wir eine gemeinsame Debatte über Struk-
turreformen führen wollen, dann müssen Sie uns 
auch die Möglichkeiten einräumen, die Sie den 
Regierungsfraktionen einräumen. So ist das im 
Parlament. Wir müssen Ihnen das an der Stelle in 
der Deutlichkeit noch einmal sagen und hoffen, 
dass Sie da jetzt ganz schnell nacharbeiten. Das 
gilt übrigens auch für den Städtetag, dem das 
Gutachten auch nicht vorliegt. So können wir na-
türlich nicht in eine gemeinsame Diskussion 
kommen. Glauben Sie nicht, dass wir an der Stel-
le viel Kooperationsbereitschaft zeigen können, 
wenn Sie Diskussionen so einstielen. 

Bei der Kürzungsdiskussion ist es genauso. Sie 
signalisieren nach Berlin: Ich bin zu Kürzungsge-
sprächen bereit. Sie signalisieren nach Schluss 
mit der Schienenvorrangpolitik in NRW. Das war 
ideologisch. Jetzt machen wir die Politik, wie sie 
sich gehört. Straßenbau ist das Stichwort. – Sie 
meinen, damit in Berlin irgendetwas erreichen zu 
können.  

Sie meinen auch, durch dieses Verhandlungsge-
schick erreichen zu können, dass wir im Zuge der 
Revisionsdiskussion zum 1. Januar 2008 einen 
größeren Anteil für NRW bekommen. Auch da bin 
ich nach dem, wie Sie sich bisher einlassen – hier 
der Kämpfer gegen die Kürzung und dort der ge-
sprächsbereite Kürzungspolitiker – der Meinung, 
dass Sie mit dieser Strategie auf Dauer auf dem 
Bauch landen und keinen Erfolg erzielen. Das ist 
für das Land sehr schlecht.  

Die konkreten Folgen werden landauf landab dis-
kutiert, Herr Wittke. Sie waren auf diesen Veran-
staltungen teilweise selbst zugegen und haben 
diese Reden geschwungen. Sie haben aber im-
mer in einem Nebensatz gesagt, man müsse über 
Kürzungen reden. Wenn wir beim öffentlichen 
Personenverkehr aber über Kürzungen reden, 
dann ist das in einer Zeit, in der wir wissen, dass 
die Verkehre auf der Straße zunehmen, dass wir 
plus 60 % LKW-Verkehr auf den Straßen bis 2015 
in der Prognose haben, der absolut falsche Weg.  

Vor diesem Hintergrund sage ich Ihnen: Die grüne 
Politik – ich hatte gesagt, wie wir uns die Regiona-
lisierungsmittel künftig vorstellen – sieht anders 
aus. Wir sind die Freunde des öffentlichen Perso-
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nenverkehrs und insbesondere des schienenge-
bundenen Personenverkehrs. Wir wollen, dass er 
in der Fläche, in der Vertaktung, in der Dichte 
noch sauberer, noch pünktlicher für die Menschen 
erhalten bleibt, weil alle im Portemonnaie merken, 
dass das Benzin teurer wird, und zwar nicht nur 
wegen der steuerlichen Belastung, sondern weil 
das Öl teurer und knapper wird. Vor dem Hinter-
grund gibt es zu dieser Politik aus unserer Sicht 
keine Alternative.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir werden alles ablehnen, was sich auf den Vor-
schlag von Ihnen für Kürzungen beim öffentlichen 
Personennahverkehr bezieht. Ich halte das für 
falsch. Ich glaube auch, dass es wichtig ist, dass 
Leute wie wir sagen, dass das falsch ist.  

Herr Schulte, ich habe hier Ihre Pressemitteilung 
vom 22. Februar: 2006 keine Kürzung beim Nah-
verkehr! – Das ist natürlich eine ganz tolle CDU-
Meldung, aber die ist, ehrlich gesagt, fast ein 
bisschen schwachsinnig, denn wir können keine 
Kürzungen 2006 vornehmen. Das ist gar nicht 
möglich. 2007 – wenn ich den Minister richtig ver-
standen habe – dürfte es auch sehr schwer wer-
den, weil in seinem eigenen Hause die Vermerke 
kursieren, die deutlich betonen, das Vorgehen des 
Bundes sei im Grunde nach § 106 Grundgesetz 
so nicht durchführbar. Hier wird eine Politik be-
trieben, die die Länder in eine Situation zwingt, 
die sie den Menschen gar nicht zumuten wollen.  

Herr Wittke, wenn Sie sich daran beteiligen, dann 
machen Sie es falsch. Wenn Sie so handeln, wie 
Sie hier reden, dann ist unser Antrag richtig, und 
dann werden Sie ihm sicher genauso begeistert 
zustimmen, denn schließlich fordern wir Sie und 
Ihre Koalitionsfraktionen auf, gegen Kürzungen 
einzutreten. An der Stelle werbe ich dafür, dass 
wir das alle gemeinsam tun. Wenn Sie den Antrag 
ablehnen, werden Sie einmal mehr Ihrer Glaub-
würdigkeit schaden. Das nützt nicht dem Land 
und auch uns nicht.  

Ich sehe jetzt hier keine Minute Redezeit mehr.  

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Ich hatte e-
ben gesagt, dass fünf Minuten für jede Fraktion 
noch hinzugefügt werden, was jedoch aus techni-
schen Gründen am Pult nicht angezeigt werden 
kann. 

Oliver Keymis*) (GRÜNE): Vielen Dank. – Dann 
möchte ich gerne mit einem Punkt abschließen, 
der den Umgang mit den Schülerbeförderungsmit-
teln nach § 45 a betrifft. 

Wir haben eine Situation, die Sie mit dem Vor-
schlag, 20 Millionen € aus den Regionalisierungs-
mitteln zu übertragen, repariert haben. Den ent-
sprechenden Beschluss haben Sie gefasst. Ich 
glaube, dass das ein Fehler ist, weil es Sie vor dem 
Hintergrund, dass Sie sagen, in anderen Ländern 
werde mit den Regionalisierungsmitteln nicht ver-
nünftig umgegangen, in der Diskussion schwächt 
und öffentlich zumindest der Eindruck entsteht, 
dass das im Land jetzt aber so geschieht.  

Wir haben das in den letzten zehn Jahren immer 
vermieden. Es ist uns in den letzten zehn Jahren 
gelungen, dem Schienenpersonenverkehr, dem 
öffentlichen Personenverkehr die Bedeutung in 
Nordrhein-Westfalen zu geben, die er heute hat, 
die er in unserem dicht besiedelten Land haben 
muss. Ich gehe davon aus, dass – wenn alle poli-
tisch bei Verstand sind – Ihnen klar ist, dass es 
künftig die Hauptaufgabe sein muss, den Men-
schen diese Verkehre sicher, ordentlich, sauber, 
pünktlich und zu sozialverträglichen Preisen, also 
bezahlbar, zu organisieren. 

Deshalb ist der Bund gefordert, die Mittel so wie 
beschlossen zu verteilen und zu dynamisieren. Er 
ist ab 2008 aus unserer Sicht gefordert, in einem 
neu geordneten Verfahren mit etwas größerem 
Anteil für NRW die Mittel weiterhin zu gewährleis-
ten. Wir in Nordrhein-Westfalen sind gefordert, 
Herr Minister, keine Ideologiepolitik für die Straße 
zu betreiben, sondern ausdrücklich eine ausge-
wogene Politik, die den Schienen weiterhin Priori-
tät – wir haben nämlich viel mehr Straßen als 
Schienen – einräumt, damit wir eine vernünftige 
Alternative für die Menschen leisten können. 

Die Menschen sind noch nicht zufrieden mit dem, 
was heute schon besteht, aber sie sind zufriede-
ner als noch vor zehn Jahren. Wir wollen, dass sie 
in zehn Jahren noch einmal so zufrieden sind wie 
heute, damit wir an der Stelle in Nordrhein-
Westfalen vorbildlich sind und uns nicht das leis-
ten, was Sie ankündigen, nämlich Straßen auszu-
bauen, Straßen neu zu bauen, Landesstraßen, 
die kaputt sind, zu reparieren, weil Ihnen da die 
Mittel fehlen, die Sie ja in den Neubau stecken. 
Wir erleben auf die Art eine Ideologiepolitik „pro 
Straße“, die der Schiene und dem öffentlichen 
Personennahverkehr insgesamt abträglich ist.  

Ich hoffe, Sie stimmen unserem Eilantrag zu. Wir 
haben im Anschluss an die Debatte dazu eine di-
rekte Abstimmung. Ich freue mich, wenn wir we-
nigstens da einer Meinung sind: Keine Kürzung 
der Regionalisierungsmittel! – Danke schön. 

(Beifall von den GRÜNEN) 
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Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Der nächste Redner ist der Abgeordnete Lehne für 
die CDU-Fraktion. 

Olaf Lehne (CDU): Herr Präsident! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Liebe Zuhörer! Der Eilantrag 
der Grünen schießt wie immer völlig über das Ziel 
hinaus. So kann man mit dem Thema nicht um-
gehen. Die Landesregierung soll aufgefordert 
werden, den Landesverkehrsminister in seinem 
Engagement gegen die drohenden Kürzungen bei 
Bus und Bahn mit allen Kräften zu unterstützen. 
Das ist noch verständlich. Nun taucht das Prob-
lem auf, nämlich die Aufforderung, den Bundes-
haushalt im Bundesrat abzulehnen. Meine Damen 
und Herren von den Grünen, Sie haben wie im-
mer nichts verstanden. 

(Beifall von der CDU) 

Wie üblich darf ich zunächst festhalten, dass Sie 
gemeinsam mit der SPD viele Jahre auch im 
Bund regiert haben und den Schuldenberg des 
Bundes wie auch den des Landes um etliche Mil-
liarden erhöht haben. Ein Sparwille war und ist bei 
Ihnen nicht, und zwar überhaupt nicht, erkennbar. 
Dies zeigt deutlich, dass Sie die Realität nicht se-
hen und auch nicht sehen wollen. Ihr Eilantrag ist 
deshalb völlig unsinnig, weil Sie bereits heute ei-
nen Landtagsbeschluss herbeiführen wollen, dass 
sich die Landesregierung dafür einsetzt, den Bun-
deshaushalt im Bundesrat abzulehnen. Genau 
dies wollen wir eben so, wenn möglich, nicht. 

Der Eilantrag ist auch nicht eilig. CDU und FDP 
und separat auch die SPD haben normale Anträ-
ge eingebracht. Dies zeigt das. Der Antrag der 
SPD weist zwar ebenfalls eine gewisse Realitäts-
ferne auf, er hat allerdings deutlich mehr Sub-
stanz als der der Grünen. 

(Zuruf von der SPD: Das kann doch nicht 
wahr sein! – Weiterer Zuruf von der SPD: 
Danke!) 

Zur Sache: Mitte der 90er-Jahre hat der Bund den 
Ländern die Verantwortung für den Schienenper-
sonennahverkehr übertragen. Zur Finanzierung 
des öffentlichen Nahverkehrs erhalten die Länder 
vom Bund die sogenannten Regionalisierungsmit-
tel. Das Regionalisierungsgesetz sieht für 2006 
bundesweit Ausgleichszahlungen in Höhe von 
7,16 Milliarden € vor. Nordrhein-Westfalen erhält 
davon 1,13 Milliarden €. Der Beitrag erhöht sich 
nach dem Gesetz für 2007 um eine jährlich vor-
gesehene Dynamisierungsrate von 1,5 %. 

Zudem verpflichtet das Gesetz den Bund, in 2007 
den Ländern einen Vorschlag zur gesetzlichen 
Neufestsetzung der ihnen zustehenden Mittel ab 

2008 zu unterbreiten, der eine Angleichung der 
Leistungen an die sich verändernden Verhältnisse 
gewährleisten soll. Die Neufestsetzung im Gesetz 
bedarf der Zustimmung des Bundesrates, also der 
der Länder. 

Im Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2006 
plant die Bundesregierung, die Regionalisie-
rungsmittel bis 2010 um 3,3 Milliarden € zu kür-
zen, um den Bundeshaushalt zu entlasten. In 
2006 sollen die Mittel um 105 Millionen €, 2007 
um 556 Millionen €, 2008 um 765 Millionen € so-
wie 2009 um 876 Millionen € und 2010 schließlich 
um 988 Millionen € reduziert werden. Zudem soll 
die im Gesetz verankerte für 2008 anstehende 
Revision auf 2011 verschoben werden. 

Für Nordrhein-Westfalen hätte die vorgesehene 
Änderung des Regionalisierungsgesetzes Kürzun-
gen in Höhe von insgesamt rund 516 Millionen € im 
Zeitraum von heute bis 2010 zur Folge. In der Kon-
sequenz müssten die derzeit ca. 101 Millionen 
Zugkilometer wahrscheinlich um 20 % reduziert 
werden. 

Die Länder haben sich auf der Sonderverkehrs-
ministerkonferenz vom 12. März 2006 zunächst 
darauf geeinigt, dass über die Verkehrsminister-
konferenz der Bedarf der Regionalisierungsmittel 
der einzelnen Länder ermittelt wird und auf dieser 
Grundlage neue Verhandlungen um die Höhe des 
Konsolidierungsbeitrags mit dem Bund aufge-
nommen werden sollen. 

Kürzungen in 2006 werden von den Verkehrsmi-
nistern schon deshalb nicht akzeptiert, da die 
Kosten in diesem Jahr bereits entstanden sind 
und entstehen und bestehende Verträge nicht ein-
fach aufgekündigt werden können. 

Die CDU und die FDP hier in Nordrhein-Westfalen 
fordern wie die Landesregierung auch die im Ge-
setz festgelegte Revision des Regionalisierungs-
gesetzes mit dem Ziel, zu einer gerechteren Ver-
teilung der Mittel zu kommen und zu verhindern, 
dass Mittel in vielen Ländern zweckentfremdet 
eingesetzt werden. Die Verkehrsministerkonfe-
renz hält im Übrigen an der Revision für 2008 fest, 
um schnellstmöglich weiteren Missbrauch der Mit-
tel zu verhindern und eine gerechte Verteilung der 
Mittel zu erreichen. Die Aufschiebung der Revisi-
on wurde deshalb zu Recht auch schon vom 
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 
zurückgenommen. 

Im Gegensatz zu den Grünen und auch zur SPD 
hier im Lande haben die Vertreter der Länder den 
Verzicht auf die Dynamisierungsquote von 1,5 % 
angeboten. Die Länder haben nämlich erkannt, 
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dass auch im Bund in erheblichem Umfang 
selbstverständlich gespart werden muss. 

Am 7. April 2006 hat sich der Bundesrat gegen 
die Kürzungen ausgesprochen. In der Zwischen-
zeit haben die Verkehrsunternehmen, Verbünde 
und Aufgabenträger das NRW-Aktionsbündnis 
gegen Kürzungen bei Bahn und Bus gegründet. 
Damit will man in der Öffentlichkeit auf die dro-
hende Kürzung aufmerksam machen und diese 
verhindern. 

Bei der Verteilung der Bundesmittel auf die Län-
der schneidet NRW schlecht ab. Die abgewählte 
rot-grüne Regierungskoalition hat hier in der Ver-
gangenheit anscheinend keinerlei Einsatz gezeigt, 
um auch nur ansatzweise zu einer für NRW an-
gemessenen Größenordnung zu kommen. Nord-
rhein-Westfalen hat mit 61,47 € pro Einwohner 
den schlechtesten Stand. Lediglich Bremen steht 
noch schlechter da. Brandenburg ist mit 156,93 € 
Spitzenreiter im Ländervergleich. 

In Nordrhein-Westfalen wird das Geld effektiv ein-
gesetzt. Mit 1 € Regionalisierungsmittel fährt ein 
Fahrgast in Nordrhein-Westfalen 6,8 km. Zum Ver-
gleich: In Brandenburg sind es 4,6 und in Sachsen 
gar nur 1,9 km. 

Darüber hinaus wird vonseiten der CDU/FDP-
Koalition erwartet, dass die Verbünde und Zweck-
verbände eigene Konsolidierungsbeiträge leisten 
und nicht bei jedem Finanzproblem gleich zu Fahr-
preiserhöhungen oder Leistungskürzungen greifen. 
Auch eine Zusammenlegung von Verbünden und 
Zweckverbänden sollte erwogen werden. 

Die abgewählte rot-grüne Koalition hat eine völlig 
einseitige Verkehrspolitik betrieben und hierbei 
noch nicht einmal das Beste für das finanzielle 
Wohl des Landes herausgeholt. Dies zeigt sich 
unter anderem an der bereits festgestellten un-
glücklichen und ungerechten Verteilung der Mittel 
unter den Bundesländern. 

Die Aufforderung der SPD, kurz und schnell ein-
mal konzeptionell darzustellen, wie denn die Mit-
telausfälle bestmöglich verkraftet und der Nahver-
kehr wirtschaftlich effektiver gestaltet werden 
kann, ist nichts anderes als eine plumpe Provoka-
tion. 

(Zuruf von der SPD: Aha!) 

Die SPD weiß, dass ein solches Konzept nicht 
einfach so aus dem Ärmel zu schütteln ist. Sie 
weiß auch, dass der Entwurf des Haushaltsbe-
gleitgesetzes 2006 und seine Folgen insbesonde-
re auf die Regionalisierungsmittel noch nicht lan-
ge bekannt sind. 

Im Unterschied zu Rot-Grün sind sich CDU und 
FDP in Nordrhein-Westfalen darüber einig, dass 
auch der SPNV einen Beitrag zur Konsolidierung 
des Bundeshaushalts erbringen muss. Wir haben 
erkannt, dass Sparmaßnahmen dringend erforder-
lich sind, und zwar sowohl auf Bundes- wie auch 
auf Landesebene, um uns von dem Milliarden-
Schuldenberg, den uns Rot-Grün hinterlassen hat, 
zu befreien. 

Die Kürzung der Mittel für 2006 wird aufgrund der 
fortgeschrittenen Zeit nicht mehr realisierbar sein. 
Da sich alle Länder gegen die Kürzungen im lau-
fenden Jahr stellen, muss auch davon ausgegan-
genen werden, dass die Bundesregierung davon 
Abstand nehmen wird. Aber wir sollten erst einmal 
abwarten, bis zur Sommerpause klare Zahlen vor-
liegen. Auf dieser Basis können wir zusammen 
mit den Verbünden und den Zweckverbänden ein 
seriöses Konzept entwickeln, wie in 2007 die Kür-
zungen in Nordrhein-Westfalen kompensiert wer-
den können. 

(Bodo Wißen [SPD]: Dann wird es aber Zeit!) 

Die Neuentwicklung eines Konzepts für 2007 be-
nötigt etwas Zeit und keinen blinden Aktionismus, 
Herr Wißen. Die CDU will im Gegensatz zu den 
Grünen keine Eskalation um jeden Preis und eben 
keine Konzeptlosigkeit, sondern eine tragbare und 
mehrheitsfähige Entscheidung zum Wohle des 
Landes. 

Aus diesem Grunde fordern wir auch für den Fall 
der Nichteinigung über die Zuweisung der Regio-
nalisierungsmittel für die Jahre 2006 und folgende 
eine Entscheidung des Bundesrates zur Anrufung 
des Vermittlungsausschusses. 

Für 2006 gilt, dass Kürzungen im großen Umfang 
nicht mehr umsetzbar sind. Für die Folgejahre ist 
ein vernünftiges Konzept mit sämtlichen Beteilig-
ten zu entwickeln, auf welche Weise Mittelkürzun-
gen durch Einsparungen und andere Maßnahmen 
am besten aufgefangen werden können.  

Nur durch ein solches verantwortungsvolles Han-
deln ist eine frühzeitige Planungssicherheit über die 
finanziellen Rahmenbedingungen des ÖPNV auch 
in Nordrhein-Westfalen zu erhalten. Dies muss das 
Ziel der Revision des Regionalisierungsgesetzes 
sein. Die Zeit rennt uns davon, und die Schulden 
wachsen uns über den Kopf. Handeln ist gefragt. 

Wir bitten Sie daher um Unterstützung für unseren 
Entschließungsantrag und wären insbesondere 
der Opposition dankbar, wenn Sie aus Ihrer Le-
thargie erwachen und an der Zukunftsgestaltung 
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unseres Landes verantwortungsbewusst mitarbei-
ten würden. – Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Vielen Dank. – 
Als Letzter in der ersten Runde hat der Abgeordnete 
Rasche, FDP-Fraktion, das Wort. 

Christof Rasche (FDP): Herr Präsident und Fuß-
ballexperte! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr 
geehrte Damen und Herren! 

Vizepräsident Dr. Michael Vesper: Das Kompli-
ment muss ich natürlich zurückgeben, weil wir das 
gemeinsam mit Herrn Müller und Herrn Peschkes 
geschafft haben. 

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: War das abge-
sprochen?) 

Christof Rasche (FDP): Herzlichen Dank. – Die 
Zukunft des Nahverkehrs in Nordrhein-Westfalen 
ist in der Tat ein wichtiges Thema; erst recht vor 
dem Hintergrund der Beschlüsse der Bundesre-
gierung und den möglicherweise gravierenden 
Auswirkungen auf den Nahverkehr in Nordrhein-
Westfalen.  

Die Anträge der Grünen und auch der SPD sind 
inhaltlich schwach. Ich gebe gerne zu: Der von 
den Grünen ist noch weitaus schwächer. Aber 
auch Ihrer ist schwach; darauf komme ich gleich 
zurück. Beide Anträge werden den Problemen 
nicht gerecht, und es ist nicht überraschend, dass 
sie schwach sind, denn die Nahverkehrspolitik zu 
Regierungszeiten von Rot-Grün war in einigen 
Bereichen ebenso schwach, Herr Wißen. 

(Zuruf von Bodo Wißen [SPD]) 

Werfen wir doch einmal einen Blick zurück auf 
zwei Punkte:  

Nordrhein-Westfalen wurde bei der Mittelvergabe 
extrem benachteiligt. Der Verteilungsschlüssel 
zwischen den Bundesländern war ein extrem 
schwaches Verhandlungsergebnis Ihrer Regie-
rung, Herr Wißen.  

Der heutige Bundesfinanzminister, Peer Steinbrück – 
das ist der zweite Punkt –, zuvor Verkehrsminister in 
Nordrhein-Westfalen, hat als Ministerpräsident von 
Nordrhein-Westfalen hier an diesem Rednerpult 
den ITF 3, also die wesentliche Ausweitung des 
SPNV, versprochen. Nichts ist daraus geworden. 
Das Ergebnis waren ein extrem schlechter Vertei-
lungsschlüssel und leere Versprechungen. Das 
sind zwei Merkmale Ihrer Nahverkehrspolitik zu Ih-
ren Regierungszeiten. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 

Meine Damen und Herren, die aktuellen Probleme 
sind bekannt: 

Erstens: die Höhe der Kürzung, die der Bund be-
schlossen hat – insgesamt 3,3 Milliarden €. 

Zweitens: die Kurzfristigkeit einiger Kürzungen mit 
Blick auf die Jahre 2006 und 2007. 

Drittens: die Rasenmähermethode der Kürzun-
gen, die die Ungerechtigkeiten des Verteilungs-
schlüssels fortschreibt. 

Wer hier allerdings glaubt, dass man beim Nah-
verkehr an Konsolidierungsmaßnahmen jeglicher 
Art vorbeikäme, der ist weltfremd und will die 
Schuldenpolitik der vergangenen Jahre in Bund 
und Land fortsetzen. Das wird diese Koalition 
nicht mitmachen. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Der Landesregierung ist es gelungen, auf der Ba-
sis des Landtagsbeschlusses vom 15. März unter 
den Ländern zahlreiche Verbündete zu finden und 
die für 2010 vorgesehene Revision wieder auf den 
ursprünglichen Termin zurückzuziehen.  

Unsere weiteren Ziele sind: Keine Kürzungen im 
Jahre 2006 – Wie sollen die auch umgesetzt wer-
den? –, eine wesentliche Reduzierung der geplan-
ten Kürzungen im Jahre 2007, keine Festlegung 
von Kürzungen ab 2008, da erst die Revision er-
folgen muss. 

Zum Antrag der SPD: Der Umgang mit Mittelaus-
fällen kann erst – übrigens in Absprache mit allen 
Beteiligten – erfolgen, wenn die Rahmenbedin-
gungen feststehen. Verschiedene Szenarien auf 
der Grundlage von Spekulationen zu erstellen, 
wie von der SPD gefordert, schafft viel Unruhe, 
bringt am Ende aber überhaupt nichts. 

Eine Auflistung von möglicherweise verzichtbaren 
SPNV-Leistungen, wie von der SPD gefordert, 
würde unsere Verhandlungsposition gegenüber 
dem Bund erheblich schwächen. Das ist also 
auch völliger Unsinn. 

Zum Fragenkatalog der SPD: Wenn einem nichts 
mehr einfällt, wiederholt man Fragen, die man erst 
kürzlich in einer Kleinen Anfrage gestellt hat. Auch 
diese Vorgehensweise spricht für sich. 

Zum Antrag der Grünen, meine Damen und Her-
ren: Mit der geforderten Ablehnung des Bundes-
haushaltes allein erreichen wir überhaupt nichts. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Hat er doch 
gestern gesagt!) 
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Zielführend ist die gemeinsame Vorgehensweise 
der Länder, notfalls über den Vermittlungsaus-
schuss. Allein mit Ablehnung hat man in Deutsch-
land noch nie etwas erreicht; mit Überzeugung 
hingegen möglicherweise schon sehr viel. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Aber das ist ja 
gegen den Minister!) 

Der Antrag und damit die Nahverkehrspolitik der 
Grünen sind nahezu konzeptionslos. 

(Minister Dr. Ingo Wolf: Normal!) 

Die Nahverkehrspolitik der SPD bestand in der 
Vergangenheit – ich habe es Ihnen eben geschil-
dert – aus leeren Versprechungen und erbärmli-
chen Verhandlungsergebnissen für Nordrhein-
Westfalen. Eine aktuelle neue Nahverkehrspolitik 
der SPD kann ich nicht erkennen. Ebenso nicht 
erkennen kann ich den Einfluss der NRW-SPD 
auf den SPD-Teil der Bundesregierung und auf 
die SPD-Bundestagsfraktion in Berlin. 

Meine Damen und Herren, Minister Oliver Wittke 
hat bisher eine einheitliche Vorgehensweise der 
Bundesländer und einen Verzicht auf die Ver-
schiebung der Revision erreicht. Dazu kann man 
ihm nur gratulieren. 

Weitere Ziele sind die Verhinderung von Kürzun-
gen 2006, vertretbare Kürzungen 2007 und – das 
ist besonders wichtig – eine langfristige Pla-
nungssicherheit für den Nahverkehr in Nordrhein-
Westfalen. 

Ich hoffe, wir werden auch diese Ziele erreichen. 
Ich bin optimistisch. Es wäre schön, wenn die Op-
position sich konstruktiv beteiligen würde, doch da 
erwarte ich wahrscheinlich – wie immer – zu viel. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Als nächster Redner hat 
für die Landesregierung Herr Minister Wittke das 
Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Lassen Sie mich vielleicht mit dem Gemein-
samen, mit dem Verbindenden beginnen. Ja, wir 
sind uns einig – der gesamte nordrhein-
westfälische Landtag von Christdemokraten über 
Liberale über Sozialdemokraten bis hin zu den 
Bündnisgrünen –, dass das, was in Berlin auf den 
Weg gebracht worden ist, und dass das, was dort 
in Sachen Regionalisierungsmittel geplant ist, auf 
unseren Widerstand und auf unsere Ablehnung 
stößt. Weil das so ist, ist es gut, dass wir heute ei-

ne Debatte zum Thema Regionalisierungsmittel 
hier im nordrhein-westfälischen Landtag führen. 

Es ist nicht gut, dass zwei Fraktionen aus diesem 
Landtag aber aus einer Phalanx ausbrechen, die 
Gott sei Dank in den vergangenen Wochen gehalten 
hat, nämlich einer Phalanx aus 16 Bundesländern 
und 16 Landesregierungen, aus Nahverkehrsver-
bünden in Nordrhein-Westfalen von Ostwestfalen 
bis nach Aachen, aus Verkehrsunternehmen in allen 
Städten Nordrhein-Westfalens, von den kommuna-
len Spitzenverbänden angefangen bis hin zum VDV, 
wie am letzten Dienstag noch einmal eindrucksvoll 
unter Beweis gestellt worden ist. 

Wir haben es hinbekommen, in großer Einigkeit 
gegen die Kürzungsabsichten in Berlin vorzuge-
hen, und wir haben erste Erfolge erzielt.  

Was Sie dazu beigetragen haben, kann ich nicht 
erkennen. Ganz im Gegenteil: Sie zerren dieses 
Thema in den parteipolitischen Streit hier im nord-
rhein-westfälischen Landtag, wo eigentlich Einig-
keit gegenüber Berlin angesagt wäre und nicht 
politischer Streit.  

(Beifall von der CDU) 

Deshalb will ich schon einmal fragen: Wo war 
denn Ihr Beitrag in den vergangenen Wochen und 
Monaten gegen die Kürzungsbeschlüsse in Ber-
lin? Herr Wißen, was haben Sie denn mit dem 
beamteten Staatssekretär im Bundesverkehrsmi-
nisterium, mit Herrn Hennerkes, der ja aus Nord-
rhein-Westfalen stammt, in Berlin besprochen, als 
Sie mit der Arbeitsgruppe dort waren? Warum ha-
ben Sie mit ihm nicht besprochen, wie wir Kür-
zungen abmildern können, wie wir es für Nord-
rhein-Westfalen und die anderen Bundesländer 
erträglicher machen können? Sie haben Gesprä-
che geführt, aber Sie waren erfolglos. 

Warum haben Sie nicht mit dem sozialdemokrati-
schen Bundesfinanzminister, der ja aus seiner Tä-
tigkeit als Verkehrsminister in Nordrhein-Westfa-
len die Situation hier wie kein Zweiter kennen 
müsste, gesprochen? Warum haben Sie nicht mit 
dem sozialdemokratischen Bundesverkehrsminis-
ter gesprochen und versucht, ihn von dem zu ü-
berzeugen, was Sie hier vorgetragen haben? Wa-
rum haben Sie nicht mit dem Parlamentarischen 
Staatssekretär im Bundesverkehrsministerium ge-
sprochen, der ja auch aus Nordrhein-Westfalen 
kommt und die Verhältnisse hier kennt?  

Mit all denen hätten Sie sprechen und dabei Ü-
berzeugungsarbeit leisten können. Nichts haben 
Sie getan! Stattdessen ziehen Sie hier ein Thema, 
das viel zu wichtig ist, um im parteipolitischen 
Klein-Klein unterzugehen, in die politische Arena. 
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Das ist nicht die Wahrnehmung von nordrhein-
westfälischen Landesinteressen, um das klipp und 
klar zu sagen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Kollegen 
Wißen? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Nein. Ich würde gerne in Gänze vortragen, Frau 
Präsidentin. Ich bitte um Verständnis. 

Meine Damen und Herren, darüber hinaus legt die 
SPD einen Antrag vor, der eine Vielzahl von an 
die Landesregierung gerichteten Aufforderungen 
und Erwartungen enthält. Bevor ich auf diese im 
Einzelnen zu sprechen komme, möchte ich einen 
Blick auf die hierzu von der SPD zu Papier ge-
brachte Begründung werfen. Gleich zu Beginn 
dieser Begründung heißt es, der nordrhein-west-
fälische Verkehrsminister lasse die Verkehrsun-
ternehmen und Verkehrsverbünde – jetzt zitiere 
ich wörtlich – „mit den Folgen der Kürzungen öf-
fentlicher Mittel für den ÖPNV … allein“.  

Lieber Herr Wißen, da frage ich Sie: Haben Sie 
am vergangenen Dienstag nicht zugehört, als der 
VDV seine Jahrestagung in Bochum abgehalten 
hat? Das, was ich da vorgetragen habe und was 
heute von diesem Parlament beschlossen werden 
wird, ist dort mit großem Beifall aufgenommen 
worden: von allen Nahverkehrsunternehmen, von 
allen Verbundunternehmen, nicht nur aus Nord-
rhein-Westfalen, sondern auch weit darüber hin-
aus. Sie haben sich in eine Minderheitenposition 
begeben, indem Sie einen notwendigen Konsens, 
den ich mir in diesem Haus in dieser Frage ge-
wünscht hätte, gar nicht erst haben zustande 
kommen lassen. 

Meine Damen und Herren, ich will noch einmal 
auf die Geschichte der Kürzungen bei den Regio-
nalisierungsmitteln hinweisen.  

(Bodo Wißen [SPD]: Fragen Sie mal Ihren 
Ministerpräsidenten!) 

Die Kürzungen nahmen ihren Ausgang in einer 
Koalitionsvereinbarung, Herr Wißen, für die Sie 
auf einem SPD-Parteitag den Arm gehoben ha-
ben. Das heißt, in einer Koalitionsvereinbarung 
von CDU und SPD ist vereinbart worden, dass es 
zu Kürzungen kommen soll. 

(Bodo Wißen [SPD]: Dann stehen Sie dazu!) 

Da haben Sie den Arm dafür gehoben, und jetzt 
stellen Sie sich hier hin und tun so, als hätten Sie 
mit alldem nichts zu tun. 

(Beifall von CDU und FDP – Bodo Wißen 
[SPD]: Dann stehen Sie dazu!) 

Sie bemühen sich noch nicht einmal, an dem Ziel 
mitzuarbeiten, eine Abmilderung dieser Kürzun-
gen zu erreichen. Denn eines ist völlig klar – das 
sage ich jetzt genauso wie ich es bereits vor eini-
gen Monaten gesagt habe –: 

(Bodo Wißen [SPD]: Sie haben demonstriert 
am Düsseldorfer Bahnhof!) 

Auch an Nordrhein-Westfalen, auch am ÖPNV 
und auch am SPNV werden Kürzungen nicht vor-
beigehen, denn wir wollen den Bundeshaushalt 
sanieren. Aber im Unterschied zu Ihnen – Sie wol-
len wieder auf den schon aus nordrhein-
westfälischer Zeit bekannten steinbrückschen Ra-
senmäher setzen – setzen wir auf Einschränkun-
gen und Kürzungen mit Augenmaß. Das ist der 
Unterschied zwischen Sozialdemokraten und 
CDU. 

(Beifall von der CDU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bin 
froh darüber, dass alle 16 Bundesländer gestern 
im Verkehrsausschuss des deutschen Bundesra-
tes eine Kompromisslinie aufgezeigt haben.  

Wir wollen, dass es im Jahre 2006, wie von mir im 
Übrigen schon vor Monaten gefordert, nicht zu 
Kürzungen kommt, denn diese wären gar nicht 
mehr umsetzbar.  

Wir wollen, dass es in 2007 nur einen Verzicht auf 
die 1,5%igen Zuwächse gibt, weil wir glauben, 
dass wir Zeit gewinnen und zunächst einmal die 
Revision abwarten müssen. Denn eine Revision 
macht doch keinen Sinn, wenn man ihre Ergeb-
nisse schon heute vorwegnimmt, indem man eine 
Finanzplanung für die Jahre 2008, 2009 und 2010 
in die mittelfristige Finanzplanung hineinschreibt. 
Das muss auch Finanzpolitikern – das sage ich in 
beide Richtungen – in der sozialdemokratischen 
und in der Unionsbundestagsfraktion deutlich 
werden. Wer Revision ernst meint – wir Ver-
kehrsminister der 16 Bundesländer haben sie im-
mer ernst genommen –, der muss dafür sorgen, 
dass diese mittelfristige Finanzplanung aus dem 
Haushaltsbegleitgesetz entfällt.  

(Beifall von Gerhard Lorth [CDU]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der im 
Antrag der Fraktion der SPD enthaltene Vorwurf, 
die Landesregierung lasse die Verkehrsunter-
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nehmen und die Verkehrsverbünde allein, ist auch 
vor einem anderen Hintergrund nicht richtig. Wir 
haben in enger Abstimmung mit den Verkehrsver-
bünden in Nordrhein-Westfalen unsere Position 
beschrieben. Darum war es auch gut, dass der 
Verkehrsminister dieses Landes nicht nur in Düs-
seldorf, sondern auch in Berlin an großen De-
monstrationen teilgenommen hat, die darauf hin-
gewiesen haben, welche Folgen es haben könnte, 
wenn es zu Kürzungen käme.  

Ich will Sie fragen, Herr Wißen: Wo waren denn 
da die sozialdemokratischen Vertreterinnen und 
Vertreter?  

(Beifall von Walter Kern [CDU]) 

Ich habe Sie weder in Düsseldorf noch in Berlin 
gesehen. Stattdessen produzieren Sie Papiere, 
Anträge, man könnte auch sagen: Sie produzieren 
eine große Show. 

(Bodo Wißen [SPD]: Das muss der große 
Show-Minister sagen!) 

Einige Bemerkungen noch zum Antrag der Sozi-
aldemokraten! 

Erstens. Die SPD verlangt eine Darstellung des 
Umgangs mit den Mittelausfällen, die wir infolge 
der vom Bund beabsichtigten Kürzungen zu ver-
kraften haben. Wie soll das überhaupt gehen, 
Herr Wißen – vielleicht können Sie das diesem 
Hohen Haus erklären –, wenn überhaupt noch 
nicht bekannt ist, welche Kürzungen auf uns zu-
kommen, und wenn wir noch darüber verhandeln, 
dass die Kürzungen möglichst gering ausfallen, 
dass wir eine sachgerechte Lösung haben wol-
len? Wollen Sie wirklich, dass wir die Verhand-
lungsposition der deutschen Bundesländer und 
damit auch Nordrhein-Westfalens schädigen und 
beeinträchtigen, indem wir schon heute irgend-
welche Szenarien an die Wand malen? Einen sol-
chen Weg wird es mit dieser Landesregierung 
nicht geben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Zweitens. Gleiches gilt bezüglich der Forderung, 
eine klare Konzeption zur Zukunft des Nahver-
kehrs vorzulegen. Sie wissen ganz genau, dass 
ich eingehend eine Konzeption auf der Grundlage 
des geltenden Finanzierungssystems in der Sit-
zung des Ausschusses für Bauen und Verkehr am 
8. September vergangenen Jahres dargelegt ha-
be.  

Konzeptionen auf Grundlage künftiger Rahmen-
bedingungen, die der Antrag der SPD-Fraktion mit 
vagem Hinweis auf etwaige Änderungen anderer 
Bundesgesetze umreißt, werden öffentlich vorge-

stellt, wenn diese Änderungen Fakt geworden 
sind – aber erst dann, wenn sie Fakt geworden 
sind; denn ich lasse mich nicht auf irgendwelche 
Spekulationen ein und will nicht irgendwelchen 
Gerüchten Vorschub leisten. Ich werde mich auch 
nicht daran beteiligen, die Nahverkehrsteilnehmer 
in Nordrhein-Westfalen an jeder sich bietenden 
Stelle zu verunsichern. 

Drittens. Einer an die Landesregierung gerichteten 
Aufforderung, im Herbst einen SPNV-Finanzie-
rungsplan vorzulegen, bedarf es nun wirklich nicht. 
Wenn Sie sich nur ein bisschen in der Materie aus-
kennen würden, wüssten Sie, dass die Landesregie-
rung in § 11 ÖPNV-Gesetz Nordrhein-Westfalen 
verpflichtet ist, einen solchen Bericht zu geben. 

(Bodo Wißen [SPD]: Dann wird es einmal 
Zeit!) 

Die geforderte Darstellung unterschiedlicher Sze-
narien sieht das Gesetz im Übrigen nicht vor – zu 
Recht, wie ich finde. Der SPNV-Finanzierungs-
plan ist nämlich entgegen seiner Bezeichnung 
kein Planungsinstrument, sondern dient der Aus-
weisung der Finanzmittel, die das Land den 
Zweckverbänden zur Finanzierung der SPNV-
Betriebskosten zur Verfügung stellt. 

(Zuruf von der SPD: Lesen kann ich auch!) 

Der Finanzierungsplan ist damit szenarischen Be-
trachtungen unzugänglich, auch wenn Ihnen das 
nicht schmecken mag. Aber so ist es im Gesetz 
nun einmal festgelegt. 

Viertens. Das künftige, diesem Finanzierungs-
rahmen unterliegende ÖPNV-Grundangebot wird 
sich, soweit es den SPNV betrifft, aus diesem Fi-
nanzierungsplan ergeben. Die Bekanntgabe et-
waiger verzichtbarer SPNV-Leistungen wird 
selbstverständlich nicht vorher erfolgen, da, wie 
ich gerade schon einmal dargelegt habe, eine 
vorzeitige öffentliche Diskussion den anstehenden 
Verhandlungen mit der Bundesseite nun wirklich 
abträglich ist. Sie können nicht allen Ernstes von 
uns verlangen, dass wir mitten in den Verhand-
lungen mit dem Bund die Hosen herunterlassen 

(Bodo Wißen [SPD]: Bitte nicht!) 

und sagen: Da können wir kürzen, da streichen 
wir eine Linie, da machen wir etwas. – Auf eine 
solche Debatte werden wir uns nicht einlassen. 

Lassen Sie mich abschließend zwei Bemerkun-
gen zum Eilantrag der Bündnisgrünen machen. 
Erstens. Herr Kollege Keymis, dass Sie sich mit 
der Materie nicht auseinander gesetzt und den 
Antrag mit heißer Nadel gestrickt haben, kann 
man schon daran sehen, dass Sie den Bundes-
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haushalt 2006 zur Grundlage Ihres Antrags ge-
macht haben. Die Sachverhalte, über die wir hier 
reden, sind aber im Haushaltsbegleitgesetz 2006 
geregelt. Darum gilt der alte Spruch: Wer lesen 
kann, ist klar im Vorteil. 

(Beifall von der CDU) 

Ein Blick in die Vorlagen hätte das vereinfacht und 
es Ihnen ermöglicht, einen Antrag mit Substanz 
zu stellen, statt eine Show zu veranstalten, wie 
Sie es hier getan haben. 

(Beifall von der CDU) 

Zweitens. Herr Kollege Keymis, Sie haben sich 
hierhin gestellt und groß getönt: Wir haben uns in 
der Vergangenheit immer sauber verhalten. Die 
neue Landesregierung bringt sich in Argumentati-
onsnöte. – Das Gegenteil ist der Fall, und zwar 
sowohl auf die neue als auch auf die alte Landes-
regierung bezogen.  

Erstens haben wir nicht einfach §-45a-Mittel durch 
Regionalisierungsmittel gedeckt. Wir haben sie 
nicht ersetzt, sondern wir haben schlicht dafür ge-
sorgt, dass Vorhaltekosten künftig in einem grö-
ßeren Umfang anerkannt werden. Das ist rechtlich 
nicht nur unverdächtig, sondern sogar einwandfrei 
und sauber. 

Aber das, was Sie im Doppelhaushalt 2004/2005 
gemacht haben, wird uns von dem, der es weiß, 
nämlich von dem beamteten Staatssekretär im 
Bundesverkehrsministerium, jetzt vorgehalten. Sie 
haben damals im Doppelhaushalt 2004/2005 
20 Millionen € direkt aus den Regionalisierungs-
mitteln genommen und damit die Schülerbeförde-
rungskosten in Nordrhein-Westfalen bezahlt. Da 
haben wir uns in Nordrhein-Westfalen falsch ver-
halten. Das wird mir jetzt vorgehalten. Nur, ich 
trage dafür nicht die Verantwortung, sondern der 
Verkehrsminister a. D., der gleich nach mir reden 
wird, trägt die Verantwortung dafür. Aber ich kann 
mich jetzt in Berlin dafür rechtfertigen. 

(Beifall von der CDU) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr verehrte 
Damen und Herren, ich habe eine ganz große Bit-
te: Da wir uns im Ziel einig sind, lassen Sie uns im 
Landtag ein so wichtiges Thema nicht im parteipo-
litischen Gezänk und im Kleinklein zerreden, son-
dern lassen Sie uns gemeinsam dafür kämpfen, 
jeder an seiner Stelle – wir im Bundesrat und in-
nerhalb der CDU- und der FDP-Bundestags-
fraktion, Sie bitte bei Ihren Parteifreunden im Fi-
nanzministerium und im Bundesverkehrsministe-
rium –, dass wir das Schlimmste, was Nordrhein-
Westfalen passieren könnte, abwenden. Das 
Schlimmste wäre in der Tat, wenn das, was jetzt 

vom Bundestag auf den Weg gebracht worden ist 
und worüber wir in den nächsten Tagen noch zu 
beraten haben werden, 1:1 umgesetzt würde. – 
Herzlichen Dank für Ihre Mithilfe. Ich hoffe, dass 
ich auf sie bauen kann. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Als nächster Redner hat 
der Kollege Dr. Horstmann für die SPD-Fraktion 
das Wort. 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Minister Wittke, ich will das, was Sie gerade vor-
getragen haben, eine „Sandwichrede“ nennen. 
Sie beginnen mit einem Appell an die Gemein-
samkeit, und Sie enden mit einem Appell an die 
Gemeinsamkeit. Dazwischen steckt ein Wust von 
Beschimpfungen. 

(Zuruf von der CDU: Fakten!) 

Das nehme ich nicht übel und auch nicht persön-
lich. Jeder hat seinen Stil. Im Übrigen ist es in der 
Substanz Taktiererei. Ja, bei dem, was Sie ma-
chen, handelt es sich um Taktiererei. 

(Zuruf von der CDU: Damit kennen Sie sich 
aus!) 

Ich will Ihnen das an einem Beispiel deutlich ma-
chen. Sie werfen uns vor, mit unserem Antrag 
machten wir dem Bund das Angebot, Kürzungen 
vorzunehmen. Wir würden den Bund sozusagen 
darauf aufmerksam machen, dass Einsparungen 
möglich seien. – Herr Minister Wittke, Sie haben 
in Ihrer ersten Rede zum Thema „Kürzung der 
Regionalisierungsmittel“ bereits gesagt, dass im 
ÖPNV Einsparungen möglich seien und auch rea-
lisiert werden sollten. 

(Beifall von der SPD) 

Sie haben sogar Spuren gelegt, zeigen, wo diese 
Einsparungen Ihrer Meinung nach möglich seien. 
Die Opposition zum gemeinsamen Handeln auf-
zufordern und sie gleichzeitig für das zu be-
schimpfen, was Sie selbst zu verantworten haben, 
finde ich nicht ganz in Ordnung – wenn ich das 
einmal in aller Bescheidenheit sagen darf. 

(Beifall von der SPD) 

Zunächst möchte ich auf eines aufmerksam ma-
chen. Herr Minister Wittke – damit richte ich mich 
auch an die Kolleginnen und Kollegen der Koaliti-
onsfraktionen –, Sie müssen für sich eine Frage 
klären. Sie müssen für sich die Frage klären: Wol-
len Sie mehr und besseren öffentlichen Nahver-
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kehr in Nordrhein-Westfalen? Oder wollen Sie 
weniger? 

(Zuruf von der CDU) 

– Diese Frage müssen Sie beantworten. Sie müs-
sen, bevor wir über das Geld aus Berlin reden, ei-
ne Vorstellung davon haben, wie der Nahverkehr 
in Nordrhein-Westfalen fortentwickelt werden soll. 

(Zuruf von Bernhard Schemmer [CDU]) 

– Herr Kollege Schemmer, auch Sie waren Oh-
renzeuge und haben gehört, dass der Verkehrs-
minister des Landes gesagt hat, jetzt sei endlich 
Schluss mit der ÖPNV-Vorrangpolitik in Nord-
rhein-Westfalen. Das hat er in seiner „kleinen Re-
gierungserklärung“ vor dem Ausschuss für Bauen 
und Verkehr des Landtags gesagt. Wenn er sich 
jetzt als Vorkämpfer für zumindest gleich bleiben-
de, wenn nicht sogar höhere Zuschüsse für den 
Nahverkehr in Nordrhein-Westfalen in den nächs-
ten Jahren hinstellt, fragt sich doch der einiger-
maßen mit logischem Verstand ausgestattete Zu-
hörer: Was will er nun? Will er weniger ÖPNV, 
oder will er mehr ÖPNV? 

Wenn man das geklärt hat und zu dem Schluss 
gekommen ist, dass man mehr und besseren 
ÖPNV will, kann man in Berlin glaubwürdiger auf-
treten. Dann hat das einiges mehr an Substanz. 
Das muss ich einmal sagen.  

An einer Stelle bin ich etwas empfindlich – nicht 
nur persönlich, weil ich einmal Verkehrsminister 
war, sondern auch im Namen vieler Kolleginnen 
und Kollegen, die sich um den Nahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen bemüht haben, nicht alleine, 
sondern gemeinsam mit vielen Kommunalpoliti-
kern –: In den letzten zehn Jahren, nachdem die 
Länder die Verantwortung für den Regionalver-
kehr übernommen haben, ist von allen Beteiligten 
wirklich Beträchtliches geleistet worden. 

(Beifall von der SPD) 

Herr Rasche, wenn Sie einfach von schlechter 
Nahverkehrspolitik sprechen – ich kann das ab –, 
müssen Sie doch einmal überlegen, was Sie da-
mit öffentlich bewirken. Sie wissen doch: Wir ha-
ben heute im Schienenpersonennahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen über ein Drittel mehr Ange-
bot und über ein Drittel mehr Leistung. 

(Beifall von der SPD) 

Anfang der 90er-Jahre hätte niemand mehr einen 
Pfifferling auf den öffentlichen Nahverkehr gege-
ben – jedenfalls in der Fläche. Das waren die Zei-
ten, in denen Schienenstrecken abgebaut, Halte 
geschlossen und Bahnhöfe aufgegeben worden 

sind. Jeder hat gesagt: Das ist der Siegeszug des 
Automobils; der ÖPNV hat keine Zukunft mehr. – 
So ist es doch gewesen. Das, was wir in den letz-
ten zehn Jahren erreicht und erlebt haben, ist 
nicht mehr und nicht weniger als eine Renais-
sance des öffentlichen Nahverkehrs von Bus und 
Bahn in ganz Nordrhein-Westfalen – sogar in der 
Fläche –: 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

mit der Wiedereröffnung von Bahnstrecken, mit 
der Wiedereröffnung von Halten an diesen Bahn-
strecken. Das kann man doch nicht einfach in die-
ser Form, wie Sie es getan haben, schlechtreden. 

Auf eines bin ich stolz – lesen Sie einmal den Be-
richt der Verbraucherzentrale, der vor wenigen 
Tagen erschienen ist und eine Bilanz über die 
Entwicklung der Qualität im ÖPNV und die Zufrie-
denheit der Fahrgäste mit dem öffentlichen Nah-
verkehr in Nordrhein-Westfalen, die manchmal im 
Argen gelegen hat, darstellt! –: Die von uns sei-
nerzeit gestartete Qualitätsoffensive im Nahver-
kehr ist ein großer Erfolg gewesen, jedenfalls im 
Spiegel der Meinungen der Fahrgäste und der 
Schlichtungsstelle Nahverkehr, die uns eine ent-
sprechende Veröffentlichung in die Fächer gelegt 
hat. Deswegen: Der Nahverkehr in Nordrhein-
Westfalen ist eine Erfolgsgeschichte. Hören Sie 
auf, ihn schlechtzureden! Ich weiß nicht, warum 
Sie das tun. 

(Beifall von der SPD) 

Das, was aus Berlin kommt, ist eine ernste Ge-
fährdung dessen, was wir haben. 

(Beifall von der SPD) 

Ja, das ist eine ernste Gefährdung. Ich habe da-
mit, das festzustellen, Herr Kollege Keymis, über-
haupt kein Problem. Ich will mich auch nicht he-
rauswinden. Ich will auch nicht so tun wie Herr 
Wittke, als sei der sich mit seinem CDU-Kollegen 
in Berlin einig, während wir uns bei unseren nicht 
durchsetzen könnten. Nein, das ist ein Konflikt 
zwischen Land und Bund, den es oft gibt. Und bei 
einer solchen Konfliktlinie ist die entscheidende 
Frage für einen Landespolitiker doch ganz einfach 
zu beantworten.  

Ich will nicht kommentieren, was Sie im Einzelnen 
beantragt haben; auch das ist eine ziemliche Tak-
tiererei. Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen 
von den Koalitionsfraktionen, anders als in Ihrem 
Antrag suggeriert, kann kein Land einen Bundes-
haushalt im Bundesrat teilweise ablehnen. Das 
geht überhaupt nicht. Sie können nur entschei-
den, dass Sie den Vermittlungsausschuss anru-
fen. 
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(Beifall von der SPD – Gisela Walsken 
[SPD]: Genau!) 

Ich bin einmal gespannt, ob die Landesregierung 
Rüttgers das tun wird, nachdem Herr Rüttgers 
selber Mitglied der Kommission gewesen ist, die 
diesen Koalitionsvertrag in Berlin ausgehandelt 
hat. 

(Beifall von der SPD) 

Zünden Sie keine Nebelkerzen! Wir werden bald 
erfahren, wie Sie sich dort verhalten werden. 

Zur Sache. Herr Minister Wittke, Herr Schulte, 
Herr Rasche und andere, die für die Verkehrspoli-
tik in der Koalition Verantwortung tragen: Sie wis-
sen doch, dass der Antrag der SPD nur allzu be-
rechtigt ist. 

(Christof Rasche [FDP]: Kontraproduktiv!) 

Wenn auch nur ein Teil der Kürzungen kommt, die 
der Bund uns zurzeit androht, sind in Nordrhein-
Westfalen sehr schwierige Fragen zu beantwor-
ten, die dieses Haus massiv beschäftigen werden. 
Es wird darum gehen, ob das ÖPNV-Gesetz no-
velliert werden muss. Es geht um Verteilungsfra-
gen zwischen den Zweckverbänden in Nordrhein-
Westfalen. All das rumort doch politisch schon. 
Herr Schulte, Sie sitzen doch schon auf dem 
Schleifstein zwischen den großen Zweckverbän-
den VRR und VRS, in denen CDU-Leute das Sa-
gen haben, und Ihren Leutchen bei den ländlichen 
Aufgabenträgern. Glauben Sie, wir hören nicht zu, 
was für eine Debatte dazu in Nordrhein-Westfalen 
stattfindet? 

Natürlich muss sich dann die Landespolitik mit der 
Frage beschäftigen: Was tun wir eigentlich? Ich 
bitte Sie um eines – nicht nur, weil Sie hier so tun, 
als wären wir diejenigen, die dem Bund die Kür-
zungen anbieten würden, sondern auch der Sa-
che wegen –: Setzen Sie keine Illusionen in die 
Welt nach dem Motto „Na ja, da kommen Kürzun-
gen, dann müssen wir eben die neun Zweckver-
bände in Nordrhein-Westfalen fusionieren“! Ich 
sage Ihnen: Damit haben Sie nicht einen Bruchteil 
des Problems gelöst – wenn der Nahverkehr in 
Nordrhein-Westfalen dadurch überhaupt besser 
würde. Man muss es auch noch einmal von der 
Sache her diskutieren.  

Nein, selbst wenn es Ihnen gelingen sollte, 10 oder 
20 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter beim VRR, 
beim VRS und sonst wo einzusparen, weil Sie be-
stimmte Aufgaben zusammenlegen, werden Sie so 
mit einer solchen Kürzung nicht umgehen können.  

Deswegen ist sehr bald eine Diskussion ernsthafter 
und substanzieller Art darüber notwendig, was dann 

passiert. Es muss Aufgabe der Landesregierung 
sein – auch des Landtags Nordrhein-Westfalen –, 
alles zu tun, was in ihrer Macht steht, damit bei Kür-
zungen im öffentlichen Nahverkehr eben nicht Stre-
ckenstilllegungen und maßlose Preiserhöhungen die 
Antwort sind, sondern womöglich wirtschaftlichere 
Lösungen. Da wird das Land gefordert sein. 

Das beginnt bei der gelungenen Kooperation zwi-
schen dem Land und den kommunalen Aufgaben-
trägern. Kooperation Land – Kommune ist wichtig. 
Herr Kollege Lehne, wer wüsste das besser als 
Sie; Sie bemühen sich ja in einem speziellen Fall 
um die bessere Kooperation zwischen Land und 
Kommune.  

(Demonstrativer Beifall von der CDU) 

Damit haben Sie einen kleinen Ausschnitt, und 
Sie können vielleicht ahnen, was auf Sie zu-
kommt. Ich kann nur empfehlen, diese enge Ko-
operation tatsächlich zu suchen. 

Wenn eine Lösung für den Umgang mit weniger 
Geld gefunden werden soll, kann sie nur darin be-
stehen, wirtschaftlichere Lösungen für die Organi-
sation, aber auch für die Leistungserbringung im 
Nahverkehr in Nordrhein-Westfalen zu entwickeln.  

Ich sage ganz deutlich: Ich glaube, dass es nach 
zehn Jahren an der Zeit ist, dass sich die Zweck-
verbände in Nordrhein-Westfalen eines stärkeren 
Wettbewerbs befleißigen, als das gegenwärtig der 
Fall ist.  

Einige Aufgabenträger nutzen sehr intensiv die 
Möglichkeit, über Ausschreibungen Preisvorteile 
bei der Erbringung von Leistungen zu erhalten. Es 
gibt andere, denen man ein bisschen auf die 
Sprünge helfen muss. Sie haben lange Zeit ganz 
gute Argumente gehabt: Das geht so nicht, es gibt 
für die Bahn keine leistungsfähige Konkurrenz. All 
diese Argumente verlieren an Bedeutung. Und 
deswegen glaube ich, dass es, nachdem wir eine 
Qualitätsoffensive im ÖPNV gemacht haben und 
das ÖPNV-Gesetz in Nordrhein-Westfalen so 
fortentwickelt haben, dass mehr Qualität zum 
zwingenden Bestandteil der Verkehrsverträge 
wird,  

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

an der Zeit ist, dass sich das Land auch gesetz-
geberisch überlegt, was es tun kann, um mehr 
Wettbewerb zu forcieren – gerade beim öffentli-
chen Nahverkehr. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Horstmann, Sie haben Ihre Redezeit schon etwas 
überzogen. 
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Dr. Axel Horstmann (SPD): Letzte Bemerkung: 
Um die Marktmacht derjenigen, die Verkehrsver-
träge zu vergeben haben, zu stärken, ist die A-
gentur Nahverkehr Nordrhein-Westfalen gegrün-
det worden. Die Nachfragemacht auf der Aufga-
benträgerseite sollte gestärkt werden. Die Bahn 
sollte nicht neun Aufgabenträger so leicht gegen-
einander ausspielen können, wie es in der Ver-
gangenheit möglich war.  

(Christof Rasche [FDP]: Die Redezeit, meine 
Güte!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Horstmann, ich darf Sie bitten, zum Schluss zu 
kommen.  

Dr. Axel Horstmann (SPD): Dass Sie nun ausge-
rechnet in Ihren Beitrag zum Umgang mit weniger 
Mitteln im SPNV in Nordrhein-Westfalen einstei-
gen, indem Sie diese Agentur zur Disposition stel-
len, halte ich, ehrlich gesagt, für den falschen An-
satz.  

(Beifall von der SPD) 

Das ist der falsche erste Schritt, Herr Minister 
Wittke. Ich fordere Sie auf, Ihren Kurs neu zu 
bestimmen und zu ordnen. 

(Unruhe) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Horstmann! 

Dr. Axel Horstmann (SPD): Herzlichen Dank – 
vor allem für das Verständnis der Frau Präsiden-
tin!  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Das neigte sich 
soeben seinem Ende zu – genau wie Ihre Redezeit! 
Herzlichen Dank, Herr Kollege Horstmann. – Als 
nächster Redner hat dann der Kollege Schulte für 
die Fraktion der CDU das Wort.  

Vielleicht eine Bemerkung zur Erläuterung: Die 
Redezeit ist zunächst für den ursprünglichen An-
trag unter Tagesordnungspunkt 3 eingestellt. Das 
heißt: Der Redner selbst kann am Mikrofon 
schlecht beurteilen, wie weit seine Redezeit über-
zogen ist.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Sonst wäre mir 
das nämlich nicht passiert!) 

Das sage ich vielleicht zur Erläuterung für alle an-
deren, warum es hier etwas energischer zuging.  

Bernd Schulte (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Einlassung vom Kollegen 
Horstmann hat eines wieder ganz deutlich ge-
macht: Vor dem Hintergrund einer erfolgreichen 
Koalition von CDU und FDP in Nordrhein-
Westfalen  

(Gisela Walsken [SPD]: Was für eine Koaliti-
on?) 

und Ihrer Rolle als Opposition in diesem Hause ist 
der Gedanke an eine große Koalition in Berlin von 
Tag zu Tag neu zu erarbeiten und schwer abstra-
hierbar. Das ist eine deutliche Feststellung. 

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Und Sie haben – ich will es ja ausgeglichen ma-
chen, Herr Kollege Horstmann – einen wahren 
Satz gesagt – ich habe ihn mir aufgeschrieben –: 
Was aus Berlin kommt, ist eine große Gefährdung 
für Nordrhein-Westfalen. 

(Bodo Wißen [SPD]: Das war Ihr Minister! – 
Weitere Zurufe) 

Jetzt personifizieren wir doch einmal das, was aus 
Berlin kommt. 

(Beifall von der CDU – Zurufe von der SPD: 
Ja, gerne!) 

Wer sind denn da die verantwortlich handelnden 
Personen? In der wichtigen Frage der Regionali-
sierung spielt der Bundesverkehrsminister keine 
Rolle.  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Den kennt in Nordrhein-Westfalen niemand. Aber 
sein beamteter Staatssekretär hat bis vor wenigen 
Monaten noch auf dieser Bank gesessen.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Den gab es 
noch gar nicht, als der Koalitionsvertrag ge-
schrieben wurde! – Zuruf von Gisela 
Walsken [SPD] – Weitere Zurufe) 

Und der beamtete Staatssekretär im Verkehrsmi-
nisterium ist der Erfüllungs- und Verrichtungsge-
hilfe des Bundesfinanzministers,  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Ach!) 

der das Diktat der Verkehrspolitik schreibt. Dieser 
Finanzminister war Ministerpräsident in diesem 
Hause.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Ach, hören Sie 
doch auf!) 
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Sie, Herr Kollege Horstmann, bezeichnen ihn als 
eine Gefährdung für Nordrhein-Westfalen.  

(Beifall von der CDU – Gisela Walsken 
[SPD]: Ah!) 

Das ist doch die Sachlage, die sich aus dieser 
Personifizierung Ihrer Aussage ergibt.  

(Beifall bei CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Schulte, wollen Sie eine Zwischenfrage ... 

Bernd Schulte (CDU): Und in dem Zusammen-
hang sage ich Ihnen eines: Von Herrn Steinbrück 
geht die Aussage aus, was man sich in Nordrhein-
Westfalen denn aufrege. Das Land bekomme ab 
1. Januar 2007 eine Beteiligung an der Mehr-
wertsteuererhöhung. Mit dieser Mehrwertsteuer-
erhöhung habe das Land die Möglichkeit, seine 
Einnahmeausfälle im Nahverkehr zu kompensie-
ren.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Schulte. 

Bernd Schulte (CDU): Damit macht man es sich 
sehr einfach.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Bernd Schulte (CDU): Damit macht man es sich 
sehr einfach,  

(Gisela Walsken [SPD]: Er gestattet keine 
Zwischenfrage!) 

und das ist, wie ich denke, auch keine Argumen-
tation.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage, zunächst von mir, ob Sie ei-
ne Zwischenfrage von Kollege Wißen zulassen? 

Bernd Schulte (CDU): Von Ihnen viel lieber.  

(Heiterkeit von der CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Gut. Würden 
Sie dann auch die Freundlichkeit haben, die Zwi-
schenfrage von mir zu beantworten, ob Sie die 
Zwischenfrage des Kollegen Wißen zulassen?  

(Allgemeine Heiterkeit – Gisela Walsken 
[SPD]: Und jetzt?) 

Bernd Schulte (CDU): Bei einer so netten Frage 
kann ich nicht Nein sagen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Wißen, 
Sie haben es gehört: Sie haben das Wort. Das Eis 
wird bei Gelegenheit entgegengenommen.  

Bodo Wißen (SPD): Danke an beide, dass ich die 
Zwischenfrage stellen darf. Ich habe eigentlich 
sogar zwei Zwischenfragen,  

(Zurufe von CDU und FDP: Eine!) 

was durch den einleitenden Satz schon klar sein 
müsste. Zum einen würde mich interessieren, weil 
Sie gerade von Personalisierung sprechen, wie 
toll diese Personalisierung beim gemeinsamen 
Treffen der hessischen und der nordrhein-
westfälischen Landesregierung geklappt hat, als 
es um die Zukunft des Flughafens Pader-
born/Lippstadt und um die Verhinderung einer 
Erweiterung des Flughafens Kassel-Calden ging. 
Mehr als Sahnetörtchenessen ist dabei nicht he-
rausgekommen.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Da war Herr 
Steinbrück nicht dabei! – Heiterkeit von der 
SPD) 

Die Frage wäre, wie Sie da die Personalisierung 
sehen.  

Wo wir bei Personalisierung im zweiten Falle sind, 
darf ich doch einmal fragen, wer denn mit wehen-
den Fahnen am Hauptbahnhof in Düsseldorf 
prächtig demonstriert hat, während sein eigener 
Ministerpräsident die Kürzung der Regionalisie-
rungsmittel mit unterschrieben hat.  

(Beifall von der SPD – Gisela Walsken 
[SPD]: Genau!) 

Bernd Schulte (CDU): Herr Kollege Wißen, ges-
tatten Sie mir die Bemerkung: Sie sind der leben-
de Beweis dafür, dass es möglich ist, Wissen und 
Unwissen in einer Person zu vereinen.  

(Allgemeine Heiterkeit – Beifall bei der CDU) 

Ich denke, Sie spielen auf Koch/Steinbrück an, 
was die von Ihnen apostrophierte erfolgreiche Zu-
sammenarbeit zwischen Hessen und Nordrhein-
Westfalen angeht. Da liegen die Ansätze.  

(Bodo Wißen [SPD]: Ja, Sahnetörtchen!) 

Ich will Ihnen des Weiteren einmal erzählen, wie 
Ihre Parteifreunde an die Gespräche mit ihren 
Kollegen in Berlin herangehen: Ich hatte im Feb-
ruar das Vergnügen, mit einem Ihrer Fraktionskol-
legen in einem Verkehrsverbund zu sitzen, um 
über die Einsparungen und deren Kompensation 
zu reden. Ich habe dem SPD-Kollegen dringlich 
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empfohlen: Sprechen Sie mit Ihren Parteifreunden 
in Berlin.  

(Walter Kern [CDU]: Der hat doch keine 
Freunde!) 

Das war im Februar. Er sagte: In Ordnung, im Mai 
treffe ich Herrn Steinbrück. Da war dieser Fall er-
ledigt.  

(Hannelore Kraft [SPD]: Das ist doch Unsinn! 
Es hat doch Gespräche gegeben!) 

Das Zweite ist: Sprechen Sie in Berlin mit Ihren 
Kollegen. Sie wundern sich heute noch darüber 
und lachen sich insgeheim kaputt, welche Ver-
handlungsstrategie der damals amtierende Minis-
ter Horstmann in Sachen Revision der Regionali-
sierung an den Tag gelegt hat, als es darum ging, 
nordrhein-westfälische Interessen zu vertreten. 
Sie haben leichtfertig auf Mittel aus dem Regiona-
lisierungsgesetz verzichtet im Hinblick auf eine 
unklare und in den Konturen unsichere Finanzie-
rung Ihres Metrorapids. Sie haben nichts bekom-
men.  

(Beifall von der CDU) 

Wir haben heute das Nachsehen, weil Sie uns 
nicht nur weniger Geld, sondern auch eine ver-
dammt schlechte Verhandlungsposition hinterlas-
sen haben.  

(Beifall von der CDU – Zuruf von Hannelore 
Kraft [SPD]) 

Das ist die Situation. Ich kann Sie nur dringend 
bitten: Stärken Sie unsere Position in Berlin, in-
dem Sie auf die handelnden Personen Steinbrück 
und Hennerkes Einfluss nehmen. Da liegt der 
Schlüssel für eine Zukunft des Nahverkehrs in 
Nordrhein-Westfalen. 

Nach allem, was ich bisher erlebt habe, ziehen 
Sie hier die große Schau ab, und in Berlin ma-
chen Sie gar nichts. Das ist Faktum. Und das soll-
te sich ändern.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schulte. – Ihre Beantwortung der 
Frage des Kollegen Wißen war so umfangreich, 
dass Kollege Horstmann mit seiner Zwischenfrage 
leider nicht mehr zum Zuge kam.  

Als nächster Redner hat nun, ordnungsgemäß 
gemeldet, für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Kollege Keymis das Wort.  

Oliver Keymis*) (GRÜNE): Vielen Dank, Frau 
Präsidentin! – Herr Kollege Minister Wittke, es ist 

schon eine Ungeheuerlichkeit, dass Sie mir vor-
werfen, ich könnte nicht lesen. Da wir alle wissen, 
dass das Quatsch ist, was Sie da behaupten, weil 
ich ja lesen kann …  

(Zuruf von Bernhard Schemmer [CDU]) 

– Herr Schemmer, Sie sollten sich da besser he-
raushalten.  

(Gisela Walsken [SPD]: Gerade Herr 
Schemmer! Gerade Herr Schemmer! – Hei-
terkeit – Unruhe) 

Herr Minister, ich kann Ihnen den Vorwurf nicht 
ersparen, dass Sie nicht zugehört haben. Ich ha-
be eben in meiner Rede klar erklärt, wie wir Grüne 
uns die Zukunft der Regionalisierungsmittel vor-
stellen. Ich werde das nicht wiederholen; Sie kön-
nen das nachlesen. Denn Sie können ja lesen. Ich 
möchte vielmehr zwei Dinge betonen, die mir 
wichtig sind.  

Erstens. Es ist deutlich geworden, dass dieses 
Spiel zwischen Schwarz und Rot, so wie es jetzt 
zwischen Berlin und Düsseldorf läuft, auf Dauer 
für das Land aus grüner Sicht und aus Sicht vie-
ler, die sich das anschauen müssen, nichts bringt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zweitens. Sie haben kein Wort dazu gesagt, dass 
Sie dabei sind, einen Skandal vorzubereiten, in-
dem Sie Ihren Koalitionsfraktionen ein Gutachten 
zur Verfügung stellen, über das wir nicht verfügen. 

(Zuruf von der CDU) 

– Ausweislich des Briefes des Städtetages gibt es 
das.  

(Christof Rasche [FDP]: Zeigen!) 

– Den Brief habe ich jetzt nicht hier. Ich kann Ih-
nen den aber gerne geben. Das ist ein Vorwurf, 
den Sie aus der Welt schaffen sollten. Also: Das 
Gutachten bitte an alle Fraktionen, damit wir dis-
kutieren können!  

Der dritte Punkt – den finde ich besonders wichtig –: 
Es kommen Berichte aus Berlin, wonach wir eine 
völlig abgespeckte Version des Rhein-Ruhr-
Expresses bekommen sollen. Wenn Sie, Herr 
Schulte, irgendwelche Vorwürfe aus der alten Zeit 
hervorholen – Stichwort Metrorapid –, dann ist das 
ausgesprochen langweilig. Sie langweilen uns damit 
wirklich. Machen Sie doch mal Politik nach vorne 
und sagen Sie uns, was beim Rhein-Ruhr-Express 
wirklich ansteht.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 
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Sie sagen nichts dazu, dass das Ding nur noch 
alle 20 Minuten fahren soll, dass keine neuen 
Gleise mehr in Rede stehen, dass das Ding keine 
neuen Fahrzeuge mehr hat: Wen wollen Sie damit 
noch locken? Das, was jetzt als Rhein-Ruhr-
Express von Berlin hier angekündigt wird, ist völlig 
uninteressant. Dazu sagen Sie kein Wort.  

Herr Schulte, Ihr Scheitern in Berlin ist mindes-
tens so groß wie das Scheitern, das Sie denjeni-
gen vorwerfen, die hier bisher regiert haben – 
mindestens. Insofern würde ich da den Mund 
nicht so voll nehmen. Ich erwarte von Ihnen viel-
mehr – dazu hat niemand aus den beiden großen 
Parteien etwas gesagt –, einmal darzulegen, wie 
Sie sich die Zukunft der Regionalisierungsmittel 
und damit des ÖPNV in Nordrhein-Westfalen vor-
stellen.  

Wir haben dazu eine klare Konzeption vorgelegt. 
Dem Bundestag liegt der Gesetzentwurf seit dem 
10. Mai vor. Darin sagen wir ganz klar, wie wir uns 
das vorstellen. Darin ist auch eine Sparkompo-
nente enthalten, Herr Minister. Die haben Sie ein-
fach übergangen, weil Sie nicht zuhören können 
oder wollen. Da steht drin, dass wir bis 2013 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

keine Steigerung der Mittel und keine Dynamisie-
rung wollen, sondern dass wir das bis 2013 stag-
nieren lassen wollen und erst ab 2013 wieder eine 
Dynamisierung hineinbringen. Das heißt, das ist 
ein ganz konkreter Vorschlag, wie man mit den 
Mitteln umgehen kann, nämlich dem Gesetz fol-
gend bis zum Jahr 2008, von 2008 bis 2013 auf 
die Dynamisierung verzichten, dann wieder dy-
namisieren. Mit unserem Vorschlag leisten auch 
wir einen Beitrag zum Sparen.  

Herr Rasche, dass Sie das alles nicht mitbekom-
men haben, ärgert mich sehr, wundert mich aber 
nicht. – Danke schön.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Keymis. – Als nächster Redner hat 
für die FDP-Fraktion Kollege Rasche noch einmal 
das Wort.  

Christof Rasche (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Man konnte einiges in 
dieser Debatte mit Interesse verfolgen. Der erste 
Punkt, den ich ansprechen möchte, ist der Koaliti-
onsvertrag von CDU und SPD auf Bundesebene. 
Er stand mehrfach im Blickpunkt Ihrer Argumenta-
tionen.  

Bei beiden Parteien habe ich festgestellt, dass sie 
sich immer gegenseitig vorwerfen: Das ist Ihr 
Koalitionsvertrag, das ist Ihr Koalitionsvertrag. 
Kein Vertreter dieser großen Koalition, von denen 
auch manche hier im Landtag sitzen, hat behaup-
tet: Das ist unser Koalitionsvertrag.  

Meine Damen und Herren, wenn Sie nicht hinter 
dem Koalitionsvertrag in Berlin stehen, dann lösen 
Sie ihn doch auf, auch die Regierung! Vielleicht 
gibt es dann eine vernünftige Regierungsmehrheit 
in Berlin.  

(Beifall von der FDP) 

Zum zweiten Punkt, den ich ansprechen möchte: 
Herr Dr. Horstmann, ich habe in keinster Weise 
behauptet, dass die gesamte Nahverkehrspolitik 
der alten Regierung schwach war. Ich habe aus-
drücklich gesagt – und ich kann es noch einmal 
zitieren –: Die Nahverkehrspolitik von Rot-Grün 
war in einigen Bereichen zu ihrer Regierungszeit 
schwach. – Das habe ich gesagt. Ich habe zwei 
Beispiele genannt, Herr Dr. Horstmann. Anschei-
nend haben Sie die schon wieder vergessen.  

Das gesamte Haus und die gesamte Fachwelt 
sind sich einig, dass Nordrhein-Westfalen beim 
Verteilungsschlüssel der Regionalisierungsmittel 
extrem benachteiligt ist.  

(Zuruf von Dr. Axel Horstmann [SPD]) 

Das ist das Ergebnis Ihres Verhandlungsge-
schicks, der alten Regierung, der alten Koalition. 
Daran waren Sie beteiligt. Das können Sie nicht 
abstreiten, und das können Sie wahrlich nicht als 
stark bezeichnen.  

(Zuruf von Hannelore Kraft [SPD]) 

Der nächste Punkt: Der damalige Ministerpräsi-
dent dieses Landes hat an diesem Rednerpult – 
ich sage es noch einmal deutlich – versprochen, 
den Schienenpersonennahverkehr in Nordrhein-
Westfalen erheblich auszubauen. Passiert ist aber 
gar nichts, passiert ist null, Herr Horstmann, abso-
lut null.  

(Dr. Axel Horstmann [SPD]: Das ist doch gar 
nicht wahr! Da geht es wieder los!) 

Das können Sie doch nicht als starke Nahver-
kehrspolitik bezeichnen – im Gegenteil: Auch das 
waren leere Versprechungen und damit eine ganz 
schwache Nahverkehrspolitik.  

Ich komme zu den Grünen: Lieber Herr Keymis, 
mir steht kein Gutachten zur Verfügung. Es mag 
sein, dass die Regierung – das ist auch deren 
Aufgabe – irgendwelche Gutachten in Auftrag 
gibt. Unserer Fraktion steht keines zur Verfügung. 
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Damit werden wir genauso behandelt wie Sie. Sie 
haben also überhaupt keinen Grund, sich zu be-
schweren.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Rasche, 
kommen Sie zum Schluss. 

Christof Rasche (FDP): Sie haben dann den 
RRX angesprochen. Wir wissen, dass die Fi-
nanzmittel in Berlin knapp sind, und möchten das 
meiste für Nordrhein-Westfalen herausholen. Ihre 
Koalition hat im Jahre 2002 oder 2003 hier am 
Rednerpult versprochen: Der Metrorapid fällt 
flach. Der neue RRX fährt zur Fußballweltmeister-
schaft 2006 durch das Ruhrgebiet. Das war Ihr 
Versprechen. Und das belegt auch gleichzeitig Ihr 
Versagen in der Verkehrspolitik: Denn da fährt 
keiner.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Rasche, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Dr. Horstmann? 

Christof Rasche (FDP): Meine Damen und Her-
ren, wenn man sich in der Verkehrpolitik in der 
Sackgasse befindet, hat man zwei Möglichkeiten: 
Entweder dreht man um und macht vernünftige 
Verkehrspolitik, oder man macht die Augen zu 
und rennt irgendwann vor die Wand. – Herzlichen 
Dank. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Rasche. – Als nächster Redner hat 
für die Landesregierung Herr Minister Wittke das 
Wort. 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Ich habe zwei mal zwei Bemerkungen – an 
jede Oppositionsfraktion jeweils zwei, damit das 
auch gerecht verteilt ist. 

Erstens. Herr Kollege Keymis, das ÖPNV-
Gutachten liegt seit wenigen Tagen bei mir im 
Haus vor. Es ist nicht verbreitet worden. Ich selbst 
habe es noch nicht gelesen. Die Hausspitze hat 
es noch nicht abgezeichnet. Sobald das gesche-
hen ist, werden wir es selbstverständlich, so wie 
es sich gehört, allen Mitgliedern des Verkehrsau-
schusses und weiteren Interessierten gerne zur 
Verfügung stellen. 

Zweitens. Glauben Sie nicht alles, was in irgend-
welchen Zeitungen steht. Das müssten Sie als 

Abgeordneter eigentlich wissen. Das gilt auch für 
den Rhein-Ruhr-Express. Wir sind zurzeit in der 
Tat in Verhandlungen mit dem Bund. Es stimmt, 
was der Kollege Rasche gesagt hat: Wir wollen 
das Beste für Nordrhein-Westfalen herausholen. 
Ich bin sicher: Wir werden eine gute Lösung für 
Nordrhein-Westfalen erreichen. Aber lassen Sie 
sich nicht von irgendwelchen Tartarenmeldungen 
ins Bockshorn jagen. 

Im Übrigen bin ich es leid, solche Meldungen an 
jeder Stelle zu dementieren. Das müssen Sie mit 
denjenigen ausmachen, die so etwas verbreiten. 
Als Quelle ist ausdrücklich nicht das Landesver-
kehrsministerium oder irgendein Landespolitiker, 
sondern der Bund genannt worden. Ich kann Ih-
nen sagen: Viele Dinge, die berichtet worden sind, 
sind schlicht nicht richtig. Ich denke, dass wir in 
den nächsten Monaten einen Schritt weiterkom-
men. Dann werden wir den Verkehrsausschuss 
und die interessierte Öffentlichkeit ebenfalls so, 
wie es sich gehört, informieren. 

Eine Bemerkung zum RRX will ich noch anschlie-
ßen: Es ist schon ein starkes Stück, sich hier hin-
zustellen und uns für etwas verantwortlich zu ma-
chen, für was wir nun wirklich nicht verantwortlich 
gemacht werden können. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Dass der Metroexpress nicht zur Fußballweltmeis-
terschaft fährt, liegt nicht an denjenigen, die in 
den letzten elf Monaten in diesem Land Verant-
wortung getragen haben. Denn obwohl wir gut 
sind, schaffen selbst wir es nicht, ein solches Ding 
in elf Monaten auf das Gleis zu setzen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Zwei weitere Bemerkungen in Richtung der sozi-
aldemokratischen Landtagsfraktion: 

Erstens. Ich finde es bemerkenswert, wie man 
über 20 Minuten lang über einen Antrag reden 
kann, der sich ausweislich seines Titels an die 
Bundesregierung richtet. Es geht um die „von der 
Bundesregierung beschlossenen Mittelkürzun-
gen“. Aber Sie haben nicht eine einzige Forde-
rung in Richtung Berlin formuliert – weder schrift-
lich in diesem Antrag, Herr Kollege Wißen und 
Herr Kollege Horstmann, noch in dieser Debatte. 
Das ist in der Tat atemberaubend. Ich hätte mir 
gewünscht, dass Sie nordrhein-westfälische Inte-
ressen auch gegenüber Ihren Freunden in Berlin 
wahrnehmen. 

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister 
Wittke, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Nein, bitte nicht. – Eine letzte Bemerkung: Frau 
Kraft, ich habe gerade mit großer Freude gehört, 
dass Sie in Berlin Gespräche in Sachen Regiona-
lisierungsmittel geführt haben. Wären Sie dann 
bitte so freundlich, dieses Hohe Haus über die Er-
gebnisse dieser Gespräche zu informieren? – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP – Christian Lind-
ner [FDP]: Dabei ist nichts herausgekom-
men!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Wittke. – Mir liegen keine weiteren 
Wortmeldungen vor. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen, wir 
sind damit am Schluss der Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags mit der Drucksache 14/1976 einschließ-
lich des Entschließungsantrags, der Ihnen mit 
der Drucksache 14/2029 – Neudruck – vorliegt, 
an den Ausschuss für Bauen und Verkehr; die 
abschließende Beratung und Abstimmung soll 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dieser 
Überweisungsempfehlung zustimmen möchte, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstim-
men? – Enthaltungen? – Dann ist diese Überwei-
sungsempfehlung mit den Stimmen aller Fraktio-
nen angenommen worden. 

Ich lasse zweitens über den Eilantrag mit der 
Drucksache 14/2011 abstimmen. Über ihn ist di-
rekt abzustimmen, sodass wir sofort zur Abstim-
mung kommen können. Wer diesem Eilantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit 
ist der Antrag mit den Stimmen von CDU, SPD 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen abgelehnt, und wir sind wir am 
Ende dieses Tagesordnungspunktes. 

Ich rufe auf: 

4 Menschenhandel bekämpfen – Opferrechte 
weiter ausbauen  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/1987 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen der 
Kollegin Düker das Wort. 

Monika Düker (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! 
Das Thema „Zwangsprostitution und Menschen-
handel“ ist durch die Weltmeisterschaft in unse-
rem Land einmal mehr in den Blick der Öffentlich-
keit gelangt. 

Einen wesentlichen Beitrag zur öffentlichen De-
batte liefert die Kampagne „Abpfiff – Schluss mit 
Zwangsprostitution“ des deutschen Frauenrats. 
Sie nutzt die Fußballweltmeisterschaft, um eine 
breite Öffentlichkeit im In- und Ausland auf das 
Problem der kriminellen Machenschaften und der 
Zwangsprostitution aufmerksam zu machen. Ziel 
der Kampagne ist es aber auch, die politisch Ver-
antwortlichen mit Nachdruck dazu aufzufordern, 
konsequenter und erfolgreicher gegen diese 
schweren Verletzungen von Menschen- und 
Frauenrechten vorzugehen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, Menschenhandel ist 
ein schwerwiegender Verstoß gegen die Men-
schenrechte. Opfer sind insbesondere Frauen, die 
sexuell ausgebeutet werden. Sie sind physischer 
und psychischer Gewalt ausgesetzt. Sie werden 
vergewaltigt. Ihnen wird gedroht, dass ihren Fami-
lienangehörigen im Heimat- und Herkunftsland 
Gewalt angetan wird. Sie werden unter Vortäu-
schung falscher Tatsachen angeworben: Nur ein 
Drittel der Frauen ist bei der Anwerbung damit 
einverstanden, dass sie zum Zweck der Prostituti-
on angeworben werden. Selbst diese Frauen wis-
sen nichts über die – in Anführungszeichen – „Ar-
beitsbedingungen“, die sie hier erwarten. 

Die Frauen kommen zu einem großen Teil aus 
Osteuropa. Ursachen sind die steigende Armut 
und insbesondere natürlich auch die steigende 
Frauenarmut in diesen Ländern. Die sich öffnenden 
Grenzen nach Osteuropa verstärken das Problem. 
Der Anteil der Minderjährigen steigt in einem dra-
matischen Maße an. Laut Lagebericht des Landes-
kriminalamts zum Menschenhandel aus dem Jahr 
2004 war das jüngste Opfer 14 Jahre alt. Mit men-
schenverachtenden Methoden erzielen die Hinter-
männer hohe Profite, die laut Landeskriminalamt 
inzwischen mit denen des internationalen Drogen-
handels konkurrieren. 

Die Strafverfolgung ist aufwendig, es gibt abge-
schottete Bandenstrukturen, die Dunkelziffer ist 
hoch. Die Frage ist, wie man an die Täter kommt. 
Aus dem Lagebericht Menschenhandel des Lan-
deskriminalamtes hierzu ein Zitat: 

„Die Detailinformationen zu den Verfahren be-
ruhen ausschließlich auf den Angaben der Op-
fer. Diese Angaben wurden auf der Basis inten-
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siver Ermittlungen im Rotlichtmilieu, einer en-
gen Zusammenarbeit zwischen Polizei und den 
spezialisierten Fachberatungsstellen … sowie 
einer umfassenden Begleitung und Betreuung 
der Opfer erlangt.“ 

Die Situation der Opfer ist dadurch gekennzeich-
net, dass sie Opfer und Zeuginnen sind, aber 
auch Beschuldigte, weil sie oft mit einem illegalen 
Aufenthaltsstatus in Deutschland leben. Ihre Fa-
milien und Freunde werden Drohungen ausge-
setzt, sie haben schlechte Erfahrungen in ihren 
Herkunftsländern mit Polizei und staatlichen Insti-
tutionen gemacht. Was wir brauchen, meine Da-
men und Herren, ist ein verstärkter Schutz, mehr 
Sicherheit für diese Opfer. Das müssen wir aus-
bauen. Dann werden wir auch bei der Strafverfol-
gung und bei der Ermittlung mehr Erfolge erzie-
len. Wir müssen die Frauen rechtlich absichern, 
finanzielle Hilfen, Hilfsmöglichkeiten und psycho-
soziale Beratung anbieten. Hier leisten die Fach-
beratungsstellen in unserem Land eine wichtige 
Arbeit.  

Die derzeitige Situation ist besser als in vielen an-
deren Bundesländern, aber noch immer nicht so, 
dass wir sagen können, wir haben ein ausrei-
chendes Schutzprogramm für die Frauen, sodass 
für sie ein besonderer Anreiz zu einer Aussage im 
Strafverfahren besteht, wie es im Übrigen die EU-
Richtlinie vom April 2004 fordert. So werden nach 
wie vor auch nach dem Lagebericht Menschen-
handel des Landeskriminalamtes über ein Drittel 
der von Zwangsprostitution betroffenen Frauen 
abgeschoben oder sie reisen aus. Unter Umstän-
den hätten diese Frauen wertvolle Informationen 
für das Ermittlungsverfahren liefern können.  

Was also muss verbessert werden? – Wir brau-
chen für die Opfer, wenn sie aufgegriffen werden, 
eine relativ lange Bedenkzeit, einen Aufenthaltsti-
tel. Wir sagen, wir brauchen einen Aufenthaltstitel 
für sechs Monate als Bedenkzeit, als Stabilisie-
rungszeit für diese Frauen. Wenn sie sich ent-
schließen, im Verfahren auszusagen, dann brau-
chen wir nicht wie bisher eine Duldung, sondern 
eine vernünftige Aufenthaltsberechtigung für die 
Dauer des Verfahrens. Nach dem Verfahren – das 
ist uns ganz wichtig – brauchen wir eine Härtefall-
regelung, damit die Frauen, denen durch ihre 
Aussage eine Gefährdung in ihrem Herkunftsland 
droht – es sind nicht wenige, die akut gefährdet 
sind, wenn sie nach einer erfolgreichen Aussage 
wieder in ihre Herkunftsländer zurückgehen –, ei-
nen gesicherten Aufenthaltsstatus haben.  

Wir brauchen eine soziale Absicherung für die 
Dauer ihres Aufenthaltes. Zurzeit verfügen sie, 
wie gesagt, nur über eine Duldung. Wir brauchen 

einen Zugang zum Arbeitsmarkt sowie nicht nur 
eine medizinische Notversorgung, sondern die 
notwendige medizinische Versorgung. All dies 
trägt zur Stabilisierung der Frauen und dazu bei, 
dass sie in den Verfahren aussagen, sodass wir 
an die Täter herankommen. 

(Das Ende der Redezeit wird angezeigt.) 

– Ich komme zum Schluss. 

Der Referentenentwurf, der zurzeit zum Aufent-
haltsgesetz in Berlin diskutiert wird, bleibt hinter 
diesen Forderungen weit zurück. Wir sagen heu-
te: Ein verbesserter Opferschutz ist nicht nur 
wichtig für die Opfer, sondern auch für eine bes-
sere Strafverfolgung und mehr Erfolge im Kampf 
gegen Menschenhandel und Zwangsprostitution. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Düker. – Als nächster Redner hat 
für die Fraktion der CDU der Kollege Schittges 
das Wort. 

Winfried Schittges (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine verehrten Kolleginnen und Kollegen! Sie 
alle wissen, dass die Rechte der Opfer von Men-
schenhandel ein sensibles Thema sind. Leider 
wird der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen dieser Sensibilität nicht gerecht, weil dieser 
Antrag erstens populistisch und zweitens über-
wiegend überflüssig ist.  

Überflüssig ist er deshalb, weil die in dem Antrag 
aufgestellten Forderungen entweder in dem Refe-
rentenentwurf, Frau Kollegin Düker, bereits ent-
halten sind oder über die Erfordernisse der Richt-
linien hinausgehen. Es dürfte hinlänglich bekannt 
sein, dass die Koalition in Nordrhein-Westfalen 
erneuern will und wird und sich vor allem darauf 
geeinigt hat, EU-Richtlinien 1:1 umzusetzen. Aber 
das scheint Ihnen – das erlebe ich immer wieder – 
entgangen zu sein. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Schittges, gestatten Sie eine Zwischenfrage der 
Kollegin Düker? 

Winfried Schittges (CDU): Immer, aber heute 
nicht – ich bitte herzlich um Verständnis –, weil ich 
meine, sachlich auf diese Position eingehen zu 
müssen, und weil ich, wenn Frau Kollegin Düker 
mir zuhört, wahrscheinlich Gelegenheit habe, alle 
ihre Fragen in ausreichender Weise zu beantwor-
ten. 
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Meine Damen und Herren, die Erforderlichkeit für 
ein Gesetz zur Umsetzung aufenthaltsrechtlicher 
und asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen 
Union ergibt sich aus der Verpflichtung zur Um-
setzung von Richtlinien der Europäischen Ge-
meinschaft in das nationale Recht. Es handelt 
sich um elf Richtlinien aus dem Bereich des Aus-
länder- und Asylrechts, die im Zeitraum von No-
vember 2002 bis Dezember 2005 erlassen wor-
den sind. In weiten Teilen, meine Damen und Her-
ren, stimmt das geltende Ausländerrecht mit den 
Richtlinien überein, sodass nur geringfügige An-
passungen und punktuelle Änderungen erforder-
lich sind.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Das stimmt doch 
gar nicht!) 

– Ich spreche von 1:1-Umsetzung, Frau Düker. 
Bitte halten Sie das nach.  

Allerdings führt die Erforderlichkeit zur Schaffung 
neuer Aufenthaltsrechte und Zulassungsverfahren 
bei der Umsetzung einiger Richtlinien zu umfang-
reichen Änderungen im Aufenthaltsrecht und in 
der Aufenthaltsverordnung. Ziel der Harmonisie-
rung ist es, durch Festlegung von Mindestnormen 
ein Mindestmaß an Schutz zu gewährleisten und 
durch Angleichung der Rechtsvorschriften Anreize 
für Sekundärmigration auf dem Gemeinschafts-
gebiet zu verringern.  

Fernziel ist ein von uns immer wieder eingeklag-
tes gemeinsames Asylsystem mit einem einheitli-
chen Status für Flüchtlinge und subsidiär Ge-
schützte in einem gemeinsamen Asylverfahren. 
Die Richtlinie über die Erteilung von Aufenthaltsti-
teln für Drittstaatenangehörige, die Opfer des 
Menschenhandels sind oder denen Beihilfe zur 
illegalen Einwanderung geleistet wurde – ich be-
tone das – und die mit den zuständigen Behörden 
kooperieren, Frau Düker, dient der Bekämpfung 
der illegalen Einwanderung. Sie fordert aufent-
haltsrechtliche Maßnahmen zugunsten der ge-
nannten Personen, die bereit sind, mit den Straf-
verfolgungsbehörden und Strafgerichten zusam-
menzuarbeiten und sich als Zeugen zur Aufklä-
rung und Verfolgung entsprechender Straftaten 
zur Verfügung zu stellen.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

Dies ist unbedingte Grundvoraussetzung dafür, 
dass diese Personen in den Genuss der aufent-
haltsrechtlichen Vergünstigungen kommen.  

(Monika Düker [GRÜNE] unterhält sich.) 

– Frau Düker, wenn Sie zuhören würden, bräuch-
ten Sie wahrscheinlich keine Frage zu stellen.  

Die Einfügung eines neu zu schaffenden § 25 
Abs. 4 Aufenthaltsgesetz für die Opfer des Men-
schenhandels erfordert die Regelung des Leis-
tungsbezugs nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz.  

Somit ist eine andere Regelung – das darf ich mit 
Blick auf Ihren Antrag sagen – gar nicht möglich. 
In der Regel ist der Aufenthalt dieser Personen-
gruppe – auch das betone ich – rechtswidrig. Zu-
dem besitzen sie oftmals keinen Pass, etwa, weil 
er Ihnen – das sei zugegeben – von den Tätern 
abgenommen wurde. Oftmals ist ihre Identität – 
das wissen Sie alle – durch die Ausländerbehör-
den vor Ort nicht geklärt. 

Um diesem Personenkreis die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels zum vorübergehenden Aufenthalt 
zu ermöglichen, sieht Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 
vor, dass eine unerlaubte Einreise und die Nicht-
erfüllung der Passpflicht hierfür unschädlich sind. 
Des Weiteren sind Mittel zur Sicherstellung des 
Lebensunterhalts zu gewährleisten, wenn der be-
gehrende Ausländer nicht über ausreichende Mit-
tel verfügt. Weiterhin soll der für Opfer von Men-
schenhandel vorgesehene Aufenthaltstitel für die 
Dauer von mindestens sechs Monaten gültig sein. 

Daher wird für die in § 25 Abs. 4 Aufenthaltsge-
setz neu geschaffene Aufenthaltserlaubnis eine 
Regelerteilung – ich versuche mich diesem The-
ma sachlich zu nähern, Frau Düker – 

(Monika Düker [GRÜNE]: Davon merke ich 
nichts!) 

mit einer Verlängerungsdauer von sechs Monaten 
vorgesehen. Diese Regelbefristung trägt dem 
Umstand Rechnung, dass die Aufenthaltserlaub-
nis nur für einen vorübergehenden Aufenthalt 
ausgestattet ist. Zugleich wird damit eine enge 
Bindung an die Dauer des Strafverfahrens ge-
währleistet. Die Regelbefristung von sechs Mona-
ten ermöglicht im Hinblick auf die zumeist nicht 
genau vorhersehbare Dauer eines Ermittlungs- 
oder gerichtlichen Strafverfahrens die Aufent-
haltsdauer – es hat keinen Zweck, Ihnen das zu 
erläutern; Sie hören nicht einmal zu – an den je-
weils absehbaren nächsten Verfahrensschritt an-
zupassen. Bei einer generell längeren Geltungs-
dauer stünde zu befürchten, dass in einer Vielzahl 
von Fällen Widerrufsverfahren möglich sind. 

Nach bisheriger Verwaltungspraxis wurde mut-
maßlichen Opfern eine mindestens vierwöchige 
Ausreisefrist gewährt. Diese Verwaltungspraxis 
wird nun durch die Umsetzung der Richtlinie ge-
setzlich geregelt. Die Ausländerbehörden – das 
wissen Sie auch – haben im Rahmen der Festset-
zung der Ausreisefrist die betreffenden Personen 
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zugleich auf die für Opfer von Menschenhandel 
bestehenden gesetzlichen Regelungen aufmerk-
sam gemacht. 

Ich sehe, dass meine Redezeit zu Ende geht. Das 
Ganze könnte ich noch intensiver ausführen. Ich 
stelle das gerne dem Protokoll zur Verfügung. Al-
lerdings bin ich folgender Auffassung: Wenn Sie 
sich sachlich mit diesem Thema auseinander set-
zen und nicht nur die Aktualität der Weltmeister-
schaft in den Mittelpunkt stellen, werden Sie fest-
stellen, dass die EU-Richtlinie eine durchaus 
maßvolle Regelung ist, die auch von allen getra-
gen werden kann. Ich glaube, dass meine ein-
gangs gemachte Bemerkung genau richtig ist: 
Das Ganze hat populistischen Charakter und 
passt überhaupt nicht in die Zeit. Die Entwicklung 
ist weit an Ihrem Antrag vorbei. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Schittges. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Frau Ruff-Händelkes. Bitte schön. 

Monika Ruff-Händelkes (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Lieber Herr Schittges, 
ich hoffe, dass Sie noch kurze Zeit hier bleiben.  

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
hat eine besondere Aktualität – gerade in einer 
Zeit, in der insbesondere Frauen zum Zweck der 
Prostitution in unser Land gebracht werden. Das 
Fußball-Großereignis, wie wir es alle kennen, ist 
mit eine Ursache dafür. Das wissen Sie ganz ge-
nau. Die WM fängt in acht Tagen an. Herr Schitt-
ges, man kann ein Ding natürlich sachlich sehen. 
Was wir nicht so gerne mögen, ist aber, es in die-
ser Weise darzustellen und die Emotion ganz he-
rauszuhalten. Das finden wir völlig verkehrt. 

(Beifall von der SPD) 

Damit wir uns nicht missverstehen: Ich bin selbst 
seit über 40 Jahren fußballbegeistert. Meine Fa-
milie ist Zeuge. Ich möchte auch keine Spielver-
derberin sein. Wir tragen aber alle die Verantwor-
tung für das Recht der eingeschleusten Frauen. 
Sie wissen ganz genau, dass diese Verantwor-
tung für körperliche Unversehrtheit und ein men-
schenwürdiges Dasein von den Schleusern, die 
diese Frauen in unser Land bringen, eben nicht 
getragen wird. Das hat Frau Düker gerade schon 
ansatzweise beschrieben. Diese Frauen werden 
nämlich nicht in unser Land gebracht, weil sie sich 
hier in Sicherheit wiegen können. Vielmehr wird 
ihnen Heirat beziehungsweise ein Beruf verspro-
chen. Zum Beispiel wird den Brasilianerinnen eine 
Tätigkeit in einer Bar versprochen. Wissen Sie, 

was „Bar“ in Brasilien bedeutet? Einfach Café, al-
so etwas ganz Seriöses. 

Die Schleuser sind Menschenhändler. Sie tragen 
für die Betroffenen eben keine Verantwortung. Die 
Frauen sind in starker Abhängigkeit – ohne Aus-
weispapiere, ohne Bargeld und ohne Außenkon-
takte. So müssen sie hier leben. Liebe Abgeord-
nete, wir können uns ein solches Leben nicht vor-
stellen. Ich will Ihnen aber einmal ein ganz prakti-
sches Beispiel nennen. Ich habe gestern mit einer 
Leiterin eines Frauenhauses gesprochen. Diese 
Frauen, die dort leben und versteckt werden, dür-
fen eigentlich gar nicht hier sein. Sie dürfen noch 
nicht einmal die Toilettenspülung betätigen – aus 
Angst, dass die Schleuser und die kriminellen 
Herren, die sie dorthin gebracht haben, entdeckt 
werden. Ich finde, das ist ein Skandal. Da darf 
man schon ein bisschen emotionaler sein und die 
Sache nicht so sehr versachlichen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, eben ist kurz ange-
sprochen worden, dass die EU eine Richtlinie er-
lassen hat. Es ist sicher auch vernünftig, diese 
Richtlinie 1:1 umzusetzen. Wenn Sie sich diese 
fünfseitige Richtlinie aber genau anschauen, stel-
len Sie fest, dass es auch Möglichkeiten gibt, die 
Richtlinien im Einzelfall noch zu erweitern. Das 
liegt in der Obliegenheit eines jeden Staates. 

Wir haben bei den Recherchen natürlich auch 
festgestellt, dass diese Richtlinien in unserem 
Land vom Bundesinnenministerium bis zum 
6. August 2006 umgesetzt werden sollten. Das ist 
leider bisher nicht erfolgt. Dies ist schade für die 
Frauen, die – ich habe es eben erwähnt – gerade 
zur Fußball-WM hier eingeschleust worden sind. 
Weil das entsprechende Gesetz noch nicht in 
Kraft ist, kann es den Frauen hier auch nicht hel-
fen. Deshalb fordern wir, endlich eigene rechtliche 
Grundlagen zu schaffen. 

Eines ist doch ganz wichtig, meine Damen und 
Herren: Viele von uns, die mit Frauenhäusern o-
der mit der Polizei zu tun haben, wissen, dass 
zum jetzigen Zeitpunkt überhaupt nur solche 
Frauen mit der Polizei kooperieren, die bei Raz-
zien mit aufgenommen und in Frauenhäuser ge-
bracht werden. Sie sind nicht motiviert, sich vor-
her zum Beispiel Justizbeamten anzuvertrauen. 
Das können sie aus einer ganz großen Unsicher-
heit heraus auch gar nicht; sie haben einfach rie-
sige Ängste. Wir hoffen natürlich, dass die Koope-
ration mit einer neuen Gesetzgebung viel, viel 
besser wird.  

Meine Damen und Herren, eben ist schon vieles 
von dem angeklungen, was geeignet ist, um den 
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Frauen helfen zu können. Uns sind natürlich auch 
noch die medizinische Betreuung ganz wichtig 
und auch die psychotherapeutische Behandlung, 
die notwendig sein kann. Eine solche Behandlung 
kann Zeit beanspruchen. Das sehen wir auch so. 
Wir können den Frauen nicht sechs Monate ge-
ben, um dann zu sagen: Der Frau geht es jetzt 
gut! – Die Frau wird eine gewisse Zeit brauchen, 
und wir müssen auf das schauen, was danach 
kommt. Was ist mit Zeugenschutzprogrammen? 
Wie können wir auch nach Verhandlungen, die 
eventuell stattfinden, die Zeugen schützen? 

Meine Damen und Herren, es gibt Fragen über 
Fragen. Uns ist an einer verbesserten Situation 
für die Opfer sowie an der Bekämpfung der krimi-
nellen Machenschaften gelegen. Ganz wichtig ist, 
dass das unser gemeinsames Ziel sein sollte. Wir 
stimmen der Überweisung des Antrags in den 
Rechtsausschuss, in den Frauenausschuss und 
natürlich in den federführenden Innenausschuss 
zu. – Danke schön. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Kollegin. Für die FDP-Fraktion spricht nun 
der Abgeordnete Engel. 

Horst Engel (FDP): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Menschenhandel 
und Zwangsprostitution entschieden zu verhin-
dern und zu bekämpfen, ist das besondere Anlie-
gen jeder hier vertretenen Fraktion. Das kann 
man wohl ohne Einschränkungen sagen. Aber, 
Frau Düker und Frau Ruff-Händelkes, ich habe 
den Eindruck, dass Sie das Betroffenheitsbild, das 
Sie hier zu zeichnen versucht haben, überzeich-
net haben. 

(Widerspruch von Monika Düker [GRÜNE]) 

Wir wollen doch alle, dass die Täter bestraft und 
die Opfer wirklich unterstützt werden. Darüber gibt 
es doch überhaupt keinen Dissens. Uns ist bereits 
seit langem bewusst: Menschenhandel macht ei-
nen bedeutenden Anteil an der schwerwiegenden 
internationalen Kriminalität aus. Menschenhandel 
bedeutet in besonderem Maße Frauenhandel, se-
xuelle Ausbeutung und Zwangsprostitution durch 
skrupellose – das sage ich ganz deutlich – Ver-
brecher, die auf Profit aus sind und sich in keiner 
Weise um das Leid der Opfer scheren. Es ist klar: 
Menschenhandel stellt einen gravierenden Ver-
stoß gegen die Menschenrechte der Opfer dar. 
Wie kann man diese Menschen dingfest machen, 
die Frauen wie Ware über Grenzen schleusen, an 
Dritte weiterverkaufen und ihren Verkaufswert al-
lein nach dem zu erwartenden Erlös bestimmen? 

Was geschieht mit den gepeinigten Opfern? – 
Das sind die Kernfragen. 

Bei den Tätern überwiegt erwartungsgemäß der 
männliche Anteil. Doch ist bereits jetzt jeder 
sechste Täter eine Frau. Etwa jeder zweite Täter 
ist Nichtdeutscher. Die Täter agieren meist in in-
ternationalen Bandenstrukturen. Sie locken Mäd-
chen mit falschen Versprechungen in ein anderes 
Land, oftmals agieren sie mit gefühlloser Härte 
und üben durch Drohung und Gewalt massiven 
Druck auf die Opfer aus. 

Das Strafgesetzbuch bietet mit Tatbeständen wie 
„Menschenhandel“, „Ausbeutung von Prostituier-
ten“, „Zuhälterei“, „Vergewaltigung“ und „Sexueller 
Nötigung“ ausreichende Sanktionsmöglichkeiten. 
Als Hinweis auf die Forderung seitens der SPD-
Fraktion, einen eigenen Rechtsrahmen zu schaf-
fen: Es gibt eben kein Vollzugsdefizit! 

Wie in anderen Bereichen der organisierten Kri-
minalität gestalten sich auch hier die Ermittlungen 
schwieriger, da die Frauen durch die Täter in 
Angst versetzt werden und sich nicht an die Poli-
zei wenden. Zudem befinden sich viele Frauen 
auch illegal in Deutschland und befürchten selbst 
Sanktionen. Ich erinnere an unsere Diskussion in 
der 13. Legislaturperiode im Zusammenhang mit 
den Visa-Skandalen rund um die deutschen Bot-
schaften in Kiew und Moskau. Seinerzeit haben 
wir das bereits thematisiert. 

Für Polizei und Staatsanwaltschaften bedeutet 
dies, durch kontinuierliche Arbeit in diesem Be-
reich zunächst Vertrauen gegenüber den Opfern 
aufzubauen, damit sich diese an die Polizei wen-
den. Zudem finden in regelmäßigen Abständen 
Kontrollen und Razzien statt, um Fälle von Men-
schenhandel und Zwangsprostitution aufzude-
cken.  

Oft braucht es aber auch einige Anstrengungen, 
bis die Polizei eine sichere Beweislage gegen die 
Täter hergestellt hat. Neben anderweitig gewonne-
nen Beweismitteln – etwa aus der Telefonüberwa-
chung – dient für strafrechtliche Verfahren oft die 
Aussage des Opfers als entscheidendes Beweis-
mittel. Denn den Frauen, die sich der Staatsan-
waltschaft als Zeuginnen zur Verfügung stellen, 
werden verschiedene Schutz- und Hilfsmöglichkei-
ten zuteil. Das ist die Lebenswirklichkeit. 

Aufgrund des grenzüberschreitenden Aktionsradi-
us der Täter ermitteln die Polizeien der europäi-
schen Nachbarstaaten schon längst nicht mehr 
nur landesintern. Es finden ein Austausch von In-
formationen und länderübergreifende Maßnah-
men statt. Denn die Bekämpfung des Menschen-
handels und der Schutz der Menschenrechte, wie 
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sie in der Europäischen Menschenrechtskonven-
tion verbrieft sind, stellen eine internationale Auf-
gabe dar. Auch das im Antrag genannte Abkom-
men der Vereinten Nationen nennt als gemeinsa-
me Ziele aller Mitgliedstaaten die Verhütung, Be-
kämpfung und Ahndung von Menschenhandel.  

Die angesprochene, vom Rat der Europäischen 
Union erlassene Opferschutzrichtlinie wird derzeit 
gerade auf Bundesebene in das deutsche Aufent-
haltsrecht umgesetzt. Das haben die Vorredner 
bereits angesprochen. Ziel soll es sei, für die Op-
fer Anreize zu schaffen, mit den Strafverfolgungs-
behörden zusammenzuarbeiten. Unsere Landes-
regierung unterstützt die Pläne der Bundesregie-
rung, die EU-Opferschutzrichtlinie noch in diesem 
Jahr 1:1 gesetzlich umzusetzen. 

Frau Düker, Ihre wesentlichen Forderungen tra-
gen da nicht. Eine zu lange Bedenkzeit ist kontra-
produktiv, da Beweise zeitnah gesichert werden 
müssen, um etwa ausländische Täter an der 
Flucht ins Ausland hindern zu können. Ein dauer-
haftes Bleiberecht für die aussagebereiten Opfer 
gibt es auch bei anderen Delikten – etwa für aus-
ländische Opfer von Gewalttaten – nicht. Es muss 
klar sein, dass ein illegaler Aufenthalt in Deutsch-
land nur in besonderen Ausnahmefällen weiterhin 
geduldet wird. Polizei und Justiz sind im Kampf 
gegen den Menschenhandel gut aufgestellt. 

Ich komme zum Schluss: Ich freue mich auf die 
Fachdiskussion im Innenausschuss. Darüber hin-
aus stimmen wir der Überweisung zu. – Herzli-
chen Dank. 

(Beifall von der FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Engel. – Es spricht nun für die Landesregie-
rung Herr Minister Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich habe bereits am 
2. Februar dieses Jahres ausgeführt, dass die 
Landesregierung Menschenhandel und Zwangs-
prostitution als sehr schwerwiegende internationa-
le Kriminalität bewertet. Verhütung und Verfol-
gung dieser Delikte sind uns daher besonders 
wichtig. Das möchte ich heute erneut betonen. 
Die Täter müssen beweissicher verfolgt und kon-
sequent verurteilt werden. Die Unterstützung der 
Opfer ist uns Verpflichtung, denn ihre Aussagen 
sind natürlich auch – das hängt mit dem ersten 
Punkt zusammen – essenziell für die wirksame 
Strafverfolgung. 

Nordrhein-Westfalen ist dazu gut aufgestellt. Die 
gesetzlichen Regelungen greifen bereits ange-

messen. NRW hat eine vorbildliche Infrastruktur 
zur Unterstützung betroffener Frauen. Die Förde-
rung dieser Struktur haben wir bewusst von Kür-
zungen ausgenommen.  

Die Landesregierung unterstützt auch die Pläne 
der Bundesregierung, die EU-Opferschutzrichtlinie 
noch im Jahr 2006 1:1 gesetzlich umzusetzen. 
Die bisherigen Verzögerungen sind in jedem Fall 
nicht der Landesregierung zur Last zu legen.  

Lassen Sie mich nun kurz auf die wesentlichen 
Forderungen des Antrags eingehen. Bereits jetzt 
haben die Opfer des Menschenhandels eine Be-
denkzeit von grundsätzlich einem Monat. In dieser 
Zeit können sie entscheiden, ob sie mit den Straf-
verfolgungsbehörden zusammenarbeiten wollen. 
Kollege Engel hat gerade ausgeführt, dass dieses 
nicht nur ausreichend, sondern auch sehr sachge-
recht ist, weil es um schnelle Entscheidungsfin-
dung geht.  

Ansonsten würde die sehr dringliche Beweisfüh-
rung – denken Sie zum Beispiel an die Haftprü-
fungsfristen – und damit der Erfolg der Verfahren 
infrage gestellt. Gerade dazu wird den Opfern hier 
der Aufenthalt für die Dauer des Verfahrens ges-
tattet, und auch diese wollen, dass ihre Peiniger 
wirksam bestraft werden.  

Nach der Bedenkzeit soll künftig kooperationsbe-
reiten Opfern für mindestens sechs Monate eine 
Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Diese Frist 
kann verlängert werden, wenn es das Strafverfah-
ren oder bestimmte Umstände, zum Beispiel bei 
Minderjährigen, erforderlich machen. Auch dies 
entspricht der EU-Richtlinie. Ein dauerhafter 
Verbleib des Opfers in Deutschland aus persönli-
chen Gründen kommt jedoch weiterhin grundsätz-
lich nicht in Betracht. Auch die EU-Richtlinie sieht 
allein den vorübergehenden Aufenthalt zur Mitwir-
kung im Strafverfahren vor. Daneben lässt es das 
Aufenthaltsgesetz weiterhin zu, den Aufenthalt 
aus wichtigen Gründen noch zu gestatten.  

Die bestehenden Regelungen stellen bereits jetzt 
für Opfer von Menschenhandel für die Dauer ihres 
Aufenthaltes angemessenen Unterhalt und medi-
zinische Versorgung sicher. Die medizinische 
Versorgung soll mit der Umsetzung der EU-
Opferschutzrichtlinie auf Bundesebene noch wei-
ter verbessert werden.  

Ferner dürfen Opfer von Menschenhandel auch 
jetzt bereits Arbeit aufnehmen und an Qualifizie-
rungsmaßnahmen teilnehmen. Dies schafft für die 
Zeit nach ihrer Rückkehr bessere berufliche Per-
spektiven und schützt sie davor, aufgrund wirt-
schaftlicher Zwänge erneut Opfer von Schleuser- 
und Zuhälterbanden zu werden.  
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Die spezialisierten Fachberatungsstellen betreuen 
die Opfer von Menschenhandel sehr eng und ver-
trauensvoll. Dies kann im Einzelfall zu rechtlichen 
Konflikten führen. Die Voraussetzungen für ein 
Zeugnisverweigerungsrecht ihrer Bediensteten 
sind jedoch derzeit nicht gegeben. Die Verfassung 
knüpft daran auch hohe Anforderungen. Dazu be-
dürfte es insbesondere einer Konkretisierung des 
Berufsbildes dieser Bediensteten, wie es bereits 
bei anderen Berufsgruppen der Fall ist, die ein 
Zeugnisverweigerungsrecht haben. 

Polizei und Justiz unseres Landes sind für die Be-
kämpfung des Menschenhandels und der 
Zwangsprostitution sehr gut aufgestellt. Bei der 
Polizei sind gerade die Kriminalhauptstellen sehr 
schlagkräftige Aktivposten im Kampf gegen die 
organisierte Rotlichtkriminalität des Menschen-
handels. Dies schließt die gute internationale Zu-
sammenarbeit unter dem Dach von Eurojust, Eu-
ropol und Interpol ein. Es bedarf also keiner Neu-
organisation. 

Auch die Fortbildung von Justiz und Polizei ist gut. 
Diese erfolgt institutionell übergreifend und ist 
fachlich stets aktuell und von hoher Qualität. Dass 
sie dabei besonders die Anforderungen des Op-
ferschutzes berücksichtigen muss, ist selbstver-
ständlich.  

Ich fasse zusammen: Nordrhein-Westfalen ist für 
die Bekämpfung des Menschenhandels und der 
Zwangsprostitution gut gerüstet. Opferschutz und 
Opferrechte werden auf hohem Niveau und ent-
sprechend der EU-Vorgaben gewährleistet. Eine 
über 1:1 hinausgehende Umsetzung wollen wir 
nicht. – Vielen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Vielen Dank, 
Herr Innenminister. – Meine Damen und Herren, 
es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
Deshalb können wir zum Schluss der Beratung 
kommen. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/1987 an den Innenaus-
schuss – federführend – und an den Ausschuss 
für Frauenpolitik sowie an den Rechtsaus-
schuss – mitberatend. Die abschließende Bera-
tung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
dieser Überweisungsempfehlung zustimmen 
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Wer ist 
dagegen? – Wer enthält sich? – Dann ist das ein-
stimmig angenommen.  

Wir kommen zu:  

5 Gesetz zur Änderung des Landesstraßen-
ausbaugesetzes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 14/1998 

erste Lesung 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Minister 
Wittke das Wort.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen, liebe Kolle-
gen! Mit der Vorlage des Entwurfs zur Änderung 
des Landesstraßenausbaugesetzes folgt die Lan-
desregierung einem gesetzlichen Auftrag. Nach 
§ 1 Absatz 4 des Landesstraßenausbaugesetzes 
ist der Landesstraßenbedarfsplan jeweils nach 
fünf Jahren durch Gesetz fortzuschreiben.  

Dieser Pflicht hat sich die Vorgängerregierung 
zweimal entzogen. Der derzeit noch geltende 
Landesstraßenbedarfsplan stammt aus dem Jah-
re 1993. Er wäre turnusgemäß 1998 und 2003 
fortzuschreiben gewesen. Es ist kein Geheimnis: 
Den damaligen Regierungen und mehr noch den 
sie tragenden Regierungsparteien mangelte es an 
Kraft und Konsensfähigkeit für gemeinsame Infra-
strukturentscheidungen, insbesondere für den 
Straßenverkehr. Das war nicht gut für die Ver-
kehrspolitik, und es war auch nicht gut für unser 
Land. Durch Stillstand kann man Zukunft nicht 
gestalten.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir 
freuen uns nun, dass die Fortschreibung zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt nach dem Regierungs-
wechsel auf den Weg gebracht werden kann. Das 
ist ein Signal für den notwendigen Aufbruch, für 
Verlässlichkeit und Planungssicherheit in der für 
Wirtschaft und Arbeitsplätze so wichtigen Ver-
kehrs- und Infrastrukturpolitik.  

Mit Verabschiedung des vorgeschlagenen Ände-
rungsgesetzes tritt der neue Bedarfsplan, der dem 
Gesetzentwurf als Karte beigefügt ist, an die Stel-
le des bisherigen Bedarfsplanes von 1993. Die 
Feststellung des Bedarfs für die Landesstraßen 
erfolgt analog zur Feststellung des Bedarfs bei 
den Bundesfernstraßen ausdrücklich durch Ge-
setz. Das Land regelt damit für die Straßen in sei-
ner Baulast, dass die Festlegung des Bedarfs im 
Interesse der Planungssicherheit und Planungs-
beschleunigung für die Linienbestimmung nach 
§ 37 und die Planfeststellung nach § 38 des Stra-
ßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen verbindlich ist. Verwaltungen und Ge-
richte sind an diese Bedarfsfestlegung gebunden.  
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Die schematisierte Form der Darstellung in der 
Bedarfskarte bedeutet keine Vorentscheidung ü-
ber den Trassenverlauf. Über die Realisierbarkeit 
und Gestaltung des jeweiligen Vorhabens wird 
nach sorgfältiger Abwägung im Planfeststellungs-
verfahren entschieden. Grundlage für die Über-
prüfung und Fortschreibung des Bedarfs für die 
Landesstraßen ist die Integrierte Gesamtver-
kehrsplanung des Landes. Dieses Planungsin-
strument mit systematischer Einbeziehung aller 
berührten Belange und frühzeitigen Beteiligungs-
möglichkeiten ist im Vorfeld der Herstellung des 
Einvernehmens durch den Verkehrsausschuss 
am 11. Mai 2006 ausführlich und umfassend dis-
kutiert und beraten worden. Auf Wiederholungen 
möchte ich deshalb verzichten. 

Hervorheben möchte ich aber die Mitwirkung der 
Regionalräte. Diese waren von Anfang an in das 
Verfahren eingebunden und haben insbesondere 
die Erstellung der Maßnahmenlisten durch ihre 
Vorschläge aktiv begleitet. Anders als in der Ver-
gangenheit hat diese Landesregierung auch auf 
die Regionalräte gehört, hat die Anregungen und 
Änderungswünsche aufgenommen und hat nicht 
nur eine Pro-forma-Beteiligung durchgeführt.  

Ich bin den Regionalräten überaus dankbar dafür, 
dass sie sehr schnell zu überzeugenden prakti-
schen Vorschlägen gekommen sind, die auch die 
kommunalen Belange einbeziehen. Diese Vor-
schläge waren auf die zügige Aufstellung des Be-
darfsplanentwurfs ausgerichtet. Soweit in wenigen 
Fällen den Vorschlägen nicht oder nur teilweise 
gefolgt werden konnte, hat die Landesregierung 
hierzu dem Regionalrat und dem Verkehrsaus-
schuss bereits ausführlich berichtet. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
heute vorliegende Bedarfsplanentwurf ist iden-
tisch mit dem als Bestandteil der IGVP am 
11. Mai 2006 im Ausschuss für Bauen und Ver-
kehr verabschiedeten Maßnahmenkatalog des 
Landes zu den Landesstraßen. Dieses Verfahren 
entspricht der Systematik integrierter Verkehrs-
planung und vereinfacht die Beratungen. Das Par-
lament ist in seinen Beratungen selbstverständlich 
nicht an die Gesetzesvorlage gebunden. Da die 
Vorlage aber exakt der IGVP entspricht, würden 
Abweichungen allerdings auch Abweichungen von 
den IGVP-Ergebnissen bedeuten.  

Der Bedarfsplanentwurf enthält die Dringlichkeits-
stufen 1 und 2.  

Stufe 1 bedeutet vordringlicher Bedarf. Diese Stu-
fe enthält alle Maßnahmen, deren Realisierung 
bis zum Jahre 2015 abgeschlossen sein soll be-
ziehungsweise eingeleitet werden kann. Einge-

schlossen ist eine Planungsreserve von einem 
Drittel des Volumens zur Sicherstellung der Pro-
grammkontinuität, weil eben nicht an jeder Stelle 
sichergestellt sein kann, dass auch tatsächlich 
Planungs- und damit Baurecht geschaffen werden 
kann und damit bis 2015 wirklich jede dieser 
Maßnahmen realisiert werden kann. 

Stufe 2 bedeutet weiterer Bedarf. Für die Maß-
nahmen dieser Planungskategorie, die bis zur Li-
nienbestimmung konkretisiert werden können, 
sind bis 2015 keine Finanzmittel eingeplant. 

Analog zum Bundesfernstraßenbedarfsplan wurde 
zur Flexibilisierung des Planungssystems für zehn 
besonders dringliche Vorhaben der Stufe 2 ein 
uneingeschränktes Planungsrecht vorgesehen. 
Dieses ermöglicht die Herstellung der Baureife, 
das heißt, die Planung bis einschließlich Durch-
führung des Planfeststellungsverfahrens. 

Daneben ist in § 5 des Landesstraßenausbauge-
setzes eine Ausnahmeregelung für den Fall des 
unvorhergesehenen Bedarfs enthalten. Ausnah-
meentscheidungen erfolgen natürlich nur im Be-
nehmen mit dem Verkehrsausschuss des Landta-
ges. 

Der Einplanungsrahmen für die Stufe 1 einschließ-
lich Planungsreserve wurde auf 1,045 Milliarden € 
und für die Stufe 2 auf 0,555 Milliarden € begrenzt. 
Der Gesamteinplanungsrahmen von 1,6 Milliar-
den € bleibt damit überschaubar und entspricht der 
derzeitigen Finanzierungslinie für den Landesstra-
ßenbau. Gegenüber dem Bedarfsplan 1993 liegt 
das Einplanungsvolumen in der Stufe 1 rund 30 % 
niedriger. Der Programmrahmen schafft Pla-
nungssicherheit und eine langfristige Perspektive, 
die, wie im Bereich der programmatischen Pla-
nung üblich, auf 15 bis 20 Jahre fixiert werden 
kann. 

Der Bedarfsplanentwurf enthält 335 Vorhaben, 
davon 263 in Stufe 1 und 72 Vorhaben in Stufe 2. 
Insgesamt wurden über 600 Vorhaben mit einem 
Kostenvolumen von rund 3,2 Milliarden € für die 
Bedarfsplanfortschreibung und Bewertung im 
Rahmen der IGVP angemeldet. Bei der Auswahl 
der Projekte mussten deshalb strenge Maßstäbe 
angelegt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die Vo-
ten der Regionalräte und die Resonanz im Lande 
zur Vorabstimmung im Rahmen der IGVP bestäti-
gen: Dieser Programmentwurf kann sich sehen 
lassen, auch wenn nicht alle Wünsche erfüllt wur-
den. 

Ich begrüße es, dass die IGVP-Bewertungen 
und -Einplanungskriterien von Betroffenen kritisch 
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hinterfragt worden sind. Auch nach kritischer Ü-
berprüfung bleibt aber der Nutzen-Kosten-
Quotient unverzichtbare zentrale Entscheidungs-
hilfe, die die Wirkung von Maßnahmen transpa-
rent und auch vergleichbar macht. 

Mit Blick auf die verfügbaren Mittel musste der 
Richtwert für die Stufe 1 mit 2,2 und für die Stu-
fe 2 mit 1,0 festgelegt werden. Natürlich wurden 
unter anderem auch Kriterien der Ökologie, des 
Städtebaus, der Raumordnung und der Netzfunk-
tion in die Gesamtbeurteilung einbezogen. So 
konnten auch Projekte mit niedrigen Nutzen-
Kosten-Quotienten realisiert werden, wenn die 
anderen Belange entsprechend hoch zu gewich-
ten waren. 

Nicht eingeplant werden konnten Projekte, deren 
Nutzen nicht dem Baulastträger Land, sondern 
insbesondere anderen Baulastträgern dienen soll-
te. Ebenso musste die Aufnahme substanzerhal-
tender Vorhaben und punktueller Verkehrssiche-
rungsmaßnahmen aus grundsätzlichen Erwägun-
gen unterbleiben. Letztere sind auch ohne IGVP-
Einschätzung aus wirtschaftlichen und rechtlichen 
Erfordernissen geboten. Eine Bedarfsplanrele-
vanz wie bei kapazitätserweiternden Vorhaben 
besteht dabei im Übrigen nicht. 

Ich verkenne nicht: Der seit Jahren aufgelaufene 
Erhaltungsstau ist in der Tat ein gravierendes 
Problem. Die Anmeldungen mit einem Kostenvo-
lumen von über 500 Millionen €, die mit der IGVP-
Systematik nicht priorisierbar waren, bestätigen 
diesen Trend. Im Kern geht es um einen Sanie-
rungsfall, der entstanden ist, weil die früher ver-
fügbaren Mittel des Landesstraßenbaus für ande-
re politische Prioritäten veranschlagt wurden. Man 
könnte auch sagen: Die Mittel für die Straßenlö-
cher versickerten in Lieblingsprojekten der Vor-
gängerregierung. 

Da es nicht um ein Bedarfsplanthema geht, wären 
Vorschläge zu einem Programmhopping oder zur 
Verfälschung des Ausbaubedarfs ein falscher 
Weg. Ein solcher Weg würde nicht nur den Prinzi-
pien der Ehrlichkeit und Transparenz widerspre-
chen, sondern auch noch die Ergebnisse der in-
tegrierten Verkehrsplanung im Hinblick auf die An-
forderungen an die Ausgestaltung des Bedarfs 
der Verkehrsträger auf den Kopf stellen. Dies 
können wir nicht zulassen, weil die Probleme da-
mit nur verschoben würden. 

Im Zusammenhang mit der Beratung des Haus-
haltsplans 2007 werden wir mit der gleichen Dy-
namik, mit der wir IGVP und Bedarfsplanung vo-
rangebracht haben, das Thema der Straßenerhal-
tung anpacken. Schon im Jahr 2006 haben wir mit 

dem 10-Millionen-€-Sofortprogramm zur Beseiti-
gung gravierender Deckenschäden die neue Ge-
wichtung der Straßenerhaltung verdeutlicht. Vor 
Abschluss der Bestandsaufnahme und Bewertung 
lassen wir uns von den Problemverursachern, die 
jahrelang nichts getan haben, allerdings nicht 
grobe Schnellschüsse aufdrängen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, nach 
Verabschiedung des Bedarfsplans gehen wir noch 
im laufenden Jahr an die Erarbeitung des Lan-
desstraßenausbauplans. Wir werden das zügiger 
tun als der Bund, der zwei Jahre nach Verab-
schiedung des Bundesfernstraßenbedarfsplans 
noch immer keinen Ausbauplan vorgelegt hat. 
Dieser Plan, auch Fünf-Jahres-Plan genannt, wird 
die mittelfristig anzugehenden Projekte und ihre 
Finanzierung konkret darstellen. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, die vorge-
schlagene Änderung des Landesstraßenausbau-
gesetzes, für die wir um Zustimmung bitten, ist 
zukunftsfähig und belastbar. Sie schafft die Vor-
aussetzungen für eine bedarfsgerechte Gestal-
tung des Landesstraßennetzes. Dabei wurden die 
Herausforderungen für eine moderne Mobilität 
aufgegriffen. 

Unsere Vorbereitung war transparent und offen. 
Sämtliche Maßnahmen wurden praxisnah, ver-
kehrsträgerübergreifend konzipiert und in ihrer 
Notwendigkeit und Dringlichkeit unter wissen-
schaftlicher Begleitung und in enger Tuchfühlung 
mit den Regionalräten begründet. Das Verfahren 
hierzu wurde noch von der Vorgängerregierung 
festgelegt und auf den Weg gebracht. Ich verheh-
le nicht: Wir selbst hätten einiges gerne anders 
gemacht.  

Eine wichtige Erfahrung aus der Vorbereitungs-
phase ist, dass auch moderne Planungsprozesse 
nicht ohne Bereitschaft zur Übernahme politischer 
Verantwortung für Prioritätensetzungen und Infra-
strukturentscheidungen funktionieren. Diese Be-
reitschaft hat die jetzige Landesregierung gezeigt. 
Als programmatischer Rahmenplan für die Infra-
strukturentwicklung hat der Bedarfsplan keine 
unmittelbaren Auswirkungen auf den Landes-
haushalt. Für die Realisierung der baureifen Pro-
jekte sind die Festlegungen der jeweiligen Jah-
reshaushalte verbindlich. 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, für derzeit un-
erfüllbare Wünsche zum Bedarfsplan habe ich ei-
nen ganz kleinen Trost parat: Der vorliegende 
Plan ist nach fünf Jahren fortschreibungsfähig und 
überprüfungsbedürftig. Diese Regierung will und 
wird sich dann dieser Aufgabe gerne in der Konti-
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nuität des bisherigen Verfahrens stellen. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister Wittke. – Für die SPD spricht nun 
der Kollege Haseloh. 

Karl-Heinz Haseloh*) (SPD): Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! 
Nachdem mit der Integrierten Gesamtverkehrs-
planung in Nordrhein-Westfalen der grundsätzli-
che Bedarf von Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen 
im Bereich Schiene und Straße festgelegt wurde, 
wird dieser Bedarf im Landesstraßenausbauge-
setz gesetzlich verankert. Mit dem Landesstra-
ßenausbaugesetz wird seit 1980 versucht, die 
Landesstraßenplanung langfristig und bedarfsge-
recht durchzuführen und nach Dringlichkeit zu 
ordnen.  

Die nunmehr von der Landesregierung vorgelegte 
Fortschreibung des Landesstraßenausbaugeset-
zes umfasst, wie Herr Minister Wittke eben schon 
sagte, für 263 Maßnahmen ein Finanzvolumen 
von über 1 Milliarde € für den Zeitraum bis 2015. 
Dabei ist die neu geschaffene Kategorie der erhal-
tungs- beziehungsweise bestandsorientierten 
Ausbaumaßnahmen sowie der sogenannten 
Punktmaßnahmen im Landesstraßenbedarfsplan 
nicht ausgewiesen. 

Diese neue Kategorie beinhaltet 109 erhaltungs-
orientierte Ausbauvorhaben mit einem Gesamtvo-
lumen von noch einmal über 558 Millionen €. Die 
Finanzierung soll künftig nur aus Erhaltungsmit-
teln erfolgen. Interessant ist dabei, dass diese Ka-
tegorie 28 Maßnahmen beinhaltet, die bisher im 
Landesstraßenbedarfsplan ausgewiesen waren; 
19 von ihnen sogar in der Bedarfsplanstufe 1 – 
also mit hoher Priorität. 

Nun wollen wir einmal nur das Volumen des Be-
darfsplans von über 1 Milliarde € auf zehn Jahre 
rein finanztechnisch betrachten. Das bedeutet, 
das eine notwendige jährliche Investitionsquote 
von über 104 Millionen € erforderlich ist. Hinzu 
kommt der Finanzbedarf für erhaltungsorientierte 
Ausbaumaßnahmen von über 558 Millionen € für 
fünf Jahre. Das bedeutet nochmals über 
111 Millionen € Finanzbedarf per anno. In den 
fünf Jahren wollen Sie ja die Erhaltung und den 
Bestand sichern. Deshalb kann man da keine 
Zehnjahresplanung machen, sondern das sind 
dringende Maßnahmen, die zur Erhaltung des 
Bestandes notwendig sind. Ich gehe davon aus, 
dass das innerhalb von fünf, sechs Jahren ange-

gangen werden muss, wenn man nicht will, dass 
die Straßen „abgängig“ werden. 

(Christof Rasche [FDP]: Warum sind die 
Straßen denn nicht schon alle fertig?) 

– Ja, wir haben den Leuten gesagt, was wir leis-
ten können. 

(Christof Rasche [FDP]: Die sind doch nicht 
von einem auf den anderen Tag kaputtge-
gangen!) 

– Die sind nicht alle einer nach dem anderen ka-
putt gegangen, sie sind nachgearbeitet worden. 
So weit zu den Planungen der Landesregierung 
unter dem finanzpolitischen Aspekt. 

(Zuruf von der SPD) 

Nun zu dem, was die Landesregierung hier an 
Straßenbauinvestitionen vorlegt, also zu dem, 
was wünschenswert ist: Dabei werden zur konse-
quenten Abarbeitung dieser Liste, wie eben dar-
gestellt, im Jahr über 215 Millionen € für die ge-
samten Neubau- und Erhaltungsmaßnahmen im 
Straßenbau benötigt. Von den laufenden Erhal-
tungsmaßnahmen, zum Beispiel Straßenschäden 
aufgrund des vergangenen, harten Winters, ist 
hier noch gar nicht die Rede. 

(Zuruf von der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nun haben uns 
die regierungstragenden Parteien im vergangenen 
Wahlkampf gerade hinsichtlich der Verkehrsinfra-
struktur das Blaue vom Himmel versprochen. 

(Beifall von der SPD) 

Das hat heute noch seinen Niederschlag. Das 
Blaue am Himmel ist immer weniger geworden, 
wir hatten einen harten Winter und schlechtes 
Wetter noch dazu. Ich will Sie jetzt nicht dafür 
verantwortlich machen, aber: So ist das, wenn 
man das Blaue vom Himmel verspricht. 

(Heiterkeit von der SPD) 

Die CDU kündigt in ihrem Wahlprogramm ein so-
genanntes Sonderprogramm Verkehrsinfrastruktur 
2010 an, und die FDP hat für die Jahre 2004 und 
2005 noch Mittelerhöhungen für den Landesstra-
ßenbau, Herr Rasche, von über 167 Millionen € 
pro Jahr beantragt. 

(Bodo Wißen [SPD]: Das ist ja unglaublich!) 

Dabei wurden die Vertreter der beiden Regie-
rungsparteien damals nicht müde, sich zur Ver-
bildlichung ihrer Versprechen an ausgesuchten 
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Schlaglöchern in Nordrhein-Westfalen presseöf-
fentlich mit Blumenkübeln usw. zu positionieren. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Sie sollten sich alle einen solchen Filmbeitrag 
einmal anschauen, zum Beispiel den über den 
Kollegen Rasche in der Sendung Westpol von vor 
einem Jahr. Da kann man sehen, wie damit im 
Grunde genommen umgegangen wurde. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im völligen Ge-
gensatz zu den Wahlversprechen und den dama-
ligen Ankündigungen hier im Landtag weist der 
Landeshaushalt 2006 Straßenbaumittel jedoch 
nur in Höhe von 67 Millionen € und Erhaltungsmit-
tel in Höhe von 53 Millionen € aus. Mit diesen 
120 Millionen € sollen also die Neubau- und die 
Erhaltungsmaßnahmen bei einem Bedarf von 
215 Millionen € gedeckt werden. Faktisch haben 
wir bereits im Jahr nach der Wahl eine Unterde-
ckung von 95 Millionen €. 

(Beifall von der SPD) 

Dabei ist von der dringend notwendigen laufenden 
Instandsetzung des Straßennetzes noch gar nicht 
gesprochen worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, diese Tatsachen 
führen zum Beispiel auch dazu, dass die regie-
rungstragenden Fraktionen mittlerweile nicht mehr 
bereit sind, den ADAC-Straßenzustandsbericht für 
NRW entgegenzunehmen. Sie wollen an ihre al-
ten Versprechungen nicht mehr erinnert werden. 

Die damalige Landesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen haben den Landesstraßen-
ausbauplan seit 1993 grundsätzlich nicht mehr 
fortgeschrieben, sondern nur noch einzelne Maß-
nahmen im Wege der Ausnahmeregelung aufge-
nommen.  

(Christof Rasche [FDP]: 53!) 

Dem lag zugrunde, dass die notwendigen Mittel 
für Investitionen in Infrastrukturmaßnahmen nicht 
zur Verfügung standen und wir die Menschen in 
unserem Lande wahrheitsgemäß darüber unter-
richtet haben.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Wir haben es also anders gemacht als Sie noch 
vor einem Jahr.  

Was Sie jetzt machen, ist, Wunschlisten aufstel-
len, die bereits Makulatur sind. 

(Beifall von der SPD) 

Sie streuen den Menschen in unserem Lande 
Sand in die Augen, indem Sie Maßnahmen in die 

Bedarfsplanung aufnehmen, deren Finanzierung 
Sie nie sicherstellen werden. 

(Zustimmung von der SPD) 

Ihre großspurigen Ankündigungen wurden mit 
dem Haushaltsplan völlig entzaubert. Das FDP-
Logo „NRW macht Tempo“ wurde unmittelbar 
nach der Wahl aufgelöst.  

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Kollege, 
erlauben Sie eine Zwischenfrage von Herrn Kolle-
gen Schemmer? 

Karl-Heinz Haseloh*) (SPD): Ich komme jetzt zum 
Ende meiner Rede. Wir werden die Diskussion ja 
noch im Fachausschuss führen. 

Ich meine, das sind alles falsche Versprechungen,  

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

die im vorliegenden Gesetzentwurf festgeschrie-
ben sind. Gehen Sie auch noch hin und schwä-
chen den öffentlichen Personennahverkehr, wird 
der Verkehrsträger Straße in Nordrhein-Westfalen 
zusätzlich belastet, ohne den entsprechenden In-
vestitionsbedarf zu erhöhen. 

(Beifall von Bodo Wißen [SPD]) 

Wir werden der Überweisung des Gesetzentwurfs 
in den Fachausschuss natürlich zustimmen. – Vie-
len Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Haseloh. – Für die CDU spricht nun 
Herr Schulte. 

Bernd Schulte (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Lassen Sie mich zu diesem 
Gesetzentwurf der Landesregierung vier Feststel-
lungen treffen. 

Feststellung Nr. 1: Die Fortschreibung des Lan-
desstraßenbedarfsplans schafft ein Ende des bis-
herigen verkehrspolitischen Stillstandes. Was zu-
vor in acht Jahren verzögert wurde, hat die neue 
Landesregierung in nicht einmal einem Jahr um-
gesetzt. Nach dem Landesstraßenausbaugesetz 
soll der Bedarfsplan nach Ablauf von fünf Jahren 
fortgeschrieben werden. Der letzte Bedarfs- und 
Ausbauplan stammt aus 1993. Fünf Jahre später, 
also 1998, hätte er fortgeschrieben werden müs-
sen. Das ist nicht erfolgt und wurde mit der Erar-
beitung der Integrierten Gesamtverkehrsplanung 
begründet. Mit dem Gesetz zur IGVP im Mai 2000 
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wurde zwischenzeitlich der erneute Auftrag zur 
Durchführung gegeben. Auch diese Frist ist ver-
strichen, sodass die neue Landesregierung einen 
bedarfs- und ausbauplanlosen Zustand vorfand, 
der jetzt aufgehoben wird. 

Feststellung Nr. 2: Die Fortschreibung des Lan-
desstraßenbedarfsplans schafft ein Ende der bis-
herigen verkehrspolitischen Willkür.  

(Widerspruch von der SPD) 

Gemäß dem geltenden Landesstraßenausbauge-
setz ist dem Ministerium bei einem sogenannten 
unvorhersehbaren Bedarf und im Benehmen mit 
dem Verkehrsausschuss das Recht zugestanden, 
über Ausnahmen vom Bedarfsplan zu entschei-
den.  

Dazu die Zahlen: Seit 1993 wurden 60 Landes-
straßenneubauvorhaben durch Ausnahmen oder 
Anpassungen in den Landesstraßenbedarfsplan 
neu aufgenommen. Ich frage Sie: Nach welchen 
Kriterien ist das erfolgt? Das ist wahrscheinlich 
nach den damaligen jeweiligen Wahlkreisabgeord-
neten oder nach sonstigen Gesichtspunkten er-
folgt.  

(Christof Rasche [FDP]: Reine Verschleie-
rung! – Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

Durch die Kategorie 2* wird der Willkür ein Ende 
gesetzt. Maßnahmen in dieser Kategorie erhalten 
eine zusätzliche Priorität bei einem möglichen 
Nachrücken in die Kategorie 1.  

(Bodo Wißen [SPD]: Wo nichts hintersteckt!) 

Dadurch, dass Vorhaben in die Kategorie 2* bis 
zur Baureife geführt werden können, ist eine zügi-
ge Realisierung der Maßnahmen gewährleistet, 
wenn sie in die Stufe 1 nachrücken. Grundsätzlich 
wäre eine Höherstufung der Maßnahmen 2* in 
Stufe 1 auch ohne Benehmen des Verkehrsaus-
schusses denkbar, da über diese insgesamt zehn 
Vorhaben bereits im Rahmen der Integrierten Ge-
samtverkehrsplanung Einvernehmen hergestellt 
wurde. 

Feststellung Nr. 3: Die frühzeitige Einbringung des 
Landesstraßenausbaugesetzes vermeidet mehr-
fache Umweltprüfungen. Durch die rechtzeitige 
Einbringung des Gesetzentwurfes kann die Pflicht 
zur Strategischen Umweltprüfung, SUP, vermie-
den werden. Dieser Weg ist in der Anhörung von 
Rechtsexperten sehr eindeutig aufgezeigt worden. 
Die Vorhaben des Landesstraßenbedarfsplans 
unterstehen in den meisten Fällen ohnehin der 
Pflicht einer Projektumweltverträglichkeitsprüfung. 
Durch Vermeidung der SUP können doppelte 
Umweltprüfungen ausgeschlossen werden. Diese 

doppelten Umweltprüfungen würden die Realisie-
rung von Vorhaben zusätzlich verzögern und auch 
verteuern. 

Feststellung Nr. 4: Wir werden für den Landes-
straßenbau einen verlässlichen und stetigen Fi-
nanzrahmen fassen. Rot-Grün hatte 1995 für den 
Landesstraßenneubau einen Kostenrahmen von 
150 Millionen DM vorgesehen. Dieser Ansatz 
wurde nie erreicht. Wir werden den Mittelansatz 
von 67 Millionen € in den nächsten Jahren verste-
tigen. Bis 2015 sind das dann 670 Millionen €. 
Darauf wird eine Planungsreserve von 
300 Millionen € gesetzt. Wer das kritisiert, muss 
sich vor Augen halten, dass das ein Verfahren ist, 
das analog nach dem Bundesfernstraßenbedarfs-
plan erfolgt. Da ist in der gleichen Weise vorge-
gangen worden. Wir haben die Möglichkeit, mit 
1 Milliarde € über den Zeitraum bis 2015 eine Ge-
genfinanzierung auf solider Grundlage betreiben 
zu können.  

Aber – jetzt muss ich wiederum einen Tropfen 
Wasser in den Wein schütten – dieser Betrag wird 
durch die Rückzahlungen von sogenannten priva-
ten Vorfinanzierungen von Tunnelmaßnahmen in 
Wuppertal und Plettenberg belastet. Ich tue mich 
schwer mit dem Begriff „private Vorfinanzierun-
gen“; denn das ist ein Etikettenschwindel einer 
großen Kategorie: Bis 2022 werden in der Spitze 
bis zu 16 Millionen € pro Jahr aufgebracht werden 
müssen, um die Kosten dieser sogenannten priva-
ten Vorfinanzierungen abzudecken. Das schmä-
lert natürlich über einen sehr langen Zeitraum, der 
über die Geltung des Bedarfsplans hinausgeht, 
das Investitionsvolumen. 

Ich bin gespannt auf die Beratungen im Aus-
schuss und hoffe, dass die Opposition die Blo-
ckadehaltung, die sie bei der IGVP an den Tag 
gelegt hat, überwindet und bei dem Bedarfsplan 
zu einer dem Lande dienenden Kooperation fin-
det. – Vielen Dank. 

(Beifall von der CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Kollege Schulte. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen spricht jetzt Herr Keymis.  

(Zuruf von der SPD: Immer der Größe und 
der Stimmenzahl nach! – Gegenruf von Syl-
via Löhrmann [GRÜNE]: Der Stimmenzahl 
nach, ganz genau!) 

– Bitte schön, Herr Keymis hat jetzt das Wort, 
meine Damen und Herren. 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3490

Oliver Keymis*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Ich freue mich über die 
herzliche Atmosphäre, die zwischen den Kollegen 
herrscht, obwohl das Thema eigentlich gar nicht 
so lustig ist. Immerhin geht es um die vom Minis-
ter jetzt durchgepeitschten IGVP, die die Grundla-
ge für das Landesstraßenausbaugesetz bildet, 
über das hier diskutiert wird. 

(Minister Oliver Wittke: Sechs Jahre!) 

– Herr Minister, ich weiß das alles ganz genau. 
Ich bin im sechsten Jahr im Parlament, also müs-
sen Sie mir das nicht vorrechnen. – Die IGVP – 
die Integrierte Gesamtverkehrsplanung – war die 
Grundlage dessen, was jetzt vorliegt. Herr Wittke, 
wir haben bereits im Ausschuss darüber disku-
tiert, dass dieses Verfahren insgesamt nicht so 
gelaufen ist, wie man sich das für ein ordnungs-
gemäßes Verfahren vorstellt. Wir haben übrigens 
auch die Problematik, dass Sie landauf, landab 
erklären, dass Sie die Schienenvorrangpolitik des 
Landes jetzt beenden, obwohl sie noch im IGVP-
Gesetz steht. Von daher haben wir es hier insge-
samt mit einer Situation zu tun, die, jedenfalls aus 
unserer Sicht, nicht rechtskonform ist.  

Diese Auffassung ist auch begründet, und zwar 
nicht durch uns, sondern durch die Aussagen, die 
wir in der Anhörung am 26. April gemeinsam ent-
gegennehmen konnten. Es wurde uns ein über 
80-seitiges Protokoll vorgelegt, in dem die Aussa-
gen der Anzuhörenden stehen, die uns noch ein-
mal deutlich und sehr eindrucksvoll dargelegt ha-
ben, dass es sich nach ihrer Einschätzung bei der 
IGVP nicht um eine wirkliche integrierte Gesamt-
verkehrsplanung handelt, und zwar nicht aufgrund 
ihrer Systematik, sondern aufgrund der Durchfüh-
rung des Verfahrens. Ich zitiere aus der Stellung-
nahme des Städtetags Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 14/0340 Seite 2: 

„Vor der Ermittlung der bedarfsplanrelevanten 
Infrastrukturvorhaben hätte eine landesver-
kehrspolitische Gesamtverkehrskonzeption als 
landespolitisches Zielkonzept und landespoliti-
scher Handlungsrahmen erstellt und beraten 
werden müssen. Diese integrative Grundlage 
und Klammer fehlt gänzlich.  

Die Infrastrukturvorhaben sind nur einzeln und 
nicht in ihrern (teilräumlichen) Gesamtwirkun-
gen und den Wechselwirkungen zwischen den 
Verkehrsträgern bewertet worden. Dieser 
Schritt hin zu einem die Verkehrsträger integrie-
renden Infrastrukturplan ist völlig ausgelassen 
worden.“ 

Das ist aus der Stellungnahme des Städtetags zu 
der Anhörung. Ich könnte so fortfahren. Herr Mi-

nister, die IGVP, so, wie Sie sie zu Ende gebracht 
haben, ist nicht die IGVP, wie wir sie begonnen 
haben. Das macht die Problematik deutlich. 

(Beifall von den GRÜNEN – Minister Oliver 
Wittke: Da lag auch eine Wahl dazwischen!) 

Jetzt verfahren Sie entsprechend. Sie haben das 
Verfahren schon in einer Weise durch die Regio-
nalräte gepeitscht, dass die dort ehrenamtlich tä-
tigen Politikerinnen und Politiker nicht in der Lage 
waren, die über 600 Projekte – Bahn-, Auto- und 
Straßenprojekte – wirklich umfassend zu überprü-
fen. Sie haben Ihren Kollegen Uhlenberg im Kabi-
nett düpiert, indem Sie ihm die Unterlagen für die 
entsprechende Kabinettssitzung 48 Stunden vor-
her zugeleitet und ihn gebeten haben, das zu ü-
berprüfen. Die Experten – seine Beamten – haben 
dem Minister in einem Brief geschrieben: Das 
können wir nicht. Wir halten dieses Vorgehen 
rechtlich für bedenklich. – Herr Minister, Sie kön-
nen weiter scherzen und schwätzen, aber Sie 
kommen um diese Diskussionslage leider nicht 
herum. Sie ist Fakt. Das liegt schriftlich vor. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Es macht an dem Punkt auch keinen Spaß, dar-
über hinwegzulächeln – auch wenn Sie sich jetzt 
hier kraft Ihrer Mehrheit brachial und über alles 
hinweg durchsetzen. Die Kritik an der mangeln-
den Beteiligung ist nicht nur von Ihrem Kollegen 
Uhlenberg, sondern auch vom Städtetag geäußert 
worden. Auf diese Weise ist die Situation entstan-
den, vor der wir heute stehen.  

Die eigentliche Sorge, die Sie immer haben, ist 
doch, dass Sie die Strategische Umweltprüfung 
durchführen müssen, die ab dem 20. Juli 2006 
auch in Nordrhein-Westfalen Pflicht ist. Das ist ei-
ne europäische Gesetzgebung. Deshalb haben 
Sie den Gesetzentwurf auch heute schon einge-
bracht. Deshalb haben Sie bereits am 11. Mai den 
Ausschuss mit seiner schwarz-gelben Mehrheit 
das Einvernehmen herstellen lassen. Im Prinzip 
haben Sie damit die Diskussion über die IGVP 
sehr schnell beendet.  

Wir hatten zwischen der Kenntnisnahme des Pro-
tokolls, das über 80 Seiten umfasst, und der Aus-
schussentscheidung exakt zwei Tage Zeit. Die 
Kollegen wissen, wovon ich rede. Die anderen 
Kollegen wissen es auch, aber sie brauchen es ja 
nicht mehr zu lesen. Ihr hebt nur noch die Hand, 
wenn es darauf ankommt, Herr Schemmer. 

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Bern-
hard Schemmer [CDU]) 

Deshalb braucht Ihr Euch mit den Aussagen de-
rer, die die Anhörung sehr kritisch gestaltet ha-
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ben, gar nicht mehr auseinander zu setzen. Das 
ist ja auch klar. 

Der Herr Minister hat eben angekündigt, dass er 
mit derselben Dynamik weiterarbeiten will. Auch 
das ist mir klar. Herr Kollege Schulte, ich wäre Ih-
nen dankbar, wenn Sie irgendwann einmal eine 
neue Platte auflegen würden. Sie haben immer 
dieselben Platten. 

(Zuruf von der SPD: Die Rückseite!) 

Noch ein Tipp: Wir leben im CD-Zeitalter. Da kann 
man auf „Repeat“ drücken. Damit haben Sie es 
einfacher. Das, was Sie uns hier vorgehalten ha-
ben – Blockadepolitik, die Straßenpläne seien 
möglicherweise nach den Wünschen einzelner 
Abgeordneter entschieden worden –, halte ich für 
ziemlichen Humbug. Sie haben auch keinen Be-
leg dafür.  

Aber als ich Ihnen im Ausschuss einen Beleg vor-
getragen habe, der nicht von mir, sondern von 
den Bürgern in Mönchengladbach stammte, näm-
lich dass der Kollege Schroeren als Immobilien-
makler, als Mitglied des Stadtrates und als Mit-
glied des Landtags die L 19 politisch vorantreibt, 
die bei Ihnen jetzt in Stufe 1 steht, haben Sie sich 
aufgeregt. Sie finden es politisch nicht in Ord-
nung, wenn man einmal ausspricht, was politisch 
Fakt ist. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Aber Ihre pauschalen Vorwürfe, Herr Kollege 
Schulte, die Sie an die SPD-Kollegen und an uns 
gerichtet haben – angeblich wegen der Vergan-
genheit –, ziehen nicht. Herr Kollege Haseloh hat 
schön auf die großen Sprüche hingewiesen, die 
noch vor der Wahl gemacht worden sind. Herr 
Rasche, darin waren Sie Meister. Sie haben er-
klärt, wie viel Sie für den Ausbau in den Haushalt 
einstellen wollten. Hinter Ihnen sitzt Ihre haus-
haltspolitische Sprecherin. Sie springt Ihnen ins 
Genick, wenn Sie heute vorschlagen, pro Jahr 
167 Millionen € in den Neubau von Straßen zu 
stecken. Das war Ihr haushaltspolitischer Vor-
schlag, den wir mit einer Mehrheit – das war eine 
Mehrheit der Vernunft, wenn ich das einmal so 
sagen darf – abgelehnt haben. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Machen wir uns an dieser Stelle nichts vor. Herr 
Minister, ich habe den festen Eindruck, dass Sie 
hier einen Landesstraßenausbauplan vorlegen, 
der dem entspricht, was man ideologisch „Stra-
ßenausbaupolitik“ nennen kann. Den Schienen-
vorrang haben Sie sowieso erledigt. Jetzt wird 
eben gebaut, so gut es geht.  

Ein Problem bleibt Ihnen erhalten, und das finde 
ich entscheidend – Herr Rasche, wir kehren in 
dem Punkt in ein paar Jahren alle wieder zur Ver-
nunft zurück –: Mit jeder Straße, die wir neu bau-
en, vergrößern wir das Problem, dass wir die 
Straßenerhaltung nicht finanzieren können.  

Tatsache ist, dass wir immer noch nicht – das ist 
auch die Kritik an unserem ehemaligen Koaliti-
onspartner – die Systematik umstellen, mehr Geld 
für den Erhalt von Straßen als für den Neubau 
von Straßen auszugeben. Dass Sie sich dieser 
Systematik nicht verschreiben, weil ja für Sie 
Straßenbau über alles geht, ist mir klar, aber wir 
haben es in der alten Koalition leider auch nicht 
aushandeln können. Diese umgestellte Systema-
tik führt am Ende dazu, dass wir das hochdichte 
Straßennetz in Nordrhein-Westfalen für die Men-
schen in einem befahrbaren Zustand halten kön-
nen.  

So wie Sie jetzt agieren und wie auch der Ge-
setzentwurf lautet, geht das genau in die andere 
Richtung. Vor dem Hintergrund kann ich nur sa-
gen: Es ist bitter für uns. Es ist bedauerlich für die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen. Ich glaube 
auch nicht, dass es zu wesentlich Neuem führt, 
das für die Menschen von großem Vorteil ist. Sie 
machen vielmehr die falsche Politik an der Stelle 
weiter, an der wir sie immer kritisiert, aber bisher 
nicht durchgesetzt haben. Aber dass man sich als 
kleiner Partner nicht immer durchsetzt, Herr Ra-
sche, werden Sie gleich noch einmal beweisen, 
wenn Sie uns erklären, wie Sie die 167 Millionen € 
im nächsten Jahr in den Haushalt einstellen, die 
Sie, als Sie noch nicht an der Regierung waren, 
gefordert haben. – Ich danke Ihnen. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön. – 
Für die FDP hat Herr Kollege Rasche das Wort. 

Christof Rasche*) (FDP): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Mit dem Gesetzentwurf 
kommt die Landesregierung einer gesetzlichen 
Verpflichtung nach, die Rot-Grün über Jahre hin-
weg ignoriert hat. In § 1 des Landesstraßenaus-
baugesetzes vom 20. April 1993 heißt es: 

„Für den Bau neuer und die wesentliche Ände-
rung bestehender Landesstraßen in der Lan-
desstraßenbaulast des Landes wird ein Lan-
desstraßenbedarfsplan aufgestellt, … 

Der Landesstraßenbedarfsplan umfasst die 
langfristigen Planungen für Landesstraßen; … 
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Nach Ablauf von jeweils fünf Jahren wird der 
Landesstraßenbedarfsplan durch Gesetz fort-
geschrieben.“ 

Dieser gesetzlichen Verpflichtung hat sich die rot-
grüne Mehrheit Anfang 1999 per Landtagsbe-
schluss entledigt. Zu groß war damals der Investi-
tionsstau im Landesstraßenbau, sodass man den 
tatsächlichen Bedarf nicht durch eine Fortschrei-
bung offen legen wollte. Das ist doch der wahre 
Grund, warum Sie das Gesetz nicht fortgeschrie-
ben haben. 

Seitdem hat das Verkehrsministerium im Wege 
der Ausnahmeregelung von § 5 Landesstraßen-
ausbaugesetz alleine über Änderungen des Lan-
desstraßenbedarfsplans entschieden. Auf diesem 
Weg, der nach dem Gesetz eigentlich auf Einzel-
fälle bei unvorhergesehenem Bedarf beschränkt 
bleiben soll, sind insgesamt 60 Projekte neu in 
dem Landesstraßenbedarfsplan aufgenommen 
worden. 

(Oliver Keymis [GRÜNE]: Keine Blockade!) 

60 neue Projekte! 

(Oliver Keymis [GRÜNE]: Eben!) 

Sie können mir doch nicht erzählen, dass Sie für 
diese 60 Projekte vorher keinen Bedarf gesehen 
hatten und sie alle völlig unvorhergesehen waren, 
wie es das Gesetz vorgibt. Nein, das war Willkür-
politik pur. Mit dem Verkehrsausschuss des Land-
tags wurde dabei lediglich das Benehmen herge-
stellt.  

Der alte Bedarfsplan von Rot-Grün aus dem Jahre 
1993 enthielt für die Stufe 1 einen Investitions-
rahmen von 1,3 Milliarden €. Die Haushaltsansät-
ze für das Landesstraßenausbauprogramm waren 
allerdings viel zu gering, um überhaupt zu diesem 
Bedarfsplan zu passen. Unterdeckung unter Rot-
Grün, Herr Haseloh: 500 Millionen €. Sie müssten 
sich zumindest überlegen, was Sie uns für die Zu-
kunft vorlegen. Das können Sie noch gar nicht be-
legen, weil wir noch nicht wissen, wie die Haus-
haltsansätze in neun oder zehn Jahren sein wer-
den. Sie müssen sich zumindest vorhalten lassen, 
dass Sie bei Ihren Plänen in den vergangenen 
zehn Jahren eine tatsächliche Unterdeckung von 
500 Millionen € hatten. Das ist das Ergebnis Ihrer 
Verkehrspolitik. 

Die Auswahl der Maßnahmen orientierte sich am 
Bewertungsergebnis der IGVP, insbesondere am 
Nutzen-Kosten-Quotienten. Denn angesichts der 
schwierigen finanziellen Rahmenbedingungen ist 
es unabdingbar, die einzelnen Vorhaben streng 
nach dem wirtschaftlichen Nutzen zu bewerten. Bei 
dieser Haushaltssituation bleibt uns nichts anderes 

mehr übrig. Wir haben einen riesigen Investitions-
stau, auch im Neubau: 500 Millionen € von Ihnen in 
Ihrem Programm hinterlassen. Zudem haben wir 
einen Riesenschuldenberg von 112 Milliarden €. 
Das sind die beiden Fakten.  

(Bodo Wißen [SPD]: Sie setzen noch einen 
drauf!) 

– Wir haben keine andere Wahl, Herr Wissen. Wir 
hatten doch eben schon einmal den Begriff von 
Wissen und Unwissen in einer Person. Ich weiß 
jetzt gar nicht mehr, ob ich Sie „Wißen“ oder „Un-
wissen“ nennen soll, mein lieber Kollege. Ich habe 
am Ende für Sie persönlich, Herr Wißen, weil ich 
Sie schätze, die große Angst, dass Sie das, was 
Sie hineinrufen, tatsächlich glauben. Das wäre 
schade. 

Mit einem Schuldenberg von 112 Milliarden € 
muss man umgehen. Wir reduzieren die tatsächli-
che Kreditaufnahme von Jahr zu Jahr. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben die höchste 
Neuverschuldung!) 

Das ist unser Ziel, und deswegen haben wir im 
Jahre 2006 die 167 Millionen € für den Landes-
straßenausbauplan gar nicht mehr gefordert, weil 
wir die Kreditaufnahme von Jahr zu Jahr reduzie-
ren wollen. 

Lieber Herr Keymis, ich komme zu Ihrer Kritik an 
der Systematik: auf der einen Seite Neubau, auf 
der anderen Seite Erhaltung. Sie wissen ganz ge-
nau, dass der Neubautitel im Jahre 2006, also im 
jetzigen Landeshaushalt, zu 100 % durch alte 
Landesstraßenbaumaßnahmen verausgabt wird. 
Maximal 0,5 % sind neue Maßnahmen. Das heißt, 
der Haushaltstitel „Neubau im Landesstraßenaus-
bauplan“ wurde mit alten Maßnahmen von Rot-
Grün hinterlegt. Auch im Jahre 2007 ist dieser 
Haushaltstitel mit Baumaßnahmen aus Ihrer Re-
gierungszeit belegt. 

(Zuruf von der SPD: Das ist logisch!) 

Wir haben uns ganz klar entschieden, wir wollen 
die Brücken, die Sie in die Landschaft gesetzt ha-
ben, nicht einfach stehen lassen, sondern wir wol-
len links und rechts Straßen daneben bauen. 

(Zuruf von der SPD: Dann war es doch nicht 
so schlecht, was wir gemacht haben!) 

Das führt automatisch dazu, Herr Keymis, dass 
wir diese Gelder nicht aus dem Neubau heraus-
nehmen können, um sie in die Erhaltung zu ste-



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3493

cken. Man kann nämlich nur eines: entweder die 
vorhandenen Baumaßnahmen zu Ende führen  

(Bodo Wißen [SPD]: Das ist doch deckungs-
fähig!) 

oder sie abbrechen – das wäre jetzt Ihr Vorschlag, 
Herr Wißen, wenn Sie sagen, das ist deckungsfä-
hig – und das Geld in die Erhaltung stecken. Das 
haben Sie gerade gesagt, oder Sie haben sich 
mal wieder einmal versprochen. – Das zu Ihrer 
Kritik an der Systematik. Das haben Sie hinterlas-
sen, und wir haben heute überhaupt keine andere 
Wahl. 

Aber trotz einer extrem schwierigen Haushaltsla-
ge haben wir mit dem Haushaltsentwurf 2006 eine 
neue Priorität zugunsten des Landesstraßenbaus 
gesetzt. Erstmals seit Jahren, lieber Herr Haseloh, 
ist der Haushaltsansatz für die Landesstraßen 
wieder angehoben worden – erstmals, Sie haben 
das nicht geschafft, Sie haben nicht einmal Ihre 
Koalitionsvereinbarung eingehalten –, und zwar 
um 5 % auf insgesamt 133,7 Millionen €.  

Ich sage auch ganz deutlich – das gebe ich gerne 
zu –, das reicht eigentlich nicht aus, der Bedarf ist 
größer, aber die finanziellen Möglichkeiten lassen 
uns keine andere Wahl. Aber wir gehen einen 
Schritt in die richtige Richtung. Das haben Sie, 
meine Kollegen von Rot und Grün, früher ver-
säumt. Der große Vorwurf, den ich Ihnen noch 
einmal mache, ist, dass Sie den Landesstraßen-
bedarfsplan nicht fortgeschrieben haben, weil Sie 
haben schon damals ganz klar erkannt haben, wie 
riesengroß der Investitionsstau ist. Den wollten 
Sie nicht offen legen. 

Im Gegensatz zu Rot-Grün packt die neue Koaliti-
on die Probleme des Landes an. Mit der Fort-
schreibung des Landesstraßenbedarfsplans setzt 
die neue Landesregierung einen Meilenstein in 
der Verkehrspolitik. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Zurufe von der 
SPD: Uih, Uih!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Rasche. – Es spricht jetzt der Kollege Schul-
te. 

Bernd Schulte (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Getretener Quark wird nicht 
stärker, sondern breiter.  

(Zuruf von Edgar Moron [SPD]) 

Insofern nutzt es nichts, wenn der Kollege Keymis 
hier die Behauptung wiederholt, die er schon im 
Ausschuss wiederholt hat. Herr Kollege Keymis, 

ich fordere Sie auf, Ihre gegenüber dem Kollege 
Schroeren aufgestellte Behauptung entweder zu 
beweisen oder sie mit dem Ausdruck einer Ent-
schuldigung zurückzunehmen.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von der 
SPD: Er hat doch überhaupt nichts gesagt!) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, der Kollege Aßbrock hat nun das 
Wort. 

Wolfgang Aßbrock*) (CDU): Frau Präsidentin! 
Meine liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst 
zu Ihnen, Herr Haseloh: Mir hat sich Ihr Beitrag 
heute leider nicht erschlossen. Denn ich habe aus 
den Beratungen im Ausschuss für Bauen und 
Verkehr noch gut in Erinnerung, dass Ihre 
Wunschliste doch noch viel länger war. Wir haben 
uns an Fakten orientiert, aber Sie haben noch 
mehr Wünsche geäußert, sind es heute allerdings 
wiederum schuldig geblieben, zu erläutern, wie 
Sie das Ganze denn letztlich finanzieren wollen. 

(Karl-Heinz Haseloh [SPD]: Sie haben mehr 
versprochen!) 

In wenigen Monaten ist etwas erreicht worden, 
wovon Rot-Grün nur jahrelang geträumt hat: Die 
Integrierte Gesamtverkehrsplanung wurde abge-
schlossen. Das Einvernehmen im Ausschuss 
wurde hergestellt. Heute legt die Landesregierung 
dem Landtag das Gesetz zur Änderung des Lan-
desstraßenausbaugesetzes dem Landtag vor.  

(Vorsitz: Vizepräsident Edgar Moron) 

Heute schaffen wir die verlässlichen Vorausset-
zungen für die weitere Planung, die Finanzierung 
und die Umsetzung der wichtigsten Infrastruktur-
maßnahmen bis zum Jahre 2015.  

Mein besonderer Dank gilt Verkehrsminister Oli-
ver Wittke und seinen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern, die dieses überzeugende Ergebnis in die-
ser kurzen Zeit möglich gemacht haben.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Herr Dr. Horstmann, der verehrte Kollege aus 
Ostwestfalen, hat neulich in einer großen deut-
schen Tageszeitung, die in Ostwestfalen er-
scheint, Folgendes gesagt und insofern die Kolle-
gen der CDU beschimpft:  

(Zuruf von Bodo Wißen [SPD]) 

Die Abgeordneten der CDU hätten die Durch-
schlagskraft eines Abnickvereins.  

(Beifall von Svenja Schulze [SPD] – Zurufe 
von der SPD) 
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Ich möchte an dieser Stelle aus Zeitgründen gar 
nicht auf die vielen Beispiele eingehen, wo Herr 
Dr. Horstmann Projekte angeschoben hat, bei de-
nen er als Tiger gestartet und letztlich als Bettvor-
leger gelandet ist.  

(Beifall von der CDU – Christof Rasche 
[FDP]: Nicht einmal!) 

– Nicht einmal das. -Meine Damen und Herren, 
lieber erfolgreiche und effiziente Arbeit zum Woh-
le dieses Landes als täglicher Hauskrach mit öf-
fentlicher Begleitmusik, wie es uns Rot-Grün in 
den vergangenen Jahren erfolgreich vorgeführt 
hat. Dies hat dazu geführt, dass Ihnen die Bürge-
rinnen und Bürger am 22. Mai 2005 die rote Karte 
gezeigt haben und Sie in die Opposition geschickt 
haben.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Aber wie wir immer wieder gemeinsam feststellen: 
Auch da sind Sie bis heute nicht angekommen.  

Was – ich habe das eben schon gesagt – Sie jah-
relang nur formuliert haben, haben diese Landes-
regierung und die sie tragenden Fraktionen inner-
halb weniger Monate erfolgreich abgeschlossen.  

Im Rahmen des Gesamtverkehrsplanes zur IGVP 
bestand in ausreichendem Maße Gelegenheit, re-
gionale und sektorale Aspekte einzubringen. Ich 
kann an dieser Stelle feststellen, dass davon ge-
rade noch bis in die jüngsten Tage hinein reichlich 
Gebrauch gemacht wurde.  

Wir haben sicherlich ein straffes Tempo vorgelegt. 
Das war aus unserer Sicht notwendig, aber auch 
ausdrücklich gewollt. Ich möchte an dieser Stelle 
noch einmal ausdrücklich festhalten: Das Verfah-
ren war korrekt und ordnungsgemäß. Herr Key-
mis, was Sie eben mit „brachial“ bezeichnet ha-
ben, kann ich nur zurückweisen.  

Der drohende rot-grüne verkehrspolitische Still-
stand ist erfolgreich abgewendet worden.  

(Widerspruch von SPD und GRÜNEN) 

Wir haben Schluss gemacht mit ideologischer Be-
vorzugung eines bestimmten Verkehrsträgers, 
nämlich der Schiene.  

(Zuruf von der SPD) 

Mein besonderer Dank gilt den guten und nach-
vollziehbaren Beratungsergebnissen der Regio-
nalräte. Da ich selber Vorsitzender eines Regio-
nalrates bin, weiß ich: Jede einzelne Maßnahme 
wurde inhaltlich bewertet. Aber, meine Damen 
und Herren, kein Mitglied der Regionalräte ist da-
von ausgegangen – bis vielleicht auf die Kollegen 

der SPD –, dass alle Wünsche, die aus regionaler 
Sicht berechtigterweise formuliert wurden, auch 
tatsächlich 1:1 in der IGVP umgesetzt werden 
können.  

(Dieter Hilser [SPD]: Das ist schlicht die Un-
wahrheit!) 

Nicht alle Wünsche sind in der Tat realisierbar. 
Hier ist die Schuldenspirale von Rot-Grün in den 
vergangenen Jahren maßlos überzogen worden:  

(Zuruf von der SPD: Oh!) 

112 Milliarden € Schulden – auch das soll noch 
einmal ausdrücklich gesagt werden. 

(Bodo Wißen [SPD]: Sie legen noch Schulden 
oben drauf! – Weitere Zurufe von der SPD) 

Bei dieser angespannten Haushaltslage ist ein 
wirtschaftlicher Mitteleinsatz zwingend erforder-
lich. Das haben wir in diesem Verfahren zur IGVP 
ausdrücklich getan.  

Meine Damen und Herren, neben der Stufe 1 gibt 
es eine Stufe 2*. Ich möchte das ausdrücklich er-
wähnen. Das heißt nicht – wie im Bundesver-
kehrswegeplan geschehen –, dass die Maßnah-
me schwebend unwirksam ist und auf Eis gelegt 
wird.  

(Bodo Wißen [SPD]: Beruhigungspille heißt 
das!) 

Ganz im Gegenteil: Diese Maßnahmen genießen 
mit oberste Priorität und können mit Planungs-
recht zur Baureife geführt werden.  

Für die Maßnahmen der Stufe 2 – sowohl bei den 
Landstraßen als auch beim schienengebundenen 
Nahverkehr – sieht die CDU-Fraktion auch noch 
nach dem Jahre 2015 einen weiteren Bedarf.  

Eben wurden von Herrn Haseloh die erhaltungs- 
und bedarfsorientierten Ausbaumaßnahmen, die 
nicht bedarfsplanpflichtig sind und deshalb auch 
nicht Gegenstand der Bedarfsplanung sein wer-
den, angesprochen.  

(Zuruf von Karl-Heinz Haseloh [SPD]) 

Ich gehe davon aus, Herr Haseloh, dass es gelin-
gen wird, den Mittelansatz für die erhaltungsorien-
tierten Maßnahmen noch zu steigern, um die 
dringend notwendigen Erhaltungsmaßnahmen 
umsetzen zu können. – Ich freue mich auf die Be-
ratungen im Ausschuss. Wir als CDU-Fraktion 
stimmen der Überweisung zu. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Aßbrock. – Für Bündnis 90/Die Grünen 
wünscht noch einmal Herr Keymis das Wort. Bitte 
schön. 

Oliver Keymis*) (GRÜNE): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Ich bin aufgefordert 
worden, mich zu entschuldigen. Das tue ich hier 
nicht, sondern ich lese Ihnen aus dem Protokoll 
der Anhörung, das Sie offenbar nicht zu lesen 
brauchten, die Aussagen des Bürgers Axel 
Schmidt auf Seite 72 vor. Er wurde befragt und 
hat Folgendes erklärt – ich zitiere –: 

„Zur Frage der Partialinteressen der L 19. Das 
ist ein Punkt, der mit Sicherheit bei der weiteren 
Evaluation beim Ministerium für Bauen und 
Verkehr Berücksichtigung finden sollte. 

Sieht man sich die Trassenführung der L 19 an, 
ist festzustellen, dass die überwiegende Anzahl 
der Grundstücke auf der L 19 der Stadt Mön-
chengladbach gehören. Weiterhin führt die L 19 
direkt in ein Bebauungsgebiet, wo auch die ü-
berwiegende Anzahl der Grundstücke sich im 
Eigentum der Stadt Mönchengladbach befindet. 
Damit ist festzustellen, dass der Bedarf nicht 
durch Bedarf determiniert ist, sondern durch die 
Eigentumsverhältnisse. Hier könnten Partialin-
teressen über Gemeininteressen stehen. Das 
ist der erste Teil. 

Weiterhin sollte man in Betracht ziehen, dass 
die Stadt Mönchengladbach Baugrundstücke 
grundsätzlich oder überwiegend über das Mak-
lerbüro Schroeren verkauft. Herr Schroeren hat 
als Ratsmitglied und als Mitglied des Landtags 
Nordrhein-Westfalen die Initiative zur L 19 initi-
iert und treibt den Prozess. Auch hier könnte 
die Gefahr bestehen, dass Eigennutz über Ge-
meininteresse steht.  

Das ist etwas, was man im weiteren Verfahren 
deutlich prüfen sollte, wie diese beiden Partialin-
teressen zu sehen sind, einerseits von der Stadt 
Mönchengladbach und andererseits von einem 
Mitglied des Landtags Nordrhein-Westfalen.“  

Herr Schulte, nehmen Sie das zur Kenntnis. Das 
ist ein Anhörungsprotokoll, aus dem ich zitiere. 
Anderes tue ich nicht. Alles Weitere müssten Sie 
irgendwann einmal versuchen zu widerlegen. So 
steht der Vorwurf im Raum, so wie er hier formu-
liert wurde, und zwar nicht von mir, sondern von 
Leuten, die wir zur Anhörung eingeladen hatten.  

Ein letzter Satz: Der Plan, den Sie uns vorlegen, 
ist ein Popanz, um es klar zu sagen, weil er auf 
der einen Seite bedeutet, dass Sie uns vorblasen, 
wie viele Straßen Sie zu bauen gedenken – Ihre 

systematische Analyse ist falsch, Herr Rasche –, 
zum Zweiten aber haben Sie kein Geld dafür, die 
Straßen, die immer weniger befahrbar sind, in 
Ordnung zu halten.  

Ich bleibe dabei: Stecken Sie mehr in den Erhalt, 
weniger in den Neubau! Dann sind wir auf dem 
richtigen Weg. – Danke schön.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Keymis. – Für die Landesregierung hat jetzt Minis-
ter Wittke um das Wort gebeten. Ich mache dar-
auf aufmerksam, dass die Landesregierung ihre 
Redezeit ausgeschöpft hat. Die jetzige Redezeit 
wird auf die anderen Fraktionen entsprechend 
umgelegt. Bitte schön, Herr Minister.  

Oliver Wittke, Minister für Bauen und Verkehr: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Ich hatte gehofft, dass wir diese Debatte in Ruhe 
und ohne Ereiferung der Opposition führen könn-
ten. Denn mir fehlte die Vorstellungskraft, dass 
diejenigen, die über Jahrzehnte hinweg Nord-
rhein-Westfalen regiert haben und jahrelang 
nichts im Straßenbau und in der Instandhaltung 
getan haben, heute eine große Lippe riskieren.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Vorstellungskraft fehlt mir in der Tat. Ich bin 
eines Besseren belehrt worden. Darum möchte 
ich Ihnen gerne einige Zahlen vortragen, Herr Ha-
seloh und Herr Keymis.  

Wir haben in diesem und im kommenden Jahr 
vorgesehen, so viel Geld für das Landesstraßen-
ausbauprogramm zur Verfügung zu stellen, wie es 
in den letzten zehn Jahren nicht mehr der Fall 
gewesen ist. Damit lösen wir einen Stau im Neu-
baubereich in Nordrhein-Westfalen auf. Aus ideo-
logischen Gründen wurden in der Vergangenheit 
Straßenbauvorhaben verhindert. Da ging es nicht 
nur um Geld, sondern es ging um Ideologie. Ich 
weiß – und Sie, Herr Haseloh, wissen es noch 
besser –, wovon wir hier reden. Denn Sie hatten 
einen Koalitionspartner, dessen erklärtes Ziel es 
war, notwendige Lückenschlüsse, notwendige 
Ortsumgehungen und andere Dinge nicht zu bau-
en.  

Darum ist es schon vermessen, sich hierhin zu 
stellen und so zu tun, als sei das alles noch viel 
zu wenig und als müsse man noch viel mehr ma-
chen, als könne man da aus dem Vollen schöp-
fen. Sie tragen die Verantwortung dafür, dass in 
den vergangenen Jahrzehnten kein ordentlicher 
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Straßenbau in Nordrhein-Westfalen stattgefunden 
hat.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Zweitens. Wir geben in diesem und im nächsten 
Jahr so viel an Erhaltungsinvestitionen bei Landes-
straße aus, wie es in den vergangenen 25 Jahren 
nur zweimal der Fall gewesen ist. Nur in den Jah-
ren 2001 und 2003 wurde mehr für die Landes-
straßenunterhaltung ausgegeben, als wir das in 
den Jahren 2006 und 2007 tun.  

Herr Keymis, Herr Haseloh, es ist eine Unver-
schämtheit, hier so zu tun, als sei das alles noch 
viel zu wenig und als müsse noch viel mehr getan 
werden. Sie haben in der Vergangenheit verhin-
dert, dass die Straßen in Schuss gebracht wur-
den. Sie tragen die Verantwortung dafür, dass wir 
bei unseren Straßen in Nordrhein-Westfalen von 
der Substanz leben.  

(Beifall von der CDU) 

Wenn wir heute einen Investitionsstau bei den be-
stehenden Landesstraßen in Höhe von 350 Millio-
nen € haben, dann sind es Ihre Schlaglöcher, die 
sich auf den Landesstraßen Nordrhein-Westfalens 
befinden. Wir sind die Reparaturkolonne, die sich 
jetzt auf den Weg macht, um die Versäumnisse der 
letzten Jahre und Jahrzehnte abzubauen. Bitte 
werfen Sie uns nicht vor, dass das alles nicht 
schnell genug geht und dass das alles noch nicht 
genug ist. Sie hatten jahrzehntelang Zeit, haben 
diese Zeit nicht genutzt.  

(Hubertus Kramer [SPD]: Reine Abgeordne-
tenbeschimpfung!) 

Jetzt rufen Sie nach dem Motto: Haltet den Dieb! 
Haltet den Dieb! – Das musste hier noch einmal 
gesagt werden. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Die Landesregierung hat ein wenig ü-
berzogen. Wenn sich die anderen Fraktionen 
noch kurz äußern wollen, dann können sie das. – 
Herr Schulte, Sie haben sich als Erster gemeldet.  

Bernd Schulte (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Kollege Keymis hat sich die 
Behauptung zu Eigen gemacht, die ein Bürger 
aus Mönchengladbach im Rahmen eines Anhö-
rungsverfahrens vorgetragen hat. Da er sie sich in 
diesem Hause zu Eigen gemacht hat, bleibe ich 
bei meiner Aufforderung an ihn, entweder für die-
se von ihm vertretene Behauptung den Beweis 
anzutreten oder sich mit dem Ausdruck des Be-

dauerns in Form einer Entschuldigung von dieser 
Aussage zu distanzieren.  

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Schulte. – Jetzt habe ich von der Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen zwei Wortmeldungen. Wen darf 
ich aufrufen?  

(Sylvia Löhrmann [GRÜNE]: Herr Keymis 
wollte eine Zwischenfrage stellen!) 

– Herr Remmel, bitte schön.  

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr 
Wittke, Sie haben Sachlichkeit in der Debatte an-
gemahnt, insbesondere mit Blick auf das Thema 
Straßenerhalt.  

Wir haben, Herr Keymis, heute zum wiederholten 
Male deutlich gemacht, dass wir uns in unserer 
Regierungszeit – das ist von unserer Seite wirk-
lich der letzte Satz zu diesem Thema – in dieser 
Frage nicht haben durchsetzen können, jawohl. 
Aber das macht doch den Inhalt nicht „falscher“.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ihnen liegen doch auch die Zahlen und Untersu-
chungen vor, die besagen, dass wir, auch wenn 
wir das, was wir heute in den Straßenerhalt 
und -unterhalt reinstecken, verdoppelten, noch 
nicht einmal die Substanz von heute erhalten 
könnten. Das sind die Fakten. Dazu muss ein 
Verkehrsminister auch Stellung nehmen. Sie kön-
nen sich nicht mit Ausflüchten in die Vergangen-
heit retten; sie müssen zu diesen Zahlen und die-
sen Fakten Stellung nehmen.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das heißt: Wir leben aktuell von der Substanz, 
und die Substanz verfällt. Das können wir jedem 
Bürger und jeder Bürgerin draußen erklären. Da 
wird auch nicht zuerst über einen Anbau nachge-
dacht, wenn es durchs Dach regnet, meine Da-
men und Herren, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

sondern da wird das Dach abgedichtet und dann 
an den Anbau gedacht. Und das ist die politische 
Forderung, die wir hier und heute stellen. Deshalb 
ist das, was wir als Landesstraßenbedarfsplan 
heute diskutieren, eine politische Schimäre. Es 
geht um etwas ganz anderes, nämlich die vor-
handene Substanz für die Wirtschaft, für die Men-
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schen, für den Verkehr, für die Umwelt, zu erhal-
ten. Das ist die erste Aufgabe. – Vielen Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank. – Für 
die FDP-Fraktion hat sich noch Herr Rasche ge-
meldet. Bitte schön.  

Christof Rasche*) (FDP): Herr Remmel, ich finde 
es gut, dass Sie offen und ehrlich zugeben, dass 
Sie sich in dieser Frage in der alten Koalition nicht 
haben durchsetzen können. Das ist völlig in Ord-
nung. Nur muss man insgesamt bei der Wahrheit 
bleiben.  

Sie haben mit dazu beigetragen, dass die Mittel 
für die Neubaumaßnahmen in den nächsten Jah-
ren vergeben sind. Das ist Ergebnis der Politik der 
alten Koalition. Obwohl Sie das ganz genau wis-
sen, machen Sie gleichzeitig eine riesengroße 
Pressekonferenz, kündigen ein Sonderprogramm, 
eine Milliarde für Erhaltungsmaßnahmen, an – 
wohl wissend, dass die Finanzierung dadurch, 
dass Sie die Mittel schon für die nächsten Jahre 
für Neubaumaßnahmen verausgabt haben, nicht 
möglich ist.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Sie haben sie verausgabt. Sie können die Brü-
cken nicht einfach in der Landschaft stehen las-
sen. 

Deswegen, Herr Remmel: Wenn Sie hier von 
Wahrheit reden, erzählen Sie bitte die gesamte 
Wahrheit und nicht nur einen kleinen Teilaspekt. 
Das sind dann nämlich Halbwahrheiten; und das 
ist leider typisch grüne Politik. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Für die SPD-
Fraktion hat Herr Hilser das Wort. 

Dieter Hilser*) (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! In aller Kürze zwei Anmerkun-
gen.  

Herr Minister Wittke, ich sage Ihnen das zum wie-
derholten Mal: Es ist unerträglich, in welcher Art 
und Weise Sie mit dem Parlament umgehen. Ich 
fordere Sie wirklich auf, sich in Zukunft in Ihrer 
Wortwahl zu zügeln. 

(Beifall von der SPD) 

Mein zweiter Punkt: Sie haben so getan, als wäre 
zehn Jahre lang im Straßenbau in Nordrhein-
Westfalen nichts passiert und als hätte erst die 
Regierung wechseln müssen, damit die Straßen 

in einen Zustand gebracht werden, der einiger-
maßen akzeptabel ist. 

Heute lag in den Fächern aller Landtagsabgeord-
neten der Straßenbaubericht NRW 2004; ein Be-
richt also, der die Zeit vor der Regierungsüber-
nahme durch Sie betrachtet. Dieser Bericht ent-
hält ein Vorwort des jetzigen Ministers Oliver Witt-
ke, der genau 2004 in Gelsenkirchen als Ober-
bürgermeister abgewählt worden ist, in dem er die 
Bauleistungen im Straßenbereich in Nordrhein-
Westfalen ausdrücklich lobt. Das karikiert all das, 
was Sie hier in den letzten Minuten gesagt haben, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Meine Damen und 
Herren, jetzt haben wir uns ausgetauscht. Es gibt 
keine weiteren Wortmeldungen mehr. Es steht im 
Übrigen auch keine weitere Redezeit mehr zur 
Verfügung. Damit schließe ich die Beratung. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Gesetzentwurfs Drucksache 14/1998 an den 
Ausschuss für Bauen und Verkehr – federfüh-
rend – sowie an den Ausschuss für Kommunal-
politik und Verwaltungsstruktur mitberatend. 
Wer dieser Überweisungsempfehlung zustimmt, 
den bitte ich um das Handzeichen. – Ist jemand 
dagegen? – Enthaltungen? – Dann ist das ein-
stimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich rufe auf: 

6 Umfassende Luftreinhaltung NRW – die 
Landesregierung muss sich dieser Heraus-
forderung für Umwelt und Gesundheit stel-
len 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/1992 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Herrn Abgeordneten Remmel 
das Wort. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Luft macht krank – zumindest die Luft, die Stick-
oxide, Benzole und Partikel enthält. Das wird von 
berufener Seite bestätigt: Die Weltgesundheitsor-
ganisation, die EU-Kommission oder das National 
Research Council stellen die Wirkung beispiels-
weise von Partikeln auf die menschliche Gesund-
heit als eines der gegenwärtig vorrangigen um-
welthygienischen Schwerpunktthemen heraus. 
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Feinstaub verursacht schwere Gesundheitsschä-
den. Laut einer aktuellen Studie der EU-Kommission 
starben in Europa mehr als 280.000 Menschen – 
davon alleine 75.000 Menschen in Deutschland – 
frühzeitiger – vorrangig an den Folgen der Fein-
staubbelastung. Nach Einschätzung des Bundes-
umweltministeriums können die europäischen Län-
der durch die Vermeidung von Feinstaub im Ge-
sundheitswesen rund 35 Milliarden € pro Jahr – die-
se Zahl muss man sich auf der Zunge zergehen las-
sen – einsparen. Etwas abgeschwächt steht dies, 
wenn auch nicht in dieser Ausführlichkeit, in einem 
Strategiepapier des hiesigen Landesumweltministe-
riums unter der Überschrift Strategiepapier zur Luft-
reinhaltung im aktuellen Cave-Prozess, veröffentlicht 
am 15.03.2006. 

Am Anfang – Herr Minister wird das heute wieder 
tun – hat diese Landesregierung ihr Engagement 
in der Frage der Luftreinhaltung unterstrichen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Gut erkannt!) 

Am Anfang der Regierungszeit – das zieht sich 
wie ein roter Faden durch Ihre Reden – haben Sie 
das in Ihrem Programm, das Sie dem Ausschuss 
vorgetragen haben, auch deutlich gemacht. Und 
Sie haben es auch – das will ich durchaus lobend 
zugestehen – im Haushaltsplan mit Erhöhungen 
unterfüttert. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Nicht nur das!) 

Sie haben – auch das will ich Ihnen zugute halten – 
in der konkreten Praxis beispielsweise gegenüber 
den Versuchen der Stadt Hagen, aus Luftreinhalte-
plänen auszubrechen, versucht, abzusichern. Des-
halb haben wir Ihnen in dieser Frage auch politi-
sche Unterstützung und politisches Wohlwollen zu-
gesagt. 

Wir müssen allerdings nach einem Jahr, Herr Mi-
nister, liebe Regierungsfraktionen, Bilanz ziehen 
und Ihre Luftreinhaltepolitik in Nordrhein-West-
falen einem Praxistest unterziehen; deshalb ha-
ben wir auch den Antrag gestellt. Was ist tatsäch-
lich in der Praxis passiert? 

Lassen Sie mich einige Stichworte nennen, etwa 
die Kennzeichnungsverordnung. Hier müssen wir 
feststellen – und Nordrhein-Westfalen hat daran 
keinen geringen Anteil –, dass die von der Bun-
desregierung verabschiedete Kennzeichnungs-
verordnung für Dieselfahrzeuge vom Bundesrat 
gestoppt und verändert worden ist. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Verbessert!) 

Meine Damen und Herren, es wird dazu kommen, 
dass alle neu angebotenen Fahrzeuge, die keinen 
Partikelfilter enthalten, nicht gekennzeichnet wer-

den. Eine zusätzliche Kennzeichnung hätte dazu 
geführt, dass man bei der Einhaltung und Be-
schreibung von Umweltzonen solche PKW aus 
den Innenstädten hätte heraushalten können. Hier 
wird also kein Anreiz für den Kauf von Autos mit 
Partikelfiltern gegeben, sondern eine allgemeine 
Verwässerung betrieben. Denn es gab Interessen 
der Wirtschaft, die interveniert hat, einen solchen 
schnelleren Vorwärtsschritt nicht zu tun; das muss 
man an dieser Stelle auch deutlich benennen. 

Der zweite Punkt des Praxistests ist die Frage der 
steuerlichen Förderung. Wir haben lange genug 
darauf gewartet. Heute lese ich eine entspre-
chende DPA-Meldung, dass es in Berlin offen-
sichtlich eine Verständigung gibt. Aber auch dazu 
hat der Umweltminister des Landes Nordrhein-
Westfalen wenig bis gar nicht beigetragen. Wir 
hätten längst da sein können, wo die beiden Mi-
nisterien heute offensichtlich stehen. Hier hat es 
immer wieder Interventionen vonseiten der Fi-
nanzminister gegeben. 

Das dritte Stichwort ist die Frage nach der Förde-
rung von ÖPNV-Bussen; das ist nun wirklich eine 
Sache, die eigenverantwortlich in Nordrhein-
Westfalen geregelt werden könnte. Man müsste 
nur, wie von uns vor einem Jahr gefordert, für die 
Nachrüstung mit Partikelfiltern ein spezielles Bud-
get für Busse festschreiben. Aber auch hier kneift 
der Umweltminister, 

(Zuruf von der CDU: Unsinn!) 

weil der Verkehrsminister sagt: Das ist alles nicht 
möglich. Das geht nicht. – Der Umweltminister ist 
an der Stelle einfach nicht vorhanden. 

Beim Stichwort Verkehr sind wir dann auch beim 
richtigen Stichwort, denn richtigerweise steht in 
Ihrem Papier vom 15.3., dass Sie die Großflä-
chenlösung vor allem im Verkehrsbereich suchen 
und dass das vor allem im Ausbau des ÖPNV lie-
gen müsse, Herr Minister. – Ich kann Ihr Anliegen 
nur unterstreichen.  

Wenn man aber guckt, wie sich der Minister in der 
Praxis verhält, was in der Praxis dabei heraus-
kommt, dann darf ich nur auf die heutige Tages-
ordnung verweisen. Eben haben wir über den 
Landesstraßenbedarfsplan diskutiert. Was will 
diese Regierung in diesem Landesstraßenbe-
darfsplan streichen? – Den Vorrang für den 
ÖPNV. Man kann doch nicht in Strategien zur 
Luftreinhaltung den Ausbau des ÖPNV fordern, 
gleichzeitig aber in den Gesetzesinitiativen die 
Streichung des Entsprechenden einbringen. Das, 
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meine Damen und Herren, passt nicht zusammen 
und hält dem Praxistest nicht Stand.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Zum Praxistest der Gesamtverkehrsplanung: Sie 
hätten es doch in die Integrierte Gesamtverkehrs-
planung einbringen können, dass es an vielen 
Stellen in Nordrhein-Westfalen Probleme mit un-
serer Luft gibt. Dazu findet sich kein einziges 
Wort. Ich habe mir das extra heute noch einmal 
durchgelesen. In der Integrierten Gesamtver-
kehrsplanung steht nichts darüber, dass es eine 
angepasste Untersuchung und eine Beeinträchti-
gung der Verplanungen vor dem Hintergrund der 
Anforderungen der Luftreinhaltung gibt.  

Viertens. Es ist ein Hohn, wenn man in den Papie-
ren etwas vom Ausbau des ÖPNV liest. Der Um-
weltminister hat sich bisher in keinster Weise zu 
den Schwierigkeiten geäußert, die auf Nordrhein-
Westfalen zukommen könnten, wenn das Realität 
werden würde, was die Bundesregierung plant, 
nämlich die Kürzung der Regionalisierungsmittel. 
Ich frage in diesem Zusammenhang: Wo ist die 
Stimme des Umweltministers in Nordrhein-
Westfalen?  

Meine Damen und Herren, wenn ich einen Strich 
unter den Praxistest ziehe, dann muss ich fest-
stellen, dass immer dann, wenn die Wirtschaft, die 
Finanzen und der Verkehr kommen, der Umwelt-
minister abtaucht, dann ist er nicht da. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Er kann sich nämlich nicht durchsetzen. Vor mei-
nen Augen taucht spontan das Bild eines Comic-
films auf: ein Muskelmann, der sich immer auf-
bläst und von Luftreinhaltung redet; dann aber 
kommt ein Mauseschwänzchen daher, und schon 
ist die Luft heraus. So, meine Damen und Herren, 
stellt sich der Umweltminister in Nordrhein-
Westfalen in der Frage der Luftreinhaltung dar.  

(Beifall von den GRÜNEN – Zuruf von Minis-
ter Eckhard Uhlenberg) 

Dabei könnten wir so viele gemeinsame Zukunfts-
initiativen starten, zumal die Luftreinhaltung nicht 
nur in Bezug auf den Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit ein wesentliches Feld der Umweltpoli-
tik bildet. Vielmehr könnte man gerade in Nord-
rhein-Westfalen mit seiner bedeutenden Automo-
bilzulieferindustrie Umweltökologie und -ökonomie 
in idealer Weise miteinander verbinden und dem-
entsprechend die Ökologie zum Motor der wirt-
schaftlichen und technischen Entwicklung in unse-
rem Lande machen. Die Perspektiven richten sich 
nämlich auf 2010, denn dann greifen die entspre-
chenden Rahmensetzungen und Grenzwerte für 

Stickoxide. Dafür braucht es eine Weiterentwick-
lung der Technologie.  

Diese Weiterentwicklung kann man nicht voran-
treiben, wenn man, wie Sie das tun, politisch in 
diesem Zusammenhang an vielen Stellen kneift 
und nicht als Anwalt der Umwelt das Wort für 
mehr Initiativen im Rahmen der Luftreinhaltung in 
Nordrhein-Westfalen ergreift.  

Ich hoffe, dass die Debatte heute und im Aus-
schuss dazu beiträgt, dass der Minister in Zukunft 
kämpft, denn wer nicht kämpft, der hat schon ver-
loren. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN – Minister Eck-
hard Uhlenberg: Der schwätzt auch! Mus-
kelmann Remmel!) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Remmel. – Für die CDU-Fraktion 
erhält das Wort der Abgeordnete Kress. 

Karl Kress*) (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Lieber Johannes 
Remmel, Ihre Zitate im ersten Teil Ihrer Rede 
stimmen in der Tat mit den Aussagen der Landes-
regierung überein; das ist okay. Mit dem zweiten 
Teil Ihrer Rede unterstreichen Sie jedoch sehr 
nachhaltig, dass der von Ihnen eingebrachte An-
trag so unsinnig wie ein Kropf ist. 

Vorab: Die CDU-Landtagsfraktion begleitet und 
unterstützt die Initiativen der Landesregierung zur 
Feinstaubreduzierung sehr aktiv, und zwar auf al-
len Ebenen, zum Beispiel im Landesbeirat für 
Immissionsschutz, der in seiner 81. Sitzung vor 
zwei Tagen zum wiederholten Mal und explizit 
dieses Thema und ganz konkret die Umsetzung 
von Luftreinhalteplänen und Aktionsplänen be-
handelt hat. So stand es auch auf der Tagesord-
nung, die mit der Einladung bereits am 3. April 
2006 allen Fraktionen zugestellt wurde.  

Leider hat trotz rechtzeitig erfolgter Einladung kein 
Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen an dieser 
Fachdiskussion teilgenommen. Na ja, der Beirat 
tagt ja nicht öffentlich.  

Wenn Sie teilgenommen hätten, Herr Kollege 
Remmel, dann würden Sie sicherlich die vielfälti-
gen Aktivitäten der Landesregierung positiv be-
werten und nicht fragen, was die Landesregierung 
gemacht hat, nicht nach der Stimme des Um-
weltministers fragen. Sie müssen erst einmal zu-
hören, wenn der Umweltminister zu Ihnen spricht.  

Vor allem aber könnten Sie jetzt und hier die 
Sachebene viel besser besetzen und müssten 
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nicht die Forderungen von vorgestern wiederho-
len.  

Sie hätten von unserem Staatssekretär Dr. Schink 
und dem Feinstaubexperten Falkenberg vom 
Landesumweltamt gehört, dass es vorher keine 
Überschreitung des Landesmittelwertes in Nord-
rhein-Westfalen gegeben hat und dass der kriti-
sche PMC-Wert für die Staubfraktion mit Partikeln 
kleiner 10 µ im Vorjahr deutlich reduziert wurde. In 
der Tat sind die Staubimmissionen innerhalb von 
vier Jahren um 55,8 % reduziert worden.  

Sie hätten aber auch gehört, dass die Filtertechnik 
mit Katalysatoren zur Oxidation führt und damit 
einhergehend auch NO²-Belastungen zunehmen 
und sogar die Toleranzmarge punktuell über-
schritten wird.  

Aber Sie wollten und wollen gar nicht zuhören, 
welche konkreten Maßnahmen die Landesregie-
rung entwickelt und eingeleitet hat. Sie lassen lie-
ber ein paar Luftballons in den Himmel steigen 
und wiederholen Argumente und Forderungen, 
die in vielen Arbeitspapieren und Anträgen aller 
Fraktionen enthalten waren und die von der Lan-
desregierung sehr zügig abgearbeitet wurden. Ich 
erwähne Ihre gleichlautenden Anträge 14/36, 
14/309 und Ihre Anfrage 14/911. Sie haben zu al-
len Anträgen und Anfragen umfangreiche Antwor-
ten erhalten.  

Der Kollege Dr. Vesper hat gestern im Plenum ge-
sagt, dass die Neuigkeit einer Wegbeschreibung 
nichts bringt, wenn man bereits am Ziel angekom-
men ist. Ich danke dem Kollegen Dr. Vesper ganz 
ausdrücklich für die treffende Beschreibung des 
Antrages von Bündnis 90/Die Grünen.  

Sie ignorieren die Aktivitäten der Landesregierung 
und stellen in der Tat Forderungen, die bereits er-
füllt werden. Sie ignorieren die Ergebnisse der 82-
seitigen Kohortenstudie zu Partikelimmissionen 
von Mai 2005, die gemeinsam mit einem umfang-
reichen Maßnahmenkatalog des Landesumwelt-
amtes bereits am 19. Oktober 2005 von Herrn Mi-
nister Uhlenberg vorgestellt wurde.  

Sie ignorieren die analytischen Bewertungen, 
dass zum Beispiel das Lungenkrebsrisiko beim 
Einflussfaktor Partikelbildung durch Rauchen 
zehn- bis 15-mal größer ist als beim Feinstaub 
und dass eben nicht allein die Masse der PM10-
Teilchen unsere Gesundheit gefährdet. Die Wis-
senschaftler sagen uns heute, dass die Chemie 
und Physik der Teilchen wichtiger sind als nur das 
Gewicht, etwa ihre Gestalt oder ihre Fähigkeit zu 
agglomerieren – ob es sich um harmlosen Wüs-
tenstaub oder Ätzendes wie Aerosole, um Schup-
pen, Pollen, Viren oder Bakterien handelt. 

Auch die Europäische Union hat dieses Problem 
erkannt und die Arbeitsgruppe CAFE eingesetzt, 
um die Revision der bestehenden Richtlinien zu 
prüfen. Auch darüber wurde im Landesbeirat für 
Immissionsschutz am Dienstag berichtet. In einem 
CAFE-Projektbericht heißt es, dass Teilchen klei-
ner als 2,5 µm der Hauptgrund für Gesundheitsef-
fekte seien – je kleiner die Partikel, umso größer 
die Gefahr für die Gesundheit. Deshalb sollten wie 
in den USA künftig die feineren Partikel zum wich-
tigsten Maßstab werden, so die EU-Experten. 

Die Uni Wuppertal und die TU Darmstadt führen 
zurzeit entsprechende Partikelanalysen durch und 
erstellen Wirkungskatasterstudien. Diese Analy-
sen und Wirkungskatasterstudien müssen wir uns 
natürlich genau ansehen – und damit einherge-
hend auch die von anderen Ländern wie zum Bei-
spiel Rheinland-Pfalz geforderte Modifizierung der 
EU-Luftqualitätsrahmenrichtlinie. 

Meine Damen und Herren, für die CDU-
Landtagsfraktion ist das Thema Feinstaubreduzie-
rung viel zu wichtig, als dass wir hier und heute 
Schauanträge unterstützen würden. Blinder Aktio-
nismus und Schnellschüsse bringen uns in der 
Tat nicht weiter. 

Im Rahmen der Diskussionen zum vergangenen 
Feinstaubantrag der Grünen vom 26. September 
2005 – inhaltlich absolut gleich – hat der Kollege 
Bodo Wißen von der SPD-Fraktion gesagt – ich 
darf ihn zitieren –: 

„Frei nach dem Titel des Kinofilms ,Und täglich 
grüßt das Murmeltier‘ befasst sich der nord-
rhein-westfälische Landtag wieder einmal auf 
Initiative der grünen Fraktion mit der Fein-
staubproblematik. Wieder einmal greift der An-
trag viel zu kurz.“ 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, daher 
hat die SPD-Fraktion damals gemeinsam mit uns 
und der FDP den Antrag abgelehnt. Er war ein-
fach zu kurz gesprungen – wie auch heute. 

Das macht die Landesregierung nicht. Minister Uh-
lenberg und sein Haus haben dieses Thema opti-
mal besetzt und Fortschritte erzielt. Dafür danke ich 
Namen der CDU-Fraktion der Landesregierung 
ganz herzlich. Auf dem weiteren Weg werden wir 
die Landesregierung konstruktiv unterstützen und 
bitten sie, alle Anstrengungen zur Reduzierung der 
Feinstaub- und NO2-Belastungen in Nordrhein-
Westfalen fortzusetzen. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der CDU) 
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Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Kollege Kress. – Für die SPD-Fraktion erhält jetzt 
Frau Abgeordnete Wiegand das Wort. 

Stefanie Wiegand (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Liebe Antragsteller von 
Bündnis 90/Die Grünen, mit diesem Antrag haben 
Sie wieder einmal gezeigt, dass Sie Ihre 
Hausaufgaben gemacht haben. Sie haben einen 
Aufsatz vorgelegt, der die wesentliche Problema-
tik der aktuellen Luftreinhaltesituation gut und 
ausschweifend wiedergibt. In den meisten Berei-
chen ist er dabei auch noch richtig. Diesen Ple-
narantrag können Sie so als wissenschaftlichen 
Aufsatz einreichen oder an den Schulen verteilen, 
um den Wissensstand der Schüler zu verbessern. 
Für uns im Landtag grenzt es jedoch schon fast 
an eine Zumutung, dass man mehr Zeit zum Le-
sen des Antrags braucht, als man Redezeit hat. 

(Beifall von der SPD – Minister Eckhard Uh-
lenberg: Die Mitarbeiter!) 

Sieben Seiten Text bei 14 Minuten Redezeit! Die 
kleine FDP hat sogar nur acht Minuten Zeit, sich 
zu diesem Antrag zu positionieren. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: Jetzt weine ich aber, 
Frau Wiegand!) 

Ich denke, in der Kürze liegt die Kraft. Darum 
brauche ich auch nicht alles das zu wiederholen, 
was hier ohnehin schon nachzulesen ist. Fakt ist: 
Dieser Antrag wird gar nicht gebraucht, da in Be-
zug auf Luftreinhaltung in NRW bereits alles auf 
dem Weg ist. Luftreinhaltepolitik haben wir bereits 
unter Klaus Matthiesen angestoßen und unter 
Umweltministerin Bärbel Höhn vorangetrieben. 

(Beifall von Svenja Schulze [SPD]) 

Aktuell läuft in der Umsetzung der Maßnahmen 
noch nicht alles rund. Wir haben dabei aber Um-
setzungs- und nicht Regelungsdefizite zu bemän-
geln. Wir wollen nicht, dass jede Kleinfeuerungs-
anlage in privaten Haushalten einen eigenen 
Rußpartikelfilter bekommt; denn wir wollen keine 
zusätzlichen Regelungen, die die Kleinsten und 
Schwächsten unter uns zusätzlich belasten. Die 
Schornsteinfeger würden sich zwar freuen und 
Hunderte neuer Mitarbeiter einstellen können. 
Aber wollen Sie den kleinen Haushalten das wirk-
lich zumuten? 

Wollen Sie auf der anderen Seite die Debatte um 
die Verordnung zur Kennzeichnung emissionsar-
mer Fahrzeuge wirklich wieder aufmachen? Sie 
wissen doch, seit wie vielen Jahren man versucht 
hat, eine Lösung herbeizuführen. Nun ist man 
dem tragfähigen Ergebnis endlich nahe. Die wirk-

liche Problematik um vier oder fünf Schadstoff-
klassen wird sich wohl erst im Jahr 2010 im Zu-
sammenhang mit den Euronormen ergeben. Wol-
len Sie dafür wirklich wieder das gesamte Verfah-
ren verzögern? Sie wissen genau, dass es allein 
acht Monate braucht, bis ein abgestimmtes Ver-
fahren umgesetzt werden kann. Wie soll es aber 
dem Luftreinhalteplan nutzen, wenn wir nach den 
ersten gemeinsamen Schritten aufgrund überbor-
dender Regelungen nicht weiterkommen? 

Schon jetzt ist klar, dass die Plaketten frühestens 
ab Februar 2007 gelten können, obwohl wir sie 
eigentlich schon im kommenden Herbst dringend 
bräuchten, da der Herbst der Zeitraum ist, in dem 
wir aufgrund der Wetterlage die meisten Grenz-
wertüberschreitungen haben. Im Hinblick auf die 
derzeitigen Grenzwertüberschreitungen in einigen 
Städten drängt die Zeit auch. Von daher sind wir 
der Ansicht: Besser der Spatz in der Hand als die 
Taube auf dem Dach. 

(Beifall von der SPD) 

In der Praxis geht es jetzt darum, zu Lösungen zu 
kommen, die dem Gesundheitsschutz bestmög-
lich dienen und gleichzeitig von den Menschen 
verstanden und akzeptiert werden. Dies erreichen 
wir nicht mit einer erneuten Debatte und vielleicht 
noch weiteren Plakettenfarben. Jetzt muss ge-
handelt werden. Die geplante Plakettenlösung 
muss schnell kommen. 

Genau diese Einstellung bestätigt auch ein aktuel-
les Grundsatzurteil aus Bayern. Der Bayerische 
Verwaltungsgerichtshof hat nämlich am 18. Mai 
2006, also vor wenigen Tagen, bestätigt, dass ein 
Aktionsplan zur Vermeidung von Feinstaub auf-
gestellt werden muss, auch wenn die Einhaltung 
aller Grenzwerte dadurch nur teilweise erreicht 
werden kann. 

NRW braucht kein Problemfindungskomitee für 
eventuell vorhandene Detailprobleme, sondern 
ein abgestimmtes Vorgehen über die Grenzen 
von Kommunen, Regionen und Ländern hinweg. 
Zum Beispiel kommen bei Westwind große Men-
gen des diffusen Feinstaubs aus den Niederlan-
den. 

(Bodo Wißen [SPD]: Aha!) 

Auch hat die Überlastung von Straßenschluchten 
ihren Grund üblicherweise nicht ausschließlich in 
der betroffenen Stadt. Auch wenn der Verkehr nur 
zu ca. 30 % zum Feinstaubproblem beiträgt, so 
brauchen wir dennoch dringend Konzepte zur 
Verringerung des Straßenverkehrs. Ein gut aus-
gebauter ÖPNV ist unserer Meinung nach ein 
Schlüssel zur Feinstaubverminderung. 
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Vizepräsident Edgar Moron: Frau Abgeordnete 
Wiegand, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Herrn Abgeordneten Remmel. 

Stefanie Wiegand (SPD): Nein, ich halte es wie 
Frau Sommer, ich möchte heute keine Frage zu-
lassen. 

Busse und Bahnen können den PKW-Verkehr 
verringern. Sechs Jahre lang bin ich täglich mit 
meinem Auto von der A 2 über die B 224 nach 
Essen geschlichen. Das waren sechs Jahre, in 
denen ich Morgen für Morgen und jeden Abend 
davon geträumt habe, mein Auto auf einem soge-
nannten Park-and-ride-Parkplatz in der Nähe der 
Autobahn abstellen zu können, um mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln zum Arbeitsplatz kommen 
zu können.  

Ich sehe mit großer Sorge, dass Verkehrsminister 
Wittke hier zwar mit lautem Getöse nach Berlin 
ruft, um mehr Bundesmittel für Nordrhein-
Westfalen zu erhalten, gleichzeitig aber die Lan-
despolitik vom Schienen- zum Straßenverkehr 
umsteuert.  

(Beifall von der SPD – Bodo Wißen [SPD]: 
Jawohl!) 

Das ist der falsche Weg. Wir brauchen flächende-
ckende und über die Hoheitsbereiche der jeweili-
gen Städte und Regionen hinaus geltende Maß-
nahmen zur Verringerung des Verkehrsaufkom-
mens in Ballungsräumen. Damit entlasten wir 
nämlich nicht nur die Straßen und die Nerven der 
Anwohner vom Straßenverkehr, sondern leisten 
gleichzeitig einen wichtigen Beitrag zur Verminde-
rung der Feinstäube. 

(Beifall von der SPD) 

Dazu müssen vor Ort sämtliche Detailmaßnah-
men ergriffen werden, ob grüne Welle oder weite-
re einfache Maßnahmen wie regelmäßige Stra-
ßenreinigung oder -benässung. Jeder Beitrag zur 
Verbesserung der Luftqualität ist zu nutzen. Der-
zeit sehe ich leider, dass die Landesregierung in 
die falsche Richtung fährt. Von CDU und FDP soll 
die Vorrangstellung der öffentlichen Verkehrsträ-
ger aus ideologischen Gründen gestrichen wer-
den. 

(Beifall von der SPD) 

Das haben zum einen die heute geführte Debatte 
zum Tagesordnungspunkt 3 und zum anderen die 
Kürzung der Schülerbeförderungsmittel im Jahr 
des Kindes gezeigt. Die notwendigen Rahmenbe-
dingungen zur Umrüstung der nordrhein-
westfälischen Busflotten auf Gasantriebe oder ein 

wirkliches Engagement zum Einsatz von Partikel-
filtern bei Bussen kann ich bei der derzeitigen 
Landesregierung leider nicht erkennen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Generell müssen wir darüber hinaus zukünftig 
Umweltzonen für Regionen und nicht mehr nur für 
einzelne Städte aufstellen. Hier war man bereits 
auf dem Weg, und es gab regionale Luftreinhalte-
pläne, zum Beispiel für die Rheinschiene Süd. 
Heute kann man Luftreinhaltepläne und Aktions-
pläne leider nur noch für einzelne Städte finden.  

Ein Gesamtkonzept für den Ballungsraum Ruhr-
gebiet soll zwar angedacht sein; wie weit das An-
denken eines solchen Gesamtkonzepts inzwi-
schen ist und ob sich daraus Aktivitäten ableiten, 
kann man zurzeit nirgends finden.  

(Minister Eckhard Uhlenberg: Ich hätte als 
Erster reden sollen, dann hätte sich alles er-
ledigt!) 

– Ich möchte das aber auch irgendwo schriftlich 
sehen, um es nachlesen zu können, Herr Minister 
Uhlenberg.  

Bei alledem ist es immens wichtig, dass man die 
Kommunen nicht im Regen stehen lassen darf 
und regelmäßige Informationen nachvollziehbar 
sicherstellen muss. An dieser Stelle zeigt sich üb-
rigens ein fundamentaler Unterschied zwischen 
unserem Politikverständnis und der neoliberalen 
Umweltpolitik von Schwarz-Gelb: Wir sind der fes-
ten Überzeugung, dass die Kleinen und Schwa-
chen einen starken und handlungsfähigen Staat 
brauchen. 

(Beifall von der SPD) 

Sie wollen sich offensichtlich dadurch aus der 
Verantwortung stehlen, dass Sie den Umwelt-
schutz weitestgehend privatisieren und/oder 
kommunalisieren. Aber genau dort scheint sich 
nun ein großes Problem aufzutun: Wie wird eine 
langfristige und abgestimmte Luftreinhaltung nach 
der Kommunalisierung der Umweltbehörden aus-
sehen? – Wir von der SPD stehen für eine Um-
weltpolitik des Landes, die die Kommunen mit ei-
nem handlungsfähigen Konzept unterstützt, ohne 
zusätzlich bürokratische und spezifische Rege-
lungen aufzustellen.  

Bei uns dürfen nicht die Kleinen wie zum Beispiel 
die Schüler und Pendler die Verlierer sein. Sie 
sind auf einen handlungsfähigen Staat zwingend 
angewiesen.  

Sie, Herr Kollege Remmel von Bündnis 90/Die 
Grünen, fordern eine Bevormundung des Staates 
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auf Kosten der einzelnen Bürger. Der Wahlspruch 
der FDP „Privat vor Staat“ ist altbekannt. Aber lei-
der lassen Sie dabei die Schwachen wieder im 
Regen stehen. Ginge es nach Ihnen, würden 
Umwelt und Natur zu Gütern, die sich nicht mehr 
jeder leisten könnte. Die CDU wiegt Umwelt und 
Arbeitsplätze gegeneinander auf. Dabei verges-
sen Sie, dass Bundeskanzlerin Merkel noch vor-
gestern in Bonn verkündet hat, der Mensch könne 
sehr viel von der Natur lernen, wenn er sie nicht 
kaputt macht. Naturschutz ist kein Luxus. – Frau 
Merkel scheint uns hier näher zu sein als ihre ei-
gene Partei im bevölkerungsreichsten Bundes-
land. 

(Beifall von der SPD) 

Denn wir von der SPD erwarten von einer verant-
wortlich handelnden Landesregierung einen roten 
Faden auch in der Umweltpolitik, in der moderne 
Umweltpolitik und erfolgreiche Wirtschaftspolitik 
keine Gegensätze sind, in der es klare und um-
setzbare Zuständigkeiten und Regelungen gibt, in 
der die Schwächeren geschützt werden und in der 
die Belange zukünftiger Generationen nicht dem 
kurzfristigen Profitstreben einzelner geopfert wer-
den. Diese Position werden wir wieder und wieder 
einfordern. Das gilt bei der Luftreinhaltung genau-
so wie in anderen Bereichen des Umweltschut-
zes.  

Wir stehen für eine nachhaltige Entwicklung Nord-
rhein-Westfalens im Dialog mit den Menschen. – 
Danke. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Abgeordnete Wiegand. – Für die FDP-Fraktion 
spricht jetzt Herr Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kollegen! 
Frau Wiegand, der Staat ist pleite. Warum der 
Staat pleite ist, wollen wir jetzt nicht diskutieren. 
Aber ohne privates Engagement werden wir die 
Umwelt so nicht erhalten können. Darüber sollten 
Sie sich einmal Gedanken machen.  

Remmel sagt: Luft macht krank! – Romberg sagt: 
Luft hält gesund und hält uns am Leben! – Das ist 
der deutliche Unterschied zwischen der politi-
schen Denkweise von Liberalen und Grünen, Herr 
Remmel.  

Ich fand es schlimm, mit welchen Todeszahlen 
Sie hier wieder aufgetreten sind:75.000 Tote in 
Deutschland durch Luftverschmutzung! – Sie ha-
ben in Ihrem Antrag derart fragwürdige Studien 

erwähnt, dass Sie mit diesem Antrag besser vor-
ab zu Ihrem Hausarzt gegangen wären, damit der 
einmal ein Auge darauf wirft, was dort für ein Mist 
drinsteht. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Dr. Romberg, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Remmel? 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Bezweifeln Sie 
diese offiziellen Zahlen der EU-Kommission? 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Ja, Herr Remmel, 
ich bezweifele diese offiziellen Zahlen der EU-
Kommission. Wissenschaftliche Zahlen werden 
aus den unterschiedlichsten Lagern immer wieder 
aufbereitet.  

(Zuruf von Bodo Wißen [SPD]) 

Sie glauben doch auch nicht, dass jede wissen-
schaftliche Untersuchung qualitativ wertvoll ist. 
Und die Untersuchungen, die Sie hier zitieren, 
sind qualitativ sicher nicht wertvoll.  

(Zuruf von Bodo Wißen [SPD]) 

Ich gehe noch einmal direkt auf die Zahlen ein. 
Hier steht zum Beispiel: Reduzierung der Kinder-
sterblichkeit von 600 auf 300 Fälle, Reduzierung 
der Krankenhauseinweisungen wegen Herz-
Kreislauf-Erkrankungen von 32.000 auf 20.000 
Fälle. Jeder Mensch, der in Grundzügen Medizin 
studiert hat, weiß, dass bei Herz-Kreislauf-
Erkrankungen so viele Faktoren eine Rolle spie-
len, dass alleine die Luft nicht zu einer Reduktion 
um fast 50 % bei den Erkrankungen führen kann. 
Das ist großer Blödsinn. Deshalb finde ich es 
schlimm, dass Sie das hier zitieren.  

Auch die Studie, die in NRW aufgestellt wurde, 
bei der 4.800 Frauen im Ruhrgebiet und im Müns-
terland untersucht wurden! Man kann doch nicht 
einfach die Lebensdauer von Frauen kombiniert 
mit der Luftproblematik im Ruhrgebiet und im 
Münsterland betrachten. Herr Remmel, das ist 
wirklich zu wenig. Damit Menschen und auch 
Frauen gesund bleiben, spielen ganz viele Fakto-
ren eine Rolle. 

(Heiterkeit von der SPD – Zuruf von der 
SPD: Menschen und Frauen!) 

– Ja, deshalb ist die Studie so interessant. Gut, 
dass Sie lachen. Es geht darum, dass dort eine 
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repräsentative Studie an 4.800 Frauen gemacht 
wurde und nicht an Männern.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Dr. Romberg, 
darf ich Sie noch einmal unterbrechen. Jetzt 
möchte Frau Abgeordnete Gödecke eine Zwi-
schenfrage stellen. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Ja, Frau Gödecke.  

Vizepräsident Edgar Moron: Das erlauben Sie. 
Dann werde ich Frau Gödecke das Wort geben. 
Bitte schön. 

Carina Gödecke (SPD): Danke schön, Herr 
Dr. Romberg. Sie haben eben eine wissenschaft-
lich sehr interessante Aussage getätigt. Sie haben 
nämlich gesagt: Menschen und auch Frauen. 
Wollen Sie uns damit mitteilen, dass Frauen keine 
Menschen sind oder nur in Ausnahmefällen? 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Nein, liebe Frau 
Gödecke, Frauen sind durchweg Menschen.  

(Heiterkeit von der SPD) 

Wenn man aber wissenschaftliche Studien ver-
nünftig durchführen will, nimmt man dafür nicht 
nur Frauen und nicht nur Männer. Gerade aus Ih-
ren Reihen habe ich in den letzten Jahren, als es 
um Frauengesundheit ging, häufiger gehört, dass 
alle Studien nur auf Männer gemünzt seien. Also: 
Für vernünftige wissenschaftliche Studien braucht 
man Frauen und Männer. Und es ist nicht nur al-
lein der Feinstaub, der eine Rolle spielt.  

Wenn man sich die Gesundheitssituation von 
Menschen im Ruhrgebiet und im Münsterland an-
guckt, spielen ganz viele andere Faktoren eine 
Rolle: Bildungsniveau, psychosoziale Situation, 
besonders die Familiensituation, Anzahl der Kin-
der, weitere Gesundheitsfaktoren, Alkohol- und 
Nikotinkonsum. Es gibt riesige Unterschiede, und 
es wäre wirklich zu einfach, das alleine an dem 
Faktor Feinstaub festzumachen. 

Die Zahl der Herz-Kreislauf-Erkrankungen ist rela-
tiv stabil, Herr Remmel. Was jedoch weiter zu-
nimmt, sind die psychischen Erkrankungen und 
besonders die Angsterkrankungen. Da tragen 
Grüne Mitverantwortung, denn sie sind in den 
letzten Jahren in der gesellschaftlichen Wahr-
nehmung der Angsttreiber Nummer eins gewe-
sen. Überall machen sie den Menschen Angst mit 
ihren Problemen, die sie … 

(Svenja Schulze [SPD]: Jetzt ist es aber ge-
nug! So wichtig sind die auch nicht!) 

– Ja, die sind schon wichtig. Sie sind der Angst-
treiber Nummer eins in dieser Gesellschaft. Aber 
das hat zum Glück jetzt ein Ende. Zumindest in 
der Regierungsverantwortung werden sie nicht 
mehr wahrgenommen und damit wird sich die 
Angst in Grenzen halten, die sie weiter verbreiten 
können.  

(Bodo Wißen [SPD]: Das ist ganz großer 
Quatsch! – Minister Eckhard Uhlenberg: A-
ber leider die Wahrheit!) 

– Den Quatsch können Sie für sich behalten.  

(Weitere Zurufe) 

Jetzt zum Antrag! Hier hat sich jemand wirklich 
Gedanken zum Thema gemacht. Nur: Der An-
tragsteller – nicht zum ersten Mal – zitiert haupt-
sächlich andere Quellen, zusammengezimmert 
und in weiten Teilen wortwörtlich. Deshalb fehlen 
die Danksagungen an die Bundestagsfraktion der 
Grünen, an Herrn Dr. Uwe Lahl, Ministerialdirektor 
im Bundesumweltministerium. Es fällt jedenfalls 
auf, dass der Antrag nicht das notwendige Spekt-
rum der äußerst vielschichtigen Diskussion wider-
spiegelt. Selbst die für den Antrag verwendeten 
Quellen setzen sich wesentlich differenzierter mit 
dem Thema auseinander, als es der Antrag selbst 
tut.  

Die Antragsteller haben sich nur auf das bezogen, 
was in ihr ideologisch verfestigtes, aber sehr ü-
berschaubares Weltbild passt. Hier ein Beispiel: 
Der eben zitierte Dr. Lahl bemerkt in seiner Stel-
lungnahme: Ein besonderes Problem stellt der Ein-
satz von Holz in Kleinfeuerungsanlagen/Hausbrand 
dar. Nach einer internen Ermittlung des Bundes-
umweltamtes haben solche Holzfeuerungsanlagen 
mit schätzungsweise 80 % den größten Anteil an 
den staubförmigen Emissionen aus den Kleinfeue-
rungsanlagen. Deutschlandweit betrachtet errei-
chen die Emissionen von Feinstaub aus Holzfeue-
rung die Größenordnung von Emissionen aus dem 
Straßenverkehr. Die Zahl der Anlagen wird voraus-
sichtlich wegen der Bedeutung von Holzbrennstof-
fen als alternative Brennstoffe zunehmen. – Dieser 
Aspekt wird hier überhaupt nicht aufgeführt.  

Um Missverständnissen vorzubeugen: Auch wir 
befürworten die Verwendung von Holz als nach-
wachsendem Rohstoff mit seinen vielfältigen Ein-
satzmöglichkeiten. Man muss aber dann auch 
ehrlich sein und die Risiken und Nebenwirkungen 
in eine Gesamtbetrachtung mit einfließen lassen. 
Hiermit haben sich Grüne mal wieder wirklich sehr 
schwer getan.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Dr. Romberg, 
ob Sie es glauben oder nicht: Ich habe noch eine 
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Zwischenfrage – dieses Mal von Herrn Remmel. 
Wollen Sie die zulassen? 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Ja.  

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Herr 
Remmel.  

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Dr. Romberg, 
würden Sie vielleicht zur Kenntnis nehmen, dass der 
Punkt 9 des Forderungskataloges genau die von Ih-
nen gerade als fehlend beschriebenen Maßnahmen 
zu den Kleinfeuerungsanlagen beschreibt? 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Aber vorher in die-
sem langatmigen Text, den Frau Wiegand kaum 
lesen konnte, ist diese Problematik kein bisschen 
erwähnt.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Die Luftqualität hat sich in den vergangenen Jahr-
zehnten durch die strengen gesetzlichen Vorgaben 
und den technischen Fortschritt erheblich verbes-
sert. Auch das muss man an dieser Stelle feststel-
len. Wir haben schon riesige Fortschritte in der 
Luftreinhaltung gemacht. Im Jahre 1970 wurden 
noch in beiden Teilen Deutschlands zusammen 
mehr als 3 Millionen t Gesamtstaub jährlich durch 
Verbrennungsvorgänge, Umschlag von Schüttgü-
tern und andere Produktionsprozesse emittiert. Im 
Jahre 2002 sank die Gesamtstaubemission auf 
209.000 t.  

Das Thema Feinstaub bleibt dennoch eine Her-
ausforderung, die aber vor allem durch grenz-
überschreitende Maßnahmen gelöst werden 
muss. Kompetenz der Europäischen Union im 
Rahmen der Gesetzgebung mit dem Ziel der Luft-
reinhaltung macht dabei Sinn, aber nur mit ehrli-
chen Zahlen. Das muss sich die EU schon gefal-
len lassen.  

Die Anstrengungen, die in Sachen Luftreinhaltung 
in den vergangenen Monaten und Jahren unter-
nommen wurden, zeigen Erfolg. So werden etwa 
die durch die EU-Luftqualitätsrichtlinie vorgege-
benen Grenzwerte für Kohlenmonoxid und Blei-
verbindungen an allen nordrhein-westfälischen 
Messstellen eingehalten. 

Vor einigen Jahren war Smog ein großes Thema. 
Hauptursache des Smogs waren hohe Schwefel-
dioxidemissionen. Seit 1964, dem Beginn der sys-
tematischen Messungen, ist die Belastung der 
Luft mit Schwefeldioxid heute auf 3 % des Aus-
gangswertes zurückgegangen. Auch das ist ein 
großer Erfolg. 

Allen Beteiligten ist klar, dass wir uns auf europäi-
scher Ebene für ambitionierte Ziele bei der Luft-
reinhaltung eingesetzt haben und diese auch er-
reichen wollen. Um die ehrgeizigen Emissions-
grenzwerte, die aus der EU in deutsches Recht 
übernommen wurden, einzuhalten, bedarf es er-
heblicher Anstrengungen auf europäischer, natio-
naler, regionaler und auch kommunaler Ebene. 

In den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung ist in 
den letzten Jahren zunehmend die Belastung der 
Luft mit Feinstaubpartikeln gerückt. Dabei ist fest-
zustellen, dass der Grenzwert für das Feinstaub-
jahresmittel an allen Messstationen eingehalten 
wurde. Problematisch sind eben die Überschrei-
tungen der Grenzwerte von Feinstaubtagesmit-
telwerten. Dort sind lokale Lösungen kommunal 
mittlerweile vorbereitet worden. An manchen Or-
ten müssen sie sicher noch verbessert werden. 

Dabei muss die Verkehrskonzeption mit berück-
sichtigt werden. Vieles liegt an verfehlter Ver-
kehrspolitik. Wir haben eben noch darüber ge-
sprochen, dass der Verkehr in den Innenstädten 
häufig blockiert wurde, dass kein flüssiger Verkehr 
geschaffen wurde und dass Verkehrswege nicht 
intelligent gelenkt worden sind. Das alles sind As-
pekte, die eine Rolle spielen, um die Feinstaubbe-
lastungen gerade auch in den Innenstädten zu re-
duzieren. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Dr. Romberg, 
kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.  

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Das mache ich sehr 
gerne, Herr Präsident. – Es gibt viele Facetten, 
die wir im Fachausschuss noch ausführlich disku-
tieren müssen. Dieser Antrag hat nicht das Ni-
veau, das man sich von einem Antrag der Grünen 
wünschen würde. Deswegen wird er im Aus-
schuss von uns sicher auch nur spärliche Zu-
stimmung erfahren. 

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Dr. Romberg. – Das Wort hat Herr Minister Uh-
lenberg. Bitte schön. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen 
der Fraktionen, alle Menschen, Damen und Her-
ren, nette Menschen, vielleicht auch etwas weni-
ger nette Menschen!  

(Allgemeine Heiterkeit) 
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Die Sympathie anderen Menschen gegenüber ist 
ja von Tag zu Tag auch sehr unterschiedlich, je 
nachdem, wie einem gerade ist und was man sich 
alles so anhören muss.  

Herr Kollege Remmel, die Kollegen haben gerade 
schon darauf hingewiesen: Das war eine intensive 
Arbeit, die Sie mit diesem Antrag geleistet haben, 
mit dem sich nun die Landesregierung auseinan-
der setzen soll. Sie arbeiten sich gerade an Initia-
tiven ab. Wir haben ein Heft über die Umweltpoli-
tik der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
in dieser Legislaturperiode herausgegeben. Man 
merkt Ihrem Antrag an, dass Sie die Dinge mühe-
voll zusammengetragen haben. Gleich behandeln 
wir ja noch das Thema Lärm. Jetzt sprechen wir 
über Feinstaub. Das ist wohl das Prinzip. Im 
Grunde ist das eine kleine Seminararbeit zum 
Thema Luftreinhaltung. Aber Sie sind nicht bei al-
len Themen, die Sie angesprochen haben, auf 
dem neuesten Stand. Immerhin haben Sie aber 
eine Fülle von Informationen zusammengetragen. 

Ein wenig habe ich mich bei der Lektüre des An-
trags gelangweilt, und zwar nicht allein wegen des 
oberlehrerhaften Stils. Der wird dann auch noch 
formvollendet durch Ihre Rede hier im Plenum. 
Das ist nicht nur schriftlich oberlehrerhaft. Der Stil 
Ihrer Rede kommt noch hinzu. Aber daran haben 
wir uns inzwischen gewöhnt. 

Ich war ständig auf der Suche nach etwas Neu-
em, nach einem Aha-Erlebnis. Immer wieder stieß 
ich aber auf Altbekanntes. Frau Kollegin Wiegand 
hat eben schon darauf hingewiesen. 

Manches habe ich auch vermisst. Sie haben zum 
Beispiel vergessen zu erwähnen, dass wir in 
Nordrhein-Westfalen es waren, die zusammen mit 
anderen Bundesländern die Initialzündung für ei-
ne praktikable Kennzeichnungsverordnung gege-
ben haben. Der BMU, damals noch Ihr Partei-
freund Trittin, hatte tatsächlich schon einmal ein 
eigenständiges Konzept vorgelegt. Sie können 
sich möglicherweise daran erinnern. Das war 
dann allerdings nicht nachvollziehbar und ist wäh-
rend der Kabinettsitzung in Berlin auch gekippt 
worden. Daran kann ich mich noch sehr gut erin-
nern. So ganz erfolgreich waren Sie bei all diesen 
Themen also bis jetzt noch nicht. 

Unser Bundesratskonzept hat der Bundesum-
weltminister dann weiterverarbeitet, was sein gu-
tes Recht ist. Das, was Sie als BMU-Konzept be-
zeichnen, stammt ganz wesentlich aus dem Bun-
desrat. So viel Zeit muss sein, wenn wir mit die-
sem Thema verantwortungsvoll umgehen wollen. 

Der Bundesrat hat dann im zweiten Durchgang 
wieder Veränderungen vorgenommen. So ist auch 

das politische und parlamentarische Spiel in Ber-
lin. Ich gehe davon aus, dass Sie auch schon 
einmal etwas davon gehört haben, dass Politik die 
Kunst des Machbaren und des Möglichen ist. 

Genau das haben wir hier erreicht. Sie haben ja 
zurzeit nicht einmal die Möglichkeit, auf irgendei-
ner Ebene auch nur irgendetwas ins politische 
Geschehen auf Bundesebene einzubringen. Herr 
Kollege Remmel, Sie sollten sich einmal fragen, 
weshalb das so ist. Ich glaube, das hängt auch 
mit diesem oberlehrerhaften Stil zusammen. 

(Beifall von der CDU) 

Sie treten ja nicht nur hier so auf, sondern Sie tre-
ten auch draußen so auf. Das waren die Men-
schen leid. Deswegen sind Sie auch überall aus 
den Regierungen herausgewählt worden, weil Sie 
gerade im Zusammenhang mit diesen Umwelt-
themen dieses Oberlehrerhafte haben und die 
Menschen auch nicht mitgenommen haben. Sie 
besuchen die Menschen vor Ort und sagen ihnen 
dann, was gut für sie ist. Meistens fühlen sich die 
Leute aber dort ganz wohl, wo sie leben. Aber 
dann kommen die Grünen und sagen: Hier ist al-
les ganz schlecht, und hier muss jetzt alles geän-
dert werden. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Das waren die Leute leid. Auch in Nordrhein-
Westfalen waren sie das leid. 

Ganz nebenher: Beim Thema Dieselrußpartikelfil-
ter sind die Grünen wirklich extrem spät wach ge-
worden. Ich sage das, weil Sie sich hier eben an-
ders dargestellt haben. Von Ihnen habe ich vor 
dem 1. Januar 2005, dem Stichtag, an dem die 
Grenzwerte in Kraft traten, hier im Landtag nie-
mals etwas zu diesem Thema gehört. 

Jetzt noch einmal der Reihe nach: Die Landesre-
gierung hat sich während der vergangenen zehn 
Monate im Bundesrat für Dieselrußfilter und für 
Umweltzonen, in denen nur noch saubere Fahr-
zeuge fahren dürfen, eingesetzt. Konkret haben 
wir dafür gesorgt, dass die Verordnung, in der die 
technischen Anforderungen an die Filter festge-
legt sind, schnellstmöglich in Kraft tritt. Hier ist al-
so gearbeitet worden. Voraussetzung für die 
Ausweisung von Umweltzonen ist die Kennzeich-
nung von Fahrzeugen entsprechend ihrem 
Schadstoffausstoß mit Plaketten. Die Landesre-
gierung hat, nachdem vom Bund zu Ihrer Regie-
rungszeit kein geeigneter Vorschlag gekommen 
war, gemeinsam mit Baden-Württemberg, Bayern 
und Hessen eine Kennzeichnungsverordnung 
vorgelegt, die im Bundesrat beschlossen wurde. 
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Der Bund hat daraufhin diesen Verordnungsentwurf 
um eine Extraplakette erweitert. Diese war für die 
PKW gedacht, die bereits den vorgeschlagenen Eu-
ro-5-Grenzwert für Partikel einhalten. Der Vorschlag 
hat bei den Ländern allerdings keine Mehrheit ge-
funden. Nordrhein-Westfalen hat sich dennoch den 
anderen Ländern angeschlossen, weil wir der Auf-
fassung sind, dass wir schnell und übersichtlich 
nachvollziehbare Plakettenregelungen brauchen. 
Nur so können wir die in den Luftreinhaltungsakti-
onsplänen vorgesehenen Maßnahmen jetzt auch 
wirklich konkret umsetzen. Da sind wir doch dran. 

Auch mit der Kennzeichnungsverordnung, so wie 
sie jetzt ist, können Fahrverbote und Ausnahmen 
für schadstoffarme Fahrzeuge, die in Kommunen 
wie zum Beispiel in der Stadt Düsseldorf geplant 
sind, umgesetzt werden. 

Eine erneute Umarbeitung dieses Bundesratsbe-
schlusses würde unweigerlich dazu führen, dass 
der Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung 
auf inakzeptable Weise weit in die Zukunft ver-
schoben würde. Das wollen wir nicht. Außerdem 
würde sich die Umsetzung von Maßnahmen, die 
jetzt in Luftreinhaltungsaktionsplänen vorgesehen 
sind weiter verzögern. Das kann doch nicht in un-
serem Interesse sein, das kann nicht im Interesse 
der Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger lie-
gen. 

Ich darf auch darauf verweisen, dass wir viel wei-
ter als zu der Zeit von Rot-Grün und dass die 
Bundesregierung gestern den Bundesratsvor-
schlägen zugestimmt hat. Dies ist in der Tat der 
Durchbruch für die Einführung von Umweltplaket-
ten, ein Durchbruch auch für unsere Initiative, die 
von Nordrhein-Westfalen in dieser wichtigen um-
weltpolitischen Frage ausgegangen ist. 

Meine Damen und Herren, ganz nebenbei und 
von Ihnen offenbar auch nicht bemerkt, hat sich 
die Landesregierung im Bundesrat maßgeblich 
dafür eingesetzt, dass die Nachrüstung von Die-
sel-PKW mit Partikelfiltern jetzt endlich in Gang 
kommt. Bei den Beratungen zu der 29. Verord-
nung zur Änderung der Straßenverkehrszulas-
sungsverordnung hat die Landesregierung echte 
Überzeugungsarbeit geleistet. Nur so konnte der 
von der Bundesregierung vorgeschlagene und 
von der EU notifizierte Verordnungsentwurf zügig 
verabschiedet werden. 

In dieser Verordnung werden die technischen An-
forderungen an Partikelminderungssysteme für 
PKW geregelt. Damit haben die Filterhersteller 
und die Automobilindustrie klare Verhältnisse und 
Planungssicherheit, auf die Sie jahrelang gewartet 
haben. Es ist wirklich erstaunlich, wie Sie sich 

jetzt hier hinstellen, nachdem vorher nichts gelau-
fen ist und in wenigen Monaten alle diese Dinge 
politisch auf den Weg gebracht worden sind. Die-
se Verordnung war nicht nur die Grundlage für die 
Kennzeichnungsverordnung, sondern auch für die 
steuerliche Förderung für die Nachrüstung von 
Altfahrzeugen. 

Neben den Partikeln spielen die Stickoxidemissi-
onen der Fahrzeuge natürlich eine gravierende 
Rolle in der Luftreinhaltung. Derzeit wird die Fort-
entwicklung und Fortschreibung der Euro-
Abgasstandards diskutiert. Für PKW hat die Eu-
ropäische Kommission einen Euro-5-Vorschlag 
vorgelegt. Im Rahmen des Bundesratsverfahrens 
zur Stellungnahme gegenüber der Europäischen 
Union haben wir deutlich gemacht, dass der anvi-
sierte Stickstoffgrenzwert hinter dem Stand der 
Technik zurückbleibt und nicht mit den Zielen der 
Luftreinhaltung in Einklang zu bringen ist. Wir hof-
fen, dass sich diese Sichtweise bei den Beratun-
gen in Brüssel durchsetzt.  

Der Trend der Belastung weist hier unabweisbar 
nach oben. Ohne jetzt schon ansetzende Minde-
rungsstrategien wird die Situation der Überschrei-
tung mindestens so gravierend sein wie bei dem 
Thema Feinstaub. Also auch in dieser wichtigen 
Frage sind wir aktiv geworden. 

Die Nutzfahrzeuge sind ohne Zweifel die Haupt-
verursacher der verkehrsbedingten Stickoxid- und 
Partikelbelastungen. Deshalb muss auch in die-
sem Bereich die Abgasgesetzgebung forciert wer-
den. Dafür treten wir ein. 

Ich habe meine Ministerkollegen vor wenigen Ta-
gen in der Umweltministerkonferenz in Nieder-
sachsen dafür gewinnen können, die Bundesre-
gierung zu bitten, die Entwicklung der Euro-6-
Norm für die Nutzfahrzeuge während der deut-
schen EU-Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 
2007 voranzutreiben. Wir werden auch bei diesem 
Thema, meine Damen und Herren, verehrte Kol-
leginnen und Kollegen, nicht locker lassen. 

In Nordrhein-Westfalen liegen die Grenzwertüber-
schreitungen für Feinstaub PMC und Stickstoffdi-
oxid NO2 sowie Benzol vor, die bisher zu insge-
samt mehr als 20 Luftreinhaltungsaktionsplänen in 
bis zu 16 Städten in Nordrhein-Westfalen geführt 
haben. 

Die konsequente Umsetzung der darin festgeleg-
ten Maßnahmen lässt erste Erfolge erkennen. Die 
weitere Reduzierung dieser kritischen Belastun-
gen bleibt ein Schwerpunkt künftiger Aktivitäten in 
Nordrhein-Westfalen. 
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Der eingeschlagene Weg in Zusammenarbeit mit 
den Kommunen und Regionen wird konsequent 
fortgesetzt. Wir sind in dieser Frage auch weiter 
als die anderen Bundesländer, zumal wir mit un-
seren Großstädten in Nordrhein-Westfalen, mit 
dem Ruhrgebiet und mit den großen Städten hier 
am Rhein, hinsichtlich dieser Problematik auch 
eine ganz andere Situation haben als viele andere 
Bundesländer, die sich als Flächenländer darstel-
len. 

Ihnen dürfte auch bekannt sein, dass das MUNLV 
die Aufstellung von Luftreinhaltungsaktionsplänen 
durch die Einrichtung einer Steuerungsgruppe ko-
ordiniert und überwacht. In dieser Steuerungs-
gruppe unter Leitung meines Hauses sind das 
MBV, die Bezirksregierungen, das Landesum-
weltamt, die betroffenen Kommunen, der Städte-
tag Nordrhein-Westfalen, der Regionalverbund 
Ruhr, die IHK sowie BUND und NABU vertreten. 
Also: Wir machen diese Politik, meine Damen und 
Herren, auf einer breiten Basis. Damit ist auch ein 
ressort- und verwaltungsebenenübergreifender 
Erfahrungsaustausch gewährleistet. 

An das, was in Hagen gelaufen ist, haben Sie ja 
eben erinnert. Ich möchte auch noch einmal dar-
auf hinweisen, dass wir auch in einer solchen Si-
tuation, obwohl es erheblichen Druck gegeben 
hat, entsprechend konsequent geblieben sind. 

Meine Damen und Herren, die konsequente Um-
setzung der in diesen Plänen festgeschriebenen 
Maßnahmen zeigt in der Tat erste positive Wir-
kungen. Es wird Sie sicherlich auch interessieren, 
dass das MUNLV die Kommunen mit Haushalts-
mitteln in Höhe von 2 Millionen € im Jahre 2006 
unterstützt. Noch mehr wird Sie möglicherweise 
interessieren, dass das 700.000 € mehr sind als 
im Jahre 2005, nämlich zu der Zeit, als Sie noch 
die politische Verantwortung getragen haben. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Wir brauchen natürlich regionale und überregiona-
le Ansätze, um die gesundheitsbezogenen Grenz-
werte dauerhaft einhalten zu können. Insofern ist 
die Forderung, in den Ballungsgebieten eine flä-
chendeckende Luftreinhalteplanung durchzufüh-
ren, selbstverständlich. 

Ich sage Ihnen noch einmal, dass wir das ge-
meinsam mit den Kommunen auf den Weg brin-
gen. 

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Das gilt ebenso – das sage ich in aller Deutlichkeit – 
für die Landwirtschaft. Denn es gibt in der Landwirt-
schaft – hier insbesondere bei einigen Tierhaltungs-
betrieben – Probleme im Zusammenhang mit den 

Ammoniakemissionen. Hier müssen wir in den 
nächsten Jahren zu einer deutlichen Minderung 
kommen. Ich bin gerade in den letzten Tagen 
beim Umweltamt in Essen gewesen, um diese 
Frage vor Ort zu diskutieren. Wir versuchen der-
zeit, die Ammoniakprobleme in den Gebieten in 
Nordrhein-Westfalen, in denen wir eine starke 
Veredlung haben, in den Griff zu bekommen. 
Auch da ist vorher eigentlich relativ wenig gelau-
fen.  

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister, darf 
ich Sie an die vereinbarte Redezeit erinnern? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Präsident, zu diesem wichtigen Thema gäbe 
es noch viel zu sagen. Aber ich komme zum 
Schluss; die Ammoniakprobleme werde ich jetzt 
aus Zeitgründen nicht mehr ansprechen. 

Wir werden dies im Zusammenhang mit der Ver-
waltungsstrukturreform auf den Weg bringen – 
das Thema ist eben angesprochen worden –, so-
dass nach der Umsetzung der Verwaltungsstruk-
turreform und nach der Neuorganisation der Um-
weltverwaltung in Nordrhein-Westfalen die Aufga-
ben, die von den Kommunen vor Ort geregelt 
werden können, auch von den Kommunen gere-
gelt werden. Das ist sinnvoll, auch im Sinne der 
Subsidiarität, zu der sich die Grünen früher einmal 
bekannt haben; heute rufen sie nur noch nach 
dem Staat.  

Wir brauchen in Nordrhein-Westfalen auf regiona-
ler und auf Landesebene leistungsfähige Umwelt-
ämter, da große Anlagen kommunal nicht zu be-
herrschen sind. An diesem Konzept arbeiten wir. 
Ich spreche dieses Thema nur an, … 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Minister.  

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
… weil es hier eben eine Rolle gespielt hat. Auch 
hier arbeiten wir an einem glaubwürdigen Kon-
zept, das erfolgreich sein wird – genau wie unsere 
Luftreinhaltepolitik im ersten Jahr der Regierung 
Rüttgers. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, für die 
CDU-Fraktion hat noch der Herr Abgeordnete 
Hüsken das Wort.  
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Wolfgang Hüsken*) (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Nachdem zu diesem Thema 
schon so viele gesprochen haben, ist es schwie-
rig, noch etwas oben draufzusetzen.  

(Svenja Schulze [SPD]: Es ist schon alles 
gesagt!) 

Trotzdem will ich die Gedanken, die ich mir zu 
diesem Thema im Vorfeld gemacht habe, die sich 
insbesondere auf die kommunale Sicht erstre-
cken, an dieser Stelle anbringen. 

Herr Kress ist schon auf das Bündel von Maß-
nahmen eingegangen, die die Landesregierung 
umgesetzt hat. Herr Minister Uhlenberg hat gera-
de noch einmal sehr umfassend und nachvoll-
ziehbar dargestellt, was im Einzelnen im letzten 
Jahr gerade von dieser neuen Regierung getan 
worden ist. Ich denke, die Ergebnisse können sich 
sehen lassen. 

Lassen Sie mich, Herr Remmel, zu Ihrem Antrag 
Folgendes sagen: Ich habe ihn sehr intensiv gele-
sen. Es ist schon sehr mühsam, ihn zu lesen, wie 
das gerade auch schon gesagt worden ist. Gut, 
bei solch komplexen Sachverhalten mag das viel-
leicht nicht anders gehen und auch nötig sein. 
Aber wenn ich diesen Antrag vergleiche mit den 
bestehenden gesetzlichen Regelungen, den Aus-
sagen in der Literatur und der Fachwelt und auch 
mit dem, was die jetzige Landesregierung erreicht 
hat, muss ich feststellen, dass es nicht viel Neues 
gibt.  

Ich kann nur konstatieren, dass Sie mit diesem 
Antrag suggerieren wollen, in der Umweltpolitik 
sei im Bereich der Feinstaubbelastung nichts ge-
tan worden. Ich bin da vollkommen anderer Mei-
nung, insbesondere nach den gerade von Herrn 
Minister Uhlenberg vorgetragenen Argumenten 
und den Maßnahmen, die wir hier im Land durch-
geführt haben. Insofern kann man zu Ihrem An-
trag nur feststellen, dass das, was Sie hier vorge-
bracht haben, einfach ins Leere geht. 

Aber, Sie erkennen auch an – das haben wir e-
benfalls zur Kenntnis genommen –, dass wir in 
unserem Koalitionsvertrag richtige Aussagen zur 
Feinstaubproblematik getroffen haben und dass 
wir als Land die Kommunen in ihren Bemühungen 
zur Reduzierung des Feinstaubs vorbehaltlos un-
terstützen. Insoweit können wir auch hier keine 
vorwerfbaren Versäumnisse der Landesregierung 
feststellen. Sie wiederholen nur von uns längst 
ergriffene Initiativen. 

Man kann nur resümieren: Nordrhein-Westfalen 
ist, soweit es in seinen Möglichkeiten steht, sei-

nen gesetzlichen Verpflichtungen in dieser Rich-
tung nachgekommen. 

Die EU-Rahmenrichtlinie geht von einer gebiets-
bezogenen Luftreinhaltung aus. Das hat zur Fol-
ge, dass bei der Umsetzung erforderlicher Maß-
nahmen zur Verbesserung der Luftqualität alle 
maßgeblichen Verursacher einen Beitrag zur Luft-
reinhaltung zu leisten haben. Als Verursacher – 
auch das kam gerade schon zur Sprache – sind 
hier Industrie, Gewerbe, auch Landwirtschaft – 
das konnten wir eben nicht mehr zu Ende hören –, 
Haushalte, aber hauptsächlich der Straßenverkehr 
zu nennen.  

Für das gesamte Landesgebiet wird die verkehrs-
bedingte Feinstaubbelastung mithilfe von Scree-
ningverfahren ermittelt. In hoch belasteten Gebie-
ten werden Luftreinhalte- beziehungsweise Akti-
onspläne erstellt.  

Luftreinhaltepläne, so wissen wir, sind für die 
Luftschadstoffe zu erstellen, bei denen die ge-
messenen Tages- beziehungsweise Jahresmit-
telwerte über den vorgegebenen Grenzwerten lie-
gen.  

Demgegenüber beschreiben Aktionspläne kurz-
fristig zu ergreifende temporäre Maßnahmen. 
Dies können verkehrslenkende Maßnahmen, Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen oder Eingriffe in den 
Verkehr sein. Es sollen auf diese Art und Weise 
Grenzüberschreitungen vermieden beziehungs-
weise die Überschreitungsdauer reduziert werden. 

Bereits in der Vergangenheit sind die Städte in un-
serem Lande bei der Aufstellung entsprechender 
Pläne von Landesseite unterstützt worden. Inzwi-
schen sind – Herr Minister Uhlenberg hat es gera-
de schon ausgeführt – mehr als 20 Luftreinhalte- 
und Aktionspläne in zurzeit 16 Städten Nordrhein-
Westfalens aufgestellt. Insofern ist auch Ihre dahin 
gehende Aufforderung an die Landesregierung ü-
berflüssig. Hier wird nur gefordert – ich habe es 
eingangs schon einmal gesagt –, was das Land be-
reits geleistet hat und auch künftig verstärkt leisten 
wird. Die Erfolge, so meine ich, sprechen hier für 
sich. 

Im soeben verabschiedeten Haushaltsplan für 
2006 sind für die Erstellung und Umsetzung der 
Maßnahmepläne sowie für Entwicklungsaufgaben 
2 Millionen € bereitgestellt worden. Damit unter-
stützt die Landesregierung die Städte auch finan-
ziell bei ihrer schwierigen Aufgabenstellung. Zu-
dem steht das Landesumweltamt den Kommunen 
fachlich begleitend zur Seite. 

Die Erfahrungen haben gezeigt, dass die Ursa-
chen der Emissionsüberschreitungen vielfältige 
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Hintergründe haben. Auf der einen Seite können 
Grenzwerte in Ballungsräumen eingehalten wer-
den, auf der anderen Seite sind Maßnahmen we-
gen der hohen Hintergrundbelastungen begrenzt. 
Der Nutzfahrzeugverkehr kann gebietsweise be-
schränkt und die Verkehrsleitsysteme und Logis-
tikkonzepte können eingeschränkt werden. Der 
ÖPNV kann ausgebaut werden. Das Emissions-
verhalten der Busse kann verbessert werden. 
Darüber hinaus sind Maßnahmen in einzelnen 
Straßen möglich. Der LKW-Verkehr kann umgelei-
tet werden. Insgesamt kann der Kraftverkehr 
durch verkehrslenkende Maßnahmen optimiert 
werden. 

Hierbei allerdings ist zu bedenken, meine Damen 
und Herren, dass sich die gerade angesproche-
nen Maßnahmen wiederum kontraproduktiv in an-
deren Gebietsräumen auswirken können. Aus 
diesem Grunde ist eine regionale und überregio-
nale Koordination und Zusammenarbeit unerläss-
lich. Dies ist durch eine vom Umweltministerium 
eingesetzte Steuerungsgruppe – Herr Minister 
Uhlenberg hat sie eben angesprochen – gewähr-
leistet, der unter anderem, und das betone ich ge-
rade aus kommunaler Sicht, auch der Regional-
verband Ruhrgebiet und der Städtetag NRW an-
gehören. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Kollege 
Hüsken. 

Wolfgang Hüsken*) (CDU): Herr Präsident, ich 
komme zum Ende. – Wir werden die Kommunen, 
die nur begrenzte Regelungsmöglichkeiten haben, 
bei der Lösung der Fragen nicht im Stich lassen. 
Durch unsere Umweltpolitik erhalten sie die Un-
terstützung, die sie benötigen, um die gesund-
heitsbezogenen Grenzwerte dauerhaft einhalten 
zu können. Insbesondere gilt das für das Ruhrge-
biet. 

Lassen Sie mich von dieser Stelle aus noch einen 
ausdrücklichen Dank an die Kommunen für das 
bisherige kooperative Verhalten aussprechen. Wir 
können über das Thema in den Fachausschüssen 
gern weiter diskutieren. – Danke schön. 

(Beifall von der CDU) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Hüsken. Das werden wir tun. – Ich schließe die 
Beratung.  

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/1992 an den Aus-
schuss für Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz – federführend –, 

an den Ausschuss für Kommunalpolitik und 
Verwaltungsstrukturreform, an den Ausschuss 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales sowie – 
darauf haben sich die Fraktionen verständigt – 
auch an den Ausschuss für Wirtschaft, Mit-
telstand und Energie und an den Ausschuss 
für Bauen und Verkehr. Die abschließende Be-
ratung wird im federführenden Ausschuss, dem 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz, erfolgen. Wenn 
Sie damit einverstanden sind, dann bitte ich um 
das Handzeichen. – Ist jemand dagegen? – Ent-
haltungen? – Dann haben wir so entschieden. 

Wir kommen zu: 

7 Auslandsmissionen und Polizeihilfeprojek-
te – Würdigung der hervorragenden Arbeit 
der nordrhein-westfälischen Polizei auch 
im Ausland  

Antrag 
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/1876 

Hierzu erteile ich dem Abgeordneten Lohn von 
der CDU-Fraktion das Wort. 

Werner Lohn (CDU): Herr Präsident! Sehr geehr-
te Damen und Herren! Nachdem es eben um E-
missionen ging, geht es jetzt um Missionen. Das 
Thema Auslandsmissionen der Polizei ist vor zwei 
Jahren anlässlich des zehnjährigen Jubiläums 
breit durch die Öffentlichkeit gegangen. Die „Ta-
gesschau“ der ARD hat damals getitelt: „Die deut-
sche Polizei ist ein Exportschlager“. 

Das ist auch heute immer noch richtig, und das 
freut natürlich sowohl die Polizei als auch die Poli-
tik. Zu diesem Erfolg hat die nordrhein-west-
fälische Polizei einen erheblichen Beitrag geleis-
tet. Es kommt daher nicht von ungefähr, dass un-
ser Inspekteur der Polizei, Herr Wehe, Vorsitzen-
der einer entsprechenden Bund-Länder-Arbeits-
gruppe ist, die diese Einsätze koordiniert. 

In den vergangenen zwölf Jahren waren insge-
samt über 550 nordrhein-westfälische Polizeibe-
amte im Ausland eingesetzt. Heute sind knapp 
300 deutsche Polizisten im Ausland beziehungs-
weise in internationalen Projekten tätig. Von den 
300 deutschen Polizisten, die im Ausland für uns 
arbeiten, stammen im Moment exakt 38 aus Nord-
rhein-Westfalen. Der weitaus größte Teil dieser 
Polizisten – mit 30 Teilnehmern aus Nordrhein-
Westfalen – gehört zur UN-Mission im Kosovo. 
Weitere Einsatzregionen deutscher Polizisten und 
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unterstützte Länder sind Georgien, Bosnien-Herze-
gowina, Mazedonien, Liberia, Sudan, Irak, Afghanis-
tan und seit kurzem auch Palästina. 

Aus Nordrhein-Westfalen befinden sich heute 
zwei Beamte für die UN in Liberia, einer ist für die 
EU in Palästina, und fünf sind im Rahmen eines 
Polizeihilfsprojektes in Afghanistan im Einsatz. 

Diese Einsatzorte sind uns alle bestens bekannt. 
Doch leider sind sie uns nicht im positiven Sinne 
als Urlaubsorte, sondern eher als die Krisenregio-
nen auf der Erde bekannt. Besonders nachdenk-
lich macht mich, dass gerade in den letzten Tagen 
die Meldungen aus Afghanistan von Berichten 
über eskalierende Gewalt geprägt waren. Lassen 
Sie uns hoffen – ich denke, das Ministerium wird 
auch die nötige Vorsorge treffen –, dass die Ge-
sundheit unserer Polizisten in Afghanistan keinen 
Schaden nimmt. Trotz der bekannten Gefähr-
dungslage in diversen Ländern leisten unsere Po-
lizistinnen und Polizisten freiwillig und unter 
schwierigen Bedingungen mit großem Engage-
ment hervorragende Arbeit. 

Die internationale nordrhein-westfälische Polizei-
arbeit wird hoch geschätzt und auch sehr rege 
nachgefragt. Unsere nordrhein-westfälische Poli-
zei ist daher ein wesentlicher Teil des zitierten 
deutschen Exportschlagers.  

An dieser Stelle ist es angebracht, allen aktiven 
und ehemaligen Einsatzkräften, aber auch deren 
Familien, die zu Hause lange auf ihre Polizisten 
verzichten mussten, zu danken und sie aufzufor-
dern, auch künftig eine entsprechende Bereit-
schaft mitzubringen. 

(Beifall von der CDU) 

Erfolgreiche nordrhein-westfälische Polizeieinsät-
ze im Ausland gehören eigentlich nicht zu dem 
klassischen Bild von Arbeit für die innere Sicher-
heit. Dennoch sind sie als gesamtstaatliche Auf-
gabe wichtig für Deutschland und wichtig für 
Nordrhein-Westfalen. Zum Beispiel sorgen unsere 
Polizisten im Kosovo mit aktiver klassischer Poli-
zeiarbeit vor Ort für die nötige Sicherheit. Erst da-
durch wird ermöglicht, dass sich dort mit der Zeit 
ein demokratisch legitimierter und freiheitlicher 
Rechtsstaat bilden kann. Im Irak, in Afghanistan 
und auch in anderen Ländern schaffen Polizei-
missionäre durch Aufbau, Beratung und anschlie-
ßende Überwachung der lokalen Polizeien eben-
falls die Basis für einen demokratischen Staat. 

Wir können zu Recht stolz auf die insgesamt über 
550 NRW-Auslandspolizisten sein. Sie sind mit 
ihrer Arbeit erfolgreiche Botschafter unseres funk-
tionierenden Rechtsstaats. Ganz ohne Nutzen 

und ganz ohne Sicherheitsaspekte ist das für uns 
natürlich nicht. Wenn man nämlich heute die Ge-
fährdungslage auf der Welt beurteilt, muss man 
zu dem Ergebnis kommen: Internationale Präven-
tion und Gefahrenabwehr beginnen heute weit vor 
den Grenzen unseres eigenen Landes.  

Zum Beispiel profitieren auch wir in Nordrhein-
Westfalen ganz speziell von den sich ständig sta-
bilisierenden Verhältnissen auf dem Balkan. Das 
ist unter anderem eine Voraussetzung für die Ein-
dämmung organisierter Kriminalität, es ist aber 
auch eine Voraussetzung dafür, dass bei uns auf-
fällige Kriegsflüchtlinge in ihre Heimat zurückkeh-
ren können. 

Der Erfolg dieser polizeilichen Auslandsarbeit ist 
kein Zufall. Ich betone ausdrücklich: Sowohl die 
alte als auch die neue Landesregierung haben die 
Bedeutung der Polizeiauslandsmissionen hoch 
eingeschätzt beziehungsweise schätzen sie hoch 
ein. Unsere Beamten werden gut vorbereitet und 
betreut. Das muss auch so sein. Es handelt sich 
bekanntlich nicht um Urlaubsreisen. 

Noch gestern habe ich ein langes Gespräch mit 
zwei Beamten geführt, die mehrfach in Bosnien 
eingesetzt gewesen sind. Die beiden Beamten 
lobten ausnahmslos die nahezu optimale Vorbe-
reitung, Betreuung und Nachbereitung ihrer Ein-
sätze.  

Leichte Kritik kam zu der finanziellen Ausstattung 
auf. Man hat sich nicht beklagt, aber verglichen 
mit anderen Entsendeländern liegen Nordrhein-
Westfalen und Deutschland insgesamt bei der fi-
nanziellen Ausstattung der Beamten im unteren 
Drittel. Wenn wir dort eine Verbesserung erzielen 
wollen, muss der Bund erkennen, dass Polizei-
Auslandsmissionen gesamtstaatliche Aufgaben 
sind, die auch gesamtstaatlich finanziert werden 
müssen. Wenn ich richtig informiert bin, ist die 
Landesregierung aktiv in Verhandlungen mit dem 
Bund. 

Weiteren Handlungsbedarf – da ist wohl der Schwer-
punkt wirklich berechtigter Kritik anzusetzen – gibt es 
bei der dienstlichen Förderung von Missionsteilneh-
mern. Es fängt schon damit an, dass Bewerber, die 
freiwillig – auf eigenen Wunsch – ins Ausland ge-
hen möchten, bei den Behörden nicht mit offenen 
Armen aufgenommen werden. Bewerbungen wer-
den nicht gerne gesehen, weil diejenigen, die nach 
einem Auswahlverfahren wirklich ins Ausland ge-
hen, auf der Dienststelle fehlen, Nachersatz nicht 
eingeplant und auch nicht zu bekommen ist. Die 
verbleibenden Beamten vor Ort müssen also mehr 
arbeiten und auf Freizeit verzichten, damit Aus-
landsmissionen möglich sind. 
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Schwerwiegender wurde von den Beamten beur-
teilt, dass sich rückkehrende Beamte, denen ei-
gentlich auf dem Papier und auf dem Erlasswege 
versprochen wird, eine besondere dienstliche 
Förderung zu erfahren, gerade darüber beklagen, 
dass diese dienstliche Förderung so nicht prakti-
ziert wird. Es ist im Gegenteil oft so, dass Beamte 
bei der Rückkehr aus dem Kosovo oder anderen 
Ländern feststellen, dass die Behörden nicht auf 
die Rückkehr vorbereitet sind. Entweder gibt es 
gar keine Verwendungskonzepte oder vorhande-
ne Verwendungskonzepte werden nicht entspre-
chend umgesetzt. 

Die neue Landesregierung ist gut beraten, sich 
dieser Problematik anzunehmen; sie wird es wohl 
auch tun. Denn die Wertschätzung der Tätigkeit in 
den Auslandsmissionen soll sich künftig mehr als 
bisher in der dienstlichen Förderung wiederfinden. 
Wertschätzung darf nicht zur bloßen Worthülse 
verkommen. 

Der Antrag von CDU und FDP und der nachge-
reichte ähnlich klingende, ja fast wortgleiche Ent-
schließungsantrag von SPD und Grünen lassen 
erkennen, dass es hier im Hause vernünftigerwei-
se einen breiten Konsens gibt, was die Anerken-
nung und Förderung der Arbeit unserer Polizei im 
Ausland angeht.  

Besonders würde ich mich freuen, wenn die gleich 
anschließende Diskussion ohne strategische Fron-
tenbildung verlaufen würde. So könnten wir viel-
leicht mit einer positiven Botschaft versuchen, dazu 
beizutragen, dass in Nordrhein-Westfalen vielleicht 
künftig der Sitz einer UN-Organisation ist, die welt-
weite Polizeieinsätze koordinieren soll. Die Landes-
regierung ist auch dazu aktiv. Eine Standortent-
scheidung dürfte in der zweiten Jahreshälfte fallen.  

Sehr geehrte Damen und Herren, es wäre eine 
echte Belohnung für die Polizei und die Politik hier 
im Lande, wenn diese Standortentscheidung zu-
gunsten von Nordrhein-Westfalen ausfallen könn-
te. 

Ich freue mich auf Ihre Wortbeiträge und möchte 
Ihnen in der verbleibenden Zeit ausreichend Ge-
legenheit geben, die deutsche und die nordrhein-
westfälische Polizei zu loben. – Danke schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Lohn. – Ich mache darauf aufmerk-
sam, dass zum Antrag der Koalitionsfraktionen 
noch ein Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Drucksache 14/2036 vorliegt. Wir beziehen die-
sen Entschließungsantrag in die Debatte ein.  

Als Nächster hat für die FDP-Fraktion Herr Engel 
das Wort. Bitte schön. 

Horst Engel*) (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herrn! Die Bundesrepublik 
Deutschland beteiligt sich seit ihrem Beitritt zu 
den Vereinten Nationen im Jahre 1973 mit finan-
ziellen Beiträgen und dem Einsatz ziviler Helferin-
nen und Helfer an Friedensmissionen der Verein-
ten Nationen.  

Das Bundesverfassungsgericht stellte mit Urteil 
vom 12. Juli 1994 fest, dass sich Deutschland zur 
Wahrung des Friedens im Rahmen von Art. 24 
Abs. 2 Grundgesetz mit Zustimmung des Deut-
schen Bundestages auch mit Einsätzen bewaffne-
ter Streitkräfte an internationalen Missionen betei-
ligen kann. Der Einsatz von Polizeikräften im 
Rahmen von Friedensmissionen ist als eine typi-
sche, mit dem System verbundene Aufgabe eben-
falls verfassungskonform. 

Am 25. November 1994 beschloss die Ständige 
Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder, dass sich die Länder durch den Einsatz 
von Polizeibeamtinnen und -beamten an solchen 
Missionen beteiligen und zusammen mit dem 
Bund eine Arbeitsgruppe gründen. Diese Bund-
Länder-Arbeitsgruppe ist das zentrale Beratungs- 
und Entscheidungsgremium für alle Fragen der 
Beteiligung an internationalen Polizeimissionen. 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe – das hat Kollege 
Lohn schon herausgestellt – ist seit ihrer Grün-
dung der Inspekteur der Polizei in Nordrhein-
Westfalen. 

Die Teilnahme von Polizeibeamtinnen und -beam-
ten an Auslandseinsätzen ist freiwillig. Nach einem 
Auswahlverfahren erfolgt eine bundeseinheitliche 
Vorbereitung. Missionssprache ist Englisch. Nord-
rhein-Westfalen bildet einen Ausbildungsverbund 
mit dem Saarland, Rheinland-Pfalz, Thüringen und 
Sachsen sowie den Grenzschutzpräsidien Mitte 
und West. Besonders wichtig vor Missionsbeginn 
ist ein intensives Training, das eindringlich auf die 
Gefahren von Landminen hinweist und lehrt, wie 
man mit dieser Gefahr umgeht. 

Im Falle von ungewöhnlich stark belastenden Er-
eignissen wie Todesfällen – das sagt sich hier so 
leicht –, schweren Verletzungen oder persönli-
chen Krisensituationen, die außerhalb der norma-
len menschlichen Erfahrung liegen und in denen 
zu erwarten ist, dass der Polizeibeamte sie nicht 
ohne Unterstützung verarbeiten kann, steht in 
Deutschland ein aus Medizinern, Psychologen, 
Seelsorgern und Polizeibeamten zusammenge-
setztes Kriseninterventionsteam zur Verfügung. 
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Dieses Team kümmert sich im Anforderungsfall 
um die Betroffenen und die Angehörigen. 

Der Innenminister, der Staatssekretär, der Inspek-
teur der Polizei, Behördenleiter, aber auch Parla-
mentarier, zum Beispiel die innenpolitischen 
Sprecher oder der Petitionsausschuss, haben sich 
bei Besuchen vor Ort wiederholt ein persönliches 
Bild von den Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Polizeibeamten gemacht. Dabei dürfen wir in 
Nordrhein-Westfalen stolz auf das NRW-Kontin-
gent sein. Ich erinnere an den Leitenden Polizeidi-
rektor Stefan Feller, der sogar zum Chief Com-
missioner der Unmik, United Nations Mission in 
Kosovo, berufen wurde und seit geraumer Zeit – 
es sind wohl zwei Jahre – an wichtiger Stelle in 
Brüssel tätig ist. 

Der Auslandseinsatz ist an Härte nicht zu überbie-
ten: Dienst rund um die Uhr, oft unter Lebensge-
fahr, Privatheit – null, im Winter oft Eiseskälte, 
tägliche Stromausfälle, von Komfort keine Spur, 
Trennung von zu Hause, fremde Kultur, oft das 
Gefühl, auf einem Pulverfass zu sitzen – das sind 
die Lebensumstände der Auslandsmissionen.  

(Beifall von Ralf Witzel [FDP]) 

Und dennoch: wieder und wieder das aufopfernde 
Bemühen zu schlichten, zu schützen, die öffentli-
che Sicherheit und Ordnung herzustellen – und 
das in einer unwirtlichen Welt: in Dörfern, deren 
Häuser so zerstört wurden, dass ein Wiederauf-
bau aufgegeben wurde – Sie kennen die Bilder 
vom Balkan aus dem Fernsehen –, mit einer Be-
völkerung, die traumatisiert und immer noch ver-
unsichert ist, und mit Verwaltungen, die erst noch 
lernen müssen, was es bedeutet, dass sie an 
Recht und Gesetz gebunden sind.  

Wie labil die Verhältnisse sind, wurde im 
März 2004 im Kosovo sichtbar: Über Nacht eska-
lierende Unruhen forderten 20 Tote und ca. 
850 Verletzte und erhebliche Sachschäden: Ge-
bäude, Klöster und Kirchen, die bislang erfolg-
reich von der Unmik vor der Zerstörung bewahrt 
werden konnten, wurden in Schutt und Asche ge-
legt. Nur die internationale Präsenz konnte eine 
weitere Eskalation verhindern.  

Mit unserem Antrag möchte die Koalition dieses, 
weit über das normale Maß hinausgehende En-
gagement der Polizeivollzugsbeamten in Aus-
landsmissionen in besonderer Weise würdigen. 
Für die FDP-Fraktion und für mich als ihr innenpo-
litischer Sprecher ist es dabei wichtig – genauso, 
wie es der Kollege Lohn vorgetragen hat –, dass 
die Polizeivollzugsbeamten nach erfolgreicher 
Auslandsmission dienstlich wirklich gefördert wer-
den. Das ist Punkt 3 in unserem Antrag. Bislang 

ist die Lebenswirklichkeit leider anders; der Kolle-
ge Lohn hat das dargestellt.  

Ich bitte den Innenminister Dr. Wolf, zum Beispiel 
mit einem Erlass oder in anderer geeigneter Form 
seinen Behördenleitern eine klare Ansage zu ma-
chen. 

Wir stimmen der Überweisung zu. Ich freue mich 
auf die Debatte im Innenausschuss.  

Am Schluss – ich habe noch eine Minute Rede-
zeit, meine sehr verehrten Damen und Herren – 
möchte ich auf die „Streife“ hinweisen; ich habe 
diese Zeitschrift mit ans Rednerpult genommen. 
Die innenpolitischen Sprecher werden sie kennen. 
Das ist ein Blatt, das die Landesregierung zum 
zehnjährigen Bestehen der Auslandsmissionen 
herausgegeben hat. In verdichteter Form ist kom-
plett nachzulesen, wer wo wie und unter welchen 
Umständen als Polizeibeamter Nordrhein-
Westfalens in der Welt tätig ist. Ich empfehle ein-
fach, dass vielleicht eine neue Auflage in ein oder 
in zwei Jahren dieses hervorragende Blatt er-
gänzt. – Herzlichen Dank.  

(Beifall von der FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Engel. – Für die SPD-Fraktion hat 
das Wort der Abgeordnete Stüttgen. 

Gerd Stüttgen*) (SPD): Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Polizei in Nordrhein-
Westfalen hat uns in letzter Zeit mehrfach be-
schäftigt. Zuletzt haben wir am 18. Mai dieses 
Jahres im Plenum noch einmal kontrovers über 
die geplante sogenannte Polizeireform diskutiert. 
Zu einer nennenswerten Annäherung der Stand-
punkte von Regierung und Opposition ist es dabei 
zu unserem Bedauern nicht gekommen.  

Deutlich anders liegt die Sache aus Sicht meiner 
Fraktion beim vorliegenden Antrag der Regie-
rungsparteien. Zwar können wir im Kern wesentli-
che Teile dieses Antrags durchaus mittragen, ins-
gesamt geht uns der Antrag aber nicht weit ge-
nug. Insbesondere, meine Damen und Herren, ist 
uns unverständlich, dass allein die Regierungs-
fraktion der FDP sich nicht in der Lage sah, der 
Einbringung eines interfraktionellen Antrags zu 
diesem wichtigen Thema zuzustimmen. Die CDU-
Fraktion hatte der gemeinsamen Einbringung ei-
nes gemeinsamen Antrages aller Fraktionen be-
reits zugestimmt, sich dann aber aus Gründen der 
Koalitionsdisziplin zur Zurückhaltung genötigt ge-
sehen. 
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Hier wird wieder einmal deutlich, dass bei 
Schwarz-Gelb der Schwanz mit dem Hund wa-
ckelt, meine Damen und Herren.  

(Beifall und Heiterkeit von der SPD – Monika 
Düker [GRÜNE]: Da wackelt alles! – Zuruf 
von der SPD: Das Schwänzchen!) 

Gerade in Anbetracht der hervorragenden Leis-
tungen nordrhein-westfälischer Beamtinnen und 
Beamter bei Auslandseinsätzen wäre es wichtig 
gewesen, ein gemeinsames Zeichen aller im 
Landtag vertretenen Fraktionen zu setzen und die 
Angelegenheit nicht zum Spielball parteipolitischer 
Interessen werden zu lassen, meine Damen und 
Herren.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN – Monika 
Düker [GRÜNE]: Richtig!) 

So haben wir uns veranlasst gesehen, den Ihnen 
vorliegenden Entschließungsantrag Drucksache 
14/2036 einzubringen, um die in Teilen bestehen-
den unterschiedlichen Auffassungen hinreichend 
deutlich zu machen.  

Meine Damen, meine Herren, wir sind uns be-
wusst, dass die Auslandseinsätze unserer Polizei 
unter schwierigen und teilweise sehr gefährlichen 
Bedingungen stattfinden müssen. Gleichwohl ist 
diese Arbeit unverzichtbar. Gerade in ehemals 
konfliktgeschüttelten Regionen der Welt ist eine 
funktionierende, nach demokratischen Grundsät-
zen operierende, verlässliche und vertrauenswür-
dige Polizeiorganisation für die innere Stabilität, 
den Aufbau von Zivilgesellschaften und recht-
staatlichen Verhältnissen von herausragender 
Bedeutung.  

Die Polizeikräfte aus Nordrhein-Westfalen spielten 
und spielen dabei seit dem Beginn der Aus-
landseinsätze Mitte 1990er-Jahre im Vergleich der 
Bundesländer eine herausragende Rolle. Auch 
uns Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten 
ist es ein Bedürfnis, die internationale Zusam-
menarbeit der Polizei zu würdigen und uns für die 
gute und professionelle Arbeit von Beamtinnen 
und Beamten aus Nordrhein-Westfalen in den 
verschiedensten Einsatzgebieten rund um die 
Welt zu bedanken.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Diese Tätigkeit ist natürlich in erster Linie als Un-
terstützung für die jeweiligen Länder gedacht. A-
ber zu Recht weisen der zur Beratung anstehende 
Antrag der Regierungsfraktionen sowie der hierzu 
von den Oppositionsfraktionen eingebrachte Ent-
schließungsantrag darauf hin, dass wir stark an 
einer präventiven Gefahrenabwehr jenseits der 
Grenzen der Europäischen Union interessiert 

sind. Ganz nebenbei, meine Damen und Herren, 
stärkt unser Engagement im Polizeibereich auch 
das Ansehen von Nordrhein-Westfalen in Europa 
und in den jeweiligen Zielen der Auslandseinsät-
ze.  

Allen Beamtinnen und Beamten, die bereits seit 
mehr als zehn Jahren in verschiedensten Teilen 
der Welt Dienst taten oder derzeit tun, gilt der 
herzliche Dank der SPD-Landtagsfraktion und, 
wie ich wohl annehmen darf, meine Damen und 
Herren, der Dank des gesamten Hauses.  

Selbstverständlich unterstützt auch die SPD-
Fraktion die Bemühungen um die Ansiedlung der 
UN-Organisation Standing Police Capacity in ei-
ner Stadt unseres Landes. Eine solche Einrich-
tung ist im Hinblick auf eine bessere Koordinie-
rung der internationalen Polizeieinsätze und für 
eine möglichst rasche Einsatzplanung zweifellos 
von Vorteil. Die Ansiedlung einer solchen Stelle 
gerade in Nordrhein-Westfalen ist nicht zuletzt 
auch deshalb sinnvoll, weil unser Land seit dem 
Beginn von Auslandseinsätzen das größte Kon-
tingent aller Landespolizeien stellt.  

Ein schöner Nebeneffekt für Nordrhein-Westfalen 
wäre dabei natürlich auch der weitere Zuwachs 
internationaler Organisationen in unserem Bun-
desland. Nicht vergessen sollte man daneben 
auch, dass die Polizei in Nordrhein-Westfalen mit 
dem Institut für Ausbildung und Fortbildung in 
Brühl und dem dort angesiedelten Dezernat Aus-
landseinsätze überaus professionell arbeitet. Die-
se Einrichtung ist ein wichtiger Faktor für die Pla-
nung der Einsätze und die Vorbereitung der ein-
zelnen Beamtinnen und Beamten.  

Außerordentlich positiv zu beurteilen ist – Kollege 
Lohn hat es eben bereits angesprochen – das 
mehrstufige Betreuungskonzept sowie die profes-
sionelle Vor- und Nachbereitung der Einsätze. Ich 
möchte auch hervorheben, dass auch die Ange-
hörigen der eingesetzten Beamtinnen und Beam-
ten von Psychologen, Polizeipfarrern und Lan-
desbetreuungsbeamten während und nach der 
Einsatzzeit vielfältig unterstützt werden. In dieser 
Hinsicht ist die Polizei in Nordrhein-Westfalen 
nicht nur national, sondern, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, auch international vorbildlich.  

Allerdings, meine Damen und Herren, verehrte 
Kolleginnen und Kollegen von den Regierungs-
parteien, ist kritisch anzumerken, dass der vorlie-
gende Antrag von Ihnen in seiner jetzigen Form 
außer der zweifellos wichtigen Würdigung nur 
wenig Substanz hat. Insbesondere kostet er die 
Landeskasse nichts. Sie von den Regierungspar-
teien stellen sich gar nicht erst die Frage, wie wir 
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als Landesparlament die Bedingungen der Aus-
landseinsätze verbessern können. 

So gilt es insbesondere für eine fortlaufende Op-
timierung der Sachausstattung seitens des Lan-
des aktiv Sorge zu tragen. Gerade dieses ist für 
die Sicherheit der im Ausland eingesetzten Beam-
tinnen und Beamten aus Nordrhein-Westfalen in 
Anbetracht ihrer nicht ungefährlichen Aufgaben 
dringend geboten. Zu denken wäre hier aktuell 
etwa an die Ausstattung mit GPS-Geräten.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Sicherheit 
unserer in Krisengebieten eingesetzten Frauen 
und Männer muss uns das wert sein. So gut und 
professionell die Einsätze mittlerweile auch 
durchgeführt werden, ist keine Organisation so 
perfekt, dass sich nicht noch etwas verbessern 
ließe. So muss die reibungslose Wiedereingliede-
rung von Beamtinnen und Beamten nach Ab-
schluss ihres Auslandsaufenthaltes und eine 
Vermeidung der Abkopplung von möglichen Be-
förderungen ein besonderes Anliegen des Dienst-
herrn sein.  

Insbesondere in größeren Polizeibehörden gibt es 
einige Fälle, in denen die Wiedereingliederung auf 
gewisse Probleme gestoßen ist. So sollen Rück-
kehrer aus dem Ausland ihre alten Stellen von 
anderen Beamten besetzt vorgefunden haben.  

Ich möchte hier zwar nicht den Eindruck erwe-
cken, dass dieses und andere Probleme Massen-
phänomene darstellen. Ich will damit nur deutlich 
machen, dass in allen Bereichen staatlichen Han-
delns auch im Bereich der Auslandseinsätze der 
Polizei eine stetige Aufgaben- und Maßnahmen-
überprüfung erforderlich ist. Ein bloßes gegensei-
tiges Schulterklopfenkollektiv in der Fassung des 
Antrages von CDU und der FDP reicht dabei nicht 
aus. 

Meine Damen und Herren von den Regierungs-
parteien, wir fordern Sie auf: Sagen Sie uns kon-
kret, wie Sie die Arbeit unserer Polizei im Ausland 
unterstützen und verbessern wollen! Im Übrigen 
möchte ich auch nicht verhehlen, dass meine 
Fraktion deutliche Bauchschmerzen mit dem im 
Antragstext von CDU und FDP immer wieder an-
klingenden Lob für die derzeitige Landesregierung 
hat.  

Meine Damen und Herren, ich erlaube mir mit 
Nachdruck darauf hinzuweisen, dass fast alle im 
Antrag aufgeführten Auslandsmissionen auf Initia-
tive sozialdemokratisch geführter Landesregie-
rungen durchgeführt worden sind. In dieser Zeit 
sind auch die wesentlichen Voraussetzungen und 
Strukturen für die Durchführung von Aus-
landseinsätzen hier in Nordrhein-Westfalen ge-

schaffen worden. Der Dank des Hauses müsste 
daher insbesondere auch den vorangegangenen 
Landesregierungen gelten. Jedenfalls kann ich 
sagen, dass ich mich bereits jetzt auf die entspre-
chenden Beratungen im Innenausschuss freue 
und wir natürlich der Überweisung an den Innen-
ausschuss zustimmen. 

Da wir, wie gesagt, grundsätzlich meinen, dass 
sich die Unterstützung unserer Polizeikräfte im 
Ausland nicht für parteipolitische Profilierungsver-
suche eignet, gebe ich der Hoffnung Ausdruck, 
dass wir im Ausschuss noch zu einer von allen 
Fraktionen dieses Hauses getragenen Lösung 
kommen. – Ich bedanke mich für die Aufmerk-
samkeit.  

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Abgeordneter Stüttgen. – Für die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen hat jetzt Frau Düker das Wort, 
bitte schön.  

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Mit Bedauern nehme auch 
ich heute zur Kenntnis, dass es offenbar die Re-
gierungskoalition, aus welchen Gründen auch 
immer, nicht geschafft hat, auf unsere Angebote 
einzugehen, eine interfraktionelle Initiative daraus 
zu machen. Das ist parlamentarisch absolut unüb-
lich, Herr Kruse, Herr Engel.  

Normalerweise bringt man gemeinsame politische 
Positionen auch in gemeinsame Anträge ein. Wa-
rum das heute nicht geht und Sie daraus eine par-
teipolitische Auseinandersetzung machen, verste-
he ich nicht. Es ist schade für das Thema; es ist 
aber auch schade für die Kolleginnen und Kolle-
gen, die Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten 
in den Einsätzen. Denn eigentlich haben sie es 
nicht verdient, dass der gesamte Landtag nun da-
rüber streitet, wer jetzt wie und wo was getan hat,  

(Beifall von Sigrid Beer [GRÜNE])  

sondern sie haben von allen einen einheitlichen 
Dank verdient. Ich finde das sehr schade.  

Weil wir diesen Antrag nicht so im Raum stehen 
lassen wollen, sondern weil wir diese Einsätze 
ausdrücklich auch unterstützen und sie in Konti-
nuität zur alten Landesregierung sehen, haben wir 
einen eigenen Entschließungsantrag eingebracht, 
in dem wir die bewährten nordrhein-westfälischen 
Auslandsmissionen und Polizeihilfeprojekte wei-
terhin unterstützen und Dank und Anerkennung 
für die im Ausland eingesetzten Beamtinnen und 
Beamten aussprechen.  
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Diese Auslandseinsätze stehen nicht nur in der 
Kontinuität rot-grüner Landespolitik und jetzt der 
Politik der neuen Landesregierung; auch auf Bun-
desebene werden sie bestätigt – zuletzt durch den 
Aktionsplan „Zivile Krisenprävention, Konfliktlö-
sung und Friedenskonsolidierung“, den die rot-
grüne Bundesregierung im Mai 2004 verabschie-
det hat, in dem die Polizeieinsätze ausdrücklich 
ein Bestandteil sind. Er betont den Primat der zivi-
len Krisenprävention. Zivile Konfliktbearbeitungs-
maßnahmen und die Überwindung struktureller 
Krisenursachen können nicht nur durch bewaffne-
te Interventionen ersetzt werden. Das macht der 
Aktionsplan noch einmal ausdrücklich deutlich. 

Zu diesen Präventivmaßnahmen gehören insbe-
sondere die Polizeieinsätze, denn, Kolleginnen 
und Kollegen, den Krieg zu beenden, heißt noch 
lange nicht, Frieden zu schaffen. Nach der Krise 
ist auch immer vor der Krise. Friedenssicherung 
braucht auch und gerade zivile Komponenten. 
Dazu gehören aus meiner Sicht der Aufbau einer 
unabhängigen Justiz und ganz besonders auch 
die Implementierung einer rechtsstaatlichen Poli-
zei. Im Rahmen des State- oder Institution-Buil-
ding, wie das jetzt neudeutsch heißt, ist das die 
Basis für Rechtsstaatlichkeit sowie für die Siche-
rung von Menschenrechten und verhindert einen 
Rückfall in Gewalt und Krise. 

Die Länder leisten mit den Polizeieinsätzen hierzu 
einen ganz wichtigen Beitrag zur Stabilisierung in 
den Krisenregionen der Welt. Dem stellt sich 
Nordrhein-Westfalen in besonderem Maße. Es ist 
dargestellt worden, dass wir hier eine herausra-
gende Rolle spielen. Das muss ich nicht noch 
einmal betonen. 

Die Bedeutung der Polizei gegenüber den militäri-
schen Einsätzen – das wird in den Fernsehbe-
richterstattungen oft ein bisschen nach hinten ge-
schoben – sollten wir als Land zur Stabilisierung 
in den Ländern noch einmal deutlich herausstel-
len, den Einsatz würdigen und unterstützen. Des-
wegen finde ich die Initiative richtig. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich hätte mir 
auch vorstellen können – ich habe das im Obleu-
tegespräch eingebracht –, dass wir diese beson-
dere Unterstützung des Hauses für die Einsätze 
durch einen persönlichen Besuch gerade im Ko-
sovo, wo sehr viele nordrhein-westfälische Poli-
zeibeamtinnen und Polizeibeamte eingesetzt wer-
den, dokumentieren. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das haben wir in der letzten Legislaturperiode 
gemacht. Ich habe dort in vielen Gesprächen mit 
den Beamtinnen und Beamten auch als Land-

tagsabgeordnete erfahren können, wo der Schuh 
drückt. Die Probleme sind genannt worden: Das 
ist die Rückkehr, die Eingliederung in die Behör-
denstruktur und die Tatsache, dass die Behörden 
darauf oftmals nicht eingerichtet sind. Man hätte 
sich das noch einmal von den Betroffenen selber 
anhören können. 

Wir hatten damals sehr viele positive Rückmel-
dungen. Es ist sehr gut angekommen, dass wir 
uns vom Ausschuss da haben einmal blicken las-
sen. Anstatt hier wohlfeile Appelle und Anträge zu 
stellen, hätten wir hinfahren können. Herr Kruse, 
Sie wollten das nicht. Ich kann nur noch einmal 
sagen: Ich fände es sehr gut, wenn wir es in die-
ser Legislaturperiode vielleicht doch noch hinbe-
kommen würden, ein persönliches Dankeschön 
vor Ort auszurichten. Es ist bedauerlich, dass wir 
das nicht interfraktionell hinbekommen haben. 

Ich finde, diese Auslandseinsätze sind Diamanten 
in der deutschen Außenpolitik. Wir sollten sie wei-
terhin unterstützen – und zwar mit allen im Land-
tag vertretenen Parteien. Dann dienen wir den 
Menschen dort unten, die den Einsatz machen, 
wohl mehr, als wenn wir uns hier zanken. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Düker. – Das Wort hat der Innenminister Dr. Wolf. 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Vielen Dank, Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Es ist viel Gutes über den Einsatz unserer 
Polizisten im Ausland gesagt worden. Ich will dem 
ausdrücklich hohe Anerkennung zollen. Ich glau-
be, gerade Herr Kollege Engel hat in eindrucks-
voller Weise dargestellt, welchen Belastungen die 
Kolleginnen und Kollegen dort ausgesetzt sind. 
Ich glaube, das kann man in der Tat nur ermes-
sen, wenn man entweder selber dabei war, oder 
wenn man es auch einmal besuchsweise erlebt 
hat. 

Ich selber habe das im letzten Oktober mit einer 
kleinen Delegation gemacht. Frau Düker, auch an 
dieser Stelle lohnt es sich, die Aufregung ein we-
nig zu dämpfen: Wir wollen selbstverständlich mit 
den innenpolitischen Sprechern einen weiteren 
Besuch im Kosovo machen. Das ist bereits ange-
dacht. 

(Monika Düker [GRÜNE]: Das hat Herr Kru-
se doch abgelehnt!) 
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– Bleiben Sie mal ganz ruhig. Ich sage Ihnen jetzt, 
dass das auch koalitionär  

(Monika Düker [GRÜNE]: Vielleicht erfahren 
wir das dann auch?) 

durchaus angedacht ist. Wenn Sie sich vielleicht 
den Terminkalender anschauen, was die Welt-
meisterschaften betrifft – nicht nur eine Weltmeis-
terschaft, sondern viele Weltmeisterschaften –, 
wird vielleicht klar, dass es ein bisschen schwierig 
ist, das zum jetzigen Zeitpunkt zu machen. 

(Zuruf von Carina Gödecke [SPD]) 

Aber ich kann Ihnen in aller Ruhe versichern, 
dass das angedacht ist. Wir werden das sicherlich 
auch möglich machen. 

Entscheidend ist, dass wir mit unseren Polizei-
einsätzen im Ausland bei den polizeilichen Maß-
nahmen zur Friedenssicherung und Friedenser-
haltung eine herausragende Rolle spielen. Ich 
glaube, das wird auch international durchaus an-
erkannt. Ich habe jedenfalls bei meinem Besuch 
erlebt, welch große Hochachtung dort gerade un-
seren sehr gut ausgebildeten und sehr gut qualifi-
zierten Polizistinnen und Polizisten entgegenge-
bracht wird. Es ist auch schon erwähnt worden, 
dass der Inspekteur unserer Polizei, Herr Dieter 
Wehe, auch auf Bundesebene maßgeblichen Ein-
fluss auf die Ausgestaltung der internationalen 
Beziehungen nimmt.  

Es ist aber auch richtig, dass es natürlich gilt, die-
jenigen, die für uns die schwere Arbeit machen, 
auch entsprechend vorzubereiten und zu betreu-
en. Das wird in professioneller Art und Weise in 
Trainingszentren gemacht, von dem eines gerade 
in Nordrhein-Westfalen besondere Anerkennung 
genießt: Das IAF ist hier vorbildlich. Wir sind, was 
die Kooperation mit anderen Ländern anbetrifft, 
sicherlich auch ganz vorne. 

Aber natürlich kommt es auch auf die Nachberei-
tung an; sie ist ebenso wichtig wie die Betreuung 
während der Einsätze. Dazu sind auch schon vie-
le richtige Anmerkungen gemacht worden. Was 
von dem einen oder anderen Redner kritisch an-
gesprochen worden ist, will ich nicht verschwei-
gen: Das ist das Thema der Wiedereingliederung. 
Das sie in Einzelfällen nicht immer konfliktfrei 
läuft, ist sicherlich nicht zu leugnen. 

Das muss man aber in Relation zu anderen Tat-
beständen setzen: Es ist nicht selten auch bei 
Abordnungen oder anderen Einsätzen so, dass 
derjenige, der nach kürzerer oder längerer Zeit 
wieder in die Behörde kommt, natürlich durchaus 
schon einmal das eine oder andere Problem hat. 

Ich glaube, Herr Kollege Engel, dass wir dem in 
der Tat individuell nachgehen müssen. 

Dabei müssen wir natürlich darauf achten, dass 
wir keine neuen Bürokratien aufbauen. Wir müs-
sen dafür sorgen, dass das Verständnis für diese 
besondere Belastung wächst. Ich glaube aber, 
dass das bei uns in guten Händen ist. Ich weiß, 
dass auch meine Führungskräfte daran arbeiten, 
diese Überzeugungsarbeit mit der nötigen Intenti-
on zu betreiben. 

Selbstverständlich muss sich die Betreuung auch 
auf die Angehörigen erstrecken. Bei meinem Be-
such ist mir klar geworden, dass diese Belastun-
gen nicht nur auf den Betroffenen liegen, die teil-
weise mit ständigen Diensten unter einem un-
glaublichen Druck stehen und vielleicht nicht so 
sehr zum Nachdenken kommen, sondern dass 
vieles auch auf den Familien lastet, die über viele 
Monate ohne das Familienmitglied auskommen 
müssen. Deswegen gibt es ein interessantes 
Betreuungssystem, das über die Heimatdienst-
stellen läuft und aus meiner Sicht psychologisch 
äußerst wertvoll ist. 

Der eine oder andere hat den Standort Bonn als 
möglichen Standort für den Aufbau einer soge-
nannten UN Organisation Standing Police Capaci-
tiy angesprochen. Ich würde mich sehr freuen, 
wenn das klappt. Die günstige Infrastruktur in 
Nordrhein-Westfalen ist gegeben. Die vorhandene 
Qualifikation ist unbestritten. Wenn wir das ge-
meinsam auf den Weg bringen könnten, dann wä-
re das sicherlich eine gute Sache. Hierfür werden 
wir sehr viel Unterstützung brauchen, nicht nur in 
Nordrhein-Westfalen, sondern auch außerhalb 
von Nordrhein-Westfalen. Ich weiß aber, dass hier 
unsere Kolleginnen und Kollegen in den verschie-
denen politischen Funktionen durchaus aktiv sind. 

Lassen Sie mich zum Abschluss meinen Polizis-
tinnen und Polizisten, die sich für diese Frie-
denseinsätze zur Verfügung stellen, ganz herzlich 
Dank sagen. Das ist ein Beispiel für Engagement 
und Bereitschaft, über das Normalmaß und über 
einen obligationsmäßigen Einsatz hinaus etwas 
zu geben. Das verdient allen Respekt und alle 
Anerkennung. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Herr 
Minister. – Meine Damen und Herren, es liegen 
keine weiteren Wortmeldungen vor. Ich begrüße 
das sehr, denn dadurch sind wir wieder einiger-
maßen im Zeitplan.  
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Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrags Drucksache 14/1876 einschließlich des 
Entschließungsantrages Drucksache 14/2036 
an den Innenausschuss. Dort wird abschließend 
beraten und in öffentlicher Sitzung entschieden. 
Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthal-
tungen? – Einstimmig so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir kommen zum Ta-
gesordnungspunkt  

8 Keine Kooperation mit Schleusern – 
Rechtsstaatliche Verfahren bei Sammelan-
hörungen von Flüchtlingen sicherstellen 

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 14/1986 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion Bündnis 90/Die Grünen Frau 
Düker das Wort. Bitte schön, Frau Düker. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die zentrale Ausländerbehör-
de Dortmund hat im März dieses Jahres eine gui-
neische Delegation eingeladen, um in Form einer 
sogenannten Sammelanhörung Identitäten von 
über 300 Personen ohne Papiere festzustellen. 
Dieses Verfahren ist im Ausländerrecht so vorge-
sehen. Aber trotz Verbalnote und „Ordre de Mis-
sion“, durch die diese Delegation sich hat legiti-
mieren lassen, hätte dieses Verfahren frühzeitig 
hinterfragt werden müssen, denn es lagen eindeu-
tige Informationen vor, die die Legitimität dieser 
Delegation in Frage gestellt haben, nicht zuletzt 
dadurch, dass es in Hamburg vor geraumer Zeit 
eine ähnliche Situation gegeben hat, wo gerade 
diese Legitimität nicht gegeben war. Trotzdem 
wurden die Anhörungen durchgeführt und in 272 
Fällen Passersatzpapiere durch diese Delegation 
aufgrund Aussagen der Delegationsteilnehmer 
ausgestellt.  

Nach den Anhörungen verdichtete und bestätigte 
sich der Verdacht, dass der Delegationsleiter mit 
Namen Keita als Schleuser und Menschenhändler 
in der Flüchtlingsszene bekannt ist. Betroffene 
bestätigten nach einem Bericht der „Welt am 
Sonntag“ vom 14. Mai in Gesprächen durchaus 
glaubwürdig, dass dieser Keita mit gefälschten 
Pässen Menschen aus Guinea nach Europa ein-
schleust, ihnen die Papiere und das Geld ab-
nimmt, ihnen bei Aussage und Vorlegen von Be-
weisen droht, ihren Familienmitgliedern etwas an-
zutun. Das heißt, für Geld schleust er Flüchtlinge 

ein, und für Geld stellt er für den guineischen 
Staat die Identitäten fest und die Ausreisepapiere 
aus.  

Diese Informationen und Verdachtsmomente la-
gen kurz nach diesen Verfahren vor. Aber, meine 
Damen und Herren, es war wohl wichtiger, das 
Ziel zu erreichen, nämlich möglichst viele unlieb-
same Flüchtlinge auf einfache und schnelle Art 
und Weise wieder loszuwerden, als dem Vorwurf 
eines gravierenden Verbrechens, nämlich Men-
schenhandel und Schleusung, nachzugehen und 
diese Vorwürfe ernst zu nehmen, um möglicher-
weise eine Straftat aufzuklären. Die Staatsanwalt-
schaft Dortmund hat erst Mitte Mai Vorermittlun-
gen aufgenommen. 

Vor diesem Hintergrund, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, kann es doch nicht sein, dass wir, 
nachdem aus meiner Sicht die Behörden mit Zu-
tun eines Menschenhändlers in Zusammenarbeit 
mit Schleusern Identitätsfestellungen vollzogen 
und sich die Verdachtsmomente verdichtet haben, 
aufgrund dieser Verfahren diese Menschen ab-
schieben. Genau dies hat das Innenministerium 
vor. Wir müssen doch erst prüfen, ob diese Vor-
würfe stimmen oder nicht. Wir müssen doch erst 
die staatsanwaltschaftlichen Ermittlungen abwar-
ten. Wenn es sich bestätigt, dass dies so war, 
dass hier Schleuser am Werk waren, dann kann 
es doch nicht sein, dass wir das als rechtsstaatli-
ches Verfahren gelten lassen, auf deren Grundla-
ge Menschen wieder in diese Länder abgescho-
ben werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Wir müssen in Zukunft verhindern, dass es zu 
solchen Zusammenarbeiten mit Schleusern und 
Menschenhändlern aus solchen dubiosen Delega-
tionen kommt.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Das heißt, wir brauchen klare Standards, Hinter-
fragungen und rechtsstaatliche Verfahren, die si-
cherstellen, dass so etwas verhindert wird. Man 
muss sich einmal die Rechtsfolgen vorstellen. Ein 
Land wie Guinea ist ja kein demokratischer 
Rechtsstaat. Es kann nicht sein, dass Menschen 
in diese Staaten abgeschoben werden, wo ihnen 
zum Teil wieder Unheil droht. Dies darf nicht auf 
der Grundlage von solchen Vorführungen und 
Sammelanhörungen geschehen, wo Zweifel daran 
bestehen, dass das rechtsstaatlich abläuft.  

Wir bitten daher den Innenminister in einem weite-
ren Vorschlag, dieses Verfahren in der Innenmi-
nisterkonferenz noch einmal auf den Prüfstand zu 
stellen, es nach rechtsstaatlichen Grundsätzen zu 
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bewerten und dafür Sorge zu tragen, dass so et-
was in Zukunft nicht wieder passiert, sondern 
sorgfältig hingeschaut wird, bevor solche Sam-
melanhörungen stattfinden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Edgar Moron: Vielen Dank, Frau 
Düker. – Für die CDU-Fraktion hat der Abgeord-
nete Kruse das Wort. Bitte schön. 

Theo Kruse*) (CDU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Verehrte Frau Kol-
legin Düker, der Überschrift und der Intention des 
vorliegenden Antrags ist uneingeschränkt zuzu-
stimmen. Kooperation – ganz gleich, auf welcher 
Ebene – mit Schleusern darf es nicht geben. Hier 
haben die neue Landesregierung und die sie tra-
genden Fraktionen eine klare Linie. In der Tat dür-
fen sich solche skandalösen Vorfälle nicht wie-
derholen. 

Allerdings wird es aus unserer Sicht nicht ausrei-
chen, ein Handlungskonzept nur in Nordrhein-
Westfalen zu erstellen; denn gerade bei der inter-
national aufgestellten Schleuserkriminalität arbei-
ten deutsche Behörden oftmals wie Don Quichotte 
gegen Windmühlenflügel. Sie sprechen in Ihrem 
Antrag von einem Schleuser und Menschenhänd-
ler, der Hunderte von Guineern nach Deutschland 
eingeschleust haben soll.  

Ich möchte in diesem Zusammenhang auf ein ge-
nerelles Problem hinweisen. Wenn man in all den 
letzten Jahren einmal einen der kriminellen Hin-
termänner zum Greifen hatte, endete die Macht 
der europäischen Ermittler und auch die der Dip-
lomaten an den Außengrenzen der Europäischen 
Union. Das war und ist mehr als demütigend.  

Somit brauchen wir ein Gesamtkonzept für die 
Europäische Union; denn die Sorgen und Nöte 
deutscher Polizeidienststellen sind mehr als be-
rechtigt. 

Zum Beispiel hatte das Landeskriminalamt in Ber-
lin bei Menschenhandel und Bandenkriegen sowie 
bei Schleuser-, organisierter und importierter Kri-
minalität auch eine Gruppe ausländischer Mitbür-
ger im Visier, die sich als derart kriminell erwiesen 
hatte, dass ihr die Ehre eines immerhin 50 Seiten 
umfassenden Sonderberichts zuteil wurde. 
„,Importierte Kriminalität‘ und deren Etablierung“ 
nannte sich der im Januar 2003 erstellte Bericht 
des LKA Berlin. Er analysiert nicht nur eine über 
Jahrzehnte inmitten Deutschlands gewachsene 
Tätergruppe, sondern zeigt vielmehr auch sehr 
anschaulich die Verflechtungen mit der grenz-
überschreitenden organisierten Kriminalität, die 

allmählich gewachsen sind, nicht energisch genug 
bekämpft wurden und nicht nur die deutsche 
Hauptstadt, sondern uns insgesamt in der Zukunft 
vor ein gewaltiges Problem stellen können. 

Vizepräsident Edgar Moron: Herr Abgeordneter 
Kruse, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Frau 
Abgeordneten Beer? 

Theo Kruse*) (CDU): Ja, gerne. 

Vizepräsident Edgar Moron: Bitte schön, Frau 
Beer. 

Sigrid Beer*) (GRÜNE): Herr Kruse, wären Sie 
bereit, uns zu erläutern, wie Sie in der von Frau 
Düker eben aufgezeigten speziellen Situation im 
Sinne der im Fall Dortmund betroffenen Men-
schen zu handeln bereit sind? 

Theo Kruse*) (CDU): Frau Kollegin Beer, ich nei-
ge dazu, nicht nur einen Einzelfall herauszugrei-
fen und diesen zu bewerten. 

(Sigrid Beer [GRÜNE]: 300 Fälle! – Zurufe 
von Andrea Asch [GRÜNE] und Monika Dü-
ker [GRÜNE]) 

Gleichwohl komme ich noch auf die von Ihnen ge-
schilderte Situation zurück, Frau Kollegin Düker. 
Warten Sie doch erst einmal den Gesamtbeitrag 
ab. 

(Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich stelle die Bewertung auch eines solchen Prob-
lems ganz gerne in einen Gesamtzusammen-
hang. 

Der angesprochene Bericht des LKA Berlin hat bun-
desweit Aufsehen erregt – nicht zuletzt deswegen, 
weil in diesem Bericht auf ein ganz besonderes Zu-
kunftsproblem hingewiesen wurde; denn einige in 
dem Bericht erwähnten Schwerstkriminelle reisen 
über den Osten in die Bundesrepublik Deutschland 
ein. Vor dem Hintergrund der EU-Erweiterung berei-
ten sich dieselben Personen auf die neuen Zustän-
de vor. Sie brauchen Abschiebungen in ihre Heimat-
länder kaum noch zu fürchten. Die Beispiele in dem 
angeführten Bericht – ich empfehle Ihnen seine Lek-
türe sehr – zeigen deutlich, wie sich die mit allen 
Wassern gewaschenen Kriminellen gerade aus dem 
Bereich des Menschenhandels und der grenzüber-
schreitenden organisierten Kriminalität längst auf die 
neuen Zustände der EU-Erweiterung eingestellt ha-
ben. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Angela Freimuth) 
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Landeskriminalämter und Polizeidirektionen beur-
teilen die zukünftig möglichen Entwicklungen vor 
dem Hintergrund folgender vier Grundfreiheiten: 
freier Personenverkehr und Niederlassungsfrei-
heit, freier Warenverkehr, freier Dienstleistungs-
verkehr sowie freier Kapital- und Zahlungsver-
kehr. Deswegen brauchen wir ein Handlungskon-
zept für Deutschland insgesamt und für die Euro-
päische Union. 

Der Erweiterungskommissar Günter Verheugen – 
auch das möchte ich erwähnen – hat vor gerau-
mer Zeit die Hoffnung zum Ausdruck gebracht, 
dass die Einbindung in die Europäische Union die 
Bekämpfung der Kriminalität erleichtern wird. Dies 
setzt jedoch voraus, dass sich die 16 Länder in 
Deutschland, aber vor allen Dingen die Verant-
wortlichen in Europa endlich beeilen und das Übel 
von Schleuserkriminalität, organisierter bezie-
hungsweise importierter Kriminalität und Men-
schenhandel ernst nehmen und mit wirksamen 
Maßnahmen bekämpfen. 

Verehrte Frau Kollegin Düker, die CDU-Fraktion ist 
für eine klare rechtsstaatliche Vorgehensweise – 
ohne Wenn und Aber. Wir bitten die Landesregie-
rung, so wie Sie es vorgetragen haben, um Aus-
kunft darüber, ob im vorliegenden Fall tatsächlich 
Zweifel an der Rechtsstaatlichkeit des zugrunde 
liegenden Verfahrens bestehen. Nach meinen, 
nach unseren und, glaube ich, auch nach Ihren 
Informationen sind die staatsanwaltschaftlichen 
Ermittlungen gegen den Delegationsleiter nicht 
abgeschlossen.  

Falls jedoch die faktischen Abschiebungshinder-
nisse weggefallen sind, kann unter dieser Voraus-
setzung aus unserer Sicht Ihrer Forderung nach 
einem umgehenden Abschiebestopp nicht ent-
sprochen werden. Das ist der Punkt. 

Wir werden im Ausschuss darüber beraten. Ihr 
Antrag wird dorthin verwiesen. Ich freue mich auf 
die Erläuterungen und Beratungen im Innenaus-
schuss. – Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Kruse – auch, weil Sie mir das Hus-
ten just noch erspart haben. – Als nächster Red-
ner hat für die Fraktion der SPD Herr Kollege Kut-
schaty das Wort. 

Thomas Kutschaty*) (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen! Keine Kooperation mit Schleusern, so 

lautet die Überschrift des Antrags. Ich glaube, 
dass wir uns darin alle einig sind.  

Aber was eigentlich selbstverständlich sein soll, 
ist in dem von Frau Kollegin Düker geschilderten 
Fall gerade nicht selbstverständlich gewesen, 
auch wenn damit die Praxis der Sammelanhörung 
nicht grundsätzlich infrage gestellt werden kann. 
In der Regel funktionieren diese Sammelanhörun-
gen ja durchaus sauber und ordentlich. So bleibt 
dennoch in diesem Fall ein bitterer Nachge-
schmack.  

Wir müssen uns fragen: Wie konnte so etwas 
passieren? Was müssen wir insbesondere tun, 
um zukünftig zu verhindern, dass so etwas noch 
einmal passiert?  

Zu einer umfassenden Analyse und Aufklärung 
werden wir sicherlich heute innerhalb der kurzen 
Redezeit nicht kommen können. Wir werden aber 
natürlich die Gelegenheit in den Ausschüssen 
nutzen, um die Sache noch einmal intensiver auf-
zuarbeiten. Insbesondere gilt es dabei, die han-
delnden Personen kritisch zu hinterfragen. 

Eins bleibt allerdings festzustellen: Es bestehen 
durchaus Handlungsbedarf und die Notwendig-
keit, verlässliche und rechtssichere Standards für 
Sammelanhörungen zu schaffen. Wir werden uns 
wohl oder übel die Frage nach der Vertrauens-
würdigkeit und Legitimation von Delegationen und 
Personen stellen müssen. 

Ich möchte das Verfahren hier noch einmal ver-
deutlichen: Es geht darum festzustellen, aus wel-
chem Land Menschen stammen, die als Flüchtlin-
ge zu uns gekommen sind. Diese Überprüfung 
dient dazu, eine Abschiebung ins richtige Land 
vornehmen zu können. Die Tests und Überprü-
fungen zur Abschiebung und Staatsangehörigkeit 
werden von Repräsentanten gerade des Staates 
durchgeführt, aus dem die Leute geflohen sind. 
Speziell deshalb ist es natürlich besonders 
schwierig, weil wir uns bestimmt darin einig sind, 
dass es sich dabei – wie in diesem Fall – nicht 
immer unbedingt um Rechtsstaaten handelt. 

Schaue ich mir an, was das Auswärtige Amt unter 
anderem zur Menschenrechtslage in Guinea 
schreibt: Die Menschenrechtslage weist gravie-
rende Defizite auf, eine fehlende Unabhängigkeit 
der Justiz, Straflosigkeit bei Menschenrechts-
übergriffen staatlicher Stellen, willkürliche Verhaf-
tungen und Folterungen! 

Unser Problem besteht daher darin, ob wir unse-
rem eigenen rechtsstaatlichen Selbstverständnis 
gerecht werden, wenn wir die Mithilfe dubioser 
Personen billigend in Kauf nehmen, nur um Ab-
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schiebungen durchführen zu können? – Ich den-
ke: Nein! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Anhörung in Dortmund ist nicht das einzige 
Beispiel, das belegt, dass einheitliche und ver-
lässliche Standards und Verfahrensabläufe not-
wendig sind. Sammelanhörungen können ein legi-
times Mittel sein, um Staatsangehörigkeitsfragen 
zu klären, sind aber nur dann legitim, wenn sie 
unseren rechtsstaatlichen Ansprüchen genügen. 
Gerade vor dem Hintergrund unseres Rechtsver-
ständnisses müssen wir uns im Vorfeld die Frage 
stellen, auf wen und mit wem wir uns einlassen. 

Das eigentliche Ärgernis in diesem Zusammen-
hang ist allerdings, wie sich der Innenminister of-
fensichtlich aus der Verantwortung stehlen will. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sehr geehrter Herr Minister Wolf, Sie verhalten 
sich so, als hätten Sie mit den gesamten Vorgän-
gen rein gar nichts zu tun, sitzen als stiller Beob-
achter dabei und gucken und hoffen, anschlie-
ßend den schwarzen Peter weiterschieben zu 
können. So scheint es auf jeden Fall im Augen-
blick zu sein.  

Das Land führt die Abschiebungen aus. Also 
muss das Land auch für eine saubere Überprü-
fung von Flüchtlingen sorgen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Manchmal gibt es auch unangenehme Aufgaben 
zu erledigen. Manchmal, Herr Minister, muss man 
auch einmal von dem eben beschafften hohen 
Ross herabsteigen und sich mit nicht so leicht 
verdaulichen Fragen beschäftigen. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Bei aller Lethargie, die im Innenministerium um 
sich greift: Wäre es von Ihnen zuviel verlangt ge-
wesen, Herr Wolf, unverzüglich die Staatsanwalt-
schaft zu benachrichtigen und nicht erst zu war-
ten? Frau Düker hat ausgeführt, die Anhaltspunk-
te seien offensichtlich gewesen. Man legt aber die 
Hände in den Schoß. Herr Kollege Kruse, Sie ha-
ben es auch gesagt und werden in der „WELT 
KOMPAKT“ zitiert: Die Staatsanwaltschaft muss 
ermitteln! – Ja, sie muss ermitteln, aber jetzt be-
finden wir uns in einem Stadium, in dem der maß-
gebliche Schlepper/Schleuser außer Landes ist. 
Die Strafverfolgung wird natürlich erheblich er-
schwert. Wie wollen wir das jetzt noch entschei-
dend hinbekommen? – Die passive Haltung des 
Innenministers trotz entsprechender Warnungen 
ist der weitere Skandal in dieser Angelegenheit. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Herr Minister, auch wenn Sie sich nicht zuständig 
fühlen, sind Sie zumindest diesem Parlament eine 
Erklärung über das schuldig, was Sie unternom-
men haben, beziehungsweise das, was Ihr Haus 
nicht unternommen hat oder besser hätte unter-
nehmen sollen, um zu einer schnelleren Aufklä-
rung der schwerwiegenden Vorwürfe beizutragen. 
Ich erwarte von Ihnen zumindest jetzt gleich noch 
eine Stellungnahme. Ansonsten werden wir si-
cherlich noch in den Ausschüssen diesen Vor-
gang intensiv aufarbeiten können. Selbstverständ-
lich stimmen wir der Überweisung zu. – Herzli-
chen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kutschaty. – Als nächster Redner hat für die 
Fraktion der FDP der Kollege Engel das Wort. 

Horst Engel*) (FDP): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Schleuser und 
Menschenhändler müssen – das habe ich vorhin 
und im Laufe des Tages bei verschiedenen De-
batten wiederholt ausgeführt – konsequent ver-
folgt und bestraft werden. Dies tun Polizei und 
Justiz auch mit aller Kraft. 

Mit dem Sachverhalt, der in der Presse kursierte 
und Grundlage Ihres Antrags ist, Frau Düker, ha-
be ich mich ausführlich beschäftigt. Der Sachver-
halt war bereits Grundlage Ihrer Kleinen Anfrage 
631. In seiner Antwort auf Ihre Kleine Anfrage hat 
Innenminister Wolf namens der Landesregierung 
detailliert den zugrunde liegenden Sachverhalt 
geschildert, hat die rechtlichen Voraussetzungen 
für Sammelanhörungen und die Zuständigkeiten 
für solche Sammelanhörungen aufgezeigt. 

Zusammengefasst ergibt sich demnach nach 
meiner Einschätzung folgendes Bild: Die Mitglie-
der der Delegation aus Guinea sind mit einer offi-
ziellen Verbalnote des guineischen Außenministe-
riums im üblichen diplomatischen Schriftverkehr 
der zuständigen zentralen Ausländerbehörde 
Dortmund genannt worden, welche über die Deut-
sche Botschaft in Conakry in Guinea sowie das 
Auswärtige Amt in Berlin zugestellt wurde.  

Zu der Delegation gehörten jeweils zwei Bediens-
tete des guineischen Außenministeriums und zwei 
Bedienstete des guineischen Sicherheitsministeri-
ums. Allein das jeweilige Herkunftsland war und 
ist befugt, über die Zusammensetzung der eige-
nen Delegation zu entscheiden. 
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Bei ihrer Ankunft in Deutschland haben sich die 
Mitglieder der Delegation bei ihrer guineischen 
Botschaft in Berlin vorgestellt und dort einen 
schriftlichen „Gesehen“-Vermerk auf ihre Missi-
onspapiere erhalten.  

Zu den in Dortmund durchgeführten Anhörungen 
selbst wurde Folgendes mitgeteilt: Bei den Anhö-
rungen waren regelmäßig Bedienstete der Zentra-
len Ausländerbehörde Dortmund sowie ein Dol-
metscher anwesend. Vertrauenspersonen der Be-
troffenen durften den Anhörungen beiwohnen. Die 
Passersatzpapiere wurden von den dazu inner-
staatlich legitimierten Mitgliedern der Delegation 
ausgestellt. 

Die bei der Vorführaktion in Dortmund ausgestell-
ten Visa wurden von der Deutschen Botschaft in 
Conakry sorgfältig überprüft und nicht beanstan-
det.  

Nach dem derzeitigen mir vorliegenden Erkennt-
nisstand hat die Dortmunder Behörde unter Wah-
rung des Völkerrechts, der diplomatischen Ge-
pflogenheiten und der in Deutschland geltenden 
rechtsstaatlichen Grundsätze sowie in ausrei-
chender Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt 
und der zuständigen Botschaft gehandelt. 

Sofern die laufenden Untersuchungen ergeben, 
dass die gegen den Delegationsleiter der Sam-
melanhörung erhobenen Vorwürfe zutreffen, müs-
sen daraus selbstredend Konsequenzen gezogen 
werden.  

Natürlich kann es in einem Rechtsstaat nicht an-
gehen, dass Flüchtlinge beziehungsweise Asyl-
bewerber Personen vorgeführt werden, die in un-
rechtmäßigen Machenschaften verwickelt sind. 
Schleuser und Menschenhändler müssen konse-
quent verfolgt und bestraft werden. Die zuständi-
ge Staatsanwaltschaft in Dortmund hat unlängst 
von den in der Öffentlichkeit erhobenen Vorwürfen 
gegen den Delegationsleiter Kenntnis erlangt und 
prüft derzeit, ob gegen ihn ein Ermittlungsverfah-
ren einzuleiten ist. Dies liegt nicht – wie der An-
trag fälschlicherweise darstellt – im Einflussbe-
reich des Innenministeriums. 

Unabhängig vom Ausgang der Ermittlungen ge-
gen den Delegationsleiter ist die Entscheidung der 
zuständigen Ausländerbehörde, die von den An-
hörungen betroffenen Ausländerinnen und Aus-
länder trotz der erhobenen Vorwürfe abzuschie-
ben, nicht zu beanstanden.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Das ist unglaub-
lich!) 

Leider reichen wirtschaftliche oder sonstige Inte-
ressen nach den einschlägigen Gesetzen nicht 

aus, um einen Aufenthaltstitel oder eine Duldung 
in Deutschland zu erlangen. Für die Betroffenen 
liegen rechtskräftige Entscheidungen vor, dass 
Abschiebungshindernisse im Sinne des § 60 Auf-
enthaltsgesetz nicht bestehen und somit bei 
Rückkehr in das Heimatland insbesondere keine 
Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit besteht.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Identitätsfeststellung!) 

Einem Rechtsstaat müssen Mittel zur Verfügung 
stehen, um Personen, die sich unrechtmäßig in 
Deutschland aufhalten und ihren Pass mit dem 
Ziel vernichtet haben, so eine Abschiebung zu 
verhindern, doch in ihr Herkunftsland zurückzu-
führen.  

Von den 242 Betroffenen aus Nordrhein-Westfa-
len sind 70 % straffällig geworden und verursa-
chen jährliche Kosten an Sozialleistungen in Höhe 
von knapp 1,5 Millionen €.  

Vorführungen sind ein übliches und zulässiges 
Instrumentarium, die im Verhältnis zu einer Viel-
zahl von Herkunftsstaaten angewandt werden, um 
die Nationalität und Identität ausreisepflichtiger 
Ausländer festzustellen und eine erfolgreiche 
Rückführung durchzuführen.  

Da wir davon ausgehen, dass die Verfahren nach 
rechtsstaatlichen Gesichtspunkten stattfinden und 
andernfalls die zuständigen Behörden wie die 
Staatsanwaltschaften einschreiten, sehen wir der-
zeit keinen Änderungsbedarf. Wir stimmen der 
Überweisung und der Diskussion im Fachaus-
schuss zu. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von FDP und CDU – Monika Düker 
[GRÜNE]: Unglaublich! Das ist der Rechts-
staat! So etwas nennt sich liberal!) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Engel. – Als nächster Redner hat 
Herr Minister Dr. Wolf für die Landesregierung 
das Wort.  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Der Antrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen basiert auf nicht be-
wiesenen Vorwürfen. Dem Innenministerium wer-
den im Zusammenhang mit Sammelvorführungen 
von guineischen Staatsangehörigen bei der zentra-
len Ausländerbehörde Dortmund Versäumnisse 
vorgeworfen.  

Meine Damen und Herren, die Vorwürfe gehen 
fehl. Es geht darum, in einem rechtsstaatlich ein-
wandfreien Verfahren gesetzliche Ausreisepflich-
ten konsequent und zügig durchzusetzen. Bei den 
von den Anhörungen betroffenen Ausländerinnen 
und Ausländern handelt es sich um abgelehnte 
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Asylbewerber, bei denen nicht zuletzt aufgrund 
ihrer eigenen Angaben davon auszugehen ist, 
dass sie aus Guinea stammen. Sie leben ohne 
Aufenthaltsrecht in Deutschland. In allen Fällen ist 
rechtskräftig entschieden, dass Abschiebehinder-
nisse im Sinne des § 60 Aufenthaltsgesetz nicht 
vorliegen. Daran vermögen alle Einschätzungen, 
die Sie hier vornehmen, nichts zu ändern.  

Diese Personen haben trotz gesetzlicher Ver-
pflichtungen Deutschland nicht freiwillig verlassen. 
Sie haben auch nicht an der Beschaffung von I-
dentitätsnachweisen mitgewirkt.  

(Zuruf von der CDU: Hört, hört!) 

Vielmehr – es ist Praxis in den Ausländerbehör-
den, dass das festgestellt wird – kommt es nicht 
selten sogar zu Identitätstäuschungen. Damit ha-
ben sie selbst die Ursache gesetzt, dass eine Ab-
schiebung rechtlich zwingend ist.  

Diesen Sachverhalt kennt die Abgeordnete Frau 
Düker bereits aufgrund der Beantwortung ihrer 
Kleinen Anfrage. 

(Zuruf von der CDU: Hört, hört!) 

Ich stelle daher nur noch einmal fest, dass die 
Kooperation mit der guineischen Delegation unter 
Wahrung des Völkerrechtes sowie in Deutschland 
geltender rechtsstaatlicher Grundsätze erfolgte. 
Das sollten sich vielleicht die ins Stammbuch 
schreiben, die von Liberalität sprechen. Dazu ge-
hört nämlich Rechtsstaatlichkeit und dazu gehört 
das Anerkennen von rechtsstaatlichen Grundsät-
zen.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Wenn der Sprecher 
der SPD meint, 

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

hier mit subtilen Unterstellungen und Vorwürfen 
Provokationen hervorrufen zu können, dann kann 
ich nur erwidern: Das geht fehl. Sie können sich 
gerne bei meinem geschätzten Vorgänger Herrn 
Dr. Behrens erkundigen. Diese Art von Verfahren 
hat es auch früher gegeben und die gibt es auch 
in den anderen Bundesländern, 

(Frank Sichau [SPD]: Dazu hat er nichts ge-
sagt! – Rainer Schmeltzer [SPD]: Haben Sie 
der Rede des Kollegen Kutschaty nicht zu-
gehört?) 

die andersfarbig regiert werden.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abgeordne-
ten Frau Beer? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Ich werde jetzt erst 
einmal meinen Satz zu Ende führen, und dann 
kann sie ihre Frage stellen. 

Ich versuche, Ihnen zunächst einmal darzulegen, 
dass dies ein absolut übliches rechtsstaatliches 
Verfahren ist, was auch in anderen Bundeslän-
dern so Anwendung findet. 

(Zuruf von der CDU: So ist es!) 

Vielleicht erübrigt sich Ihre Frage nach dem Fol-
genden sogar. Die Vorwürfe gegen den Leiter der 
Delegation wurden erst nach Abschluss der Maß-
nahme erhoben. Das heißt, da war die Maßnah-
me bereits beendet.  

(Beifall von CDU und FDP – Zuruf von Moni-
ka Düker [GRÜNE]) 

Mir liegt jetzt eine aktuelle Stellungnahme des 
Auswärtigen Amtes vor, und das Auswärtige Amt 
hat keine Erkenntnisse, die die Vorwürfe bestäti-
gen. So ist die Sachlage.  

Ungeachtet dessen prüft die Staatsanwaltschaft 
Dortmund, ob aufgrund der in der Öffentlichkeit er-
hobenen Vorwürfe ein Ermittlungsverfahren wegen 
einer verfolgbaren Straftat einzuleiten ist. Die Er-
gebnisse dieses Verfahrens – da ist die Ermitt-
lungsbehörde bekanntlich die Staatsanwaltschaft – 
bleiben abzuwarten.  

Zu den Forderungen des Antrages im Einzelnen.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE] – Andrea 
Asch [GRÜNE]: Der Satz ist längst zu Ende!) 

Für die Frage eines generellen Abschiebestopps 
sind die Berichte des Auswärtigen Amtes maß-
geblich. Danach hat kein Bundesland die Not-
wendigkeit eines solchen Abschiebestopps für 
ausreisepflichtige Flüchtlinge aus Guinea gese-
hen,  

(Zuruf von Monika Düker [GRÜNE]) 

da bei der Rückkehr in das Heimatland – so je-
denfalls die Aussagen, die für uns maßgeblich 
sind – keine Gefahr für Leib, Leben und Freiheit 
besteht.  

(Monika Düker [GRÜNE]: Darum geht es 
doch gar nicht!) 

Jetzt kann Frau Düker, wenn Sie möchte, Ihre 
Frage stellen.  
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Vizepräsidentin Angela Freimuth: Es gibt eine 
Zwischenfrage der Kollegin Beer. Ich denke, für 
die wird Gleiches gelten. Bitte, Frau Kollegin Beer. 

Sigrid Beer*) (GRÜNE): Ich bedanke mich für die 
Güte und Gnade, dass ich jetzt fragen darf.  

Das Auswärtige Amt ist ja keine Strafverfolgungs-
behörde. Wenn Sie davon ausgehen müssen, 
dass gegebenenfalls hier festgestellt wird, dass es 
sich um einen Schleuser handelt, dann möchte 
sich die Landesregierung sicherlich nicht der Kol-
laboration mit einem Schleuser bezichtigen las-
sen. Wie gehen Sie damit um? 

Zweitens. Werden Sie Zeugen, die in diesem Ver-
fahren aussagen können, abschieben, und wer-
den Sie hinterher gegebenenfalls den Zeugen 
auch Zeugenschutz gewähren?  

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Alles das sind hypo-
thetische Fragen, die ich deswegen überhaupt 
nicht beantworte. Wir haben uns ausschließlich 
danach zu richten, wie der Erkenntnisstand zum 
jeweiligen Stand des Verfahrens ist. Ich habe Ih-
nen mitgeteilt, dass zu dem Zeitpunkt, als diese 
Vorführungen und die gemeinsame Ermittlungen 
vorgenommen wurden, keine Erkenntnisse da wa-
ren. Wir werden jetzt sehen, wie sich die Dinge 
weiterentwickeln.  

Diejenigen, die der Abschiebung unterliegen, 
werden natürlich rückgeführt. Das ist völlig selbst-
verständlich.  

(Zuruf von Sigrid Beer [GRÜNE]) 

Wer sagt denn, dass sie Zeuge sind? Ich bin nicht 
die Ermittlungsbehörde. Die Staatsanwaltschaft 
hat das in den Händen. Bisher gibt es keinerlei 
Anhaltspunkte, ob diese ganzen Spekulationen – 
und das sind sie ja bisher bloß – wahr sind oder 
nicht. 

Das heißt: Wir verhalten uns- das richtet sich an 
den Sprecher der SPD-Fraktion – genauso wie 
alle anderen Bundesländer. Die anderen Bundes-
länder verfahren genauso. Die ausgestellten Visa, 
die von der deutschen Botschaft in Conakry sorg-
fältig überprüft und nicht beanstandet worden 
sind, sind für uns natürlich auch Maßstab. 

Es wird auch in Zukunft Vorführungen geben, bei 
denen aus Rechtsgründen das jeweilige Her-
kunftsland über die Zusammensetzung der eige-
nen Delegation entscheidet. Diese Thematik wur-
de übrigens schon – das zu Ihrer entsprechenden 
Forderung – im Rahmen einer Arbeitsgruppe der 
IMK am 18./19. Mai 2006 mit den Vertretern aller 
Bundesländer sowie des Bundesministeriums des 

Inneren und des Auswärtigen Amtes erörtert. Sol-
che Vorführungen wurden ausdrücklich für not-
wendig erachtet. Sie sind unverzichtbar, um Aus-
reiseverpflichtungen zügig durchzusetzen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Minister, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kollegin 
Frau Düker? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Na ja. 

Monika Düker (GRÜNE): Herr Minister, auch ich 
bedanke mich für die Gnade und Güte, Ihnen 
noch eine Nachfrage stellen zu dürfen. Meine 
Frage ist: Liegen Ihnen Informationen vor, dass 
Zeugen, weil sie sich durch den Delegationsleiter 
auch bedroht fühlen, bei einem entsprechenden 
Schutzprogramm bereit wären auszusagen? Lie-
gen Ihnen diese Informationen vor oder nicht? 

Dr. Ingo Wolf, Innenminister: Informationen die-
ser Art gibt es immer wieder. Die Frage ist, ob sie 
denn auch tragen. Das wird alles untersucht. Die 
Staatsanwaltschaft wird sich mit dem Thema be-
schäftigen.  

Die Tatsache, dass wir hier an dieser Stelle von 
Ihnen und leider Gottes auch von der SPD, die ja 
in früheren Zeiten den Innenminister gestellt hat, 
der in gleicher Weise tätig geworden ist, in dieser 
Art und Weise angegangen werden, zeigt uns a-
ber, dass es Ihnen weniger um eine sachliche 
Auseinandersetzung geht, sondern um eine politi-
sche Dramatisierung. 

(Widerspruch von den GRÜNEN) 

Das ist Ihr gutes Recht. Aber es ist auch das gute 
Recht, darauf hinzuweisen, dass die Behörden 
rechtsstaatlich sauber gearbeitet haben auf der 
Grundlage dessen, was alle Bundesländer ge-
meinsam beschlossen haben. Die Tatsache, dass 
Mutmaßungen in der Welt sind, führt nicht dazu, 
dass das rechtsstaatlich durchgeführte Verfahren 
anfechtbar wäre. Das habe ich Ihnen versucht 
darzulegen. Das wollen Sie nicht wahrhaben. Ich 
kann Ihnen deswegen nur sagen: Wir werden das 
Verfahren der Staatsanwaltschaft und die Ergeb-
nisse abwarten und die Sache sicherlich im Aus-
schuss auch noch diskutieren. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Minister Dr. Wolf. – Meine lieben Kolleginnen 
und Kollegen, weitere Wortmeldungen liegen mir 
nicht vor, sodass wir damit auch am Schluss der 
Beratung sind. 
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Wir kommen zur Abstimmung über die Überwei-
sungsempfehlung. Der Ältestenrat empfiehlt die 
Überweisung des Antrags Drucksache 14/1986 
an den Innenausschuss – federführend – sowie 
an den Rechtsausschuss. Die abschließende 
Beratung und Abstimmung soll im federführenden 
Ausschuss in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer 
dem zustimmen möchte, bitte Hand aufzeigen. – 
Gegenstimmen? – Enthaltungen? – Damit ist die-
se Überweisungsempfehlung mit Zustimmung al-
ler Fraktionen angenommen.  

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich rufe auf: 

9 Mehr Zuwendung für pflegebedürftige Men-
schen durch Entbürokratisierung  

Antrag 
der Fraktion der CDU und 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 14/1984 

Ich eröffne die Beratung und erteile für die antrag-
stellende Fraktion der CDU dem Kollegen Burkert 
das Wort. 

Oskar Burkert*) (CDU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Vor 
dem Hintergrund der demographischen Entwick-
lung und der Notwendigkeit, eine qualitativ hoch-
wertige Pflege sicherzustellen, wird es zunehmend 
wichtiger, die Pflegedienste und -einrichtungen für 
die steigenden Anforderungen zukunftsfest fit zu 
machen.  

Ich möchte hier nicht den Antrag von CDU und 
FDP zitieren, denn Sie haben ihn sicherlich selbst 
gelesen. Ich möchte Ihnen die dort genannten 
Verwaltungs- und Dokumentationspflichten mit 
Leben füllen und anhand einiger Beispiele darstel-
len, wie sich diese Pflichten im Alltag der Alten-
pflege niederschlagen. 

Die Flut von Vorschriften lässt sich etwas plasti-
scher fassen, wenn man sich vor Augen führt, 
dass sich Deutschlands Heime mit 80 Gesetzen 
und 980 Vorschriften auseinander setzen müssen. 
Deutschland – Land der unbegrenzten Vorschrif-
ten. In der Pflege muss rund die Hälfte der Ar-
beitszeit für Bürokratie aufgewendet werden. An-
gesichts dieser Regelungswut bekommt man das 
Gefühl, Pflegeeinrichtungen seien gefährlicher als 
der Jungfernflug eines Airbusses. 

Mehr als 40 prüfende Institutionen überwachen die 
Arbeit der Einrichtungen. Um nur einige zu nennen: 
Heimaufsicht, Medizinischer Dienst der Kranken-
kassen, Landeswohlfahrtsverband, Regierungs-

präsidium, Förderbehörden des Landes, Kreises 
oder Bundes, Bauämter, Gesundheitsämter, Kran-
kenkassen, Pflegekassen, Heimbeiräte, Betreuer 
oder Betreuungsvereine, Finanzämter, Wirt-
schaftsprüfer, Berufsgenossenschaften, Hauptfür-
sorgestellen nach dem Schwerbehindertenrecht, 
Brandschutz, Gewerbeaufsichtsamt, Ordnungsamt 
usw. 

Diese Einrichtungen prüfen teilweise auf gleichen 
Prüfgebieten unabgestimmt und manchmal mit 
widersprüchlichen Ergebnissen. So kann es bei-
spielsweise vorkommen, dass die Heimaufsicht 
zur milieutherapeutischen Gestaltung von Fluren 
als sekundären Wohnbereichen rät, während die 
Feuerwehr auf der Entfernung jeglicher Brandlast 
und damit sämtlichen Mobiliars auf den Fluren 
besteht.  

Im Vordergrund sollte aber nicht der Streit von 
Behörden um Einrichtungsgegenstände, sondern 
der Mensch stehen. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Manchmal kommt es vor, dass fünf Behörden 
nacheinander ein Pflegeheim besuchen, um die 
Sicherheit des Gebäudes zu überprüfen. Erst 
kommt das Gewerbeaufsichtsamt, dann die Be-
rufsgenossenschaft, danach die Feuerwehr, spä-
ter das Regierungspräsidium und zu guter Letzt 
die Heimaufsicht. Jede Prüfung muss jedoch von 
den Einrichtungen aufwendig und sorgfältig nach-
bereitet werden. 

Darüber hinaus sind die Erwartungen und Anfor-
derungen der einzelnen Prüfer nicht einheitlich 
und transparent. Von manchen wird die Erhebung 
einer Datenfülle gefordert, deren praktizierter Nut-
zen für die Pflege und Betreuung der Bewohner 
nicht nachvollziehbar ist und die schlichtweg nur 
Zeit kostet. 

So wird beispielsweise verlangt, dass die Kühl-
schranktemperatur zweimal täglich dahin gehend 
überprüft wird, ob sie 8 Grad C beträgt. Ebenso 
wird verlangt, die Temperatur jeden warmen Es-
sens mit einem Thermometer zu messen und auf 
einem Papierprotokoll festzuhalten, statt dem Se-
nior bei der Einnahme des Essens zu helfen. Wird 
beim Einkauf der Thermometerhersteller gewech-
selt, hat das eingehende Handhabungsunterwei-
sungen zur Folge, die ebenfalls wiederum doku-
mentiert werden müssen. 

Selbstverständlich hat jede kontrollierende Instanz 
ihre eigenen Formulare und Protokollvorlagen, 
weshalb es nicht nur zu Mehrprüfungen, sondern 
auch zu Mehrfachprotokollierungen kommt. Diese 
seltene koordinierbare Kontrollwut führt im Be-
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triebsalltag unweigerlich zu erheblichen Behinde-
rungen. So kann eine gestürzte Person nicht ein-
fach im Krankenwagen in das Krankenhaus ge-
bracht werden: Der Transport muss vorab von der 
Krankenkasse genehmigt werden. Das anschlie-
ßend auszufüllende Sturzergebnisprotokoll um-
fasst zwei DIN-A4-Seiten. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Es wird 
Zeit. Wenn man nach dem Heimgesetz verschie-
dene Institutionen bereits zur Kooperation ver-
pflichtet hat, besteht im Bereich der Koordination 
und des Informationsaustausches zwischen den 
verschiedenen Prüfbehörden ein erheblicher Ver-
besserungsbedarf. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Die Kontrolle der unterschiedlichen Aufsichtsbe-
hörden muss aufeinander abgestimmt werden. 
Darüber hinaus gehören alle bürokratischen Vor-
schriften auf den Prüfstand, um zu verhindern, 
dass eine Qualitätsentwicklung durch Vorschriften 
letztlich behindert wird. Regeln sind wichtig, aber 
niemand wird dazu gezwungen, auch das Gehirn 
einzuschalten. 

Für die Pflegeeinrichtungen bedeutet dies mehr 
Gestaltungsraum und ein Mehr an Selbstverant-
wortung. Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
müssen entlastet werden, damit sie mehr Zeit für 
den Dienst am Menschen haben. 

Die Pflegedokumentation ist keine Schikane der 
Kontrollinstanzen, sie muss jedoch mit Augenmaß 
geschehen. Nun gilt es, praktikable Entbürokrati-
sierungsmaßnahmen zu entwickeln und möglichst 
schnell umzusetzen. Ziel muss sein, ein Gesamt-
konzept aufzustellen, das zu einer zukunftswei-
senden Alten- und Pflegepolitik führt.  

Dazu fordere ich die Landesregierung mit dem an-
fangs zitierten Antrag auf. Der Vorschlag der Ar-
beitsgruppe, die der Minister eingesetzt hat, liegt 
jetzt auf dem Tisch. Wir bitten die Landesregie-
rung, diese Vorschläge auf ihre Praktikabilität und 
Umsetzungsmöglichkeiten zu prüfen und dem 
Ausschuss schnellstens vorzulegen. 

Meine Damen und Herren, die Klagen über Büro-
kratielasten sind Jahrzehnte alt. Die Ankündigung 
der Politik, daran etwas zu ändern, ist fast ebenso 
alt. Wir glauben, dass wir etwas ändern können, 
und wir wollen es. Packen wir es an! – Danke 
schön. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Kollege Burkert. – Als nächster Redner für 

die antragstellende Fraktion der FDP der Kollege 
Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit diesem An-
trag wollen CDU und FDP erreichen, dass ein 
wichtiges Anliegen im Bereich der Pflege zielori-
entiert umgesetzt wird. Die Bürokratie in der Pfle-
ge hat in den letzten Jahren überhand genom-
men. Das gilt für die ambulante Pflege, aber ins-
besondere für den Heimbereich. 

Der Runde Tisch Pflege hat in seinem Bericht 
festgestellt, dass ein so komplexes Themenfeld 
nicht ohne Regelungen auskommt, damit quali-
tätsorientiert gehandelt werden kann. Gerade 
pflegebedürftige Menschen bedürfen unseres be-
sonderen Schutzes, vor allem dann, wenn sie 
demenziell erkrankt sind und ihre Bedürfnisse nur 
noch sehr eingeschränkt oder gar nicht mehr arti-
kulieren können. Gerade in den Heimen nimmt die 
Zahl der Menschen zu, die unter diesen Erkran-
kungen leiden und rund um die Uhr Unterstützung 
benötigen.  

Die damit verbundene Arbeit der Pflegekräfte ist 
in hohem Maße anspruchsvoll und belastend und 
darf selbstverständlich nicht dem Zufall überlas-
sen werden. Aber offensichtlich tut man des Gu-
ten – zumindest in einigen Bereichen – entschie-
den zu viel. Das Verhältnis von Aufwand und Er-
gebnis muss jedenfalls in vielfacher Hinsicht mit 
einem Fragezeichen versehen werden. 

Probleme bürokratischer Art treten nicht nur bei 
der Umsetzung von Gesetzen auf, sondern auch 
durch Schnittstellenprobleme der unterschiedli-
chen Gesetze. Besonders zeitaufwendig gestalten 
sich Doppel- und Mehrfachüberprüfungen, die 
durch Überschneidungen in den Zuständigkeiten 
entstehen. 

Ein weiteres Beispiel liefert der Bereich Dokumen-
tation. Grundsätzlich ist Dokumentation pflegeri-
scher Leistung ein unverzichtbares Instrument zur 
Qualitätssicherung, an dem nicht gerüttelt werden 
soll. Sie bildet außerdem die Basis für eine trans-
parente Pflegeplanung. Allerdings führt die prakti-
sche Umsetzung in vielen Diensten und Einrich-
tungen offenbar dazu, dass sehr viel Zeit gebun-
den wird, die dann für die unmittelbare Bezie-
hungspflege fehlt. 

Dieser Anspruch der Bezugspflege war vor allem 
innerhalb der stationären Pflege bedauerlicher-
weise nicht immer selbstverständlich. Ablesbar 
war dies allein schon am deutlichen Wandel in der 
Bauweise von Pflegeheimen in den vergangenen 
Jahrzehnten. Die ersten Heime besaßen reinen 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3527

Anstaltscharakter. Die Menschen wurden vor-
zugsweise in Mehrbettzimmern „aufgebahrt“. In-
zwischen wird dem Recht auf Individualität und 
persönlicher Freiheit in sehr viel stärkerem Maße 
als zuvor Rechnung getragen. Davon zeugen 
nicht zuletzt in hohem Maße die Zahl von ge-
schaffenen Einzelzimmern und die Möglichkeit, 
den eigenen Wohnbereich individueller zu gestal-
ten. 

Dennoch stößt man auf einzelne Vorschriften wie 
im Bereich des Brandschutzes, die zwar augen-
scheinlich sehr viel Sicherheit bieten, aber über-
deutlich zeigen, dass Heime in erster Linie Institu-
tionen sind. Dies wiegt besonders schwer, da die 
Mobilität der Bewohnerinnen und Bewohner durch 
Pflegebedürftigkeit und Behinderungen ohnehin 
bereits stark eingeschränkt ist. Normalität und das 
Recht auf Selbstbestimmung sind dann etwas, um 
das jeden Tag neu gerungen werden muss. 

Wir haben uns im Landtag noch vor Kurzem mit 
der Übertragung des Heimgesetzes in die Zu-
ständigkeit der Bundesländer auseinander ge-
setzt, die im Zuge der Föderalismusreform ge-
plant ist. Es wurde darauf hingewiesen, dass das 
Heimgesetz und dessen Vorschriften einem Aus-
bau von neuen Wohnformen im Alter offensicht-
lich entgegenstehen. Dies müssen wir eingehend 
prüfen und entsprechend ändern. 

Bei den Qualitätsprüfungen wird der Ergebnisqua-
lität im Vergleich zur Struktur- und Prozessqualität 
noch immer zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. 
Das geht aus dem Bericht der Enquetekommissi-
on „Situation und Zukunft der Pflege in NRW“ her-
vor. Vermutlich liegt dies daran, dass Ergebnis-
qualität schwieriger zu messen ist. Auch hier 
brauchen wir mehr Transparenz. 

Es geht dabei nicht nur um die Vermeidung von 
Pflegemängeln wie zum Beispiel unzureichende 
Flüssigkeitsversorgung, Druckgeschwüre oder 
Stürze. Es geht auch um die Erhaltung und Wie-
dererlangung von Selbstständigkeit und Selbstbe-
stimmung – all das, was die Lebensqualität pfle-
gebedürftiger Menschen durch pflegerische Inter-
vention verbessert.  

Qualität braucht überprüfbare Standards und kann 
nicht mittels starrer Vorschriften in Einrichtungen 
hineingeprüft werden.  

(Beifall von der FDP) 

Hier werden wir mehr Spielräume benötigen. In-
novative Lösungsansätze brauchen wir. Die Be-
dürfnisse und Fähigkeiten des einzelnen Men-
schen sollten dabei immer im Vordergrund ste-

hen, ebenso die Tatsache, dass man Menschen 
dabei als Ganzes betrachtet.  

(Beifall von der FDP) 

Dabei ist das richtige Verhältnis zwischen Sicher-
heit und persönlichen Freiräumen für die pflege-
bedürftigen Menschen, aber auch für die Pflege-
kräfte mitunter eine Gratwanderung, die ständiger 
Reflexion bedarf.  

Bürokratie entsteht innerhalb der unterschiedli-
chen Ebenen. Inzwischen ist bekannt, dass sich 
eine Vielzahl von Einzelproblemen dem Einfluss 
des Gesetzgebers entziehen und daher auf der 
Ebene der Träger, der Dienste und Einrichtungen 
entstehen, zum Beispiel im organisatorischen Be-
reich. 

Vor diesem Hintergrund haben wir die Landesre-
gierung gebeten, auf der Grundlage des Arbeits-
gruppenberichtes die unterschiedlichen Bereiche, 
in denen Bürokratie entsteht, differenziert zu be-
trachten und entsprechende Lösungsvorschläge 
zu unterbreiten. Wir hoffen, dass wir auf diese 
Weise einen Beitrag leisten, die Qualität der Pfle-
ge zu stärken und die Pflege wieder ein Stück le-
bensnäher zu gestalten. – Danke schön. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Dr. Romberg. – Als nächster Redner hat für 
die Fraktion der SPD der Kollege Bischoff das 
Wort. 

Rainer Bischoff*) (SPD): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Herr Burkert hat eben ein Horrorszenario gemalt 
und die Probleme sehr eindimensional dargestellt. 
Natürlich wissen wir, dass es in der Pflege Prob-
leme mit der Bürokratie und auch Beschwerden 
darüber gibt. Aber ich glaube, ich werde gleich 
nachweisen können, dass das eine etwas eindi-
mensionale Sichtweise ist, die in Ihrem Antrag 
deutlich wird. 

Aber eine Sache vorweg: Herr Laumann, ich habe 
die Vorlage, auf die sich der Antrag der CDU und 
der FDP bezieht, nämlich den Abschlussbericht 
der AG „Entbürokratisierung in der Pflege in 
NRW“ um 16:50 Uhr in meinem Fach vorgefun-
den. Jetzt ist es 17:39 Uhr. Um 15:40 Uhr wurde 
ich informiert – ich war in einem Gespräch –; dass 
dieser Bericht jetzt im Fach liegt.  

Die Fraktionen der CDU und der FDP haben ihren 
Antrag auf den 23. Mai datiert. Ich bitte Sie also, 
Herr Laumann, gleich in Ihrem Redebeitrag zu er-
klären oder sich zu entschuldigen, warum Sie die 
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Fraktionen hier im Hause völlig unterschiedlich 
behandeln.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Die Fraktionen der CDU und der FDP haben sich 
nämlich auf den von Ihnen vorgelegten Bericht 
der Arbeitsgruppe berufen, den ich, wie gerade 
geschildert, um 16:50 Uhr bekommen habe. Das 
gilt für die Kolleginnen und Kollegen meiner Frak-
tion gleichfalls. 

(Zuruf: Sauerei! – Gegenruf von Minister 
Karl-Josef Laumann) 

– Der Zwischenruf „Sauerei“ mag nicht besonders 
parlamentarisch sein, Herr Minister Laumann, a-
ber er trifft dennoch die Realität und das Vorge-
hen Ihres Ministeriums.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Bischoff, … 

Rainer Bischoff*) (SPD): Da wünsche ich mir 
gleich eine Erklärung und eine Entschuldigung.  

(Manfred Palmen [CDU]: Ihr seid die Inquisi-
tion!) 

– Nein, wir sind nicht die Inquisition. Wir sind die 
Opposition. Und wir sind eine Fraktion hier im 
Landtag. Es ist üblich, dass die Landesregierung – 
Herr Palmen, Sie werden sich noch an Ihre frühere 
Tätigkeit erinnern – die Fraktionen gleichzeitig und 
gleichberechtigt informiert. Ich habe Ihnen gerade 
nachgewiesen, dass dies nicht der Fall ist.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Bischoff, … 

Rainer Bischoff*) (SPD): Wenn CDU und FDP 
einen Antrag mit Datum 23. Mai stellen und ich 
selber als Sprecher meiner Fraktion das Papier, 
auf das sich der Antrag beruft, um 16:50 Uhr des 
heutigen Tages, also am 1. Juni, bekomme, dann 
habe ich Ihnen das nachgewiesen, Herr Palmen. 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Bischoff, ich habe zwei ordnungsgemäß ange-
meldete Zwischenfragen von Kollegen, und zwar 
einmal von Herrn Dr. Romberg und dann von 
Herrn Henke. Wollen Sie die zulassen? 

Rainer Bischoff *) (SPD): Ich bin noch gar nicht 
bei der Sache, aber ja.  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Okay. – Dann 
hat der Kollege Romberg als Nächster das Wort. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Herr Bischoff, glau-
ben Sie mir, dass ich genauso verwundert war, 
dass der Bericht auch in mein Fach erst zu dem 
von Ihnen genannten Zeitpunkt, nämlich gegen 
15:30 Uhr, gelegt wurde und dass ich ihn dann 
erstmalig in der Hand gehalten habe?  

Rainer Bischoff*) (SPD): Glauben heißt nicht 
Wissen. Aber ich bin hoch verwundert. Sie haben 
den Antrag unterschrieben – Ihr Name steht dar-
unter: Dr. Stefan Romberg –, den wir gerade be-
raten:  

„Der Landtag begrüßt, dass zur Vorklärung der 
Problemlagen in Diensten und Einrichtungen 
sowie der Handlungsmöglichkeiten der Lan-
despolitik von der Landesregierung eine Ar-
beitsgruppe ‚Entbürokratisierung in der Pflege’ 
eingesetzt worden ist, die nunmehr ihren Ab-
schlussbericht vorgelegt hat. Darin werden ins-
besondere folgende Entbürokratisierungspo-
tenziale aufgezeigt …“ 

Dann skizzieren Sie mit vier Spiegelstrichen Ihre 
Interpretation der mit dem Papier vorgelegten Er-
gebnisse der Arbeitsgruppe. Wenn Sie mir jetzt 
sagen, Sie hätten das gar nicht gesehen, dann 
kann ich nur sagen: Ziehen Sie den Antrag zu-
rück, aber ganz schnell! Den haben Sie unter-
schrieben! Darunter steht Ihr Name! Sie haben 
auch gerade dazu gesprochen. 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Lesen Sie ihn 
doch!) 

– Dann glaube ich gar nichts mehr, dann bin ich 
nur noch verwundert, Herr Dr. Romberg.  

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Herr Romberg, 
entweder sind Sie Hellseher oder nicht mit-
beteiligt!) 

Sie bewerten also etwas, was Sie noch gar nicht 
gesehen haben, Herr Dr. Romberg. Datum 23. Mai! 
Das ist ein dicker Hund! 

Haben Sie den Bericht auch gerade erst gesehen, 
Herr Henke?  

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Herr Kollege 
Henke, bitte. 

Rudolf Henke*) (CDU): Ist Ihnen bekannt, dass es 
bereits vor dem Antrag der Koalitionsfraktionen 
eine öffentlich zugängliche, auch im Internet ste-
hende Pressemitteilung des Ministeriums für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales gegeben hat, in der 
Auskunft über Zusammensetzung und Arbeitsauf-
trag dieser Arbeitsgruppe gegeben wird? Und ha-
ben Sie zur Kenntnis genommen, dass unter den 



Landtag  01.06.2006 
Nordrhein-Westfalen  Plenarprotokoll 14/32 
 

 

 

3529

Menschen, die dort tätig sind, auch eine ganze 
Reihe von Leuten ist, die sich der Diskussion mit 
Abgeordneten nicht entziehen?  

(Heiterkeit von Minister Karl-Josef Laumann) 

Rainer Bischoff*) (SPD): Ich denke, es ist ziem-
lich unwesentlich, ob mir das bekannt oder nicht 
bekannt nicht.  

(Zuruf von Minister Karl-Josef Laumann) 

– Jetzt hören Sie doch einmal zu, Herr Minister! 
Seien Sie doch nicht so aufgeregt! – Es geht doch 
darum, ob die Landesregierung die Fraktionen 
entweder nicht gleichzeitig mit den Papieren be-
dient hat, die sie ihnen für eine solche Debatte zur 
Verfügung stellen müssen, oder ob – das muss 
ich sagen, nachdem sich Herr Dr. Romberg ein-
gebracht hat; dann ist es politisch noch merkwür-
diger – zwei Fraktionen einen Antrag auf Basis 
eines Arbeitsgruppenberichtes stellen, den sie gar 
nicht kennen. Das ist ja noch merkwürdiger. Da ist 
mir ziemlich egal, was das Internet oder die Pres-
seabteilung des Ministeriums sagt. Ich bin hier 
Abgeordneter.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich ver-
suche, jetzt zur Sache zu kommen. 

Nachdem Herr Burkert hier also solch ein Horror-
szenario dargestellt hat, hat mich ein Satz in Ih-
rem Antrag besonders angesprochen – wo Sie 
übrigens das Ergebnis der Arbeitsgruppe bewer-
ten –, mit dem Sie die Abschaffung überflüssiger 
Gesetze fordern. Da habe ich erst einmal gesagt: 
Boah! Abschaffung überflüssiger Gesetze! – Das 
fordern Sie ja so pauschal. Nach dem ersten Ein-
druck sagt man: Da haben Sie bei allen Wirtsleu-
ten und in allen Hinterstuben und an allen Stamm-
tischen einen Treffer gelandet. „Alle überflüssigen 
Gesetze abschaffen“ ist eine Tautologie.  

Jetzt frage ich mich aber: Was meinen Sie mit der 
Abschaffung überflüssiger Gesetze? Ich habe Ih-
nen beiden sehr gut zugehört, Herr Burkert und 
Herr Dr. Romberg – kein Wort. Ich weiß jetzt 
nicht, welche Gesetze in Ihren Augen überflüssig 
sind und welche nicht. Sie erwarten von uns aber 
eine Stellungnahme zu dem Antrag. 

Ich will an einem Beispiel aus einem anderen Ar-
beitsgebiet deutlich machen, dass die Ansichten 
dabei durchaus auseinander gehen können. Beim 
Tariftreuegesetz beispielsweise streiten wir der-
zeit über Folgendes: Ich – auch meine Fraktion – 
halte das für ausgesprochen wichtig und darüber 
hinaus für verbesserungsbedürftig. Frau Thoben, 
die nicht anwesend ist, findet das gar nicht wich-
tig; sie findet es überflüssig. Wenn ich es richtig 

verstehe, ist Herr Laumann eingeknickt; er sagt 
eigentlich gar nichts zu dem Thema, weil er mög-
licherweise ganz ähnlich denkt wie ich. Ich weiß 
es nicht.  

Ich will an diesem Beispiel deutlich machen, dass 
die Definition überflüssiger oder nicht überflüssi-
ger Gesetze geradezu das Wesen der politischen 
Auseinandersetzung ist. Wenn Sie derart allge-
meine Formulierungen, nämlich dass Sie die ü-
berflüssigen Gesetze abschaffen, hineinpacken 
und dadurch unsere Zustimmung erlangen wollen, 
müssen wir, bitte schön, erst einmal darüber dis-
kutieren, welche Gesetze Sie überhaupt meinen. 
Das ist ein Antrag, der überhaupt nicht detailliert 
vorgeht und überhaupt nicht abwägt – das ist mir 
bei Herrn Burkert auch noch einmal aufgefallen –, 
dass Gelder Dritter, in dem Fall in der Regel Gel-
der der Pflegeversicherung, verbrannt werden und 
dass es auf der einen Seite zwar eine Belegpflicht 
und auch eine Nachweispflicht geben muss, auf 
der anderen Seite aber natürlich keine überbor-
dende Bürokratie entstehen darf.  

Zwischen diesen beiden Anforderungen muss 
man abwägen. Auch ich kenne das. Ich will das 
an einem Beispiel aus einem anderen Bereich 
zeigen. Ich habe jahrelang Jugendarbeit gemacht. 
Jugendarbeiter wie ich sind in der Regel Sozialar-
beiter, Diplompädagogen oder sonst was, die al-
les mögen, nur nicht, bitte schön, dauernd Belege 
oder irgendwelche Unterschriftenlisten zu sam-
meln und sie dann auszufüllen und einzureichen. 
Das mochte ich auch nicht. Den Kram fand ich 
ziemlich überflüssig. 

(Rudolf Henke [CDU]: Da haben Sie auch 
Recht!) 

– Ziemlich überflüssig. – Nun ist Herr Laschet zu 
dieser späten Stunde auch nicht mehr da. Dabei 
wäre ich interessiert daran, ihn zu fragen. Es geht 
nämlich um Landesgelder aus seinem Ministeri-
um. Würde er auch sagen: „Das ist alles überflüs-
sig, das brauchen wir nicht“? Er möchte nämlich 
schon, dass nachgewiesen wird, was mit seinem 
Geld geschehen ist. Das wollen die Pflegeversi-
cherungen auch.  

Insofern – ich wiederhole es – brauchen wir ein 
Abwägen zwischen den beiden Ansprüchen. Das 
aber geben weder ihr Antrag noch die Äußerun-
gen von Herrn Romberg oder Herrn Burkert in ir-
gendeiner Form her. Vielmehr geht es dort ein-
fach populistisch – überhaupt nicht fachgerecht – 
darum, Bürokratie abzubauen. Ich habe es gerade 
erwähnt: Die Stammtische der FDP sowie der 
Wirtschaft und der Unternehmen werden Sie da-
mit erreichen. Aber sach- und fachgerecht gehen 
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Sie mit dieser Sache nicht um. Das kann man gar 
nicht anders sagen. 

Dritter Aspekt. Uns ist aufgefallen, dass Folgen-
des fehlte: Es ist zu einer durchaus erfolgreichen 
Methode geworden, bestimmte Einrichtungen zu 
zertifizieren, sie also positiv auszuzeichnen und 
mit einem Gütesiegel – natürlich von Dritten – zu 
versehen, um damit ein Stück weit Bürokratie ab-
zubauen, aber den Menschen auch ein Stück weit 
die Sicherheit zu geben, dass bestimmte Quali-
tätsmerkmale eingehalten werden.  

Dass man eine solche Vorgehensweise ebenfalls 
wählen könnte, kommt in Ihrem Antrag nicht vor. 
Ich glaube zu ahnen, warum das so ist: Es geht 
Ihnen wirklich nur darum, nach außen hin populis-
tisch deutlich zu machen, dass Sie Bürokratie ab-
bauen. Das hört sich ein Stück weit nach „Hurra, 
wir haben es geschafft“ an. Ich spüre so eine Art 
Goldgräberstimmung in Ihrem Antrag. Der Sache 
haben Sie sich bisher aber überhaupt nicht ange-
nommen. 

Um zum Abschluss zu kommen – ich will das 
noch einmal zusammenfassen –: Ich halte den 
Antrag für sehr allgemein. Noch einmal: Mit der 
Grundforderung, die Bürokratie in bestimmten Ab-
läufen zu minimieren, habe ich kein Problem. 
Darüber kann man reden. Es geht aber um die 
Einseitigkeit Ihres Antrags. Wie soll ich das sa-
gen? Mir fällt dafür nichts Besseres ein als der 
Begriff „allgemeine Formulierungen“, den ich eben 
verwendet habe, als es um die überflüssigen Ge-
setze und deren Abschaffung ging. Es sind Stil-
blüten – genau, das Wort habe ich gerade ge-
sucht –, die in dem Antrag stehen.  

Wir sollten uns darüber auseinander setzen und 
auch einmal vom Allgemeinen ins Konkrete kom-
men. Sie sollten uns im Ausschuss vortragen, 
welche Gesetze und Verordnungen Sie im Auge 
haben. Dann können wir im Ausschuss sehr treff-
lich darüber streiten, was wir angehen wollen oder 
nicht angehen wollen. Der Antrag in seiner jetzi-
gen Form kann jedenfalls auf gar keinen Fall un-
sere Zustimmung finden. Wenn er nicht verändert 
wird, werden wir ihm im Ausschuss nicht zustim-
men. 

Aber hier geht es zunächst einmal um die Über-
weisung. Dann werden wir sicherlich darüber 
streiten können. Herr Laumann, bis dahin habe 
ich auch das Papier – seit 16:50 Uhr liegt es mir 
vor – durchgelesen. Ich will es noch einmal zei-
gen. 

(Der Redner hält ein Papier hoch.) 

Es ist durchaus umfangreich. Herr Romberg hat 
es dann auch gelesen. Dann kann er seinen An-
trag vielleicht noch einmal neu formulieren; denn 
ich hoffe doch, dass er zu neuen Erkenntnissen 
kommt, wenn er das gelesen hat. Herr Romberg, 
vielleicht decken sich Ihre Erkenntnisse mit mei-
nem Redebeitrag, und wir kommen uns im Aus-
schuss etwas näher. – Ich bedanke mich für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Herr Bischoff. – Als nächste Rednerin hat Frau 
Kollegin Steffens für die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen das Wort. 

Barbara Steffens*) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte mit dem 
Punkt Verfahren einsteigen. Ich finde das Verfah-
ren schon erstaunlich. Herr Henke, dass Sie sa-
gen, Ihr Antrag basiere auf der Pressemitteilung 
oder auf der Presseinformation der Homepage des 
Ministeriums, halte ich nicht für korrekt; denn ihr 
Antrag enthält schon Sachen, die in der Pressean-
kündigung nicht stehen, und Sie beziehen sich in 
Ihrem Antrag explizit darauf und sagen: Darin wer-
den insbesondere folgende Entbürokratisierungs-
potentiale aufgezeigt. – Dann aber kommen in Ih-
rem Antrag Sachen vor, die, wie gesagt, auf der 
Homepage so nicht stehen.  

Von daher hatten Sie auf jeden Fall die Informati-
onen über das Ergebnis der Arbeitsgruppe zum 
Zeitpunkt der Erstellung Ihres Antrags. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 

Es mag ja sein, dass Sie diese Information viel-
leicht nicht vom Minister persönlich bekommen 
haben, sondern dass in der Arbeitsgruppe des 
Ministeriums Ihr MdB Willy Zylajew genau deshalb 
gesessen hat, damit Sie die Informationen über 
ihn erhalten. Aber ich finde es auch ungewöhn-
lich, wenn das Ministerium einzelne, eigene Ab-
geordnete einer Bundestagsfraktion einbindet. Ich 
hielte es für normal, wenn man das Ministerium 
oder die Beamten einbindet. Aber ich finde, dass 
hier die Vermengung zwischen Partei- und Regie-
rungspolitik in einem hohen Maße stattfindet, und 
zwar in einem solchen Maße, dass Sie das in der 
Vergangenheit, wenn das jemals jemand von der 
Regierung so gemacht hätte, niemals hätten 
durchgehen lassen. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Deswegen bitte ich Sie, in Zukunft darüber nach-
zudenken, inwieweit man die Informationen allen 
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gleichberechtigt zugänglich macht. Sie brauchen 
sich doch keine Sorgen zu machen, gerade bei 
einem Thema, bei dem es in der Enquetekommis-
sion viel Übereinstimmung gab, dass es einen 
Wettlauf um die unterschiedlichen Anträge gibt. 
Von daher finde ich das fatal. 

Wenn es nur darum geht, zu sagen: „Lieber Minis-
ter, setz doch einmal das um, was die Arbeits-
gruppe gemacht hat“, dann ist der Antrag ein Ar-
mutszeugnis für Sie, Herr Minister. Wenn nämlich 
das Ergebnis der Arbeitsgruppe gut ist, halte ich 
es für völlig normales Regierungshandeln, dass 
man das Ergebnis einer solch umfangreichen Ar-
beitsgruppe in politisches Handeln umsetzt und 
Vorschläge macht: Was kann davon umgesetzt 
werden? Was passt in das Gesamtkonstrukt? Wie 
passt das in das Konstrukt mit einer gegebenen 
Veränderung des Heimgesetzes im Sinne der Fö-
deralismusreform? Dass die Fraktion Sie auffor-
dern muss, ganz normales alltägliches Regie-
rungshandeln zu betreiben, finde ich fatal. Das ist 
mehr als überflüssig an diesem Punkt. 

Wenn man sich den Antrag ansieht – es ist nicht 
der erste Antrag der CDU zum Thema „Entbüro-
kratisierung in der Pflege“, und es ist nicht das 
erste Mal, dass wir hierüber diskutieren; wir haben 
in der Enquetekommission darüber debattiert, Sie 
haben damals Anträge gestellt –, fällt mir auf, 
dass das, was Sie früher von uns gefordert ha-
ben, nicht mehr vorkommt. Haben Sie nun Er-
kenntnisse gewonnen, oder sind Sie so sanft ge-
worden, dass all die Aufforderungen, was wir als 
Bundesratsinitiative in Berlin umsetzen sollten, 
nicht mehr auftauchen? Daran sollten Sie anknüp-
fen und Ihren Minister gleichberechtigt auffordern, 
damit er vielleicht da Unterstützung bekommt, wo 
er sie in Berlin dringend notwendig hätte. 

Zum Inhalt Ihres Antrags kann ich nur sagen, 
dass er gegen null geht. Ich kann mich nur mei-
nem Vorredner anschließen. Der Antrag enthält 
etwa die Forderung, die Dokumentationspflichten 
zu reduzieren. Das haben wir in der Enquete-
kommission auch schon gesagt. Das haben wir 
mehrfach gefordert. Wir als Grüne haben auch 
hier in der Diskussion irgendwann schon einmal 
deutlich gemacht, dass das Problem im Detail 
liegt: Auf der einen Seite gibt es die Gratwande-
rung zwischen Sicherheit und Qualität in der Pfle-
ge der Pflegebedürftigen, zwischen Sicherheit und 
Garantie der Abrechnung für die Finanziers der 
Pflege, und auf der anderen Seite stehen die ü-
berflüssigen wie auch immer entstandenen Do-
kumentationsaufgaben.  

Aus der Pressemitteilung des Ministers ist klar zu 
erkennen, in der Arbeitsgruppe ist auch festgehal-

ten worden, dass für den Umfang der Pflegedo-
kumentation nicht gesetzliche Regelungen ver-
antwortlich sind, sondern ganz andere Gründe. 
Das haben wir in der Vergangenheit schon einmal 
thematisiert. Aber dem haben Sie sich früher in-
haltlich nie angeschlossen. Vielmehr haben Sie 
immer gesagt, das Land und die Landesregierung 
sollten den Umfang der Pflegedokumentation al-
leine reduzieren. Von daher: Im Teufel steckt das 
Detail.  

(Lachen von Rudolf Henke [CDU]) 

Insofern kann man nicht einfach sagen: Wir 
schließen uns an und werden alles modifizieren. 
Das wird so nicht funktionieren, sondern wir wer-
den im Detail über das, was der Minister aus der 
Arbeitsgruppe herausziehen wird, reden müssen, 
um zu schauen, was im Einzelnen damit passiert. 
Welche Veränderungen liegen wirklich im Interes-
se der Betroffenen, im Interesse der älteren Men-
schen? Bleiben die Sicherheit und die Garantie 
auf Sicherheit erhalten? 

Es gibt viele Punkte – der eine oder andere ist 
auch genannt worden –, zum Beispiel bezogen 
auf Brandschutzvorrichtungen und Brandschutz-
auflagen, die gerade für neue Wohnformen über-
flüssig sind. Es gibt eine Menge Vorschriften in 
der Lebensmittelhygiene, die es älteren Men-
schen verbieten, sich an der Zubereitung des Es-
sens zu beteiligen. Es gibt viele unsinnige Rege-
lungen. Darüber kann man gerne reden. Man wird 
aber auch darüber sprechen müssen, welche 
sinnvollen Maßnahmen erhalten bleiben müssen.  

Deswegen werden wir die Diskussion im Detail 
führen müssen. Wir haben immer gesagt: Wir sind 
gerne bereit, über Entschlackung und Bürokratie-
abbau zu reden. Machen Sie endlich konkrete 
Vorschläge, Herr Minister, was Sie verändern wol-
len! Dann können wir darüber debattieren, ob das 
sinnvoll ist oder nicht. Aber für solche pauschalen 
Anträge kann man sich das Papier sparen. Las-
sen Sie uns lieber über die Details reden. 

(Beifall von GRÜNEN und SPD) 

Vizepräsidentin Angela Freimuth: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Steffens. – Als nächster Redner hat 
für die Landesregierung Herr Minister Laumann 
das Wort. 

Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zunächst zu 
Ihren Vorwürfen, Herr Bischoff und Frau Steffens: 
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Ich habe mir die Pressemitteilung vom 15. Mai 
noch einmal angeschaut. 

(Barbara Steffens [GRÜNE]: Die habe ich 
hier!) 

Die Fraktion hat sich wohl auf diese Pressemittei-
lung bezogen. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Guck ihn dir 
doch an! Er wird doch rot dabei! – Heiterkeit 
von SPD und GRÜNEN) 

Ich will Ihnen die Wahrheit sagen, wie das mit 
diesem Bericht war. Gestern während der Hartz-
Debatte kam meine Mitarbeiterin, die Leiterin des 
Ministerbüros, mit dem Bericht der Arbeitsgruppe. 
Ich habe gesagt: Ich unterschreibe all das jetzt 
ganz schnell. Seht zu, dass das morgen in die 
Fächer kommt, sonst werde ich von Frau Steffens 
angegriffen, dass der Bericht nicht vorliegt! 

(Demonstrativer Beifall von Norbert Killewald 
[SPD]) 

Wie man es macht, macht man es anscheinend 
verkehrt. 

(Johannes Remmel [GRÜNE]: Eujeujeu!) 

Wenn der Bericht heute nicht vorgelegen hätte, 
wäre genau dieser Angriff auf den Minister ge-
kommen, dass ich ihn zu dieser Debatte nicht 
vorgelegt habe. 

(Zuruf von der SPD: Ja klar!) 

Ich weiß – das ist anscheinend der Stil der Oppo-
sition hier im Landtag –, dass man als Minister 
machen kann, was man will, irgendeiner – Frau 
Steffens oder Herr Bischoff – wird immer so lange 
den Kopf über der Suppe schütteln, bis er ein 
Haar gefunden hat, um es mir vorzuhalten. 

(Widerspruch von den GRÜNEN) 

Daran muss ich mich anscheinend in diesem 
Landtag gewöhnen. Ich bin im Übrigen lange in 
einem Parlament gewesen, in dem das nicht üb-
lich war. Dort hat man wegen solcher Dinge nicht 
so viel Zeit verplempert. Diese künstlichen Aufge-
regtheiten erregen mich null, und deswegen blei-
be ich dabei, dass ich mich völlig korrekt verhalten 
habe. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich bin meiner Fraktion sehr dankbar, dass wir 
heute auf der Grundlage eines Antrags über eine 
Frage debattieren, die in der Szene rund um die 
Pflege bei jedem Besuch, den ich in Pflegeeinrich-
tungen mache, eine Riesenrolle spielt. Wenn Sie 
in die Einrichtungen kommen, wird das wohl nicht 

anders sein, dass das Thema Bürokratie und der 
Anteil des Bürokratieaufwands an der Arbeitszeit 
einer Pflegekraft bei jedem Besuch – das gilt nicht 
nur für Pflegeheime, sondern auch für Kranken-
häuser – eine Rolle spielt. Deswegen ist es rich-
tig, dass wir uns darum kümmern wollen, diesen 
Bürokratiedschungel in der Pflege zu lichten.  

Dadurch haben wir die Möglichkeit, bessere 
Rahmenbedingungen für die Unternehmen im 
Pflegebereich zu schaffen und die Belegschaft zu 
entlasten. Durch Bürokratieabbau können wir da-
für sorgen, dass die Menschen, die in der Pflege 
tätig sind, mehr Zeit für Zuwendung für die einzel-
nen Pflegebedürftigen haben. Das sollte ein Ziel 
sein, bei dem man nicht das Haar in der Suppe 
suchen, sondern gemeinsam versuchen sollte, es 
zu erreichen. Daher wundert es wohl keinen, 
wenn ich diesen Antrag für die Landesregierung 
ausdrücklich begrüße. 

In Zeiten knapper werdender finanzieller und per-
soneller Ressourcen müssen alle Kräfte zur Si-
cherstellung einer hochwertigen Pflege gebündelt 
werden. 

Vor diesem Hintergrund ist der Bürokratieabbau 
eines der wichtigsten Ziele der Landesregierung. 
Ich habe deshalb unmittelbar nach meinem Amts-
antritt eine Expertengruppe zu diesem Thema 
eingerichtet, die mir bis Mitte Mai dieses Arbeits-
ergebnis präsentiert hat. Wir werden das jetzt be-
werten und natürlich auch in den Fachausschüs-
sen darüber reden.  

Der Prüfauftrag der Arbeitsgruppe erfasste das 
Heimrecht, die Pflegeversicherung, das Landes-
pflegerecht, aber auch Regelungsbereiche wie 
etwa den Brandschutz und die Hygieneaufsicht. 
Sie alle belasten Pflegeeinrichtungen mit Bürokra-
tie. Die Arbeitsgruppe hat nach meiner Auffas-
sung schnell und gut gearbeitet. Dafür möchte ich 
mich bei den Mitgliedern, die diese intensiven Be-
ratungen neben ihren eigentlichen Aufgaben in 
Unternehmen, Verbänden und Organisationen 
gemeistert haben, auch noch einmal auf diesem 
Wege recht herzlich im Namen der Landesregie-
rung bedanken. 

(Beifall von der CDU) 

Ich teile die Einschätzung der Regierungsfraktio-
nen, dass uns die Arbeitsgruppe im Hinblick auf 
praxistaugliche, umsetzbare Schritte wertvolle 
Zuarbeit geleistet hat. Bei allen uns unterbreiteten 
Vorschlägen zur Entbürokratisierung ist allerdings 
zu beachten, dass es unterschiedliche Hand-
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lungsebenen wie etwa den Bund für die Änderun-
gen im SGB XI … 

(Rainer Schmeltzer [SPD]: Im SGB XI!) 

– ja, SGB XI – und im SGB V, die Landesebene 
für das Landespflegegesetz und die Verordnun-
gen, die Kreise und kreisfreien Städte als Umset-
zer des Landespflegegesetzes und des Heimrech-
tes und die Träger von Pflegeeinrichtungen für in-
terne Maßnahmen gibt.  

Wir müssen auch berücksichtigen, dass wir vieles 
erst im Kontext bedeutender Reformvorhaben wie 
der Reform der Pflegeversicherung, der GKV-
Reform sowie der Föderalismusreform durchfüh-
ren können.  

Dennoch liegen jetzt rund 35 konkrete Vorschläge 
zu Änderungen und zu anderen Maßnahmen in 
den verschiedenen Lebensbereichen vor. So wer-
de ich mich beim Heimgesetz und seinen Verord-
nungen dafür einsetzen, dass eine generelle Mo-
dernisierung des veralteten Heimrechtes zustande 
kommt. Ich werde mich darauf konzentrieren, den 
heimrechtlichen Fokus auf ordnungsrechtliche 
Bestimmungen zu richten, während Qualitätsan-
forderungen über Vereinbarungen nach dem 
SGB XI abgesichert werden sollten. Ich werde un-
ter anderem auch dafür Sorge tragen, dass Heim-
aufsicht und MDK ihre Prüfungen künftig besser 
aufeinander abstimmen; nur so kann man Dop-
pelprüfungen vermeiden.  

(Vorsitz: Präsidentin Regina van Dinther) 

In der Pflegeversicherung geht es darum, den ge-
genwärtigen Reformzug auch dafür zu nutzen, 
überflüssige Regelungen wie etwa Wirtschaftlich-
keitsprüfungen, Pflegebuchführungsverordnungen 
und Pflegeheimvergleich konsequent zu strei-
chen, weil sie in Zeiten, in denen die Preisbildung 
über den Pflegemarkt bestimmt wird, überflüssig 
sind.  

Im Rahmen des von uns zu verantwortenden 
Landespflegegesetzes und einer Verordnung 
werde ich zur Entbürokratisierung des Verfahrens, 
zur Beantragung und Gewährung von Pflege-
wohngeld das Gespräch mit den kommunalen 
Spitzenverbänden suchen, um zukünftig die dazu 
erforderlichen Formulare zu vereinheitlichen und 
die notwendigen Festlegungen und Angaben zu 
begrenzen und um das Verfahren der Beratungen 
und Gewährungen an einer Stelle in der Kommu-
nalverwaltung zu bündeln.  

Soweit die Arbeitsgruppe Vorschläge zur Kran-
kenversicherung gemacht hat, werde ich mich im 
Reformprozess des SGB V dafür einsetzen, die 
angemahnten Klärungen bei der Gewährung von 

häuslicher Krankenpflege herbeizuführen. Das be-
trifft zum Beispiel den geforderten künftigen Weg-
fall des Genehmigungsvorbehaltes der Kranken-
kassen bei Vorliegen einer ärztlichen Verordnung 
oder auch die Verordnung nach einer Verord-
nungsmöglichkeit von Krankenhausärzten bei Ent-
lassungen in die eigene Häuslichkeit sowie die 
Implementierung eines Systems heimärztlicher 
Versorgung.  

Daneben gibt es aber auch Vorschläge, die auf 
der Selbstverwaltungsebene umgesetzt werden 
können. Hierzu gehören die zeitliche Entzerrung 
bei ärztlichen Versorgungen zum Quartalsende 
sowie die Aufhebung zeitlicher Befristungen von 
Verordnungen für chronisch Kranke und die Si-
cherung der Vollständigkeit der vorgenommenen 
Verordnungen.  

Ich werde die Beratungen mit der Selbstverwal-
tung nutzen, um diese Anregungen zu transportie-
ren. Für andere Maßnahmen als Gesetzesände-
rungen müssen wir bei den Beteiligten erst Über-
zeugungsarbeit leisten, wie zum Beispiel trägerin-
terne Anforderungen nicht par ordre du mufti ab-
zuschaffen. Hier werden uns die Ergebnisse des 
Referenzmodells helfen.  

Hierzu habe ich die Beteiligten aufgefordert, mir 
bis Mitte September ein Praxishandbuch vorzule-
gen, das erstens bei der Optimierung der Arbeits-
abläufe, zweitens bei der Vereinfachung der Pfle-
gedokumentation und drittens bei der Verbesse-
rung der Zusammenarbeit Hilfestellungen gibt.  

Auch dies schafft zeitliche Freiräume, die den 
Pflegebedürftigen zugute kommen sollen. Hierfür 
muss kein Federstrich an bestehenden Regelun-
gen verändert und kein Euro mehr in die Hand 
genommen werden. Uns hilft aber auch, wenn wir 
mit parlamentarischer Unterstützung in die not-
wendigen Fachgespräche gehen. Deshalb ist die-
ser Antrag wichtig.  

Schließlich möchte ich noch einmal ein Hand-
lungsfeld bei der Entbürokratisierung ansprechen, 
das uns allen in diesem Hause noch intensive Be-
ratungen bringen könnte, nämlich das Stichwort 
Föderalismusreform. Die Landesregierung be-
grüßt die Föderalismusreform in diesem Zusam-
menhang und auch die Absicht, das Heimrecht in 
die Zuständigkeit der Länder zu geben.  

Damit widerspreche ich ausdrücklich denjenigen, 
die eine Verlagerung des Heimrechtes in die Zu-
ständigkeit der Länder ablehnen, weil sie damit in 
einem Atemzug den Abbau von Schutzrechten 
verbinden. Vielmehr bin ich mir sicher, dass wir 
viel konkreter und viel eher mit einem Heimrecht 
in Landeszuständigkeit auf die individuellen Be-
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dürfnisse der Menschen eingehen können als mit 
einem Bundesgesetz. Das müsste als verordnetes 
Mittelmaß die unterschiedlichen Interessen von 
16 Ländern koordinieren. Gesetzliche Lücken 
können auf der Landesebene zügiger ausgefüllt 
und geltende Regelungen können bei Änderungs-
bedarf schneller – jedenfalls ohne langwierige 
bundesweite Abstimmungsprozesse – angepasst 
werden.  

Im Übrigen ist es auch mit bundesrechtlichen 
Vorgaben nicht gelungen, tatsächlich einheitliche 
Bedingungen für Heime in den Ländern zu schaf-
fen – nicht nur, weil das Gesetz des Bundes je-
weils unterschiedlich ausgeführt wird. Die Länder 
unterscheiden sich schon heute in der Förderung 
der Pflegeinfrastruktur und in dem, was auf Lan-
desebene zwischen Pflegekassen und Verbänden 
der Einrichtungen über Vergütungen und Leistun-
gen, Qualität und Pflege in Rahmenverträgen ver-
einbart wurde. Stattdessen wollen wir gemeinsam 
fachlich darüber sprechen, wie wir das Heimrecht 
in Nordrhein-Westfalen im Interesse der Pflege-
bedürftigen gestalten wollen.  

Auch hier hat die von mir eingerichtete Arbeits-
gruppe wichtige Anregungen gegeben. Es hat 
sich gezeigt, dass es unbestreitbar einen Novellie-
rungsbedarf für die heimrechtlichen Vorgaben 
gibt. Die notwendigen Änderungen dürfen aber 
die Schutzfunktion des Gesetzes für die Bewoh-
nerinnen und Bewohner von Pflegeeinrichtungen 
nicht schwächen. Warten wir also die Ergebnisse 
der Beratungen in Berlin ab. Die Anhörung zum 
Heimgesetz findet in dieser Woche in der Bun-
deshauptstadt statt. Nutzen wir gemeinsam die 
Chancen, die uns die Delegation des Heimrechtes 
in die Zuständigkeit der Länder bietet. 

Bürokratieabbau ist – das sage ich auch mit Blick 
auf die anstehenden Ausschussberatungen – 
mehr als ein banales Streichkonzert. Wir müssen 
die pflegebedürftigen Menschen mit ihrer best-
möglichen Versorgung vor Augen haben, wenn 
wir dem Normendschungel den Kampf ansagen. 
Wir wollen diesen Kampf mit Sorgfalt und Augen-
maß aufnehmen.  

Die Landesregierung dankt den Regierungsfrakti-
onen für die parlamentarische Unterstützung. Ich 
würde mich freuen, wenn auch die Oppositions-
fraktionen diesen Weg mitgehen könnten. – Schö-
nen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Minister. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Kollege Killewald.  

Norbert Killewald*) (SPD): Frau Präsidentin! Mei-
ne Damen und Herren! Herr Dr. Romberg, ich 
komme aus Kevelaer, bin römisch-katholisch. 
Mein Glaube steht fest. Insofern will ich Ihnen das 
einmal glauben,  

(Heiterkeit) 

auch wenn es mir an einigen Punkten schwer fällt. 
Ich möchte das auch begründen.  

Der fünfte Abschnitt Ihres Antrages – Sie können 
das, wenn Sie bisher noch nicht die Möglichkeit 
hatten, den Bericht durchzulesen, nachher nach-
lesen – ist nicht nur inhaltlich, sondern auch von 
der Wortwahl her ziemlich genau dem Bericht 
entnommen. Das kann Zufall sein. Ich will einmal 
daran glauben.  

Was aber noch schwerwiegender ist, das ist die 
Tatsache, dass es auf Bundesebene die Bemü-
hungen gibt, dass bei der Fachkraftquote im Sin-
ne des Verbraucherschutzes Vorkehrungen ge-
troffen werden sollen. Ich kann mir nicht vorstel-
len, dass Sie das nicht wussten. Wenn man die 
Diskussionen in der CDU-Bundestagsfraktion und 
der SPD-Bundestagsfraktion in den letzten zwei, 
drei Wochen verfolgt hat, dann konnte man Punk-
te genau mit dem Inhalt dieses Antrages verneh-
men. Ich nehme an, dass Ihr Antrag sonst anders 
formuliert wäre. Meine Damen und Herren, ich will 
es einmal glauben.  

Herr Burkert, Sie haben in Ihrer Aufzählung noch 
die Apotheker vergessen. Der Vollständigkeit hal-
ber muss man ehrlicherweise sagen, dass auch 
die noch einmal prüfen können, wenn es um die 
Medikamentenabgabe, die Medikamentenschrän-
ke etc. geht. Insofern ist das wirklich eine Katast-
rophe. 

Meine Damen und Herren, ich möchte Sie darauf 
hinweisen, dass der Wunsch nach Entbürokrati-
sierung nichts Neues ist. Herr Minister, Sie neh-
men ja diesen Bericht zum Anlass zu formulieren:  

Sowohl auf Bundes- wie auf Landesebene  

– damit ist wohl Nordrhein-Westfalen gemeint –  

hat es bereits in der letzten Legislaturperiode 
Initiativen gegeben, die pflegerische Versor-
gung von unnötigem bürokratischen Ballast zu 
entschlacken und die Aufsichtsfunktionen so 
weit wie möglich zu bündeln und besser auf-
einander abzustimmen. 

Sie sehen, dies ist kein neuer Wunsch. Sie sehen, 
jeder Sozialminister ist seit den 70er-Jahren mit 
diesem Wust der Bürokratisierung konfrontiert 
worden, der hier angefallen ist.  
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Man muss auch ehrlicherweise fragen, wenn man 
das hier beklagt und uns indirekt vorwirft, wir hät-
ten da nichts getan: Wie ist es denn zu diesen 
Dingen gekommen? Da waren unter anderem Po-
litiker aus der CDU-Fraktion vor zwei Jahren an 
der Skandalisierung von einzelnen Pflegefällen 
eindeutig beteiligt. Das hat bei den Trägern be-
wirkt, dass sie sehr vorsichtig mit einer Entbüro-
kratisierung umgehen wollen, weil die Beweislast 
im Moment noch sichergestellt wird.  

Ich möchte damit nicht sagen, dass wir uns gegen 
Entbürokratisierung stellen wollen. Ich möchte nur 
sagen: Wir müssen einen ernsthaften Weg gehen. 
Wir haben hier eine Aufgabe, die wir ernst neh-
men sollten.  

Herr Laumann, ich finde es schade, dass Sie alle 
vier Male, in denen wir Sie und die Regierungs-
fraktionen aufgefordert haben, endlich im Bereich 
Pflege einen gemeinsamen Weg einzuschlagen, 
diese Aufforderung ausgeschlagen haben. Gera-
de bei der Entbürokratisierung der Pflege werden 
wir, wenn wir auf Landes- und Bundesebene nicht 
einheitlich vorgehen, verlieren. Dann wird es zu 
noch mehr Bürokratie statt zu einer Entbürokrati-
sierung kommen. Das zeigt die Vergangenheit, 
die Weisheit der letzten 30 Jahre.  

(Beifall von der SPD) 

Meine Damen und Herren, hier möchte ich schlie-
ßen. Ich erwarte noch eine Gegenrede von Herrn 
Henke. Ich möchte uns nicht die Gelegenheit 
nehmen, darauf noch antworten zu können. – Ich 
danke Ihnen.  

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Meine Damen 
und Herren, nach meinem Plan gibt es keine 
Wortmeldungen mehr. Wir kommen zum Schluss 
der Debatte.  

(Zurufe) 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages Drucksache 14/1984 an den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales. 
Die abschließende Beratung und Abstimmung soll 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer diesem 
Überweisungsantrag zustimmen möchte, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – 
Wer enthält sich? – Dann ist das mit großer Mehr-
heit so beschlossen.  

Meine Damen und Herren, wir kommen zu Ta-
gesordnungspunkt: 

10 Lärmschutz als Gesundheitsvorsorge  

Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 14/1991 

Ich eröffne die Beratung und gebe Herrn Remmel 
von der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen das 
Wort.  

Johannes Remmel *) (GRÜNE): Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau 
Präsidentin! Sehr geehrter Herr Minister – diesmal 
sind Sie nicht gemeint, Herr Laumann, sondern 
der Kollege Uhlenberg –, nachdem es eingerissen 
ist, dass der Minister die Redebeiträge der Oppo-
sition einzeln bewertet und benotet, sage ich Ih-
nen gleich am Anfang, dass ich es wahrscheinlich 
nicht schaffen werde, von Ihnen in die Kategorie 
der netteren Abgeordneten aufgenommen zu 
werden. Aber ich werde mich auf alle Fälle um die 
Kategorie Lieblingsoberlehrer bewerben. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Die ist schon 
vergeben!) 

Ich werde es mit diesem Thema zumindest versu-
chen. 

Lärm, meine Damen und Herren, macht krank. 
Zwei Drittel der Bevölkerung in Deutschland füh-
len sich durch Lärm belästigt oder gestört. Über 
ein Drittel der Bevölkerung ist sogar gesundheitli-
chen Beeinträchtigungen durch Lärm ausgesetzt. 
Nach aktuellen Angaben des Umweltbundesam-
tes lassen sich rund 4.000 Herzinfarkte pro Jahr in 
Deutschland … 

(Dr. Stefan Romberg [FDP]: Ein bisschen 
leiser bitte!) 

– Jawohl, Herr Romberg, Sie können auch an die-
ser Stelle gut zuhören – auf Straßenverkehrslärm 
zurückführen. Dass in der Ruhe die Kraft liegt, 
wird uns oftmals erst dann bewusst, wenn es uns 
an Ruhe mangelt. 

Das Problem der Lärmbekämpfung ist in Nord-
rhein-Westfalen und in Deutschland nicht neu. 
Aber wir haben es in der Perspektive 2007/2008 
mit der Umsetzung einer EU-Richtlinie zu tun, die 
das Thema aufgegriffen und systematisch geord-
net hat. Sie ist durch ein Bundesgesetz umgesetzt 
worden. Jetzt sind das Land beziehungsweise die 
Kommunen an der Reihe. 

Bevor man ins Detail geht, muss man sicherlich 
zwei Vorbemerkungen machen: Zum einen han-
delt es sich um einen umfassenden Ansatz, der 
es verdient, dass alle politischen Kräfte, die dem 
Lärmschutz verpflichtet sind, auf allen Ebenen an 
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diesem Ansatz intensiv arbeiten. Zum anderen 
muss man aber auch vorwegschicken, dass die-
ser Ansatz der EU Schwächen aufweist, wenn es 
darum geht, nach Feststellung von Problemen 
auch entsprechende Maßnahmen zur Bekämp-
fung von Lärm einzuleiten. Hier ist die Systematik 
schwächer als bei der Parallelrichtlinie zur Be-
kämpfung der Luftverschmutzung. 

Wenn man das weiß, ist das gleichzeitig eine Auf-
forderung, bei der Umsetzung und bei der An-
wendung der Richtlinie nicht noch zu zusätzlichen 
Verwässerungen zu kommen. Ich habe den Ein-
druck, dass es auf der Landesebene und insbe-
sondere durch das Umweltministerium über An-
wendungsvorschläge zur Verwässerung dieser 
Richtlinie kommen soll – und das bewusst. 

Ich will vier Bereiche nennen, von denen ich mei-
ne, dass es zu klareren Regelungen im Sinne von 
mehr Lärmschutz kommen sollte. Der erste Be-
reich betrifft die Zuständigkeitsregelung: Wer ist 
für die Umsetzung und insbesondere im ersten 
Schritt für die Kartierung von Lärm zuständig? 
Das Bundesgesetz sieht die Kommunen als Zu-
ständige vor. Allerdings können die Länder davon 
abweichende Regelungen treffen. In Nordrhein-
Westfalen beabsichtigt die Landesregierung eine 
generelle kommunale Zuständigkeit. 

Das wird von den kommunalen Spitzenverbän-
den, insbesondere aber vom Städte- und Ge-
meindebund mit dem Hinweis auf das Konnexi-
tätsprinzip abgelehnt. Darüber hinaus weist er 
darauf hin, dass die vielen kleinen Gemeinden, 
die diese Lärmkartierung entlang der Hauptver-
kehrsstraßen ausführen, dazu fachlich einfach 
nicht in der Lage sind. Sie haben schlicht und ein-
fach nicht die Kapazitäten. Das haben andere 
Bundesländer aufgegriffen, indem sie die Verant-
wortung zumindest für Städte unter 250.000 Ein-
wohner dem Landesumweltamt gegeben haben. 
Das sind im Übrigen auch Bundesländer, die nach 
einer ähnlichen Farbenlehre regiert werden wie 
Nordrhein-Westfalen. 

Zumindest von Kommunen unter 250.000 Ein-
wohnern kann man annehmen, dass sie nicht ü-
ber eigene fachliche Kapazitäten verfügen. Erste 
Nachfragen in diesen Kommunen haben bereits 
ein starkes Interesse daran erkennen lassen, 
dass das einheitlich, von einer Stelle und klar ge-
regelt übernommen wird. Hier bietet sich in der 
Tat – wie in anderen Bundesländern auch – das 
Landesumweltamt an. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Also verfolgen Sie hier nicht Ihre Ideologie zu 
kommunalisieren, die Sie bei der Verwaltungsre-

form versuchen durchzutragen. Darüber kann 
man im Einzelfall diskutieren. Aber es darf nicht 
so zum Prinzip werden, dass es zulasten der Sa-
che geht. Hier geht es zulasten der Sache, näm-
lich zulasten einer schnellen, einheitlichen und ef-
fizienten Lärmkartierung in Nordrhein-Westfalen, 

(Beifall von den GRÜNEN) 

auch wenn Sie den Kommunen entsprechende 
Hilfestellungen versprochen haben. Aber Sie wer-
den nicht umhin kommen zu erklären, wie es for-
malrechtlich gehen soll: Einerseits sind die Kom-
munen zuständig, dann soll Ihnen das Land hel-
fen. Wer soll wen beauftragen? In welcher Form 
soll das geschehen? Das schafft zusätzliche Bü-
rokratie. Im Übrigen ist es auch teurer: Nach Un-
tersuchungen, die uns vorliegen – Ihnen müssten 
die in der entsprechenden Machbarkeitsstudie 
auch vorliegen –, ist es um fast 60 % billiger, 
wenn es das Land macht und nicht die Kommu-
nen. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Die Frage ist 
doch, wie man das bezuschusst!) 

– Das steht doch in Ihrer eigenen Machbarkeits-
studie: Pro Einwohner kostet es 3,20 € an Verwal-
tungsaufwand, wenn es die Kommunen machen. 
Wenn es das Land macht, kostet es pro Einwoh-
ner 1,30 €. Das sind zumindest die Zahlen aus 
Ihrer eigenen Studie; die dürfen ja wohl entspre-
chend zitiert werden. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Es kommt weiter dadurch zu einer Aufweichung, 
dass Sie den Begriff Ballungsraum einseitig aus-
legen. Sie interpretieren Ballungsraum eng defi-
niert in den kommunalen Grenzen. Das kann für 
Nordrhein-Westfalen einfach nicht der Sachstand 
sein, weil wir einen Ballungsraum hier etwas an-
ders definieren: Das Ruhrgebiet ist ein zusam-
menhängender Ballungsraum. Wenn man Ihre 
Thesen – beispielsweise diejenigen, die wir eben 
im Zusammenhang mit der Luftreinhaltung disku-
tiert haben – ernst nimmt, dass man solche Fra-
gen wie Lärmbekämpfung und Luftqualität nur in 
einem größeren Zusammenhang beantworten 
kann, muss es doch in diesem Fall zu einer ent-
sprechenden Kartierung und Meldung im zusam-
menhängenden Raum für das gesamte Ruhrge-
biet kommen. Ansonsten sind Sie in sich nicht 
konsistent. In der Sache ist es auch nicht ange-
messen, weil man das Problem nur in einem sol-
chen regionalen Zusammenhang angehen kann. 

Einen weiteren Punkt, der darauf hindeutet, dass 
es zu einer Verwässerung kommen soll, ist ein 
Antrag hinsichtlich der Schwellenwerte, den Sie 
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im Bundesrat unterstützen. Wenn – wie von Ba-
den-Württemberg beantragt und von Nordrhein-
Westfalen massiv unterstützt – die Schwellenwer-
te bei 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) in der Nacht 
liegen sollen, dann erübrigt sich eigentlich eine 
weitere Kartierung. Im Übrigen ist das auch keine 
1:1-Umsetzung des EU-Rechts, weil die EU vor-
schreibt, dass eine entsprechende Kartierung in 
Ballungsräumen bei Werten ab 55 dB(A) am Tag 
und 60 dB(A) in der Nacht erfolgen soll. 

Ich frage mich, wozu man kartieren soll, wenn 
man später erst zu einem viel höheren Wert Maß-
nahmen ergreifen soll? Das macht doch keinen 
Sinn. Hier soll offensichtlich mit höheren Schwel-
lenwerten die Lösung eines Problems auf die lan-
ge Bank geschoben werden. 

Meine Damen und Herren, dies macht deutlich, in 
der Sache gibt es, was die Bekämpfung von Lärm 
angeht, einen politischen Konsens. Wenn es al-
lerdings darum geht, ins Detail zu gehen und 
ernsthaft das Problem in Nordrhein-Westfalen an-
zugehen, dann zeigen sich deutliche Schwächen. 
Deswegen haben wir diesen Antrag gestellt.  

(Minister Eckhard Uhlenberg: Unterschiede!) 

– Nein, es sind Schwächen. Wenn man an be-
stimmten Stellen nicht das, was zur Bekämpfung 
notwendig ist, unternimmt, sondern Versäumnisse 
zutage treten, dann muss man das politisch the-
matisieren. Deshalb haben wir den Antrag ge-
stellt. – Vielen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Remmel. – Für die CDU-Fraktion spricht jetzt 
der Kollege Hubert Schulte.  

Hubert Schulte*) (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Dass die Beeinträchtigung 
des persönlichen Umfeldes durch Lärm heute ein 
immer größer werdendes Problem darstellt, ist 
unstrittig und jedem bekannt. Viele dieser Lärm-
quellen wirken täglich auf jeden Einzelnen von 
uns ein, doch dabei ist die Wahrnehmung von 
Lärm und die dadurch verursachte persönliche 
Betroffenheit höchst unterschiedlich. Was für Ju-
gendliche fetzige Musik in der Disco ist, das ist für 
andere nur noch eine Zumutung und wird auch als 
solche bezeichnet. Im Fußballstadion freuen sich 
die dort Anwesenden darüber, dass sie gemein-
sam Gesänge und Schlachtrufe veranstalten. An-
wohner der Stadien empfinden gerade diese Ge-
sänge und Schlachtrufe als große Störung und 
wehren sich bis hin zu Klagen vor Gericht.  

Einig ist man sich in der störenden Wahrnehmung 
von Straßen-, Flugzeug- und Industrielärm, um 
nur einige Lärmquellen zu nennen, wobei der ge-
messene Lärmpegel allein noch keine Aussage 
über die Wirkung auf die Betroffenen darstellt. So 
hört man häufig von Anwohnern an Straßen, dass 
sich bei Verlagerung des Straßenverkehrs und 
der damit verbundenen Verringerung des Ver-
kehrslärmpegels Anwohner beschweren, weil nun 
nicht mehr der kontinuierlich hohe Lärmpegel vor-
handen ist, sondern der deutlich niedrigere Lärm-
wert aufgrund unterschiedlicher Intensität dazu 
führt, dass er viel intensiver wahrgenommen wird. 

Durch Lärm entstehen starke Beeinträchtigungen 
der Lebensqualität für unsere Bürgerinnen und 
Bürger, die so weit gehen können, dass sogar 
Krankheiten ausgelöst werden. Um dem entgegen-
zuwirken, haben wir mehrere Gesetze und Verord-
nungen, eine davon ist die EU-Umgebungs-
lärmrichtlinie, die dazu dienen soll, den Lärmpegel 
zu begrenzen.  

Der erste Schritt ist die Kartierung von Lärmbelas-
tungen in besonders betroffenen Gebieten. Dazu 
zählen Ballungsräume, Hauptverkehrswege und 
Großflughäfen. Bis zum 30. Juni 2007 ist diese 
Lärmkartierung abzuschließen. Wir begrüßen es, 
dass Nordrhein-Westfalen hier zügig aktiv wird 
und die Initiative im Land ergriffen hat. Zur Unter-
stützung der Kommunen bei dieser Aufgabe sind 
im Landeshaushalt 1,4 Millionen € bereitgestellt. 
Nun gilt es bei dieser großen Aufgabe, die Kräfte 
zu bündeln, sodass das Land und die Kommunen 
zusammenarbeiten und Parallelarbeiten vermie-
den werden. Ein Beitrag hierzu ist die Zurverfü-
gungstellung aller bereits bei den verschiedenen 
Ämtern, beispielsweise beim Landesumweltamt, 
vorhandenen relevanten Daten.  

Meine Damen und Herren, die Kartierung der 
Lärmquellen und der Belastungen mindert noch 
keinen Lärm. Das kann nur der erste Schritt zu 
einer effektiven Lärmbekämpfung sein, damit man 
weiß, was los ist. Denn es ist schön und gut, 
wenn man weiß, wie hoch der Lärm ist und von 
wem der Lärm verursacht wird. Doch damit ist 
noch niemandem geholfen.  

Auf der Grundlage der Lärmkarten sind dann die 
Lärmaktionspläne zu erarbeiten. Dann geht es 
auch richtig ins Geld. Die Lärmsanierung muss in 
den besonders stark belasteten Gebieten begin-
nen. Bei dem Umfang der Aufgaben können nicht 
alle Gebiete gleichzeitig in Angriff genommen 
werden. So macht es keinen Sinn, wie im Antrag 
gefordert, die Werte nach unten zu verändern. 
Man würde damit die betroffenen Gebiete erwei-
tern und entsprechende Hoffnungen wecken, oh-
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ne die erfüllen zu können. Es bringt auch nichts, 
weitere Gebiete durch entsprechende Benennung 
als Ballungsgebiete mit in diesen Bereich hinein-
zubringen. Es wäre genau dieselbe Wirkung.  

(Minister Eckhard Uhlenberg: So ist es!) 

Meine Damen und Herren, es erweckt Erwartun-
gen, die nicht erfüllt werden können. Es ist sehr 
leicht zu fordern, wenn man nicht die Verantwor-
tung hat. Herr Remmel, Sie hatten ja bereits mit 
der vorherigen Landesregierung, die abgewählt 
worden ist, die Gelegenheit, aktiv zu werden.  

(Zuruf von Johannes Remmel [GRÜNE]) 

Doch der Lärm spielte bei Ihnen überhaupt keine 
Rolle, außer wenn Sie ihn selbst veranstaltet ha-
ben.  

(Zuruf von der SPD: Wie witzig! – Johannes 
Remmel [GRÜNE]: Soll das das Niveau 
sein? – Gegenruf von Parl. Staatssekretär 
Manfred Palmen: Das müssen Sie gerade 
sagen!) 

Wir werden auch die EU-Lärmrichtlinie 1:1 umset-
zen und keinen kostenträchtigen Extraweg für 
Nordrhein-Westfalen gehen. Wir werden die Um-
gebungslärmrichtlinie unbürokratisch und prakti-
kabel umsetzen. Der von der jetzigen Landesre-
gierung eingeschlagene Weg wird von uns voll 
und ganz unterstützt. – Vielen Dank.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Schulte. – Für die SPD-Fraktion spricht nun 
Frau Wiegand. 

Stefanie Wiegand (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Gesundheitsgefahr durch Lärm ha-
ben wir heute Abend bei diesem Tagesordnungs-
punkt hier im Plenarsaal zu dieser Tageszeit be-
stimmt nicht mehr zu erwarten. Das ist tagtäglich 
im Land aber anders. Lärm zählt zu den größten 
Umweltproblemen unserer Zeit und beschäftigt 
über die Grenzen Nordrhein-Westfalens und 
Deutschlands hinaus die Verantwortlichen aus 
Umwelt-, Gesundheits- und Kommunalpolitik. So 
steht das Thema Lärmschutz seit vielen Jahren 
auf der Tagesordnung der Umweltpolitik. Dabei ist 
Lärmschutz anders als Luftverschmutzung oder 
Feinstaub ausschließlich ein lokales und damit 
kommunales Umweltproblem. 

Über 80 % der Deutschen fühlen sich vom Lärm 
belästigt. Lärm schränkt die Lebensqualität ein 
und kann zu gesundheitlichen Problemen führen. 

Der Antrag von Bündnis 90/Die Grünen verdeut-
licht das in aller Ausführlichkeit. 

Die Rechtslage und damit auch die Ausgangslage 
für unsere heutige Debatte ist klar: Die Europäi-
sche Umgebungslärmrichtlinie wurde 2005 in 
deutsches Recht umgesetzt. 

Unabhängig vom aktuellen Anlass war das Land 
Nordrhein-Westfalen unter der Vorgängerregie-
rung bereits aktiv an Lärmschutzmaßnahmen be-
teiligt. So hat das Land Nordrhein-Westfalen unter 
der Vorgängerregierung bis einschließlich 2004 
910 Millionen € für aktiven und 73,4 Millionen € für 
passiven Lärmschutz an Bundes- und Fernstra-
ßen ausgegeben. 

Der Umweltausschuss des Landtages wurde in 
seiner Sitzung am 26. April dieses Jahres über die 
Umsetzung der EU-Umgebungslärmrichtlinie in-
formiert. Dort wie auch in der Sitzung des Lan-
desbeirates für Immissionsschutz vor zwei Tagen 
wurde versichert, dass das Land die Kartierung 
der Hauptstraßen – also Autobahnen und Bun-
desstraßen – übernimmt und dafür auch Geld im 
aktuellen Haushalt bereitgestellt hat. Die ent-
scheidende Frage hat die schwarz-gelbe Landes-
regierung dabei aber jedes Mal elegant umschifft: 
Wer bezahlt eigentlich die sich anschließenden 
Lärmaktionspläne und gegebenenfalls erforderli-
chen Maßnahmen? 

(Beifall von der SPD) 

Hinzu kommt, dass die Landesregierung ihrer In-
formationspflicht nicht nachkommt. Die notwendi-
gen Informationen an die Kommunen, die weniger 
als 100.000 Einwohner haben, aber an Hauptver-
kehrsstraßen und Autobahnen mit mehr als 6 Mil-
lionen Fahrzeugen pro Jahr liegen, fehlen voll-
ständig. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Sie erzeugen so Unsicherheit und sorgen für 
Verwirrung. Eine aktuelle Nachfrage bei kleinen 
Kommunen im Münsterland ergab, dass viele 
noch überhaupt nichts von der Umsetzung der 
EU-Umgebungslärmrichtlinie gehört haben. Dass 
das Münsterland dabei kein Einzelfall ist, zeigt der 
hier vorliegende Brief einer Kommune vom Nie-
derrhein. Diese Stadt mit etwas mehr als 36.000 
Einwohnern hat nach einer Unterrichtung durch 
die zuständige Bezirksregierung Sorge, dass sie 
nun eine Lärmkartierung und anschließende Akti-
onsplanung in Eigenregie erstellen muss, nur weil 
sie an einem 4 km großen Abschnitt einer Auto-
bahn liegt. 
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Hier ist etwas gründlich schief gelaufen, meine 
Damen und Herren der Regierungsparteien. 

(Beifall von SPD und GRÜNEN) 

Hat die zuständige Bezirksregierung Sie falsch 
verstanden? Da stellt sich mir gleich die Frage, ob 
das vielleicht sogar Absicht war, weil es hier um 
das gute Geld geht. Oder hat die Kommune das 
falsch verstanden? Auf jeden Fall zeigt sich, dass 
es hier riesige Defizite in Ihrer Informationspolitik 
gibt. 

Apropos Informationsdefizit, lieber Kollege Rem-
mel vom Bündnis 90/Die Grünen: Sie fordern In-
formationen zu den Werkstattgesprächen. Selber 
suchen macht schlau! Auf den Internetseiten des 
MUNLV finden Sie die gewünschten Unterlagen. 
Ich gebe zu, dass ich nicht zu beantworten ver-
mag, was zuerst da war: das Huhn oder das Ei 
beziehungsweise der Bericht über die Werkstatt-
gespräche oder Ihr heutiger Antrag. Aber ich 
möchte den Mitarbeitern der Landesregierung hier 
nichts unterstellen und gehe daher davon aus, 
dass man den Bericht dort auch schon vorher hät-
te abrufen können. 

(Minister Eckhard Uhlenberg: Das ist schon 
lange dort abrufbar!) 

Auch die Teilnahme an der Sitzung des Landes-
beirates für Immissionsschutz vor zwei Tagen wä-
re hilfreich gewesen, da alle umweltpolitischen 
Themen, die Sie für heute auf die Tagesordnung 
haben setzen lassen, dort ausführlich behandelt 
worden sind. 

Ohne mich nun weiter in die Details des vorlie-
genden Antrags vertiefen zu wollen, interessiert 
mich schon die Antwort der Landesregierung auf 
die Forderung zur Aufstellung von Lärmminde-
rungsplänen bei den angegebenen Schwellenwer-
ten. 

Ferner interessiert mich, wie Sie, Herr Kollege 
Remmel, den großen Städten erklären wollen, dass 
diese ihre Aktionen zur Lärmerfassung und -ver-
meidung selber bezahlen müssen, die Kommunen 
der zweiten Phase die gleichen Aktivitäten jedoch 
vom Land finanziert bekommen sollen, wenn Ihre 
Forderungen dieses Antrages umgesetzt würden; 
denn Zuständigkeit heißt für mich auch finanzielle 
Zuständigkeit. 

Unabhängig davon, dass wir die Idee der Berück-
sichtigung von geplanten Straßenbauvorhaben 
bei der Lärmkartierung und -minderungsplanung 
nicht mitgehen wollen, machen wir uns Sorgen 
darüber, wie die Lärmschutzmaßnahmen zukünf-
tig – das heißt nach Umsetzung der Kommunali-
sierung der Umweltbehörden – koordiniert werden 

können; denn wir erwarten von der Landesregie-
rung, dass es für den Lärmschutz inklusive der 
Lärmkartierung und der Erstellung der Lärmakti-
onspläne klare Zuständigkeiten und Regelungen 
gibt, dass Kommunen bei der Umsetzung von 
Lärmminderungsmaßnahmen kompetent mit ei-
nem tragfähigen Handlungskonzept unterstützt 
werden, ohne dabei zusätzliche bürokratische 
Hürden überwinden zu müssen, dass Lärmver-
meidung – also Lärmminderung und passiver 
Lärmschutz – ein wesentliches Element der 
Lärmschutzpolitik Landesregierung für jetzt und 
für die Zukunft sein wird und dass moderne Lärm-
schutzpolitik nicht als Hindernis für eine aktive 
Wirtschaftspolitik gesehen, sondern als gemein-
same Chance verstanden wird. 

Lärmschutz heißt vor allem Schutz der Kleinen 
und Schwachen unserer Gesellschaft. Vom Lärm 
betroffene Bürger müssen dabei durch einen 
handlungsfähigen und handlungswilligen Staat 
geschützt werden. 

(Beifall von der SPD) 

Ob dies mit dem Motto der FDP „Privat vor Staat“ 
gelingt, bezweifle ich. 

(Beifall von der SPD) 

Abschließend möchte ich nur noch eines anfügen: 
Dieser Antrag war wieder einmal viel Lärm um 
nichts. – Vielen Dank. 

(Beifall von der SPD) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Frau Wiegand. – Für die FDP spricht nun Herr 
Dr. Romberg. 

Dr. Stefan Romberg*) (FDP): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Remmel, 
Sie kommen der Wahrheit allmählich etwas näher. 
Ihrer vorhin gemachten Aussage „Luft macht 
krank“ habe ich völlig widersprochen. Jetzt starte-
ten Sie mit: Lärm macht krank. Das kann ich auch 
noch nicht voll unterstreichen. Ihre Rede hatte ge-
legentlich deutlich über 60 Dezibel. Das stufen 
manche schon als Lärm ein. Trotzdem hat Ihre 
Rede mich noch nicht ganz krank gemacht. Daran 
sieht man aber, wie unterschiedlich Lärm emp-
funden werden kann. 

Neben der Umsetzung der Europäischen Luftquali-
tätsrichtlinie stehen Länder und insbesondere 
Kommunen vor einer weiteren großen Herausforde-
rung, nämlich der Umsetzung der Europäischen 
Umgebungslärmrichtlinie. Experten gehen davon 
aus, dass die Umsetzung der EU-Umgebungs-
lärmrichtlinie schwieriger, langwieriger und kostspie-
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liger sein wird als die Umsetzung der EU-Luftqua-
litätsrichtlinie. 

Es ist unstrittig, dass Lärm gerade für Bewohner 
städtischer Ballungsräume insgesamt eine Belas-
tung werden kann. Lärm wird als störend empfun-
den. Lärm wird aber auch immer nur von anderen 
verursacht. Man selbst verursacht selten Lärm, 
allerhöchstens Geräusche. Fast jeder fühlt sich 
also durch Lärm belästigt. Fast jeder ist aber auch 
selbst Ursache für den belästigenden Lärm. 

Wer am Samstagnachmittag seinen Rasen mäht, 
für den ist die Geräuschentwicklung seines Ra-
senmähers eine Selbstverständlichkeit, für den 
Nachbarn hingegen ist sie das nicht. Der empfin-
det das häufig als Lärm.  

Viele Menschen leben bewusst und gerne in städ-
tischen Zentren. Sie schätzen ausdrücklich, dass 
dort immer etwas los ist, nehmen die Freizeit- und 
Verkehrsangebote gerne in Anspruch. Dies ist für 
viele ein Stück Lebensqualität. Ungern lässt man 
sich seine Lebensqualität jedoch dadurch ein-
schränken, dass die Nachbarn auch einmal lärm-
trächtige, städtische Sachen unternehmen. Die 
Belebung unserer Innenstädte wird von allen Par-
teien immer wieder gefordert und unterstützt. 
Dass eine belebte Innenstadt zum Null-Dezibel-
Tarif zu haben ist, dürfte allerdings eine Illusion 
bleiben.  

Lärmbelastung kann konkret in Zahlen und Wer-
ten ausgedrückt werden. Sie haben schon wieder 
Krankheitsfälle aufgezählt. Auch deren Höhe 
zweifele ich an. Sie haben sich aber alleine auf 
die organischen und die Herz- und Kreislaufer-
krankungen beschränkt. Eine viel größere Rolle 
spielt Lärm für psychische Erkrankungen. Das 
wird in Ihrem Antrag nicht erwähnt. 

Ihre Wahrnehmung ist völlig subjektiv. Es gibt 
nämlich Menschen, die ein tropfender Wasser-
hahn am Schlafen hindert. Andere brauchen zum 
Schlafen lauten Fernsehton. Menschen sind in der 
Beziehung sehr unterschiedlich. Deshalb ist es 
auch schwierig, Lärmgrenzen so haargenau zu 
definieren.  

Lärm muss Grenzen haben. Er belästigt, hat 
Auswirkungen auf Lebensqualität und die Ge-
sundheit der Menschen. Die Bürger haben einen 
Anspruch auf angemessenen Schutz vor Lärm. 
Dies ist unstrittig. Allerdings sollte man sich immer 
wieder auch ein großes Stück weit an der Le-
benswirklichkeit der Menschen orientieren und 
nicht in einen dogmatischen Rigorismus verfallen. 

Lärmschutz ist für die Kommunen nichts Neues, 
weder in rechtlicher noch in praktischer Hinsicht. 

Die TA Lärm, das Bundesimmissionsschutzgesetz, 
das Landesimmissionsschutzgesetz. sind für die 
Kommunen nichts Unbekanntes. Auf diesem Ge-
biet besitzen die Kommunen langjährige Erfahrun-
gen, und zwar sowohl in der Kartierung als auch in 
der Planung von Lärmminderungsmaßnahmen. 
Diese Erfahrungen sollten nicht ungenutzt bleiben. 

Viel wichtiger aber ist, dass wir die langjährigen 
aktiven Bemühungen der Kommunen auf dem 
Gebiet des Lärmschutzes nicht durch unpraktikab-
le und komplizierte Detailregelungen konterkarie-
ren. Nach Berechnungen des Deutschen Städte-
tages wird die Kartierung und Planung die Kom-
munen etwa 3,50 € pro Einwohner kosten. Eine 
Stadt wie Köln muss also zunächst einmal 
3,5 Millionen € ausgeben, um den europäischen 
und den bundesrechtlichen Anforderungen an 
Kartierung und Planung zu genügen. 

Nun hat man damit aber noch keinen einzigen Eu-
ro in irgendeine konkrete Maßnahme zur Lärm-
minderung investiert. Im Vergleich zur Luftquali-
tätsrichtlinie muss bei der Umgebungslärmrichtli-
nie eine immense Masse an Daten erhoben, be-
arbeitet, bewertet werden. Geodaten von Straßen 
und Schienenwegen müssen ebenso erfasst wer-
den wie Geodaten der betroffenen Gebiete inklu-
sive der betroffenen Einwohner. Gleichzeitig müs-
sen Immissionsdaten erhoben und gewertet wer-
den. Dies geht so weit, dass die Schallausbrei-
tung und -reflexion für einzelne Straßenzüge mit-
hilfe dreidimensionaler Computermodelle errech-
net werden muss. 

Die Kommunen haben bereits einige Erfahrungen 
mit dem Thema Lärmbekämpfung. Dennoch er-
fordert die EU-Richtlinie eine hohe Qualität der 
Daten, die bislang noch nicht vorliegt. Die Daten-
beschaffung und -integration erfordert einen sehr 
hohen Personaleinsatz und gleichzeitig eine hohe 
Fachkompetenz in Sachen Akustik, Geoinformati-
on und Verkehrsplanung. 

Sowohl die vom Institut für Kartographie und Geo-
information der Universität Bonn erstellte Mach-
barkeitsstudie als auch der Endbericht zur Lärm-
kartierungswerkstatt haben verdeutlicht, welche 
Datenflut zu verarbeiten und auszuwerten ist. Das 
zuständige Landesumweltministerium bietet den 
Kommunen umfangreiche Hilfestellungen an. Die 
entsprechenden Informationen und Dokumente 
sind frei zugänglich. Darüber hinaus bin ich si-
cher, dass die Landesregierung den kleineren 
Kommunen, die aufgrund ihrer fachlich und per-
sonell begrenzten Ressourcen an ihre Grenzen 
stoßen, konkrete Hilfestellung bei der Kartierung 
und Planung anbieten wird.  
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Die Grünen erwecken allerdings den Eindruck, als 
sei die EU-Richtlinie in ihrer Gesamtheit – von der 
Kartierung über die Lärmminderungsplanung bis 
zu den konkreten Maßnahmen – im Handstreich 
umzusetzen. Ich empfehle den Grünen, zunächst 
einmal ihre eigenen kommunalen Mandatsträger 
zu fragen, welche Konsequenzen diese Forde-
rung für die einzelnen Kommunen wirklich hat. 

Niemand will die Lärmproblematik auf die leichte 
Schulter nehmen. Dennoch müssen wir uns unter 
den gegebenen Umständen und insbesondere un-
ter Berücksichtigung der Finanzsituation der 
Kommunen Schwerpunkte setzen und ein verant-
wortbares, abgestuftes und deshalb leistbares 
Vorgehen planen. Wir müssen uns an den Reali-
täten und dem Machbaren orientieren.  

Vor diesem Hintergrund weist der angesprochene 
baden-württembergische Antrag einen richtigen 
Weg. Es ist im Sinne aller, wenn die Planung der 
Maßnahmen zunächst auf die wichtigen Zonen 
konzentriert wird. Der vorliegende Antrag der 
Grünen enthält einige wenige richtige Gedanken. 
Ganz überwiegend geht er aber an der Wirklich-
keit vorbei oder ist einfach falsch. 

Frau Wiegend hat es schon angesprochen: Die 
Ergebnisse der Werkstattgespräche sowie der 
Machbarkeitsstudie sind längst öffentlich. Die Be-
teiligung der Öffentlichkeit auch an dem Verfahren 
zur Erarbeitung der Lärmaktionspläne ist im ent-
sprechenden Bundesgesetz zur Umsetzung der 
EU-Richtlinie ausreichend geregelt. Eine darüber 
hinausgehende Beteiligung der Umweltverbände 
ist entbehrlich. 

Die Grünen versuchen, sich als Gralshüter des 
Lärmschutzes zu profilieren. Dazu noch eine An-
merkung zum Schluss: Der Betrieb einer Wind-
energieanlage im Nennleistungsbereich verur-
sacht Schallleistungspegel von rund 103 Dezibel. 
Auch das wird immer ausgespart. Das Münster-
land ist lauter geworden, aber durch die Windrä-
der. An der Stelle sollten die Grünen selbst einmal 
ihre eigene Glaubwürdigkeit in Sachen Lärm-
schutz prüfen. – Danke sehr. 

(Beifall von FDP und CDU) 

Präsidentin Regina van Dinther: Für die Lan-
desregierung spricht jetzt Minister Uhlenberg. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Es ist immer gut, wenn man über al-
les redet und wenn immer wieder neue Anträge 
gestellt werden. Aber, Herr Abgeordneter Rem-

mel, ich darf noch einmal in aller Bescheidenheit 
darauf verweisen, dass ich in einem Brief an alle 
Abgeordneten mit Datum vom 24. April – das ist 
noch nicht lange her – für die Politik der Offenheit, 
wie sie von unserem Haus praktiziert wird, über 
die wichtigsten Dinge informiert habe. Das gilt 
auch für die Broschüren, die wir auf den Weg ge-
bracht haben. Die Kommunen in Nordrhein-
Westfalen sind informiert worden. 

Jetzt kann man anlässlich einer Debatte wie heute 
natürlich erklären, es sei nicht informiert worden. 
Ich werde gleich noch etwas dazu sagen, wann 
wir informiert haben und dass wir – wo wir jetzt 
mit der Frage der Lärmbekämpfung in Nordrhein-
Westfalen richtig zu Gange sind – in diesem Ver-
fahren die Strategie nicht ändern, sondern sie mit 
dem Ziel umsetzen, wirklich zu einer Verminde-
rung der Lärmbelästigung für die Menschen in 
Nordrhein-Westfalen zu kommen. Dafür bitte ich 
um Verständnis. 

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass 
diese Themen, wie sie hier diskutiert werden – 
auch mir ist es wie der Abgeordneten Wiegand 
aufgefallen –, im Umweltausschuss intensiv disku-
tiert worden sind und dass es zumindest seitdem 
keine neuen Erkenntnisse gibt. Aber ich betone 
noch einmal gerne für die Landesregierung, wenn 
es denn auch im Rahmen einer Landtagsdebat-
te wichtig ist: Der Umgebungslärm ist ein großes 
Problem. Der Umgebungslärm hat in den dicht 
besiedelten Städten und Ballungsräumen Nord-
rhein-Westfalens vielfach Ausmaße angenom-
men, die extrem belästigend sind und auf Dauer 
krank machen. Deswegen sind wir in dieser Frage 
so aktiv. 

Besonders das Anwachsen des Straßenverkehrs 
hat dazu geführt, dass ruhige Gebiete bei uns 
immer seltener werden. Etwa zwei Drittel der 
Menschen klagen heute allein über den Straßen-
verkehrslärm. Dieser Entwicklung, die in ganz 
Deutschland und in allen europäischen Mitglied-
staaten zu beobachten ist – gegenüber vielen an-
deren europäischen Mitgliedstaaten, etwa Frank-
reich, sind wir, was das Thema Lärm angeht, 
noch richtig aktiv –, will die Europäische Gemein-
schaft mit dieser Umgebungslärmrichtlinie entge-
gentreten, damit dieses Problem möglichst euro-
paweit geregelt wird.  

Ziel dieser Richtlinie ist die Ermittlung der Belas-
tung durch Umgebungslärm anhand von Lärmkar-
ten sowie die Erstellung von Aktionsplänen zu be-
sonderen Lärmzonen. Zusätzlich soll sicherge-
stellt werden, dass die Öffentlichkeit ausreichend 
über den Umgebungslärm informiert und an der 
Aktionsplanung beteiligt wird. Für diese Aufgaben 
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hat die Europäische Union den Mitgliedstaaten 
sehr enge Fristen gesetzt.  

Beispielsweise sollen in einer ersten Stufe bis Ju-
ni 2007 Lärmkarten für sämtliche Ballungsräume 
über 250.000 Einwohner und wichtige Verkehrs-
wege und Großflughäfen ausgearbeitet sein. 
Wichtige Verkehrswege sind Bundesautobahnen, 
Bundes- und Landstraßen mit mehr als 6 Millio-
nen Kfz pro Jahr und Schienenwege mit mehr als 
60.000 Zügen pro Jahr. Bis 2008 sollen dann Ak-
tionspläne zur Verringerung der Lärmbelastung 
vorliegen. Grenzwerte legt die EU-Richtlinie nicht 
fest.  

Für die Aufgaben der Umgehungslärmrichtlinie 
sind in Deutschland die Kommunen zuständig. 
Auch in den anderen Bundesländern sind die 
Kommunen dafür zuständig. Auch wenn es jetzt in 
den Ländern die Diskussion gibt, ob sie bei den 
Kommunen richtig aufgehoben sind oder ob man 
sie möglicherweise auf die Landesebene übertra-
gen soll, sind wir der Auffassung: Weil wir die Zu-
sammenarbeit mit den Kommunen begonnen ha-
ben, ist die Zuständigkeit bei den Kommunen 
auch richtig. Unsere Haltung ist also eine andere, 
als es in dem vorliegenden Antrag gefordert wird. 
Denn Lärm verursacht in der Regel kleinräumige 
Konflikte, die nur durch örtliche Planungen und 
Maßnahmen bekämpft werden können. Der Erfolg 
des Lärmschutzes hängt maßgeblich von den ört-
lichen, auf die jeweilige Gemeinde zugeschnitte-
nen Konzepten und von der Akzeptanz vor Ort ab. 

Wenn ich so etwas mit den Gemeinden in Nord-
rhein-Westfalen gemeinsam auf den Weg bringe, 
meine Damen und Herren, Frau Abgeordnete 
Wiegand, dann gehört es sich natürlich, dass die 
Gemeinden auch entsprechend informiert werden. 
Sie haben vorhin ganz interessante Gedanken 
geäußert, aber ich kann Sie beruhigen: Die Ge-
meinden sind informiert.  

(Frank Sichau [SPD]: Bisher noch nicht!) 

Da war eine Zwischenfrage? 

Präsidentin Regina van Dinther: Wer möchte 
eine Zwischenfrage stellen? – Herr Remmel, bitte 
schön. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Herr Minister, 
vielleicht könnten Sie noch einmal erklären, wie 
Sie sich das konkret vorstellen, wenn Lärm über-
örtlich verursacht wird, nämlich durch Hauptver-
kehrsstraßen, wie er dann örtlich, kleinräumig, 
kommunal bekämpft werden soll. 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Das habe ich doch gerade erklärt, Herr Abgeord-
neter Remmel. Ich habe erklärt, wie wir vorgehen: 
Einmal bei den großen Städten in den Ballungs-
zentren über 250.000 Einwohner plus entspre-
chende Flughäfen und Autobahnen in Nordrhein-
Westfalen, bei denen wir diese Lärmmessung 
vornehmen.  

Ich werde gleich noch etwas dazu sagen, dass wir 
im Gegensatz zu dem, was Sie fordern, nicht in 
die gesamte Fläche hineingehen und so im Grun-
de das Problem nicht lösen können, sondern wir 
werden uns vor dem Hintergrund der Finanzsitua-
tion des Landes, aber auch der Finanzsituation 
der Städte und Gemeinden in den nächsten zwei 
bis drei Jahren auf die Bereiche konzentrieren, bei 
denen wir es auch bezahlen können.  

(Beifall von Dr. Stefan Romberg [FDP]) 

Sie haben einen völlig anderen Ansatz, Herr Ab-
geordneter Remmel. Sie möchten mit diesem 
Thema in ganz Nordrhein-Westfalen Unruhe stif-
ten, ohne das Problem zu lösen, weil Sie mit dem 
Thema Lärm Ihr politisches Süppchen kochen 
möchten.  

(Beifall von CDU und FDP) 

Wir haben den Ansatz, dass wir das Problem in 
Nordrhein-Westfalen lösen wollen und dort anfan-
gen, wo es entsprechend gelöst werden muss. 
Deswegen haben wir mit den Kommunen ange-
fangen. 

Ich darf noch einmal darauf verweisen, dass wir 
am 9. März dieses Jahres alle Kommunen zu ei-
ner Besprechung zu dem Thema eingeladen ha-
ben – diejenigen, für die das vor Ort ein wichtiges 
Thema ist, waren auch da –, dass wir am 19. Ok-
tober 2005, also relativ schnell nach dem Regie-
rungswechsel, auch Vertreter der großen Bal-
lungsräume zu einer Besprechung eingeladen 
haben. Ich habe als Minister die kommunalen 
Spitzenverbände in Nordrhein-Westfalen eingela-
den und habe mit denen die Lärmproblematik und 
das gemeinsame Vorgehen zwischen Landesre-
gierung und den Kommunen in Nordrhein-
Westfalen besprochen.  

Ich bin bei der Lösung dieser Frage wie überhaupt 
der Umweltprobleme in Nordrhein-Westfalen wirk-
lich der Meinung, dass der Weg der Grünen, alles 
zu verstaatlichen und alles von der staatlichen 
Ebene zu lösen, falsch ist. 

(Zuruf von Sylvia Löhrmann [GRÜNE]) 
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Lassen Sie uns dies doch mit den Kommunen 
machen. Das Land soll dann helfen, wenn es 
sinnvoll ist, insbesondere bei kleinen Gemeinden, 
die gar nicht den Apparat dafür haben, dieses 
Problem zu lösen. Wir sind mit denen im Ge-
spräch und sind auf einem guten Weg. Wir fangen 
doch hier nicht bei null an, sondern wir arbeiten 
seit einem Jahr intensiv an diesem Thema. 

Die Aufgaben der Umgebungslärmrichtlinie – dar-
auf lassen Sie mich noch hinweisen – stellen die 
Kommunen aber vor die Probleme, die ich ge-
nannt habe, weil gerade bei den kleinen Kommu-
nen das Personal und die Finanzierung nicht vor-
handen sind. Deswegen müssen wir wie in vielen 
anderen Bereichen auch Schritt für Schritt vorge-
hen.  

Wir sind für eine sachgerechte, fristgerechte und 
vor allem kostengünstige Lärmkartierung für Nord-
rhein-Westfalen. Hier hat das Umweltministerium 
schon sehr frühzeitig diese Machbarkeitsstudie, 
von der schon die Rede war, und eine Werkstatt 
mit allen Akteuren durchgeführt. Dabei hat sich ge-
zeigt, dass besonders kleine Kommunen an 
Hauptverkehrsstraßen und im Umland an Groß-
flughäfen Hilfestellung bei dieser Kartierung benö-
tigen. Das Umweltministerium beabsichtigt des-
halb, den Kommunen außerhalb der Ballungsräu-
me – die anderen können das alleine; sprechen Sie 
mal mit der Stadtverwaltung in Dortmund – die Er-
arbeitung der Lärmkarten durch das Land anzubie-
ten.  

Also: Enge Kooperationen, aber keine Verwischung 
der Verantwortung. 

Weiterhin ist vorgesehen, vorhandene Landesda-
ten allen Kommunen über die bestehende Geoda-
teninfrastruktur zur Verfügung zu stellen, was 
auch für die Kommunen in den Ballungsräumen 
eine wichtige Hilfe ist. 

Die Landesregierung hat es sich zum Ziel gesetzt, 
den Umgebungslärm in den Städten Nordrhein-
Westfalens wirksam und umfassend zu bekämp-
fen und natürlich damit auch die Lebensqualität 
der hier lebenden Menschen zu verbessern. In 
diesem Zusammenhang erwarten wir von der 
Umgebungslärmrichtlinie entscheidende Fort-
schritte. 

Nordrhein-Westfalen hat aufgrund der Industrie-
dichte und des hohen Verkehrsaufkommens er-
wartungsgemäß höhere Belastungsstrukturen und 
damit größere Umsetzungsprobleme als andere 
Bundesländer. Das Thema Feinstaub haben wir ja 
in dem Zusammenhang eben schon diskutiert. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Minister, 
Herr Remmel hat noch eine Frage. Gestatten Sie 
die? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Ja, gerne. 

Präsidentin Regina van Dinther: Bitte, Herr 
Remmel. 

Johannes Remmel*) (GRÜNE): Schönen Dank. – 
Sie haben eben dargestellt, wie Sie das beabsich-
tigen mit den kleineren Kommunen. Sie sind nach 
Gesetzeslage, jedenfalls nach Bundesgesetz, zu-
ständig und Sie wollen ihnen Daten zur Verfügung 
stellen beziehungsweise anbieten, dass das Lan-
desumweltamt die Kartierung vornimmt. Wer be-
auftragt das Landesumweltamt? Wer zahlt letzt-
lich die Kosten? Stellt das Land den Kommunen 
dann die Kosten in Rechnung? Wie ist dieser 
Verwaltungsakt zu erklären? Wie wird das prak-
tisch vonstatten gehen? 

Eckhard Uhlenberg, Minister für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 
Herr Abgeordneter Remmel, die Umsetzung der 
Umgebungslärmrichtlinie ist keine Landesaufga-
be, sondern liegt in der Zuständigkeit der Kom-
munen. Damit liegt auch die Finanzierung in der 
Zuständigkeit der Kommunen.  

Aber ich sage noch einmal: Weil wir wissen, dass 
es dort Probleme gibt, unterstützen wir die Kom-
munen dadurch, dass wir das Datenmaterial mit 
dem Landesumweltamt erarbeiten und es den 
Kommunen zur Verfügung stellen. Das ist eine 
enorme Entlastung für die Arbeit der Kommunen.  

Sie haben eben selber einige Zahlen zu den Kos-
ten genannt, die inzwischen erarbeitet worden 
sind. Es kostet ungefähr pro Einwohner einer 
Stadt 70 Cent, zunächst einmal den Aktionsplan 
zu erstellen. Die Umsetzung ist natürlich bedeu-
tend teurer. Da kann man aber auch nur Durch-
schnittswerte nennen. Das liegt zwischen 2, 3 und 
5 €. Das sind im Moment alles gegriffene Zahlen 
bei den Kommunen, weil die Konsequenzen und 
die Auswirkungen je nach Maßnahme, die in der 
jeweiligen Kommune getroffen werden muss, sehr 
unterschiedlich sind. Deswegen bringen Durch-
schnittszahlen hier relativ wenig. Das muss man 
sehr genau auf die einzelne Kommune herunter-
brechen. 

Ich möchte noch etwas zum Thema 70 dB(A) sa-
gen. Die Landesregierung hat im Bundesrat eine 
Änderung der Lärmkartierungsverordnung unter-
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stützt, die Auslösewerte für die Lärmaktionspla-
nung von 70 dB(A) am Tag und 60 dB(A) nachts 
vorsieht. Damit wollen wir die Kommunen in die 
Lage versetzen, zuerst die wichtigsten Lärmprob-
leme zu lösen. Ich habe ja bereits am Anfang ge-
sagt, dass wir keine landesweite Panik auslösen 
wollen mit dem Ergebnis, dass sich nichts ändert, 
weil weder die Kommunen noch das Land das 
bezahlen können, sondern es ist wichtig, dass wir 
uns auf die Kommunen konzentrieren, in denen 
die Menschen durch Lärm besonders belastet 
sind.  

Ich bitte deswegen auch um Verständnis dafür, 
dass wir uns zunächst belastbare Daten über die 
Lärmsituation beschaffen müssen, um den Sanie-
rungsbedarf zu ermitteln. Wir wollen deshalb die 
Lärmkartierung in den Kommunen schnell voran-
bringen. Dabei sind wir jetzt. Erst wenn diese Da-
ten vorliegen, macht es Sinn, die Wertediskussion 
weiterzuführen. 

Klar ist auch, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
dass es in Gebieten, die einer Lärmaktionspla-
nung unterliegen, zu massiven Forderungen der 
Bevölkerung kommen wird, wenn die Daten vor-
handen sind. Das ist völlig klar. Es ist aber nie-
mandem zu vermitteln, dass man erst plant und 
Maßnahmen für sinnvoll erachtet und dann nichts 
unternimmt, weil es auch für die Kommunen fi-
nanziell nicht realisierbar ist. Anspruchsvolle Aus-
lösewerte würden somit Hoffnungen in der Bevöl-
kerung wecken, die nicht erfüllt werden können. 
Die Landesregierung lehnt deshalb die Forderun-
gen aus dem vorliegenden Antrag ganz konkret, 
was diesen Punkt angeht, ab. 

Meine Damen und Herren, Sie sehen: Beim The-
ma Umgebungslärm wie beim Thema Feinstaub, 
das wir eben miteinander diskutiert haben, ist die 
Landesregierung gut aufgestellt. Wir bringen die 
Dinge voran. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Ich darf das wirklich noch einmal mit großem Ernst 
sagen: Die Themen Feinstaub und Umgebungs-
lärm plus Hochwasserschutz sind die umweltpoliti-
schen Herausforderungen gerade bei der Struktur 
hier in Nordrhein-Westfalen. Weil das die großen 
umweltpolitischen Herausforderungen insbesonde-
re in den Ballungsgebieten in Nordrhein-Westfalen, 
aber auch in der Nähe von Flughäfen oder Auto-
bahnen sind, stellt sich die Landesregierung dieser 
wichtigen umweltpolitischen Aufgabe. Wir werden 
sie im Rahmen unserer Möglichkeiten – damit mei-
ne ich natürlich auch Finanzen – gemeinsam mit 
den Kommunen realisieren. – Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Schönen Dank, 
Herr Minister. – Für die CDU spricht Herr Deppe. 

Rainer Deppe*) (CDU): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Liebe Kollegen, ich bitte Sie 
darum, meine Stimme ein bisschen zu entschuldi-
gen. Aber das hat nichts mit dem Fußballabend 
von gestern zu tun. 

(Allgemeine Heiterkeit) 

Herr Remmel und liebe Kollegen von den Grünen, 
Sie schreiben in Ihrem Antrag wortreich über Kar-
tierungen, über Pläne, über Zuständigkeiten. Nur 
darüber, wie wir wirklich zu Verbesserungen 
kommen, haben Sie kein einziges Wort verloren – 
weder in Ihrem Antrag noch eben in Ihrem Rede-
beitrag. Ich habe sehr gut aufgepasst, als Sie e-
ben gesagt haben, das wichtige Thema, die Sa-
che, um die es geht, sind die Lärmkartierungen. 
Da muss ich Ihnen sagen: Das ist doch deutlich 
zu kurz gesprungen. Das ist vielleicht der Unter-
schied zwischen der ideologischen Politik der 
Vergangenheit und pragmatischer und umset-
zungsorientierter Politik, wie wir sie jetzt in unse-
rem Lande haben und wie sie hier Realität gewor-
den ist. 

Meiner Meinung nach muss der Schwerpunkt auf 
der späteren Umsetzung der Lärmaktionspläne 
liegen. Darüber müssen wir uns heute schon, 
wenn es um die Kartierung geht, Gedanken ma-
chen. Denn die Kartierung ist der erste Schritt, 
wenn wir zu einer Umsetzung kommen wollen.  

Unserer Meinung nach wird die Umsetzung vor-
rangig in den Kommunen geschehen. Denn an-
ders als bei der Belastung der Luft mit Schadstof-
fen, die weiträumig verweht werden können oder 
die eingeweht werden können, ist die Lärmbelas-
tung lokal begrenzt. Sie wird im Regelfall durch 
lokale Ereignisse verursacht und muss folglich 
überwiegend durch lokale Maßnahmen bekämpft 
werden. Wir brauchen individuelle und auf die je-
weilige örtliche Situation zugeschnittene Maß-
nahmekonzepte. 

Ganz wichtig ist außerdem: Wir brauchen für die-
se Maßnahmen die Zustimmung der Bevölkerung 
vor Ort. Stellen Sie sich doch bitte einmal vor, was 
es städtebaulich heißt, wenn zum Beispiel an 
Straßenbahnlinien oder an viel befahrenen Stra-
ßen Lärmschutzwände angebracht werden müs-
sen. Ist das das, was gewollt ist? 

Ich denke, das müssen wir dann in der Stadt mit 
der Bevölkerung diskutieren und dann die ent-
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sprechenden Maßnahmen daraus entwickeln. Das 
kann auch nicht am grünen Tisch von irgendeiner 
Landesbehörde aus im ehemaligen „Königreich 
Höhn“ entschieden werden, sondern nur vor Ort. 

(Svenja Schulze [SPD]: Königreich Höhn! 
Oh, oh!) 

Die Umsetzung gehört in die Hand der Kommu-
nen. Genau das ist der Grund, warum der Bun-
desgesetzgeber diese Aufgabe vorrangig den 
Gemeinden zugewiesen hat. Anders als in vielen 
anderen Bundesländern haben wir in Nordrhein-
Westfalen große und leistungsstarke Kommunen. 
Dies ist auch der Grund, weshalb die Koalition der 
Erneuerung die Schwellenwerte für die Gemein-
degrößenklassen absenken wird. 

Präsidentin Regina van Dinther: Herr Deppe, 
Herr Remmel hat noch eine Zwischenfrage. Er-
lauben Sie diese? 

Rainer Deppe*) (CDU): Ich würde gerne erst ein-
mal zu Ende reden. Dann gucken wir gleich ein-
mal. – Als jemand, der großes Vertrauen in die 
Handlungskompetenz der Kommunen hat, bin ich 
fest davon überzeugt, dass die örtliche Ebene die 
richtige ist.  

Ich bin mir auch sicher, dass die Forderung der 
Grünen, das Land solle für die Kommunen unter 
250.000 Einwohner zuständig sein, nicht der Sor-
ge um die Nöte der Kommunen entspringt, son-
dern hier wieder einmal ihr latentes Misstrauen 
zum Vorschein kommt, wenn die Dinge nicht zent-
ral geregelt werden sollen. 

(Beifall von der CDU – Johannes Remmel 
[GRÜNE]: Fragen Sie doch die Kommunen 
selber! – Minister Eckhard Uhlenberg: Ma-
chen wir doch!) 

Wir sind der Auffassung, dass es vor allem unter 
dem Aspekt der Umsetzung – darauf kommt es an – 
sinnvoller ist, wenn von Anfang an, von der Kartie-
rung an und vor allen Dingen bei der Erarbeitung der 
Lärmaktionspläne, die Federführung bei den Kom-
munen liegt.  

Die Zeiten, in denen der Staat meinte, den Kom-
munen alles vorgeben und sich ständig in kom-
munale Angelegenheiten einmischen zu müssen, 
sind für die Städte und Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen glücklicherweise seit einem Jahr vor-
bei. 

Ich jedenfalls möchte nicht im Rathaus meiner 
Stadt, in der ich wohne, den Kommissar der Be-
zirksregierung sitzen haben, der dem Stadtrat 
vorschreibt, welche Maßnahmen er beim Lärm-

schutz zu ergreifen hat. Ich denke, das können wir 
vor Ort wesentlich besser. Als gelernter Kommu-
nalpolitiker habe ich den Eindruck, dass wir in den 
Kommunen ohnehin schon viel zu oft dem Eingriff 
in die kommunale Selbstverwaltung durch die 
Aufsichtsbehörden ausgesetzt sind.  

Herr Remmel, Sie stehen ja schon noch in gewis-
ser Kontinuität Ihrer Vorgängerin. Ich habe mir im 
Internet angesehen, was Frau Höhn so zustande 
gebracht hat. Das Beste, was ich zum Thema 
Lärmminderung gefunden habe, das war – die 
erste Seite habe ich mitgebracht – der Leitfaden 
zur Lärmminderungsplanung in NRW; 57 Seiten 
stark und dann noch ein dicker Anhang. Da wird 
toll beschrieben, wie man einen Lärmminde-
rungsplan aufstellt, aber es fehlt der Aspekt Um-
setzung. Ich glaube, gerade das ist Ihr Problem.  

Frau Höhn hat sich im Jahre 2003 im Ausschuss 
geäußert, dass schon für die bereits bestehenden 
Lärmminderungspläne und auch für die Umset-
zungsmaßnahmen wenig Mittel zur Verfügung 
stünden.  

Ich denke, dieses Thema sollten Sie anpacken. 
Wir sollten dafür sorgen, dass wir die Lärmver-
hältnisse vor Ort verbessern. Dann ist den Kom-
munen geholfen. Ansonsten – ich stimme selten 
der SPD zu; ich bin sicher auch kein Anhänger 
der großen Koalition –, Frau Wiegand, in dem Fall 
hatten Sie Recht: Das war viel Lärm um nichts. 

(Beifall von CDU und FDP) 

Präsidentin Regina van Dinther: Danke schön, 
Herr Deppe. – Es liegen keine weiteren Wortmel-
dungen vor. Wir kommen deshalb zum Schluss 
der Beratungen. 

Der Ältestenrat empfiehlt die Überweisung des 
Antrages Drucksache 14/1991 an den Aus-
schuss für Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz – federfüh-
rend –, den Ausschuss für Kommunalpolitik 
und Verwaltungsstrukturreform, den Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
sowie an den Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung. Die abschließende Beratung und Ab-
stimmung soll im federführenden Ausschuss in 
öffentlicher Sitzung erfolgen. Wer dieser Überwei-
sungsempfehlung zustimmen kann, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Wer ist dagegen? – Wer 
enthält sich? – Dann ist dies einstimmig so be-
schlossen. 
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Meine Damen und Herren, ich schließe die heuti-
ge Sitzung und wünsche Ihnen ein erholsames 
Pfingstfest. 

Schluss: 19:04 Uhr. 

 Von der Rednerin bzw. dem Redner nicht  
 überprüft (§ 96 GeschO) 

Dieser Vermerk gilt für alle in diesem Plenarproto-
koll so gekennzeichneten Rednerinnen und Red-
ner.  
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